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Die Sitzung wird um 9 Uhr 3 Minuten durch den 
Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Vor Eintritt in die 
Tagesordnung 

(die Abgeordneten erheben sich) 

habe ich die traurige Pflicht, Sie von dem plötz-
lichen Tod unseres Kollegen Dr. Otto Lenz in 
Kenntnis zu setzen. 

Gestern vormittag erreichte mich ein Tele-
gramm des Generalkonsuls der Bundesrepublik 
Deutschland in Neapel: 

Heute morgen gegen 9.30 Uhr Bundestags- 
abgeordneter Dr. Otto Lenz, Staatssekretär 
a. D., in hiesigem Hospital Cotugno verstor

-

ben. Chefarzt Professor Franza gab als Todes

-

ursache Urämie, ausgelöst durch Malaria tro

-

pica, an. Patient wurde Mittwoch bereits im 
Delirium und mit starkem Fieber, von Ischia 
kommend, im Hospital eingeliefert. Arzt stellte 
Milzvergrößerung und Leberschwellung fest. 
Frau Lenz gestern telephonisch benachrichtigt 
und hierher auf Luftweg unterwegs. Eintrifft 
15 Uhr. 	 Partsch . 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Dr. Otto Lenz wurde am 6. Juli 1903 in Wetzlar 
geboren. Nach dem Studium der Rechtswissenschaft 
war er im preußischen Justizdienst und nach 1938 
als Rechtsanwalt am Kammergericht in Berlin 
tätig. Während des zweiten Weltkriegs war er zu-
nächst Rechtsberater beim Reichskommissar am 
Oberprisenhof. Wegen seiner Zusammenarbeit mit 
Dr. Goerdeler wurde Otto Lenz nach dem 20. Juli 
1944 verhaftet und zu einer mehrjährigen Frei-
heitsstrafe verurteilt. Kaum in Freiheit, nahm er 
seine Anwaltspraxis in Berlin wieder auf und be-
teiligte sich an der Neubildung der staatlichen 
Ordnung Deutschlands. Seit 1950 lebte er in Mün-
chen. Er gehörte zu den Mitbegründern der CDU 
in Berlin. Von 1951 bis zum September 1953 war 
Dr. Lenz Staatssekretär des Bundeskanzleramtes. 
In den zweiten Bundestag zog er als Mitglied der 
Fraktion der CDU/CSU ein. Er war Mitglied des 
Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten und 
stellvertretendes Mitglied des Ausschusses zum 
Schutze der Verfassung und des Ausschusses für 
Fragen der Presse, des Rundfunks und des Films. 
Er leitete den Außenpolitischen Arbeitskreis der 
CDU/CSU-Fraktion und entfaltete auch außer-
halb des Hauses, z. B. im Europarat, eine breite 
politische Tätigkeit. 

Otto Lenz starb an der Begegnung mit dem uns 
am nächsten gelegenen großen afrikanischen Kon-
tinent, der auch in der Zukunft uns deutsche Par-
lamentarier immer wieder ernstlich beanspruchen 
wird. 

Ich spreche den Angehörigen unseres heimge-
gangenen Kollegen Otto Lenz die aufrichtige An-
teilnahme des Deutschen Bundestages aus. Ich 
spreche gleiche Anteilnahme der Fraktion der 
Christlich-Demokratischen und Christlich-Sozialen 
Union aus. 

Lassen Sie uns noch eines Mannes gedenken, der 
dem ersten Deutschen Bundestag angehörte und 
uns vielfach verbunden ist. Der ehemalige Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For-

sten, Professor Dr. Dr. h. c. Wilhelm Niklas, starb 
am 12. April in München an den Folgen eines Ver-
kehrsunfalls. 

1887 in Traunstein geboren, war Wilhelm Niklas 
fast 50 Jahre im Staatsdienst tätig. Ähnlich wie 
Otto Lenz hatte er schwer unter der Tyrannei 
Hitlers zu leiden. 1935 entlassen, trat er nach dem 
zweiten Weltkrieg als Staatsrat wiederum in den 
Dienst des bayerischen Landwirtschaftsministe-
riums und wurde 1948 stellvertretender Direktor 
der Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des  Vereinigten Wirtschaftsgebietes. 
In den ersten schweren Jahren der Nachkriegszeit 
hat sich Wilhelm Niklas auf ernährungswirtschaft-
lichem Gebiet besondere Verdienste erworben. 
1949 wurde er Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Mit dem Ende der 
ersten Legislaturperiode schied er aus Gesund-
heitsgründen aus Parlament und Regierung aus. 

Um den heiteren und allzeit gütigen Mann 
trauern viele Freunde. Ich habe den Hinterblie-
benen die Anteilnahme des Deutschen Bundestages 
ausgesprochen. 

Sie haben sich zu Ehren der Verstorbenen von 
Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, nach dem Gedenken 
der Trauer ist es mir eine besondere Freude, un-
serem wieder genesenen Vizepräsidenten des Bun-
destags, unserem Kollegen Carlo Schmid, die 
herzlichsten Glückwünsche des Hauses zur Gene-
sung auszusprechen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Glückwünsche zu Geburtstagen: Am 13. April 
feierte der Herr Kollege Matthes den 60. Geburts-
tag, 

(Beifall) 

am 19. April der Herr Kollege Diekmann den 
60. Geburtstag, 

(Beifall) 

am 22. April der Herr Kollege Gerns den 65. Ge-
burtstag, 

(Beifall) 

am 24. April der Herr Kollege Müser den 60. Ge-
burtstag, 

(Beifall) 

am 25. April der Herr Kollege Feldmann den 
60. Geburtstag, 

(Beifall) 

am 27. April der Herr Kollege Paul den 60. Ge-
burtstag 

(Beifall) 

und am 1. Mai der Herr Kollege Demmelmeier 
den 70. Geburtstag. 

(Beifall.) 

Damit ist die heute besonders lange Liste der Ge-
burtstagskinder abgeschlossen. Ich spreche den 
Herren Kollegen die aufrichtigen Glückwünsche 
des Hauses aus. 

Ich darf dem Haus weiter bekanntgeben, daß 
für den ausgeschiedenen Herrn Abgeordneten 
Kratz (Saar) der Herr Abgeordnete Steinhauer in 
den Bundestag eingetreten ist. Ich frage, ob der 
Herr Abgeordnete Steinhauer im Saal Ist. 

(Zuruf: Nein, er ist noch nicht da!) 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 

- Er ist noch nicht da. Dann wollen wir ihm in 
absentia gratulieren und ihm für den Rest dieser 
Legislaturperiode eine gute Zusammenarbeit 
wünschen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Nach einer Vereinbarung in der Sitzung des 
Ältestenrats am 30. April 1957 fällt die für den 
8. Mai vorgesehene Fragestunde wegen der Haus-
haltsberatungen aus. Nächste Fragestunde: Freitag, 
den 24. Mai. Sperrfrist für eingehende Fragen: 
17. Mai, 12 Uhr. Die bisher eingegangenen Fragen 
werden auf diese Fragestunde übernommen. 

Ferner gebe ich bekannt: Der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht hat mit Schrei-
ben vom 29. April auf die Mitberatung beim Drit-
ten Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats-
angehörigkeit verzichtet. Ich nehme an, daß das 
Haus nichts dagegen hat, wenn ein Ausschuß sich 
als inkompetent erklärt. 

Der Herr Vorsitzende des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten hat zu dem 
als Punkt 3 zur zweiten und dritten Beratung an-
stehenden Mühlengesetz (Drucksachen 3417, 2376) 
Rückverweisung nach § 96 (neu) der Geschäfts-
ordnung an den Haushaltsausschuß beantragt mit 
Rücksicht auf die finanziellen Auswirkungen, die 
sich ergeben, wenn dem vorgelegten Ausschuß-
bericht entsprochen wird. Ich frage, ob das Haus 
mit dieser Rückverweisung einverstanden ist, da-
mit die Möglichkeit geschaffen wird, daß der Be-
richt des Haushaltsausschusses bis zum Aufruf des 
Punktes vorliegt. - Kein Widerspruch; das Haus 
ist einverstanden. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. April 1957 den 
folgenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Art. 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zu den drei Protokollen vom 10. März 1955 über die 
Änderung des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
und zu dem Abkommen vom 10. März 1955 über die Orga-
nisation für Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Handels 
sowie zu dem Protokoll vom 3. Dezember 1955 zur Berich-
tigung der drei Protokolle, 

Gesetz zu dem Fünften Berichtigungs- und Änderungsproto-
koll vom 3. Dezember 1955 zum Wortlaut der dem All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen beigefügten Zoll-
zugeständnislisten, 

Gesetz über das Abkommen vom 14. September 1955 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Oster-
reich über die Beförderung von Exekutivorganen im Stra-
ßen- und Eisenbahn-Durchgangsverkehr, 

Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der in einzelnen 
Verwaltungszweigen des Landes Berlin beschäftigten Per-
sonen, 

Gesetz zur Änderung des Weingesetzes, 
Gesetz über Sicherheitskinefilme (Sicherheitsfilmgesetz), 
Zweites Gesetz zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungs-
gesetzes, 

Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Personen-
standsgesetzes. 

Der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat unter dem 19. März 1957 die Kleine Anfrage 291 
der Abgeordneten Seither und Genossen betreffend Hilfe für 
Frostschäden im Obst- und Weinbau (2819) beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 3411 verteilt. 

Der Herr Bundesminister der Justiz hat unter dem 18. April 
1957 zur Kleinen Anfrage 299 der Fraktion des GB BHE be-
treffend Anzahl der durch deutsche Gerichte abgeurteilten ehe-
maligen deutschen Soldaten, Angehörigen wehrmachtähnlicher 
Verbände oder anderer Personen (2871, 3115, 3223) eine wei-
tere Antwort gegeben, die unter Drucksache 3429 verteilt ist. 

Der Herr Staatssekretär des Auswärtigen Amts hat unter 
dem 22. März 1957 die Kleine Anfrage 333 der Fraktion der 
FDP betreffend Unterstützung von Boykott-Tendenzen gegen 
die Bundesrepublik in den arabischen Staaten (3230) beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 3324 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Auswärtigen hat unter dem 
23. April 1957 die Kleine Anfrage 338 der Fraktion der FDP 
betreffend Verhalten der Bundesregierung in der Angelegen-
heit des Botschaftsrats Schlitter (3246) beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 3424 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Auswärtigen hat unter dem 
11. April 1957 die Kleine Anfrage 347 der Abgeordneten Dr. 
Schneider (Saarbrücken), Wehdel, Dr. Will (Saarbrücken), 
Schwertner, Schreiner, Dr. Schäfer (Saarbrücken), Schneider 
(Brotdorf), Kratz. Ruland. Dr. Röder, Walz und Genossen be-
treffend Verunreinigung der Luft durch Staubauswurf des fran-
zösischen Kraftwerkes Großblittersdorf (3317) beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 3385 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
hat unter dem 18. April 1957 die Kleine Anfrage 349 der 
Fraktion der SPD betreffend Rundbrief an die Rentner (3370) 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 3423 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte hat unter dem 13. April 1957 die Kleine 
Anfrage 350 der Fraktion der FDP betreffend Durchführung 
des Häftlingshilfegesetzes (3351) beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache 3425 verteilt. 

Herr Abgeordneter Dr. Dresbach hat mit Schreiben vom 
16. April 1957 seine Unterschrift unter dem Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes über den Ladenschluß (3213) zurückgezogen. 

Der Herr Bundesminister für Wohnungsbau hat unter dem 
9. April 1957 im Nachgang zu seinem Bericht vom 30. Oktober 
1956 (2826) weiterhin über die Bereitstellung von Mitteln zur 
Förderung des Wohnungsbaues für Facharbeiter in den Zonen-
randgebieten berichtet. Sein Schreiben ist als Drucksache 3410 
verteilt. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 11. April 
1957 auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
in seiner 155. Sitzung über die Gesamtplanung und Gesamt-
kosten des zivilen Bevölkerungsschutzes berichtet. Sein Schrei-
ben wird als Drucksache 3430 verteilt. 

Der Herr Oberstaatsanwalt in Hildesheim hat unter dem 
27. April 1957 mitgeteilt, er habe mit Verfügung vom 9. April 
1957 das Ermittlunasverfahren gegen den Generaldirektor des 
Volkswagenwerkes Prof. Dr. h. c. Heinz Nordhoff, Wolfsburg, 
wegen Untreue. hier: angebliche Schenkung eines Volkswagens 
an die Kreisgeschäftsstel l e der CDU Frankfurt Main,  eingestellt. 
Die Verfügung liegt im Archiv zur Kenntnisnahme aus. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 10. April 
1957 eine Denkschrift über den technischen Nachwuchs über-
sandt, die an die Mitglieder des Hauses verteilt worden ist. 

Der Herr Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung hat unter dem 17. April 1957 im Anschluß an sein 
Schreiben vom 29. Dezember 1956 ein weiteres Gutachten über 
die Organisation der Deutschen Bundespost, zweiter Teil, Teil-
hand 1, „Das Fernmeldetechnische Zentralamt", übersandt, das 
im Archiv zur Einsichtnahme ausliegt. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir bei 
der Tagesordnung. Ich rufe auf Punkt 1: 

Zweite und dritte Beratung  des  Entwurfs 
eines Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes 
(Drucksachen 3039, 3040 Anlage 5); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht*) (16. 
Ausschuß) (Drucksachen 3407, zu 3407). 

(Erste Beratung: 190., 191., 192. Sitzung.) 

Ich frage, ob der Herr Berichterstatter das Wort 
wünscht. 

(Abg. Haasler: Ich verzichte auf Bericht

-

erstattung!) 

- Herr Abgeordneter Haasler verzichtet. Ich be-
danke mich dafür. 

Ich komme zum Artikel 1. Meine Damen und 
Herren, abstimmen werden wir nach den Num-
mern. Ich muß aber die Artikel .aufrufen. Ich rufe 
zunächst auf Artikel 1 Nr. 1 §§ 109 a, 109 b und 
109 c. Insoweit liegen keine Änderungsanträge vor. 
Wird das Wort zu ,den aufgerufenen Paragraphen 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Wer den auf-
gerufenen Paragraphen zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Angenommen. 

*) Siehe Anlage 2. 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 
Ich rufe auf § 109 d. Hier liegt ein Änderungs-

antrag auf Umdruck 1030**) Ziffer 1 vor. Es ist ein 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD. Wird das 
Wort zur Begründung gewünscht? — Herr Abge-
ordneter Wittrock! 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es handelt sich bei dem § 109 d um 
die umstrittenste Vorschrift dieses Gesetzes. Diese 
Vorschrift enthält die Restbestände jener Bestim-
mung, die als der Maulkorbparagraph in die Ge-
schichte der Arbeit dieses Parlaments eingeht. Es 
lohnt sich, einmal in der Ihnen allen vorliegenden 
Synopse die ursprüngliche Fassung des § 109 d mit 
der Fassung, die uns jetzt auf Grund der Aus-
schußbeschlüsse vorliegt, zu vergleichen. Dieser 
Vergleich ist gerade deshalb interessant, weil er 
den monströsen Charakter der ursprünglichen 
Fassung des § 109 d, also jenes Maulkorbparagra-
phen, offenbart. Ich meine monströs nicht bezüg-
lich des Umfangs, sondern bezüglich des Gedanken-
inhalts. Dieser Vergleich zeigt, daß jene Vorschrift 
doch wesentlich verbessert worden ist. Das wird 
hiermit ausdrücklich anerkannt. Diese Verbesse-
rung des § 109 d, also jenes sogenannten Maulkorb-
paragraphen, ist nicht zuletzt eine Auswirkung dei 
Kritik einer wachsamen öffentlichen Meinung, und 
ich benutze die Gelegenheit, anzuerkennen — und 
ich glaube, wir sollten das alle dankbar anerken-
nen —, daß es in der Bundesrepublik eine wach-
same öffentliche Meinung gibt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Dennoch enthält der § 109 d die Reste jenes 
ursprünglichen Maulkorbparagraphen. Die Vor-
schrift wirft nach Auffassung der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion unlösbare rechtspolitische 
j Probleme auf. Betrachten Sie sich einmal die Be-
stimmung! Sogleich stellt sich die Frage: Woher 
soll der Richter den Maßstab beziehen, um festzu-
stellen, ob die Verbreitung einer unwahren Behaup-
tung geeignet ist, die Tätigkeit der Bundeswehr 
zu stören? Meine Damen und Herren, wo beginnt 
die Störung der Tätigkeit der Bundeswehr, und 
wo hört sie auf? Das ist doch die Frage, mit der 
sich der Richter, der eine derartige Bestimmung 
anzuwenden hat, auseinandersetzen muß. 

Wir sind der Meinung, daß hier die Grenze der 
Rechtsstaatlichkeit erreicht ist. Ja, sie ist nicht 
nur erreicht, sondern wir sind der Auffassung, 
daß an dieser Stelle die Grenze der Rechtsstaat-
lichkeit bereits überschritten ist. Zum Prinzip der 
Rechtsstaatlichkeit gehört, daß die Grenze der An-
wendbarkeit eines Gesetzes klar und eindeutig 
feststellbar ist. Das ist hier nicht der Fall, und 
aus diesem Grunde haben wir unsere prinzipiellen 
Bedenken gegen eine derartige Regelung. 

(Abg. Haasler: Können Sie ein Beispiel 
bringen?) 

Ein weiteres Problem! Nach dieser Vorschrift 
soll strafbar sein, wer eine unwahre Behauptung 
verbreitet, um — und jetzt kommt das Entschei-
dende — die Bundeswehr in der Erfüllung ihrer 
Aufgabe der Landesverteidigung zu behindern. Es 
kommt also hier für die strafrechtliche Würdigung 
entscheidend auf die Beurteilung der Motive des 
Täters an. Drängen Sie — diese Frage müssen wir 
uns stellen, und Sie alle sollten sich einmal in die 
Rolle eines Richters hineinversetzen — den Rich-
ter nicht dazu, die politische Haltung des Täters 

**) Siehe Anlage 3.  

zu erforschen, um auf diese Weise ein Indiz für 
das Motiv des Täters zu gewinnen? Denn wie ge-
sagt, es kommt hier auf das Motiv an. Wie soll das 
Motiv erkannt werden? Wie soll erkannt werden, 
in welcher Absicht der Täter gehandelt hat? Das 
werden Sie und das wird der Richter zwangsläufig 
nur erkennen können, wenn er dazu übergeht, 
letzten Endes auch die politische Haltung eines 
Täters zu erforschen. Das halten wir nach all den 
Erfahrungen mit der Rechtsprechung der Vergan-
genheit für außerordentlich gefährlich und be-
denklich. 

Meine Damen und Herren, ich habe die sozial-
demokratische Kritik an der politischen Justiz 
eben erneut angedeutet. Jawohl, wir haben in der 
Vergangenheit oft Veranlassung zu kritischen Wor-
ten gefunden. Aber gerade darum haben wir die 
erhöhte Pflicht, dem Richter zu ersparen, schlechte 
und schwer auslegbare Rechtsnormen anzuwenden. 
Aus dieser von der sozialdemokratischen Bundes-
tagsfraktion anerkannten Pflicht heraus, dem 
Richter auch brauchbare und eindeutige und klar 
auslegbare Normen an die Hand zu geben, meinen 
wir, daß auf die Vorschrift des § 109 d Verzicht 
geleistet werden muß. 

Ein letztes Wort. Die Vorschrift des § 109 d ist 
dem politischen Strafrecht zuzuordnen. Es sollte 
— und das hat der Abgeordnete Dr. Arndt in der 
ersten Lesung des Gesetzentwurfs zum Ausdruck 
gebracht — unser Grundprinzip sein, daß der Ge-
setzgeber bei der Schaffung und Ausgestaltung 
einer politischen Strafvorschrift keinen Zentimeter 
weiter geht, als zur Sicherung, Aufrechterhaltung 
und Verteidigung der inneren Ordnung unbedingt 
notwendig ist. Nur insoweit, als es objektiv und 
für jedermann erkennbar unerläßlich ist, derartige 
Strafvorschriften zu schaffen, sollte man es gerade 
auf diesem Rechtsgebiet tun. Aber nichts ist hier 
für den konkreten Sachgegenstand ersichtlich und 
bisher ersichtlich gemacht worden, was dafür 
spricht, eine derartige Regelung zu treffen, eine 
derartige Schutzvorschrift zu schaffen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, beantragen 
wir die Streichung des § 109 d. Das Haus sollte 
diesem Streichungsantrag nicht zuletzt auch des-
halb zustimmen, weil es sich damit klar und ein-
deutig von den Resten jener Bestimmung distan-
ziert, die als der Maulkorbparagraph unrühmlich 
bekanntgeworden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird das Wort 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Haasler! 

Haasler (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte an die Schlußworte 
meines Herrn Vorredners anknüpfen, der sagte, 
es sei nichts ersichtlich gemacht worden, was für 
die Notwendigkeit des § 109 d spreche. Der Herr 
Vorredner ist bei dieser Behauptung wohl davon 
ausgegangen, daß das Verhalten unserer Presse 
bisher keinen Anlaß geboten habe, mit einer sol-
chen Schutzbestimmung aufzuwarten. Insofern 
sind wir uns alle einig. Es bestand im Ausschuß 
darüber Einigkeit, daß wir hier nicht eine Be-
stimmung schaffen wollten, die auf die verfas-
sungstreue Presse zielt, sondern daß wir ein In-
strument schaffen müßten gegen die Verteilung 
und Herstellung jener Flugschriften, die man dem 
einzelnen Soldaten nachher — wie man so schön 
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sagt — unter den Tornister oder auf die Stube 
schiebt. Die Tagespresse, die Zeitschriften waren 
nie gemeint; das ist in der öffentlichen Diskussion 
leider übersehen worden. Wir hatten von vorn-
herein stets nur jene Dunkelmänner im Auge, die 
nicht auf Grund einer Verantwortung in einer 
großen Zeitung, die ja stets einer gewissen Kon-
trolle der Öffentlichkeit unterliegt, arbeiten, und 
wir meinten die von draußen finanzierten Agenten 
mit ihren Flugblättern. 
Natürlich müssen wir, wenn wir eine Bestim-

mung schaffen, auch prüfen, ob sie nicht bei wei-
ter Auslegung über den Kreis derer hinaus, für 
die sie an sich gedacht ist, anwendbar sein könnte. 
Der Ausschuß hat sich bemüht, jede Möglichkeit 
zu verbauen, daß die Bestimmung des § 109 d auf 
die öffentliche Kritik einen hemmenden Einfluß 
ausübt. 
Mein verehrter Herr Vorredner hat gesagt, es 

seien hierin Begriffe enthalten, die schwer abzu-
grenzen sind. Er hat in diesem Zusammenhang 
erwähnt, daß die Formulierung „die Tätigkeit der 
Bundeswehr zu stören" kein sehr klarer Ausdruck 
sei; wo sei denn die Grenze des Störens und des 
Nichtstörens? — Nun, der Begriff des Störens hat 
seine allgemeine Bedeutung, und es wird der Pra-
xis nicht schwer fallen, hier eine Abgrenzung vor-
zunehmen. Aber im übrigen haben wir — und das 
scheint mir wesentlich wichtiger zu sein — dieses 
Tatbestandsmerkmal nur deshalb eingebaut, da-
mit nicht schlechthin jede lügnerische Behauptung 
als zur Erfüllung des Tatbestandes ausreichend er-
achtet wird. 
Und — Herr Kollege Wittrock, ich sage das 

nicht für Sie, sondern für jene, die nicht so genau 
mit den Verhandlungen und mit dem Text des 
Gesetzes vertraut sind wie die Mitglieder des 
Rechtsausschusses — es ist doch nur noch die be-
wußte Lüge, die getroffen werden soll, die Pro-
paganda, die wider besseres Wissen die Wahrheit 
verdreht. Wenn wir zugestehen, daß in Neben-
sächlichkeiten eine Lüge keine Bestrafung herbei-
führt und daß die Strafdrohung nur jenes be-
wußte Lügen treffen soll, das für das Staatsganze 
und für die Landesverteidigung gefährlich ist, so 
liegt in dieser Beschränkung doch ein Begehren, 
das man vom Staatspolitischen aus nur begrüßen 
kann. Bei den heutigen Methoden kommunisti-
scher und sonstwie antidemokratischer Propa-
ganda können wir uns nicht darauf beschränken, 
zu sagen: unser Volk ist gesund genug, sich 
dieser Dinge selbst zu erwehren, sondern wir 
müssen gerade gegen die Leute eine Handhabe 
besitzen, die ihre Propaganda in besonders ge-
schickter Weise anlegen und sich dabei, Herr Kol-
lege Wittrock, einer bewußt wahrheitswidrigen 
Propaganda bedienen. Diese Handhabe gibt uns 
der § 109 d mit der jetzigen Fassung in sehr spar-
samer Form. Diese sparsame Form ist aber das 
Mindeste, was wir fordern müssen, um Leuten 
entgegentreten zu können, die es, meist vom Aus-
land gesteuert, dem deutschen Volk unmöglich 
machen wollen, seine Wehrmacht aufzubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Herr Staats-
sekretär des Bundesjustizministeriums! 

Dr. Strauß, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Abgeordneter Wittrock hat darauf 
hingewiesen, daß die Vorschrift des § 109 d der 

Regierungsvorlage zu den umstrittensten Vor-
schriften dieser Vorlage gehört. Dem war in der 
Tat so. Vielleicht ist unter dem Eindruck der Ent-
wurfsfassung des § 109 d die Bewertung der ge-
samten Gesetzesvorlage etwas in den Hinter-
grund getreten, und man hat nicht genügend den 
Gesamtzusammenhang der Vorlage betrachtet. 
Man hätte dann vielleicht doch mehr darauf auf-
gemerkt, daß die Bundesregierung sich bemüht 
hat — zu einem Zeitpunkt, wo es notwendig war, 
wiederum Vorschriften über Vergehen gegen die 
Landesverteidigung in das deutsche Strafgesetz-
buch einzufügen —, dies in sehr sorgfältiger Be-
rücksichtigung der Erfahrungen einer schlechten 
Vergangenheit zu tun. 
Es ergibt sich gerade aus dem sehr sorgfältigen 

schriftlichen Bericht des Herrn Berichterstatters, 
des Herrn Abgeordneten Haasler, welche Erwä-
gungen den Rechtsausschuß in gemeinsamem Rin-
gen und gemeinsamen Bemühungen, an denen 
auch die Vertreter der Bundesregierung sich be-
teiligt haben, bestimmt haben, dem Hohen Hause 
die Annahme der Ihnen jetzt vorliegenden Fas-
sung des § 109 d vorzuschlagen. Der Rechtsaus-
schuß hat in seiner Mehrheit ebenso wie die Bun-
desregierung ein kriminalpolitisches Bedürfnis für 
die Schaffung einer solchen Strafvorschrift bejaht, 
um die Bundeswehr, wie es gerade soeben Herr 
Abgeordneter Haasler gesagt hat, gegen das Mit-
tel der Lüge zur Behinderung der Bundeswehr in 
der Erfüllung ihrer Verteidigungsaufgaben abzu-
schirmen. Es sollte damit insbesondere der plan-
mäßigen, von verfassungsfeindlichen Organisatio-
nen im Ausland gelenkten Agitation entgegen-
gewirkt werden. 
Der Rechtsausschuß hat, wie auch die Bundes-

regierung glaubt, der Fassung der Vorschrift ein 
schärferes Profil und eine größere Präzision gege-
ben und damit, wie ich annehme, die Befürchtun-
gen gegenstandslos gemacht, die gegen die Vor-
schrift geäußert worden sind, wie ich glaube, auch 
die Befürchtungen, die hinsichtlich der Belastung 
der richterlichen Entscheidung und damit der 
Richter bei der Anwendung einer solchen Vor-
schrift erhoben worden sind. 
Ich muß allerdings hier einmal feststellen, daß 

die Kritik an der Regierungsfassung vielfach 
auf Mißverständnissen und einer Verkennung der 
Tragweite der äußeren und inneren Strafbarkeits-
merkmale der ursprünglich vorgeschlagenen Fas-
sung beruht. Das Bundesjustizministerium wäre 
sicherlich nicht für eine Vorschrift eingetreten, 
wenn damit die Absicht verfolgt worden wäre, die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit in Angelegenhei-
ten der Bundeswehr einzuschränken. 
Nach der Ausschußfassung ist nunmehr für die 

Strafbarkeit erforderlich, daß der Täter die un-
wahren Behauptungen, deren Verbreitung geeig-
net sein muß, die Tätigkeit der Bundeswehr zu 
stören, wider besseres Wissen aufstellt und ver-
breitet, während die Regierungsfassung hinsicht-
lich der Unwahrheit der Behauptung den soge-
nannten bedingten Vorsatz genügen ließ. Das war 
der Hauptansatzpunkt der Kritik gegenüber der 
Regierungsfassung. Mit dieser vom Ausschuß vor-
genommenen Einschränkung der subjektiven Vor-
aussetzungen werden aber auch die Bedenken der-
jenigen zerstreut, die geglaubt haben, die Vor-
schrift würde die öffentliche Kritik in Fragen der 
Landesverteidigung beschränken. Werturteile und 
Meinungsäußerungen werden von der Strafvor-
schrift überhaupt nicht mehr betroffen. 
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Die Bundesregierung glaubt, daß die Vorschrift 

in der Ausschußfassung so gestaltet ist, daß nun-
mehr überhaupt keine rechtsstaatlichen Bedenken 
mehr gegen sie begründet sind. Ich bitte daher na-
mens der Bundesregierung, im Hinblick auf die 
Erfahrungen der Vergangenheit den Streichungs-
antrag abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der  Abgeordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur ein kurzes Wort! Es geht gar nicht 
so sehr darum, Maßnahmen gegen die politische 
Lüge zu treffen — wie es der Herr Kollege Haas-
Ler herausgestellt hat —, sondern es geht für die 
sozialdemokratische Fraktion um ein rechtspoliti-
sches Problem, nämlich um die rechtspolitische 
Aufgabe, Tatbestände zu schaffen, die klar ab

-

grenzbar sind. 

Herr Staatssekretär, iSie haben hier den Stand-
punkt vertreten, das sei 'der Fall. Es kommt aber 
doch für die Erfüllung des Tatbestandes darauf an, 
ob die Behauptung einer unwahren Tatsache ge-
eignet ist, die Tätigkeit der Bundeswehr in dem 
hier besagten Sinne zu stören. Die „Eignung" zu 
einer solchen Störung ist objektiv einfach nicht 
feststellbar! Es bedarf hierzu wahrscheinlich um-
fangreicher Sachverständigengutachten, und letz-
ten  Endes wird es darauf ankommen, welche sub-
jektive Einstellung der einzelne Richter oder gege-
benenfalls der einzelne Sachverständige zu einer 
ganz bestimmten Handlung oder Verhaltensweise 
des Täters hat. Das ist doch das Problematische; 
ich bitte doch, Herr Kollege Haasler, das Problem 
nicht zu verschieben! Es kommt hier  nicht darauf 
an, zu sagen: Wir müssen uns gegen dies oder jenes 
abschirmen. Wenn das notwendig ist,  kann es nur 
unter gleichzeitiger Erfüllung der Verpflichtung 
geschehen, rechtspolitisch klar abgrenzbare Tatbe-
standsmerkmale zu schaffen. Wir sind der Auffas-
sung, daß das bei dem vorliegenden Paragraphen 
nicht der Fall ist. 

Es kommt noch ein Weiteres hinzu. Wir haben 
uns manches Mal, auch in dem zuständigen Bun-
destagsausschuß, über die eine oder andere Vor-
schrift des Strafgesetzbuchs, die vor Jahren be-
schlossen worden ist, unterhalten und haben kri-
tisch — vielleicht auch enttäuscht— in mancher 
Hinsicht Betrachtungen angestellt. Gerade diese 
Tatsache verpflichtet uns,  heute bei der Erweite-
rung des hier in Betracht kommenden Rechtsge-
biets mit besonderer Zurückhaltung an die Auf-
gabe heranzugehen. Aus dem Bestreben nach die-
ser größtmöglichen Zurückhaltung haben wir un-
seren Antrag gestellt. 

Ein letztes Wort! Es wird immer wieder darauf 
hingewiesen, man müsse gegen die Einflüsse aus 
dem Ausland abschirmen. 

(Abg. Pelster: Auch aus dem Inland, so

-

weit die Behauptungen unwahr sind, Lü

-

gen sind!) 

— Ja, 'aber ich setze mich jetzt nur mit der  Be-
hauptung auseinander, man müsse sich gegen das 
abschirmen, was aus dem Ausland kommt, was aus 
dem Ausland gesteuert wird. Manche Beobachtun-
gen gerade der letzten Zeit veranlassen doch zu 
größter Skepsis, wenn nun warnend der Zeigefin-
ger erhoben wird. Wie leichtfertig hat man ge-
rade in der letzten Zeit, gerade in den letzten 
Wochen die Behauptung aufgestellt, irgendeine in 

Wirklichkeit aus einem tiefen Verantwortungsbe-
wußtsein entsprungene Meinungsäußerung verant-
wortlicher Personen sei irgendwie gestützt auf 
Einflüsse aus dem Ausland in die Welt gesetzt 
worden. 

(Abg. Dr. Menzel: Sehr wahr!) 

Das sollte uns doch auch zu ganz besonderem Miß-
trauen veranlassen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Haasler mel-
det sich zu einer Frage.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter Wittrock; wollen Sie 
nicht gleich noch eine Frage des Herrn Abgeordne-
ten Haasler beantworten? 

Haasler (CDU/CSU): Herr Kollege Wittrock, 
können Sie uns zur Verdeutlichung dessen, was  Sie 
hier meinten, ein praktisches Beispiel bilden? Dann 
werden uns die Grenzen Ihrer Bedenken vielleicht 
klarer. 

Wittrock (SPD): Herr Kollege Haasler, nehmen 
Sie an, es wird behauptet, in der Bundeswehr er-
folge eine besondere Ausbildung für eine unsach-
gemäße und nach allgemeinem sittlichem Empfin-
den verwerfliche Art der Kriegführung. Es erhebt 
sich sofort die Frage, ob der § 109d hier angewen-
det werden soll. Ist eine solche Behauptung geeig-
net, die Bundeswehr  in  der Erfüllung ihrer Auf-
gaben in dem hier in Betracht kommenden Sinn 
zu stören? Ich bin der Überzeugung, daß, wenn so 
etwas behauptet, zu Papier gebracht und verbrei-
tet wird, der eine Richter sagen wird: Das ist Ma-
kulatur, das ist völlig unbeachtlich; 'die Bundes-
wehr als Institution kann durch derartige Behaup-
tungen in gar keiner Weise in ihrer Tätigkeit be-
rührt werden. Aber es ist auch durchaus denkbar, 
daß ein anderer Richter — und das zeigt eben das 
Bedenkliche dieser Vorschrift — auf Grund des 
Sachverständigengutachtens sagt: Das ist etwas so 
Gewichtiges und etwas so Infames  und  etwas, was 
in einem erheblichen Maße geeignet ist, auch die 
öffentliche Meinung mobil zu machen, daß sich 
daraus eine Eignung zur Störung in dem hier ge-
meinten Sinne ,ableiten läßt. 

Ich bin Ihnen sehr dankbar, daß Sie mich ge-
beten haben, ein Beispiel zu bilden. Ich glaube, 
daß gerade ein solches Beispiel zeigt, wie rechts-
politisch problematisch die ganze Geschichte ist. — 
Sie sollten nicht mit dem Kopf schütteln, Herr 
Kollege — so einfach ist das Problem nicht —, son-
dern Sie sollten sich dazu entschließen, für die 
Streichung dieses — wie ich vorhin ausgeführt 
habe — überflüssigen Paragraphen zu stimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Bucher. 

Dr. Bucher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist zugegeben, daß der Rechtsaus-
schuß viel Anstößiges aus diesem Gesetzentwurf 
entfernt hat. Es ist auch zuzugeben, daß er diese Be-
stimmung gegenüber der ursprünglichen Fassung 
wesentlich verbessert hat. Trotzdem ist sie für uns 
nicht akzeptabel, weil, um es kurz zu sagen, der 
objektive Tatbestand nach wie vor zu unscharf 
gefaßt ist und im Zusammenhang damit den sub-
jektiven Momenten eine so starke Bedeutung zu-
kommt, daß man den Richter damit überfordert. 
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(Dr. Bucher) 
Es heißt nach wie vor: „gröblich entstellte Tat-

sachen". Der Herr Berichterstatter sagt, eine Tat-
sachenbehauptung sei dann ,entstellt, wenn sie nur 
eine Teilwahrheit enthalte und insgesamt nicht 
unerheblich von der Wahrheit abweiche. Nun, was 
nicht unerheblich — d. h. also erheblich — von der 
Wahrheit abweicht, das ist ,doch unwahr. Ich kann 
mir das nicht ianders vorstellen. Es hat schon ein-
mal einer die Frage gestellt: was ist Wahrheit? 
Und wir sollten diese Frage klar beantworten und 
auch den Richter veranlassen, sie klar zu beant-
worten. 
Eine gröbliche Entstellung kann sich mir  eigent-

lich nur auf dem Gebiete ,der bildenden Kunst vor-
stellen. Der Prototyp der !gröblichen Entstellung 
ist wohl die Karikatur; sie ist wirklich nicht un-
wahr, aber gröblich entstellt. Wenn es ein solches 
Gesetz vor dem ersten Weltkrieg gegeben hätte, 
wäre der !damalige „Simplicissimus" mit seinen 
häufigen Angriffen  gegen Auswüchse des Mili-
tarismus nicht sehr gut gefahren. 
Nun das andere, die subjektiven Momente. Es 

steht jetzt in dem Tatbestand: „wider besseres 
Wissen". Das ist erfreulich; damit wird der be-
dingte Vorsatz ausgeschlossen. Aber es steht eben 
auch drin, daß das „zum Zwecke der Verbreitung" 
getan werden und Behinderungsabsicht vorliegen 
muß. Das sind alles subjektive Momente, deren Vor-
handensein vom Richter sehr schwer festzustellen ist. 
Normalerweise ist es ja so: der Richter kann die 
subjektive Seite einer Tat entweder aus einem Ge-
ständnis oder aus Indizien feststellen. Die Indi-
zien kann er leicht gewinnen,wenn es sich um 
einen klaren Tatbestand handelt. Wer einem an-
dern ,die Geldtasche laus ,der Jacke nimmt, wird 
sich schwerlich darauf herausreden können, er 
habe dabei nicht den Vorsatz gehabt, sie zu ent-
wenden, sondern habe sie nur ansehen wollen. 
Und wer einen anderen mit einer Verbalinjurie be-
leidigt, wird auch nicht sagen können, er habe 
das nicht vorsätzlich getan. Aber hier, wo es sich 
um Behauptungen von gröblich entstellten Tat-
sachen handelt, ist es immer sehr schwer festzu-
stellen, ob einer das wirklich zum Zwecke der Ver-
breitung und in der Absicht getan hat, die  Bun-
deswehr zu behindern. Das birgt eben die Gefahr 
in sich, daß man, wenn sich in der Rechtsprechung 
eine entsprechende Tendenz einstellt, mit der Zeit 
die Feststellung der subjektiven Tatbestandsmerk-
miale zu leicht nimmt. 
Schließlich noch eins. Die Strafandrohung die-

ser Bestimmung ist Gefängnis, also bis zu fünf 
Jahren. Dieses hohe Strafmaß im Zusammenhang 
mit den tatbestandsmäßigen Schwierigkeiten wird 
für die Presse bereits Anlaß sein, sich möglichst 
jeder kritiischen Berichterstattung über militärische 
Dinge oder überhaupt über politische Dinge zu 
enthalten und sich lieber auf das Gebiet der Sen-
sation zu begeben und Boulevardpresse zu werden. 
Sie sagen zwar, Herr Kollege Haasler, nur die 

Behauptung wider besseres Wissen, die  Lüge, solle 
bestraft werden. Aber welcher Journalist, der eine 
etwas diffizile Formulierung gebraucht, weiß im 
voraus, wie der Prozeß, der ihm nachher gemacht 
wird, ausgeht? Und es ist nicht Sache unserer Jour-
nalisten, Prozesse zu führen. Das liebt man bei 
der Presse nicht, mit Recht nicht. So wird es eben 
zu einer gewissen Überbesorgtheit kommen, und 
damit wird schließlich die  Pressefreiheit beein-
trächtigt. Das ist für meine politischen Freunde 
und mich neben den rechtspolitischen Bedenken, 
die Herr Kollege Wittrock zu Recht vorgetragen 
hat,  das Hauptbedenken. 

Wir sind uns freilich darüber klar, daß die Staats-
sicherheit vielleicht einmal eine solche Bestimmung 
erfordern kann. Ich könnte mir vorstellen, daß es 
eine Zeit gibt, wo man diesen Paragraphen, wie 
er dasteht — ,aber auch dann wohl Immer noch 
ohne das „gröblich entstellt" — wirklich braucht, 
wenn sich solche „Dunkelmänner" hier auszutoben 
anfangen. Wenn man dafür Anhaltspunkte hat, 
soll man das rechtzeitig tun; 

(Abg. Pelster: Das wollen wir ja eben; 
wir sind einmal  reingefallen!) 

aber solche Anhaltspunkte halben wir heute noch 
nicht. Heute besteht meiner Auffassung nach eher 
die Gefahr der Beeinträchtigung der Pressefrei-
heit, als ,daß man sagen könnte, die  Sicherheit des 
Staates oder der Bundeswehr sei i n  Gefahr, in sol

-

cher Weise bedroht zu werden. 

Wir lehnen deshalb !diesen Paragraphen auch 
in  der jetzigen Fassung ab  und stimmen dem Strei-
chungsantrag der SPD zu. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord-
neter Haasler. 

Haasler (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In Anbetracht der noch recht 
langen Tagesordnung der heutigen Sitzung möchte 
ich versuchen, die Sache recht kurz zu machen, ob-
wohl das Problem durchaus eine eingehende Be-
handlung verdiente. 

Zu dem Beispiel, das der Herr Kollege Wittrock 
gebildet hat, muß ich sagen: hier handelt es sich 
allerdings um den typischen Fall einer Meinungs-
äußerung, der vom Gesetz in gar keiner Weise ge-
meint ist. Eine Meinungsäußerung kann man nicht 
unter den Begriff einer Tatsachenbehauptung 
bringen, noch kann man an eine Meinungsäuße-
rung den Maßstab „wahr oder unwahr" legen. 

(Abg. Wittrock: Das wird aber kein Ge- 
richt mitmachen, daß man die Meinungs- 
äußerung als eine dritte Kategorie neben 
das Werturteil und die Tatsachenbehaup

-

tung stellt!) 

— Verzeihung, Herr Kollege, die Meinungsäuße-
rung gehört nach ständiger Rechtsprechung absolut 
einwandfrei nicht zu den Tatsachenbehauptungen, 
und nur Tatsachenbehauptungen sollen hier ge-
troffen werden. Es ist zuzugeben, daß ab und an 
mal die Abgrenzung zwischen Tatsachenbehaup-
tung und Meinungsäußerung ein wenig umstritten 
war. Aber unsere hohen Gerichte haben dazu Maß-
stäbe entwickelt, die ganz zweifellos auch hier an-
gewandt werden dürften. Diese Maßstäbe reichen 
für eine genügend deutliche Abgrenzung der all-
gemeinen Kritik und der Meinungsäußerung von 
eben der Tatsachenbehauptung aus. 

Erst dann, Herr Kollege Wittrock, würde Ihr 
Beispiel unter dem Gesichtspunkt des § 109 d 
relevant werden, wenn der Täter nicht nur be-
hauptet, in der Bundeswehr finde eine Vorberei-
tung für eine besonders verwerfliche Art der 
Kriegführung statt, sondern wenn er noch hinzu-
setzte, das geschehe, indem man irgendwelche 
Leute dort quäle und martere, und daß dies Leute 
seien, die sich nicht für Versuche zur Verfügung 
stellten, sondern Wehrpflichtige würden gezwun-
gen, eine unmenschliche Behandlung über sich er-
gehen zu lassen. Wenn das aber behauptet wird 
und das nicht wahr ist, dann habe ich keine Be-
denken, diesen Mann zu bestrafen. Denn das hat 
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(Haasler) 
dann mit Melinungsäußerung und Kritik nichts 
mehr zu tun. Das hat dann nur damit zu tun, daß 
man Dinge konstruiert, die es nicht gibt, allein zu 
dem Zweck, um unsere jungen Männer zu veran-
lassen, nicht zur Wehrmacht zu gehen oder sich 
ihrer Pflicht zur Landesverteidigung zu entziehen. 

Herr Kollege Bucher hat eingewandt, seine poli-
tischen Freunde hätten sich irgendwie mit dem 
Gedanken vertraut machen können, einer ähn-
lichen Schutzbestimmung zuzustimmen; der Schutz 
sei aber auch in der vorgelegten Fassung noch zu 
weit. Dem muß ich entgegenhalten, Herr Kollege 
Bucher: das, was Sie hier gegen die Bestimmung 
einwandten, ging an der Sache leider vorbei. Sie 
sagten insbesondere, wenn der Begriff der gröb-
lichen Entstellung herausgenommen würde, dann 
hätte sich noch eher über den § 109 d reden lassen. 
Ich muß Ihnen sagen, daß „gröbliche Entstellung" 
den Anwendungsbereich des § 109 d nicht etwa 
ausweiten, sondern entscheidend einengen wird. 
Wir müssen nämlich von dem Stand unserer Recht-
sprechung ausgehen, die zutreffend sagt: Da, wo 
jemand in eine Lüge ein Körnchen Wahrheit tut, 
bleibt es trotzdem eine Lüge — das kann sogar 
eine sehr gefährliche Lüge sein —, und da, wo mit 
einer Behauptung nur eine Teilwahrheit ausge-
sprochen wird, wird das Ganze damit noch nicht 
zur Wahrheit. Wir wollen aber durch den vorge-
legten Gesetzestext sogar diejenigen schützen, die 
nur etwas übertreiben. Wer nicht gröblich von der 
Wahrheit abgeht, den wollte man bei dieser Be-
stimmung aussparen. 
Ich möchte abschließend sagen: Wir sind bei der 

Einengung der Bestimmung des § 109 d — und 
all die Tatbestandsmerkmale, die hier drinstehen, 
sind einengend — bis an die Grenze desjenigen 
gegangen, was staatspolitisch vertreten werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Dr. Gille! 

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn man den Vorschlag des 
Regierungsentwurfs mit der jetzigen Fassung des 
Ausschusses vergleicht, so kann man doch füglich 
nicht bestreiten, daß sich der Ausschuß die aller

-

erdenklichste Mühe gegeben hat, den Bedenken, die 
von allen Seiten vorgebracht worden sind, zu ent-
sprechen und so viele Sicherungsklauseln einzu-
bauen, wie überhaupt möglich ist. Herr Kollege 
Wittrock, ich war etwas überrascht, daß Sie gegen 
den Einbau des neuen Tatbestandsmerkmals, daß 
die unwahre Behauptung geeignet sein muß — das 
ist ja eine weitere Sicherung, die wir da eingebaut 
haben —, so besonders akzentuiert vorgingen. Im 
ersten Entwurf war der Begriff: „geeignet ... , die 
Tätigkeit der Bundeswehr zu stören" ja nicht ent-
halten, es hätte also nicht jede Behauptung dar-
aufhin geprüft werden müssen, ob gerade sie be-
sonders gegeinet sei, die Tätigkeit der Bundeswehr 
zu stören. Diese weitere Einschränkung und Ein-
engung hat doch der Ausschuß eingefügt. 

(Abg. Wittrock: Herr Kollege Gille, ich 
bitte mich nicht so zu verstehen, als seien 
wir der Auffassung, ohne diesen Begriff 
der „Eignung" sei die Vorschrift akzep

-

tabel! In keiner Weise!) 

— Nein; aber in Ihren Darlegungen legten Sie 
etwas viel Akzent darauf und meinten, gerade die 

Eignung sei sehr schwer festzustellen. Ich möchte 
meinen, daß diese Feststellung durch den Richter, 
auch ohne daß er Sachverständige hinzuzuziehen 
braucht, wahrscheinlich verhältnismäßig leicht zu 
treffen sein wird. Die rechtspolitischen Bedenken, 
die Sie haben und die wir auch sehr weitgehend 
erwogen haben, liegen nach meiner Auffassung 
nach wie vor darin, daß man den Begriff der Ab-
sicht in die Bestimmung eingebaut hat und da-
nach unterscheidet: Wenn du in böser Absicht 
gelogen hast, wirst du bestraft; wenn du nicht in 
böser Absicht gelogen h ast, kommst du frei. Das 
ist rechtspolitisch nach wie vor ein sehr neuralgi-
scher Punkt, etwas, was irgendwie nicht hinein-
paßt. 

Wenn Herr Kollege Bucher meinte, die Bestim-
mung habe nach der jetzigen Fassung wirklich 
noch etwas mit der Beeinträchtigung der Presse-
freiheit zu tun, so möchte ich allerdings ganz deut-
lich sagen: Wo die bewußte Lüge beginnt, da hört 
für mich längst der Begriff der Pressefreiheit auf; 
da kann es sich nur noch um einen Mißbrauch 
der Pressefreiheit handeln. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Gegenüber einer bewußten Lüge sollten wir uns 
eigentlich scheuen, von einer Beeinträchtigung der 
Pressefreiheit zu reden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, meinen politischen 
Freunden scheint der Akzent doch auf der Frage 
zu liegen: Sehen wir eine Notwendigkeit ein, 
gegnüber bewußten Lügen, die störend wirken 
können in der sehr schweren und schwierigen 
Aufgabe des Aufbaues einer Wehrmacht, heute als 1 
Strafgesetzgeber bereits etwas zu tun? Wir haben 
diese Frage sorgfältig geprüft und sind zu der 
Überzeugung gekommen, das sollte man nicht 
unterlassen, sollte nicht etwa warten, bis größere 
Dinge sich entwickelt haben, sondern sollte ver-
suchen, jede Regung, mit bewußten Lügen störend 
bei der Erfüllung einer außerordentlich wichtigen 
staatspolitischen Aufgabe zu wirken, im Keime zu 
ersticken und mit dem Mittel des Strafrechts ein-
zugreifen. 

Meine Fraktion hat sich deshalb entschlossen, 
dieser Bestimmung zuzustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weiteren 
Wortmeldungen; Abstimmung! Wer dem Ände-
rungsantrag Umdruck 1030*) Ziffer 1 zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — 

(Abg. Wittrock: Ich habe das nicht ver

-

standen, Herr Präsident! — Abg. Pelster: 
Oh, das war aber sehr klar!) 

— Herr Abgeordneter, ich wiederhole: Wer dem 
Änderungsantrag Umdruck 1030 Ziffer 1 — Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD — zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das letztere ist die Mehrheit; ab-
gelehnt. 

§ 109 d in der Ausschußfassung. Wer zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Das erste war die Mehrheit; der § 109 d 
ist in der Ausschußfassung angenommen. 

*) Siehe Anlage 3. 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 
§§ 109 e, f, g, h, i. Dazu liegen keine Änderungs-

anträge vor. Wird das Wort gewünscht? — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufe-
nen Paragraphen zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Angenommen. 

Dann kommt die Nr. 2. § 141 wird gestrichen. 
Nr. 3, § 91. Hierzu liegt ein Änderungsantrag, 

Umdruck 1030*) Ziffer 2, vor. Herr Abgeordneter 
Metzger zur Begründung. 

(Vizepräsident Dr. Schmid.  übernimmt 
den Vorsitz. — Anhaltender Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich danke Ihnen für Ihre freundliche Be-
grüßung, möchte jedoch nicht verfehlen, darauf 
hinzuweisen, daß die Person des amtierenden Prä-
sidenten zum Gegenstand weder von Mißfallens

-

noch von Beifallsäußerungen gemacht werden 
sollte. 

(Heiterkeit.) 
Aber mein Dank ist trotz dieses Hinweises sehr 
herzlich. 
Herr Abgeordneter Metzger! 

Metzger (SPD): Herr Präsident! Vielleicht darf 
ich dann im Namen des Hauses noch ein-
mal der herzlichen Freude darüber Ausdruck ge-
ben, daß Herr Kollege Carlo Schmid nach seiner 
Erkrankung heute zum erstenmal die Möglichkeit 
hat, hier wieder als Präsident zu amtieren. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Sie haben dem Red-
ner Beifall gespendet und nicht mir. Deswegen 
brauche ich nichts zu rügen. 

(Heiterkeit.) 

Metzger (SPD): Meine Damen und Herren! Wir 
haben zu § 91 Abs. 1 einen Änderungsantrag ein-
gebracht. Im Entwurf heißt es: 

Wer auf Angehörige einer Behörde, der 
Bundeswehr oder eines a n d e r en  öffent-
lichen Sicherheitsorgans in der Absicht ein-
wirkt .. . 

Wir beantragen, daß das Wort „anderen" gestri-
chen wird, weil man unter einem öffentlichen 
Sicherheitsorgan im Sinne dieser Vorschrift ein 
Organ versteht, das der inneren Sicherheit dient. 
Wenn das Wort „anderen" aufgenommen wird, 
besteht die Gefahr, daß man die Bestimmung so 
auslegt, daß auch die Bundeswehr ein Organ der 
inneren Sicherheit sei. Wir sind uns wohl alle 
darüber einig, daß die Bundeswehr das nicht ist. 
Damit dieses Mißverständnis ausgeräumt wird, 
beantragen wir die Streichung des Wortes „ande-
ren". 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hoogen. 

Hoogen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Metzger, wir 
hatten zwar diese Bedenken nie und haben sie 
auch heute nicht. Um aber alle Mißverständnisse 
auszuschließen, stimmen wir Ihrem Antrag zu. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

*) Siehe Anlage 3. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag Umdruck 1030*) Ziffer 2. Wer diesem 
Antrag zustimmen will, der möge die Hand er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir stimmen nunmehr ab über die Nr. 3 von 
Art. 1, Art. 2, Art. 3 und Art. 4 Nrn. 2 und 3. Wer 
diesen Bestimmungen, zu denen keine Änderungs-
anträge vorliegen, zustimmen will, möge die Hand 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe nunmehr Nr. 4 des Art. 4 auf. Hier ist 
ein Änderungsantrag angekündigt, den Sie auf 
Umdruck 1033**) unter Ziffer 1 finden. Wer be-
gründet diesen Änderungsantrag? 

(Abg. Hoogen: Die Unterzeichner des An

-

trags sind der Meinung, daß er nicht be

-

gründet zu werden braucht!) 

— Ohne Begründung. Wird das Wort dagegen 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer diesem 
Änderungsantrag zustimmen will — ich wieder-
hole: es handelt sich um den Umdruck 1033 Zif-
fer 1 —, der möge die Hand erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Wir stimmen nunmehr ab über die soeben auf-
gerufene Nr. 4, Art. 4 a, Art. 5 und Art. 6. 

(Abg. Wittrock: Herr Präsident, darf ich 
vielleicht darum bitten, getrennt abzu

-

stimmen, weil meine Fraktion sich unter

-

schiedlich geäußert hat!) 

— Zu allen diesen Bestimmungen? 

(Abg. Wittrock: Ab § 153 c!) 

— Ab 153 c. 

Ich rufe also nunmehr § 153 c in der geänderten 
Form auf. Wer für die Annahme ist, der möge die 
Hand erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Wer nunmehr Art. 4 annehmen will, der möge 
das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen ange-
nommen. 

Art. 4 a! Wer zustimmen will, möge die Hand 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Annahme. 

Art. 5! Wer diesem Artikel zustimmen will, 
möge das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Ich stelle auch hier einstimmige 
Annahme fest. 

Art. 6! Wer Art. 6 zustimmen will, möge die 
Hand erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Art. 7! Wer dieser Bestimmung zustimmen will, 
möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Zu Art. 7 a ist ein Änderungsantrag angekün-
digt. Sie finden ihn auf Umdruck 1033**) Ziffer 2. 

(Abg. Hoogen: Keine Begründung!) 

— Keine Begründung. Wird das Wort dagegen 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 4. 
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Wer diesem Änderungsantrag zustimmen will, 
möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 

Art. 7 a in der geänderten Fassung! Wer dieser 
Bestimmung zustimmen will, möge die Hand er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einer Reihe von Enthaltungen angenommen. 

Artikel 8, — 9, — 10, — 11, — Einleitung und 
Überschrift. 

(Abg. Wittrock: Ich bitte, über Art. 11 
extra abstimmen zu lassen!) 

— Dann nur bis Art. 10. Wer diesen Bestimmun-
gen zustimmen will, möge das Handzeichen geben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Art. 11! Wer Art. 11 zustimmen will, möge die 
Hand erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Gegen zahlreiche Gegenstimmen angenommen. 

Einleitung und Überschrift! Ich bitte um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! -- Enthaltungen? — 
Gegen zahlreiche Gegenstimmen angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird 
das Wort zur allgemeinen Aussprache gewünscht? 
— Herr Abgeordneter Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion bedauert die Entscheidung des Hauses zu 
§ 109 d. Ich habe vorhin ausgeführt, daß es sich 
bei diesem § 109 d um eine Norm politischen Cha-
rakters handelt. Ich benutze die Gelegenheit, die 
Forderung anzumelden, daß der nächste Bundes-
tag eine Überprüfung und Revision derartiger 
Vorschriften vornimmt, insbesondere der Vor-
schriften des Ersten Strafrechtsänderungsgesetzes. 
Es handelt sich hier um eine gesetzgeberische Auf-
gabe ersten Ranges. Der Respekt des Parlaments 
vor den Organen der richterlichen Gewalt gebie-
tet, dieses Rechtgebiet heute schon für die Arbeits-
liste des nächsten Bundestages vorzumerken. Ich 
darf das namens der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion hiermit in aller Form zum Aus-
druck bringen. 

Ein Beispiel für die Reformbedürftigkeit des 
sogenannten politischen Strafrechts bietet auch der 
in der Amnestiedebatte behandelte § 90 a des 
Strafgesetzbuches. Die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion hat sich mit der Frage befaßt, ob 
sie heute zu diesem § 90 a des Strafgesetzbuchs 
einen Änderungsantrag stellen sollte. Wir haben 
davon Abstand genommen, weil es in der gegen-
wärtigen Lage aussichtslos ist, dieses Problem ge-
setzgeberisch zu lösen. Wir haben aber mit Befrie-
digung festgestellt, daß die Reformbedürftigkeit 
einer derartigen Bestimmung — wenigstens nach 
unseren Eindrücken — offenbar auch von den Her-
ren der Bundesregierung anerkannt wird. Wir 
glauben also, daß alle Voraussetzungen dafür be-
stehen, daß der nächste Bundestag diese gesetz-
geberische Aufgabe in Angriff nimmt. 

Ich darf auf einen zweiten Punkt hinweisen, der 
uns zur Ergänzung der Merkliste für die künf

-

tige parlamentarische Arbeit wesentlich erscheint. 
Der vorliegende Entwurf enthält Bestimmungen 
über die Aberkennung von Mandaten für Parla-
mente. Bereits im Rechtsausschuß sind von Spre-
chern der sozialdemokratischen Fraktion Beden-
ken geäußert worden, ob es einer verfassungs-
mäßigen Überprüfung standhalten kann, daß in 
der Weise, wie das der Fntwurf und übrigens auch 
das herkömmliche Strafrecht vorsehen, Mandate, 
also etwa das Mandat zum Deutschen Bundestag 
oder für andere Parlamente, dann, wenn die übri-
gen Voraussetzungen erfüllt sind, durch Richter-
spruch aberkannt werden können. Von Sprechern 
der sozialdemokratischen Fraktion ist bereits zum 
Ausdruck gebracht worden, daß hier die verfas-
sungsmäßig garantierte Souveränität der Parla-
mente, über den Fortbestand der Mandate ihrer 
Mitglieder zu befinden, beeinträchtigt ist. 

Wir haben uns während der Beratungen davon 
überzeugen lassen, daß es nicht möglich ist, das 
verfassungsrechtliche Problem, das ich hier ange-
deutet habe, im Zusammenhang mit den Beratun-
gen dieses Gesetzentwurfs auch nur in etwa zu 
lösen. Wir halten uns aber für verpflichtet, bei 
dieser Gelegenheit darauf hinzuweisen, daß gerade 
dieses Problem der Prüfung und der Lösung be-
darf. 

Die Kritik an dem § 109 d — um darauf zurück-
zukommen — ist nicht zuletzt der Ausdruck des 
Willens, auf dem im Jahre 1951 beschrittenen 
Weg nicht weiterzugehen. Diese Erwägung ist einer 
der Gründe, die zur Ablehnung dieses Gesetz-
entwurfs durch die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion führen. 

Aber es kommen weitere Gründe hinzu. Dieses 
Gesetz ist in einem wesentlichen Teil seiner Vor-
schrift en  auch ein Wehrpflichtsicherungsgesetz. 
Das geht auch aus dem Schriftlichen Bericht des 
Berichterstatters, des Herrn Kollegen Haasler, klar 
und eindeutig hervor. Die allgemeine Wehrpflicht 
soll also durch dieses Gesetz strafrechtlich gesichert 
werden. Sie wissen alle, daß die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion die allgemeine Wehr-
pflicht abgelehnt hat und auch heute noch ablehnt. 
Die Gründe, die zu dieser Ablehnung geführt ha-
ben, treffen heute mehr als je zuvor zu. Gerade 
in den letzten Wochen und Monaten sind weitere 
Gründe zu den Gründen, die damals zur Ableh-
nung des Wehrpflichtgesetzes durch die sozial-
demokratische Fraktion geführt haben, hinzuge-
kommen. Die sozialdemokratische Fraktion kann 
wegen ihrer Ablehnung der allgemeinen Wehr-
pflicht einem Gesetz, das der strafrechtlichen Siche-
rung der allgemeinen Wehrpflicht dient, nicht ihre 
Zustimmung geben; sie wird deshalb den vorlie-
gen den Entwurf ablehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Bucher. 

Dr. Bucher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der Freien Demokraten 
anerkennt voll und ganz — wie ich schon aus-
geführt habe —, daß der Entwurf, wie er uns jetzt 
in der Fassung des Ausschusses vorliegt, erhebliche 
Verbesserungen gegenüber der Regierungsvorlage 
enthält. Wir bedauern aber gleichzeitig, daß der 
§ 109 d. des Entwurfs stehengeblieben ist. Aus den 
schwerwiegenden Bedenken, die wir nach wie vor 



2. Deutscher Bundestag — 206. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Mai 1957 	 11759 
(Dr. Bucher) 
gegen diesen Paragraphen haben und die ich Ihnen 
in zweiter Lesung vorzutragen die Ehre hatte, 
sehen wir uns deshalb leider nicht imstande, dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen. Wir werden ihn daher 
im ganzen ablehnen. 

(Zuruf von der Mitte: Da sehen wir die 
neue Koalition! — Abg. Mellies: Vielen 

Dank!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Dann schließe ich die all-
gemeine Aussprache. 

Änderungsanträge in dritter Beratung werden 
nicht gestellt. Wir kommen zur Schlußabstimmung 
über den Gesetzentwurf im ganzen. Wer dem Ge-
setz zustimmen will, der möge sich erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das erste war 
-die Mehrheit; der Gesetzentwurf ist gegen zahl-
reiche Stimmen angenommen. Damit ist dieser 
Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über Erfindungen von Arbeit

-

nehmern und Beamten (Drucksache 1648); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für ge-
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
(17. Ausschuß) (Drucksachen 3327, zu 3327*) ). 
(Erste Beratung: 103. Sitzung). 

Änderungsanträge liegen nicht vor. Darf ich 
mir — nur zu meiner Information — die Frage 
erlauben, ob die Fraktionen das Wort wollen? — 
Dann  erteile ich der Berichterstatterin, der Ab-
geordneten Frau Dr. Jochmus, das Wort. 

(Abg. Frau Dr. Jochmus: Es liegt ein 
Schriftlicher Bericht*) vor!) 

— Sie verzichten. Das Haus nimmt dies zur 
Kenntnis. 

Ich rufe §§ 1 bis 49, — Einleitung und Über-
schrift auf. — Wer diesen Bestimmungen zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. Damit ist die zweite Be-
ratung abgeschlossen. 

Ich rufe zur 

dritten Beratung 

auf. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Wagner. 

Wagner (Ludwigshafen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Entwurf eines Ge-
setzes über Arbeitnehmererfindungen, wie ihn der 
17. Ausschuß Ihnen mit Zustimmung des Ausschus-
ses für Arbeit und des Ausschusses für Beamten-
recht vorlegt, stellt einen bedeutenden und erfreu-
lichen Fortschritt gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand dar. Meine Fraktion wird deshalb 
diesem Gesetzentwurf zustimmen. 

Meine Fraktion hätte zwar in dem und jenem 
Punkte durchaus den Wunsch gehabt, auch heute 
noch Änderungsanträge einzubringen; sie hat aber 
davon abgesehen, weil sie nicht verantworten 
wollte, daß dieses Gesetz auch im 2. Deutschen 
Bundestag unter Umständen nicht mehr verab-
schiedet werden kann. Wir werden in der Praxis 

*) Siehe Anlage 5.  

sehen, wie sich das Gesetz auswirkt, ob jene 
Wünsche, die nicht erfüllt worden sind, so dring-
lich sind, daß wir im neuen Bundestag entspre-
chende Änderungsanträge stellen werden. Für 
heute stimmen wir dem Gesetzentwurf zu. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Dann kommen wir zur 
Schlußabstimmung. Wer dem Gesetzentwurf zu-
stimmen will, der möge sich von seinem Sitz er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Punkt 3 der Tagesordnung soll zurückgestellt 
werden, bis der Bericht des Haushaltsausschusses 
gemäß § 96 (neu) der Geschäftsordnung vorliegt. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die drei Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, 
über die Regelung der Forderungen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das 
ehemalige Deutsche Reich und zum deut-
schen Lastenausgleich (Drucksache 2518); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 3402). 
(Erste Beratung: 160. Sitzung.) 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Abgeord-
nete Seuffert. — Auf Berichterstattung wird all-
seits verzichtet. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe 
auf Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Art. 4, — Ein-
leitung und Überschrift. — Wer diesen Bestim-
mungen sowie Einleitung und Überschrift zustim-
men will, der möge die Hand erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Dritte Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf im ganzen zustimmen will, der 
möge sich von seinem Sitz erheben. — Ich stelle 
einstimmige Annahme fest. Damit ist Punkt 4 der 
Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung des von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Vermögensteuergesetzes 
(Drucksache 2062); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
Drucksache 3403). 
(Erste Beratung: 138. Sitzung.) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schlick als 
Berichterstatter. 

(Abg. Schlick: Zu diesem Entwurf liegt 
ein Entschließungsantrag auf Drucksache 
3403 vor! Eine mündliche Berichterstattung 

halte ich nicht für notwendig!) 



11760 	2. Deutscher Bundestag — 206. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Mai 1957 

(Vizepräsident Dr. Schmid) 
Ist das Haus damit einverstanden, daß auf die 

mündliche Erstattung des Berichts verzichtet wird? 

(Zustimmung.) 

— Das ist der Fall. 

Ich rufe Art. 1 auf. — Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Miessner. 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Dem Antrag liegt der Gedanke 
zugrunde, der von meinem Fraktionskollegen 
Dr. Atzenroth schon seit Jahren vertreten wurde, 
daß die öffentliche Hand, wenn sie sich schon wirt-
schaftlich betätigt, dabei keine steuerlichen Vor-
teile gegenüber den privatwirtschaftlichen Betrie-
ben haben sollte. Wir haben nun aber in den Be-
ratungen des Ausschusses erkannt, daß die Vor-
aussetzungen zur Verabschiedung eines Gesetzes 
heute wohl noch nicht ganz gegeben sind, weil es 
in  der  Tat schwer ist, hier die steuertechnisch rich-
tige Abgrenzung zu finden. Wir sind daher damit 
einverstanden, ,daß die Angelegenheit durch die 
vom Ausschuß angenommene Entschließung er-
ledigt wird. Nach Vorliegen des Materials, das 
durch die Entschließung von der Bundesregierung 
angefordert wird, wird man dann allerdings so 
bald wie mäglich zu einer Regelung im Sinne des 

 FDP-Antrages kommen müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung 
muß ich trotzdem abstimmen lassen. Wenn Sie die 
einzelnen Artikel ablehnen, Ist der Entwurf ab-
gelehnt. 

Wir stimmen ab über Art. 1, — 2, — 3, — Ein-
leitung und Überschrift. — Wer diese Bestimmun-
gen annehmen will, der möge die Hand erheben. 
— Gegenprobe! — Mit großer Mehrheitabgelehnt. 

Damit ist der Entwurf zur Änderung des Ver-
mögensteuergesetzes abgelehnt. 

Der Ausschuß schlägteine Entschließung vor; 
sie ist aus Drucksache 3403 Ziffer 2 des Ausschuß-
antrags zu ersehen. Wer dieser Entschließung zu-
stimmen will, der möge die Hand erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmigange-
nommen. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zum Übereinkommen Nr. 102 der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1952 
über die Mindestnormen der Sozialen 
Sicherheit (Drucksache 3381). 

Wird der Entwurf von der Regierung begrün-
det? — Es wird auf mündliche Begründung sowie 
auf die allgemeine Aussprache verzichtet. 

Wir stimmen ab über den Ausschuß, an den die 
Vorlage überwiesen werden soll. Ich schlage Über-
weisung an  den Ausschuß für Sozialpolitik vor. 
Weitere Anträge werden nicht gestellt. — Das 
Haus ist einverstanden; die Vorlage ist an den 
Ausschuß für Sozialpolitik überwiesen. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Kopf, Hilbert, Dr. Brühler, Dr. Böhm 
(Frankfurt), Lulay und Genossen eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über die Neu- 

gliederung des Gebietsteiles Baden des 
Bundeslandes Baden-Württemberg nach Ar-
tikel 29 Absatz 3 'des Grundgesetzes (Druck-
sache 3316). 

Auch hier scheint auf mündliche Begründung 
verzichtet zu werden. — Das Haus verzichtet wohl 
auf eine allgemeine Aussprache. 

Wir stimmen ab über  die Überweisung. Es ist 
wohl am vernünftigsten, die Vorlage an den Aus-
schuß für Angelegenheiten der inneren Verwal-
tang — federführend — und an den Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht zu überweisen. 
Ist das Haus einverstanden? — Es ist so  beschlos-
sen. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung der Verordnung über die steuerliche 
Begünstigung von Wasserkraftwerken 
(Drucksache 3426). 

Auch hier wird auf mündliche Begründung des 
Gesetzentwurfs offenbar verzichtet. Wünscht je-
mand das Wort zur allgemeinen Aussprache? — 
Dias  scheint nicht der Fall zu sein. 
Dann stimmen wir ab  über die Überweisung. 

Ich schlage vor: Ausschuß für Finanz- und Steuer-
fragen. Ist Idas Haus 'einverstanden? — Dann ist 
so beschlossen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Dr. Schwarzhaupt, Rümmele und Ge-
nossen eingebrachten Entwurfs eines Zwei-
ten Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge-
biete des Verkehrsrechts (Drucksache 2768); 
Mündlicher Bericht ,des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) (Drucksache 3377). 
(Erste Beratung: 165. Sitzung.) 

Dieser Entwurf soll, wie im Ältestenrat mitge

-

teilt worden ist, an die Ausschüsse, die ihn bisher 
behandelt haben, zurückverwiesen werden. 

(Abg. Frau Dr. Schwarzhaupt: Zur Ge

-

schäftsordnung!) 

— Das Wort hat Frau Dr. Schwarzhaupt. 

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU): Es liegt ein 
Änderungsantrag vor, von dem ich allerdings nicht 
weiß, ob er schon verteilt ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe ihn nicht. 

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU): Ich habe ihn 
bei der Geschäftsstelle eingereicht. Wir müßten 
diesen Punkt so lange zurückstellen, bis der An-
trag vorliegt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Dann wird dieser 
Punkt zurückgestellt. — Es bleibt also nicht bei 
dem ursprünglichen Vorschlag der Zurückverwei-
sung? 

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU): Nein. Es ist 
ein Änderungsantrag zu unserem Initiativantrag 
vorbereitet. Ich bitte, die Sache um eine halbe 
Stunde zurückzustellen, bis  der  Änderungsantrag 
verteilt ist. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Punkt 9 wird zu-
rückgestellt, bis der Änderungsantrag verteilt ist. 

Ich rufe auf Punkt 10: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen betreffend Zustimmung des 
Deutschen Bundestages zur Veräußerung 
des ehemaligen Kasernengrundstücks in Det-
mold, Richthofenstraße, an das Land Nord-
rhein-Westfalen (Drucksache 3383). 

Wird hierzu das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die 
Überweisung dieses Antrags. Ich schlage vor, ihn 
an den Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist das 
Haus einverstanden? — Kein Widerspruch; dann 
ist so beschlossen. 

Wir kehren zu Punkt 9 zurück. 

(Abg. Frau Dr. Schwarzhaupt: Ich wäre 
dankbar, wenn die Sache noch um eine 
halbe Stunde zurückgestellt werden 
könnte, damit wir unter uns noch einmal 
darüber sprechen können! — Abg. Ras

-

ner: Zur Geschäftsordnung!) 

— Herr Abgeordneter Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bitte, der Verabredung im 
Ältestenrat entsprechend zu verfahren und den 
Punkt 9 der Tagesordnung, wie vorgesehen, sofort 
an die Ausschüsse, die damit beschäftigt waren, 
zurückzuverweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich bedaure. Wenn ein 
Änderungsantrag in zweiter Lesung gestellt ist — 
er kann von jedem einzelnen Mitglied des Hauses 
gestellt werden —, so muß er beschieden werden. 
Der Antrag ist eingegangen, er ist aber noch nicht 
verteilt. Er ist also hier anhängig. Wir müssen 
über diesen Antrag entscheiden. 

Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht (16. Ausschuß) über die Streitsache vor 
dem Bundesverfassungsgericht betreffend 
Aussetzungsbeschluß der Bundesdisziplinar-
kammer IV München vom 27. Oktober 1955 
wegen Vereinbarkeit des § 1 Nr. 2 und des 
§ 3 des Gesetzes zur Ergänzung des Geset-
zes zur Änderung und Ergänzung des Dienst-
strafrechts vom 5. August 1955 (Bundesge-
setzbl. I S. 497) mit dem Grundgesetz (Druck-
sache 3393). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Wittrock. 
Wird auf mündliche Berichterstattung verzichtet? 

(Abg. Wittrock: Ja!) 

Wünscht jemand das Wort zu dieser Angelegen-
heit? — Das ist nicht der Fall. 

Sie kennen den Antrag des Ausschusses; er liegt 
Ihnen in Drucksache 3393 vor. Wer diesem Antrag 
zustimmen will, der möge die Hand erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. Dieser Punkt der Tages-
ordnung ist erledigt. 

Ich rufe auf § 12 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus

-

schusses für Rechtswesen und Verfassungs

-

recht (16. Ausschuß) über die Streitsache vor 

dem Bundesverfassungsgericht betreffend 
Aussetzungsbeschluß des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 4. Juli 1956 wegen Ver-
einbarkeit des § 2 des Übergangsgesetzes 
über Preisbildung und Preisüberwachung 
(Preisgesetz) vom 10. April 1948 (WiGBl. 
S. 27) in der Fassung des Gesetzes zur wei-
teren Verlängerung der Geltungsdauer des 
Preisgesetzes vom 29. März 1951 (Bundesge-
setzbl. I S. 223) mit dem Grundgesetz (Druck-
sache 3394). 

— Auch hier  wird aufs Wort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Ausschusses Drucksache 3394. Wer zustimmen 
will, der möge die Hand erheben. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige An-
nahme fest. Der Punkt ist erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 13 der Tagesordnung: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht (16. Ausschuß) über die Streitsache 
vor dem Bundesverfassungsgericht betref-
fend Aussetzungsbeschluß des Bayer. Ver-
waltungsgerichts München vom 30. Novem-
ber 1954 wegen der Frage, ob 1. die Zivil-
prozeßordnung vom 30. Januar 1877 (Reichs-
gesetzbl. S. 83) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. September 1950 (Bundes-
gesetzbl. S. 533) ein grundgesetzmäßig zu-
stande gekommenes Gesetz ist, 2. § 157 
Abs. 3 ZPO mit dem Grundgesetz vereinbar 
ist (Drucksache 3412). 

— Auch hier wird nicht das Wort gewünscht. Wer 
dem Antrag des Ausschusses auf Drucksache 3412 
zustimmen will, der möge ,die Hand erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf Punkt 14 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts (Gleichberechigungsge-
setz—GleichberG) (Drucksachen 112, 178, 224); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) (Drucksachen 3409, zu 3409). 
I. Generalbericht des Abgeordneten Dr. We-
ber (Koblenz) 

II. Auswirkung der Gleichberechtigung auf 
den Güterstand 
Berichterstatter: Abgeordneter Seidl 

 (Dorfen) 
III. Auswirkung der Gleichberechtigung auf 

das Verhältnis der Ehegatten zueinander 
Berichterstatter: Abgeordneter Wittrock 

IV. Auswirkung der Gleichberechtigung auf 
das Verhältnis der Eltern zu den Kindern 
Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Dr. 
Schwarzhaupt 

V. Prozessuale Vorschriften 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wahl 

(Erste Beratung: 15. Sitzung.) 
Es liegen unseren Beratungen zugrunde die An-

träge des Ausschusses auf Drucksache 3409. 
Wir haben eine Reihe von Berichterstattungen 

entgegenzunehmen. Ich erteile zunächst das Wort 
dem Abgeordneten Dr. Weber als Generalbericht-
erstatter. 
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Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU), Generalbericht-
erstatter: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich habe zunächst als General-
berichterstatter im Auftrage des Rechtsausschusses 
eine Ergänzung zu den vorliegenden Berichten zu 
geben. Es muß richtig heißen: „Erster Schriftlicher 
Bericht des Ausschusses für Rechtswesen und Ver-
fassungsrecht" zu den einzelnen angezogenen 
Drucksachen 112, 178 und 224. Der Ihnen vor-
liegende Bericht behandelt abschließend die Druck-
sachen 178 und 224, beides Entwürfe von Gesetzen 
zur Anpassung des Familienrechts an Art. 3 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 

Dagegen behandelt die Drucksache 112 der FDP 
— Entwurf eines Gesetzes über die Gleichberech-
tigung von Mann und Frau auf dem Gebiete 
des bürgerlichen Rechts und über die Wiederher-
stellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete des 
Familienrechts —, wie schon die Überschrift aus-
weist, eine weitere Materie, eben die Wiederher-
stellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete des 
Familienrechts. 

Dieses Gebiet ist im Ausschuß noch nicht behan-
delt worden und muß insoweit im Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht anhängig blei-
ben. Es schien uns aber nicht vertretbar, die Ver-
abschiedung des bereits beratenen, schon längst 
fälligen Gesetzentwurfs zur Anpassung des Rechts 
an den Grundsatz der Gleichberechtigung weiter 
aufzuschieben. Schon seit dem 1. April 1953 sind ja 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts, die mit 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung in Wider-
spruch stehen, außer Kraft getreten, ohne daß der 
Gesetzgeber die ihm obliegende Aufgabe bis zu 
diesem Termin hätte erfüllen können, ein neues 
Gesetz zu schaffen, in dem der Grundsatz der 
Gleichberechtigung verwirklicht ist. Deshalb muß 
— das muß ich betonen — der Antrag Druck-
sache 112 insoweit, als er die Wiederherstellung 
der Rechtseinheit auf dem Gebiete des Familien-
rechts behandelt, im Ausschuß anhängig bleiben. 
Ob der Rechtsausschuß noch dazu kommen wird, 
diese weitere Arbeit in Angriff zu nehmen, oder 
ob er sich vielleicht darauf beschränken muß, ein-
zelne Bestimmungen dieses restlichen Entwurfs zu 
behandeln, steht noch dahin; darüber läßt sich 
heute noch nichts Abschließendes sagen. 

Im übrigen darf ich, soweit die Generalbericht-
erstattung in Frage kommt, auf den vorliegenden 
Schriftlichen Bericht*) verweisen. Ich möchte an-
nehmen, daß auch die anderen Berichterstatter an-
gesichts der Tatsache, daß die Schriftlichen Berichte 
rechtzeitig vorlagen und allen Mitgliedern des Hau-
ses zugingen, auf eine Einzelberichterstattung ver-
zichten werden. Soweit es notwendig wird, werden 
die Berichterstatter bei der Erörterung einzelner 
Bestimmungen das Wort ergreifen. 

Ich habe aber die Pflicht, allen Mitgliedern des 
Unterausschusses Familienrecht, die in den ver-
gangenen Jahren in hingebender und aufopfernder 
Arbeit — sie waren ja noch alle nebenher ordent-
liche Mitglieder des Rechtsausschusses — daran 
mitgearbeitet haben, daß wir heute die Säumnis 
des Gesetzgebers nachholen können, daß wir den 
Verzug, in dem wir seit dem 1. April 1953 sind, be-
seitigen können, den herzlichsten Dank für ihre 
verständnisvolle und, wie ich bereits im Bericht 
hervorgehoben habe, in harmonischer Atmosphäre 

*) Siehe Anlage 7.  

verlaufene Mitarbeit auszusprechen. Ich danke ins-
besondere auch den Herren des Ministeriums, die 
uns außerordentlich wertvolle Hilfe bei den Ar-
beiten geleistet und uns immer und immer wieder 
Formulierungsvorschläge vorgelegt haben, die den 
von Mitgliedern des Ausschusses vorgetragenen 
Wünschen entsprachen. 

(Beifall.) 

Mein Dank gilt auch den Herren Sachverständigen, 
die sich uns mehrere Male zur Verfügung gestellt 
haben, um uns bei besonders schwierigen Fragen 
ihre Hilfe zu leihen. 

Wir hoffen, daß dieses bedeutungsvolle Gesetzes-
werk dazu beitragen wird, eine der Grundlagen 
oder vielleicht d i e Grundlage des Staates, Ehe und 
Familie, zu festigen, und daß es sich insofern für 
unser Volk segensreich auswirken wird. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir fahren in der 
Berichterstattung fort. Das Wort zum Bericht über 
die Auswirkung der Gleichberechtigung auf den 
Güterstand hat der Abgeordnete Seidl (Dorfen) als 
Berichterstatter. 

(Zurufe: Verzichten!) 

— Das Haus verzichtet auf mündliche Bericht-
erstattung. 

Dann erteile ich das Wort zur mündlichen Be-
richterstattung über die Auswirkung der Gleich-
berechtigung auf das Verhältnis der Ehegatten zu-
einander dem Abgeordneten Wittrock. — Wird 
auch hier verzichtet? 

(Zustimmung.) 

Das Haus ist heute sehr verzichtbereit. 

Dann erteile ich das Wort zum Bericht über die 
Auswirkung der Gleichberechtigung auf das Ver-
hältnis der Eltern zu den Kindern der Abgeord-
neten Frau Dr. Schwarzhaupt. — Wird auch hier 
verzichtet? 

(Zurufe.) 

— Ich frage; es ist meine Pflicht, zu fragen. Die 
Frau Berichterstatterin scheint auch nicht im Saal 
zu sein. Es wäre doppelt unhöflich, wenn wir in 
diesem Falle in Abwesenheit der Berichterstatterin 
und der Berichterstatter auf ihre Berichterstattung 
verzichteten. Ich muß sie doch fragen. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Es ist gestern 
so im Ausschuß verabredet worden. Wir nahmen 
allerdings an, daß dieser Punkt erst gegen Abend 
behandelt würde. Darum wollten wir zur Erleich-
terung der Arbeit auf die Berichte verzichten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Manchmal gehen die 
Beratungen des Hauses schneller als erwartet. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Es tagen vier 
Ausschüsse! Das geht bei diesem Gesetz 

doch nicht!) 

Dann erteile ich das Wort zu dem Bericht über 
die prozessualen Vorschriften dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Wahl. Herr Kollege Wahl, verzichten 
Sie auf die mündliche Erstattung Ihres Berichtes? 
Das Haus scheint darauf verzichten zu wollen. 

(Abg. Dr. Wahl: Ja!) 

— Sie verzichten auch. 
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Frau Abgeordnete Dr. Schwarzhaupt, ich habe 

Sie als Berichterstatterin zu IV aufgerufen. — Sie 
verzichten auf mündliche Berichterstattung. Das 
Haus verzichtet auch. Dann können wir in die 
zweite Beratung eintreten. 

Herr Abgeordneter Dr. Weber! 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es war nicht vor-
auszusehen, daß der Punkt 14 der Tagesordnung 
bereits zu dieser Stunde behandelt wird. Ich höre, 
daß nicht weniger als vier Ausschüsse tagen. Dieses 
außerordentlich wichtige Gesetz, das fast ein gan-
zes Buch des BGB ändert, kann unmöglich bei die-
ser Besetzung des Hauses behandelt und be-
schlossen werden. 

(Beifall.) 

Es ist deshalb wohl angebracht — ich nehme an, 
daß alle Fraktionen damit einverstanden sind —, 
die Sitzung um eine halbe Stunde zu unterbrechen, 
damit die Fraktionen Gelegenheit haben, Stellung 
zu nehmen, und damit eventuell die Ausschuß-
sitzungen unterbrochen werden können, so daß sich 
die Mitglieder des Hauses an der Beratung dieser 
wichtigen Angelegenheit beteiligen können. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, wäre es dann nicht weiser, bis 14 Uhr zu 
unterbrechen? Dann könnten die Ausschüsse noch 
zu Ende tagen. Es ist für die Ausschüsse nicht an-
genehm, mitten in einer Beratung abbrechen zu 
müssen. 

Herr Abgeordneter Menzel bitte zur Geschäfts-
ordnung! 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit Rücksicht darauf, daß verschie-
dene Mitglieder des Hauses heute nach Straßburg 
fahren müssen, bitte ich, nicht erst um 14 Uhr zu 
beginnen. Ich glaube, es ist der Sache dienlich, 
wenn wir die Sitzung auf eine Stunde unterbre-
chen und den Fraktionen Gelegenheit geben zu 
tagen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ist das Haus mit die-
sem Vorschlag einverstanden, eine Stunde zu ver-
tagen? 

(Zustimmung.) 

Ich gebe gleichzeitig bekannt, daß die  Fraktionen 
in der Zwischenzeit tagen. Wir werden dann also 
um ein Viertel vor zwölf Uhr wieder zusammen-
kommen. 

Ich rufe aber vorher noch den Punkt 15 auf: 
Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahr-
zeugsteuergesetzes (Drucksache 2715); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksachen 3405, zu 3405). 
(Erste Beratung: 164. Sitzung.) 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Abgeord

-

nete Stegner. — Das Haus verzichtet wohl in die

-

sem Falle auf mündliche Erstattung des Berichts*). 

*) Siehe Anlage 6.  

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe 
Art. 1, Art. 2, Art. 3, Einleitung und Überschrift 
auf. — Ich sehe soeben, daß in dem Entwurf die 
Saarklausel fehlt; die sollte von dem Abgeord-
neten Stegner in Ergänzung des Ausschußantrags 
dem Hause noch vorgeschlagen werden. Kann nicht 
ein anderes Mitglied des Hauses die Klausel vor-
schlagen? Herr Abgeordneter Stegner scheint nicht 
da zu sein. Ohne diese Saarklausel ist das eine 
lex imperfecta. 

Herr Miessner. 

Dr. Miessner (FDP): Ich beantrage, die Vorlage 
des Ausschusses durch die Saarklausel zu ergän-
zen. Der Text, Herr Präsident, ist wohl der üb-
liche. 

(Abg. Dr. Greve: Es gibt zwei. Welche 
davon?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Da kommt Herr 
Stegner und hilft uns aus unserer Not. Bitte, Herr 
Abgeordneter Stegner. 

Stegner (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Schriftliche Bericht, zu 
Drucksache 3405*), liegt dem Hause vor. Ich brau-
che infolgedessen zur Sache nichts weiter vorzu-
tragen. Es bleibt mir nur übrig, Sie darum zu 
bitten, ein Formversehen zu berichtigen. Auf der 
Rückseite der Drucksache 3405 ist der Entwurf zu-
sammengestellt, wie ihn der Ausschuß vorschlägt. 
Dabei ist versehentlich hinter dem Art. 2 die nega-
tive Saarklausel nicht aufgenommen worden. Ich 
möchte deswegen den Herrn Präsidenten bitten, 
bei der Abstimmung auch über einen Art. 2 a mit 
dem Wortlaut: „Dieses Gesetz gilt nicht im Saar-
land" abstimmen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Bergemann. 

Dr. Bergemann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Bundesregierung legt Wert 
darauf, daß der zur Diskussion stehende Antrag 
vom Hohen Haus nicht akzeptiert wird. Es handelt 
sich um die Änderung eines bereits in Kraft ge-
tretenen Gesetzes, um dessen Verabschiedung sich 
das Hohe Haus seinerzeit mit großer Überlegung 
und langen Diskussionen bemüht hat. 

Der Antrag wird damit begründet, daß die wirt-
schaftliche Lage des gewerblichen Güterkraftver-
kehrs durch die Erhöhung verschiedener Kosten-
faktoren schwierig geworden sei und daß das 
Güterkraftverkehrsgewerbe keinen tarifarischen 
Ausgleich dafür bekommen habe. Diese Begrün-
dung trifft in solcher Allgemeinheit nicht zu. 

Der Verkehrsminister hat gerade kürzlich den 
beteiligten Ausschüssen ein Gutachten zugeleitet, 
in dem dargelegt worden ist, daß sich nach dem 
Inkrafttreten des Verkehrsfinanzgesetzes die von 
diesem Gesetz beabsichtigte Wirkung eingestellt 
und der gewerbliche Güter f e r n verkehr zu 
Lasten des Werk fernverkehrs eine Leistungs-
steigerung erfahren habe. Aus diesem Gutachten 
der Wirtschaftsprüfer Morgenthaler und Wollert, 
welches im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster der Finanzen erbeten worden ist, scheint sich 

*) Siehe Anlage 6. 
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zu ergeben, daß die Belastungen aus dem Ver-
kehrsfinanzgesetz für den gewerblichen Güter-
fernverkehr mehr als aufgewogen sind durch die 
stärkere Beschäftigung; und zwar auch die Kosten-
steigerung, die sich durch die Erhöhung der Mi-
neralölpreise in der letzten Zeit ergeben haben 
mag. Die durchschnittliche Mehrbelastung eines 
Anhängers im Güterfernverkehr auf Grund des 
hier kritisierten Verkehrsfinanzgesetzes beträgt 
pro Jahr 388 DM, im Monat also rund 32 DM. 

Beim Güter n a h verkehr ist die Sache noch 
günstiger. Beim Güternahverkehr, der leichtere 
Anhänger hat, beträgt die Mehrbelastung im Jahre 
rund 200 Mark, d. h. im Monat nur 18 Mark. 

Soweit einzelne Betriebe nicht in der Lage sein 
sollten, diese Mehrbelastung zu tragen, stehen 
ihnen schon nach dem geltenden Tarifrecht im 
Güter f e r n verkehr gewisse Tariferhöhungsmög-
lichkeiten zu; und im Güter n a h verkehr schwe-
ben jetzt ohnehin Besprechungen über eine An-
passung der Entgelte an die Kosten. Die Mehr-
belastung durch die Kraftfahrzeugsteuer für die 
Anhänger dürfte also sowohl beim Güterfernver-
kehr wie beim Güternahverkehr — beides bezieht 
sich nur auf das Gewerbe — nicht von so schwer-
wiegender Bedeutung sein, daß sich daraus die 
Änderung eines vom Hohen Hause beschlossenen 
und in Kraft getretenen Gesetzes rechtfertigen 
würde. 

Aber es gibt noch andere Gründe, die stark da-
gegen sprechen. Von der Erhöhung der Kraftfahr-
zeugsteuer, die durch das Verkehrsfinanzgesetz 
auch bezüglich der Anhänger vorgesehen ist, wer-
den rund 300 000 Anhänger betroffen. Von diesen 
300 000 Anhängern gehören mehr als 75 % über-
haupt nicht zum gewerblichen Kraftverkehr, also 
nicht zum gewerblichen Güterfernverkehr oder 
Güternahverkehr, sondern -sie gehören überwie-
gend zum Werkverkehr. Der Werkverkehr braucht 
eine derartige Begünstigung, wie sie hier bean-
tragt worden ist, nicht. Der Werkverkehr ist ja 
offenbar auch von den Herren Antragstellern gar 
nicht gemeint. Auch aus diesem Grunde sollte es 
sich verbieten, einer Änderung des Verkehrs-
finanzgesetzes in dieser Frage näherzutreten. 

Für die Länder würde die Annahme eines 
solchen Antrags einen Ausfall — für die nächsten 
fünfviertel Jahre würde das gelten — von 40 bis 
50 Millionen DM bedeuten, 40 bis 50 Millionen DM 
an Kraftfahrzeugsteuer, die von den Ländern und 
gerade von den finanzschwachen Ländern in sehr 
starkem Maße für den Straßenbau verwendet wird. 
Die Beteiligung der Länder am Straßenbau mit 
Hilfe der Mittel aus der Kraftfahrzeugsteuer hat 
sich in der letzten Zeit nicht zuletzt dank der 
Appelle des Bundestags wesentlich verbessert. Man 
würde gerade den Ländern, die den überwiegenden 
Teil ihrer Kraftfahrzeugsteuer oder die ganze 
Kraftfahrzeugsteuer in den Straßenbau hinein-
stecken, hier einen Verzicht auf rund 50 Millionen 
DM für die nächsten fünfviertel Jahre zumuten. 

Ich habe mich mit Rücksicht auf die Gesamt-
situation, die hier jetzt herrscht, bemüht, kurz zu 
bleiben. Aber die Bundesregierung hält sich doch 
für verpflichtet, das Hohe Haus zu bitten, von 
einer nochmaligen Änderung des Verkehrsfinanz

-

gesetzes und von einer Verlängerung dieser Steuer-
erleichterung für die Anhänger auf fünfviertel 
Jahre Abstand zu nehmen, um so mehr, als in der 
Tat mehr als dreiviertel sämtlicher Anhänger, die  

eine solche Vergünstigung erfahren würden, über-
haupt nicht zum gewerblichen Kraftverkehr ge-
hören. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Bleiß. 

Dr. Bleiß (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte Sie darum bitten, der Aus-
schußvorlage zuzustimmen. Wir haben uns im 
Ausschuß lange mit der Materie beschäftigt. Wir 
sind im Verkehrsausschuß bei einer Stimmenthal-
tung zu der Auffassung gekommen, daß man die 
Übergangszeit verlängern sollte. Auch der Finanz-
ausschuß hat sich mit Mehrheit für eine Verlän-
gerung der Übergangszeit ausgesprochen. 

Ich möchte Ihnen nur einige wenige Argumente 
vortragen. Im Verkehrsfinanzgesetz sind — das ist 
Ihnen bekannt — gerade die Steuersätze für An-
hänger sehr drastisch erhöht worden. Man hat die 
Übergangszeit mit einer 25 %igen Ermäßigung 
eingeführt, um in dieser Übergangszeit zu beob-
achten, welche wirtschaftlichen Auswirkungen die 
erhebliche Steuerbelastung haben könnte. Nun hat 
sich in der Übergangszeit sehr deutlich gezeigt, daß 
sich die Kostenlage für den gewerblichen Güter-
verkehr erheblich verschlechtert hat. Wir haben 
eine erhebliche Erhöhung der Mineralölkosten, wir 
haben eine erhebliche Erhöhung der Steuersätze, 
und wir haben auch eine erhebliche Erhöhung 
einer Reihe von sonstigen Kosten. Der gewerbliche 
Güterkraftverkehr hat  versucht, dieser Kosten-
erhöhung dadurch auszuweichen, daß er die Ver-
sandweiten verlängert und auch die Tonnen-
kilometerleistung erheblich erhöht hat. Wenn diese 
Übergangszeit nun nicht verlängert werden sollte, 
das heißt, wenn wir eine neue Steuerbelastung be-
kämen, würde das bedeuten, daß man weiter in 
die Versandweiten ausweicht, daß man die Ver-
sandweiten weiter erhöht und daß auch die 
Tonnenkilometerleistungen erheblich erhöht wer-
den müßten. Das bedeutet aber einen noch stär-
keren Verschleiß der Arbeitskräfte im Güterkraft-
verkehr. Ich bin der Meinung, daß ein weiterer 
Verschleiß von Arbeitskräften nicht im Sinne un-
serer verkehrspolitischen Überlegungen und auch 
nicht im Sinne der Verkehrssicherheit liegt. 

Ich würde deswegen darum bitten, der Vorlage 
zuzustimmen. 

Und noch zwei weitere Bemerkungen zu den 
Argumenten, die Herr Staatssekretär Bergemann 
hier eben vorgetragen hat. Herr Staatssekretär, es 
ist doch nicht so, daß es dem Werkverkehr im all-
gemeinen gut geht und daß er eine zusätzliche Be-
lastung vertragen kann. Wir haben gerade im 
Werkverkehr eine Vielzahl von kleinen und mitt-
leren Unternehmungen, die mit einem Anhänger 
fahren, bei denen der Anhänger häufig nur zur 
Hälfte ausgelastet ist. Für diese kleinen und mitt-
leren Unternehmungen würde die Steuererhöhung 
eine ganz erhebliche zusätzliche Belastung be-
deuten. 

Ich würde also auch aus diesem Grunde darum 
bitten, von der zusätzlichen Belastung Abstand zu 
nehmen. 

Das zweite: das Aufkommen der zusätzlichen 
Mittel für den Straßenbau. Selbstverständlich, 
meine Damen und Herren, brauchen wir zusätz-
liche Mittel für den Straßenbau. Aber gerade 
dieses Argument zieht doch im Moment sehr wenig, 
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weil ja von den erheblichen Mitteln, die der 
Straßenverkehr bisher steuerlich aufbringt, nur ein 
bescheidener Teil dem Straßenbau zugeführt wird. 
Man  müßte doch zunächst erst einmal alle die Mit-
tel, die der Straßenverkehr heute aufbringt, auch 
wirklich im Straßenbau verwenden, bevor man ein 
solches Argument für die Erschließung weiterer 
Geldquellen für die Deckung der Straßenbaukosten 
hier geltend macht. 

Ich möchte glauben. daß die von mir vorgetra-
genen Argumente ausreichen, um die Verlängerung 
der Übergangszeit zu begründen. Es ist ja zu er-
warten und zu wünschen, daß in dieser Übergangs-
zeit der 3. Bundestag die dringend notwendige 
Verkehrsreform beschließt, damit wir dann end-
lich vernünftige Verhältnisse im Verkehr be-
kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Miessner. 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will mich ganz kurz f as-
sen, da wir die Angelegenheit im Ausschuß ein-
gehend behandelt haben. Es handelt sich in der 
Tat, wie der Kollege Dr. Bleiß eben sagte, um 
keine grundsätzliche Änderung des früheren Ge-
setzes, sondern nur um eine kurzfristige Verlän-
gerung der Übergangszeit um fünfviertel Jahre. 
Diese Verlängerung der Übergangszeit ist deshalb 
notwendig geworden, weil die Tarife nach oben 
hin blockiert sind und dadurch das Kraftfahrzeug-
gewerbe infolge der anderweitig gestiegenen Un-
kosten wirtschaftlich in die Enge gekommen ist. 

Ich bitte Sie daher, meine Kollegen, dem Gesetz 
die Zustimmung zu geben. Sie folgen damit der 
Mehrheit des Ausschusses. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Staatssekretär Dr. Bergemann. 

Dr. Bergemann, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Verkehr: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte nur zu der letzten 
Bemerkung des Herrn Abgeordneten Bleiß sagen, 
daß seine Auffassung über die Verwendung der 
Kraftfahrzeugsteuer durch die Länder auch nach 
unserer Meinung vor einiger Zeit noch richtig ge-
wesen ist, aber jetzt nicht mehr. Wir haben den 
erfreulichen Eindruck, daß die Länder — nicht 
zuletzt wegen des permanenten Bohrens des Ver-
kehrsausschusses dieses Hohen Hauses — teils das 
ganze Kraftfahrzeugsteueraufkommen, großenteils 
einen erheblichen Anteil davon, für den Straßen-
bau verwenden. Es ist also wirklich nicht über-
trieben, wenn man sagt: 50 Millionen DM weniger 
sind 50 Millionen DM weniger für den Straßenbau. 

(Zuruf von der SPD: Und das Aufkommen 
aus der Mineralölsteuer?) 

— Ich habe hier nur über die Kraftfahrzeugsteuer 
zu sprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Müller-Hermann. 

Müller-Hermann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein Teil meiner 
Freunde hat Bedenken, dem Ausschußantrag zuzu-
stimmen, weil es sich hier um eine Angelegenheit 
handelt, die in erster Linie die Länder angeht, 
und die zuständigen Minister des Bundesrates  

bereits zu verstehen gegeben haben, daß sie wenig 
geneigt sind, dem Vorschlag zuzustimmen. 

Nun, meine Damen und Herren, eine Bemerkung 
zur sachlichen Situation. Die Tarife im Bereich des 
Verkehrs befinden sich auf dem Stand des Jahres 
1951, und wir bemühen uns zur Zeit im Interesse 
einer allgemeinen Preisstabilität, auch die Tarife 
im Verkehrswesen möglichst stabil zu halten. Das 
setzt, wie mir scheint, voraus, daß wir nicht, ab-
gesehen von den allgemeinen Kostensteigerungen 
in der Wirtschaft, auch noch durch staatliche Maß-
nahmen die Unkostenerhöhung im Bereich des Ver-
kehrs intensivieren. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Aus dieser Überlegung heraus scheint es mir 
gerade im Interesse der Preisstabilisierung geboten 
zu sein, die Übergangszeit auszudehnen und nicht 
durch Beschlüsse des Bundestags einen zusätzlichen 
Druck auf die Preise auszuüben. Das spricht für 
die Ausschußvorlage. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Körner. 

Körner (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann mich der Auffassung des 
Herrn Staatssekretärs Bergemann nicht anschlie-
ßen, und auch von uns aus bitten wir das Hohe 
Haus, dem Antrag der FDP zuzustimmen. Die 
Argumentation des Herrn Staatssekretärs hinkt 
doch. Wenn man steuerrechtlich den Motorwagen 
mit dem Anhänger gleichstellen will, dann muß 
der Betrieb, gleichgültig ob gewerblich oder Werk-
verkehr, die Möglichkeit haben, daß der Anhänger 
auch genauso ausgenutzt wird. Nach den Sta-
tistiken und Erhebungen bei Tausenden von Be-
trieben steht fest, daß 55 % der Anhänger nur an 
15 Tagen im Monat zum Einsatz kommen. Sie sind 
also eine Transportraumreserve. Die völlige 
Gleichstellung mit dem Maschinenwagen, mit dem 
Zugwagen bedeutet eine Senkung der Rentabilität 
dieser Betriebe. 

Wir haben soeben wieder alle die Argumente 
zur Problematik der Tarifseite, der Preissituation 
und ähnlicher Dinge gehört. Danach ist es zur Zeit 
gar nicht möglich, eine völlige Gleichziehung bei-
der Kraftwagentypen durchzuführen. Ich bitte 
also, dem Antrag der FDP auf Verlängerung der 
25 %igen Absetzung zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Dr. Bergemann. 

Dr. Bergemann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Was Herr Abgeordneter Körner 
gesagt hat, geht nach meiner Ansicht etwas an der 
Tatsache vorbei, daß das Verkehrsfinanzgesetz — 
selten ist ein Gesetz so lange beraten worden wie 
dieses — grundsätzlich den Anhänger genauso be-
lasten wollte wie das Zugfahrzeug. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Das war eigentlich ein springender Punkt. Wenn 
sich nun herausstellen sollte — ob infolge des Ge-
setzes oder nicht, kann dahingestellt bleiben —, 
daß ein großer Teil der Anhänger nicht mehr rich-
tig ausnutzbar ist, dann ist das eine äußerst be-
merkenswerte Tatsache, die dazu führen könnte, 
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daß man die Anhänger langsam verschwinden 
sieht. Diese Tendenz könnte verschiedenen Mit-
gliedern des Hohen Hauses und auch dem Bundes-
minister für Verkehr immerhin gar nicht uner-
wünscht sein. Jedenfalls glaube ich, daß man nicht 
mit Rücksicht auf die Wünsche nach einer Ver-
günstigung für fünf Vierteljahre ein so grund-
legendes Gesetz wie das Verkehrsfinanzgesetz 
ändern sollte, bei dem die Belastung der Anhänger 
ebenso wie eine gewisse Belastung des Werkver-
kehrs ein Kernstück gewesen ist. 

Zur Frage der Tarife darf ich noch einmal darauf 
hinweisen — ich habe das vorhin nur kurz an-
gedeutet —, daß schon jetzt im Güterfernverkehrs-
gewerbe die Möglichkeit besteht, bei den Gütern 
der Tarifklassen D bis G Frachtzuschläge zu verein-
baren. Beim Güternahverkehr sind Verhandlungen 
zwischen der verladenden Wirtschaft und dem Ge-
werbe über eine Anpassung der Tarife im Gange. 
Bedenken Sie, daß der Jahresumsatz der deutschen 
Wirtschaft einschließlich der Landwirtschaft sich 
um 462 Milliarden DM bewegt. Eine minimale 
Tariferhöhung — mehr wäre gar nicht nötig — 
wird prozentual kaum auszudrücken sein. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich auf Art. 1, — Art. 2, — Art. 2 a 
im Sinne des Ergänzungsantrags des Abgeordneten 
Stegner, — Art. 3, — Einleitung und Überschrift. 
— Wer diesen Bestimmungen zustimmen will, 
möge die Hand erheben. — Gegenprobe — Ent-
haltungen? — Gegen einige Gegenstimmen und 
bei Enthaltungen angenommen. Die zweite Be-
ratung ist abgeschlossen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zustimmen will, möge sich er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einigen Enthaltungen und gegen einige Stimmen 
angenommen. 

Wir vertagen uns nunmehr auf 11.40 Uhr. Ich 
teile Ihnen mit, daß die Fraktionen der CDU/CSU 
und der SPD Fraktionssitzungen abhalten. 

(Unterbrechung der Sitzung: 11 Uhr 6 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 11 Uhr 44 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schmid wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in der unterbrochenen Sitzung 
fort. Ich schlage Ihnen vor, auf Punkt 3 der Tages-
ordnung zurückzugreifen, den wir zurückgestellt 
hatten. Es handelt sich um das Mühlengesetz. Die 
Besprechungen sind offenbar so weit gediehen, daß 
wir nunmehr zu einem Abschluß kommen können. 

Ich rufe also Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Errichtung, Inbe-
triebnahme, Verlegung und Erweiterung 
von Mühlen (Mühlengesetz) (Drucksache 
2376); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(26. Ausschuß) (Drucksache 3417). 
(Erste Beratung 147. Sitzung.) 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Abge-
ordnete Kriedemann. 

Kriedemann (SPD), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Mit der Vor-
lage auf Drucksache 2376 hat die Bundesregierung 
einem Wunsch des Bundestages entsprochen. Der 
Bundestag hatte seinerzeit einen Antrag auf Ein-
führung einer Mühlenkontingentierung aus, wie 
mir scheint, in diesem Fall besonders wohlerwoge-
nen Gründen abgelehnt. Um aber doch die Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, daß die sehr un-
erfreuliche Situation in der Mühlenwirtschaft eine 
Besserung erfährt, sollte es erstens den Beteilig-
ten ermöglicht werden, im Wege einer freiwilligen 
Konvention den Wettbewerb, der im wahrsten 
Sinne des Wortes ein ruinöser Wettbewerb ist, in 
gesunde Bahnen zu lenken. Zweitens sollte eben 
durch ein Gesetz über die Mühlenwirtschaft für 
eine bestimmte Zeit der Neubau von Mühlen ver-
hindert werden. 
Der Ernährungsausschuß als der federführende 

Ausschuß hat sich sehr lange und sehr eingehend 
in wiederholten Auseinandersetzungen mit Inter-
essenten und Sachverständigen mit diesem Gesetz-
entwurf befaßt und hat ihn nicht unwesentlich 
geändert. Man ist sich darüber klargeworden, daß 
die Überkapazität, die rund 100 % beträgt, auch im 
Wege der normalen Ausscheidungskämpfe nicht 
aus der Welt geschafft werden würde, weil es 
zwar wohl gelegentlich zu Konkursen eines Mül-
lers oder eines müllerischen Unternehmens kommt, 
bei diesem Verfahren aber die Mühle — in die-
sem Fall muß man sagen: leider — übrig bleibt. 
Sie wird billig von irgendeinem anderen erworben 
und hat dann noch eine bessere Ausgangslage für 
diesen Konkurrenzkampf, der immerhin dazu ge-
führt hat, daß der Mehlpreis bei steigenden Roh-
stoffkosten auch heute noch niedriger liegt, als er 
vor vier Jahren gelegen hat. Wenn man das bei 
den Preisen für Brot und Brötchen nicht merkt, 
kann man nur sagen, daß das offenbar eine andere 
Ursache hat. 
Es wird Ihnen also jetzt ein Gesetzentwurf vor-

gelegt, der — ich sage — wesentlich erweitert 
worden ist. Wir haben uns darum bemüht, An-
reize für die definitive Beseitigung von Mühlen-
kapazitäten zu schaffen. Weil es sich hier in gro-
ßem Umfang um Menschen handelt, die zwar selb-
ständige Unternehmer sind, aber doch auf einer 
sehr schmalen Basis stehen und nur über ein 
kleines, bescheidenes Einkommen und Vermögen 
verfügen, glaubten wir, ihnen eine Hilfe bei einem 
Übergang in einen anderen Wirtschaftszweig er-
möglichen zu sollen. 
Es läuft darauf hinaus, daß diejenigen, die ihre 

Mühle stillegen und die sich verpflichten, die Ein-
richtung definitiv zu entfernen, zu verschrotten 
oder auszuführen, und die sich weiter verpflichten, 
durch eine grundbuchamtliche Eintragung zu si-
chern, daß auf dem betreffenden Grundstück eine 
Mühle während der nächsten 30 Jahre nicht mehr 
betrieben werden kann, eine Stillegungsbeihilfe 
bekommen, über deren Höhe im Gesetz nichts ge-
sagt worden ist. Vielmehr ist die Festsetzung der 
Bedingungen im einzelnen einer Rechtsverordnung 
überlassen worden, die zwischen den beteiligten 
Ressorts mit Zustimmung des Bundesrates zu-
stande kommen muß. 
Es ist selbstverständlich, daß die dadurch ent-

stehenden Kosten, die für die Stillegung erforder- 
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lichen Mittel von den Beteiligten zu decken bzw. 
aufzubringen sind, d. h. von denen, die übrigblei-
ben. Wir haben es aber in der gegenwärtigen Si-
tuation für unmöglich gehalten, eine derartige 
Mühlenabgabe jetzt im Gesetz festzulegen. Sie wis-
sen alle, welche großen Anstrengungen gemacht 
werden, um den Brotpreis zu halten. Wenn auch 
trotz der freiwilligen Konvention, die sich um die 
Stabilisierung des Mehlpreises bemüht, der Mehl-
preis heute noch, wie gesagt, niedriger als vor drei 
Jahren liegt, mußte man  doch mit der Gefahr 
rechnen, daß eine solche Mühlenabgabe, wenn sie 
im Gesetz festgelegt wird, einen sozusagen amt-
lichen Anstoß zur Mehlpreiserhöhung geben würde. 
Von keiner Fraktion haben sich die Vertreter in 
der Lage gesehen, dafür die Verantwortung zu 
übernehmen; deswegen ist hier vorgesehen, daß 
eine Mühlenabgabe zur Deckung der mit der Still-
legung verbundenen Kosten respektive Entschä-
digungen erst ab 1960 im Wege einer Rechtsver-
ordnung von der Bundesregierung erhoben wer-
den kann. Daß wir uns verpflichtet gesehen haben, 
auch die in den stillzulegenden Mühlen beschäftig-
ten Arbeitnehmer gegen die Härten zu schützen, 
die mit einer Stillegung für einen Teil der Beleg-
schaften möglicherweise verbunden sind, ist wohl 
selbstverständlich. Auch die dadurch entstehenden 
Kosten können aus dem Fonds, der für die Still-
legung geschaffen wird, gedeckt werden. 

Wir konnten keine Rechtsansprüche schaffen. Des-
wegen finden Sie in diesem Gesetz eigentlich nur 
Kann-Bestimmungen. Das ergibt sich aus der 
Natur der Sache; denn es ist nicht unsere Aufgabe 
und unserer Ansicht nach nicht im Bereich des 
Möglichen, daß etwa der Staat Mühlen stillegt, 
weil er die Mühlenwirtschaft für übersetzt hält. 
Es muß vielmehr den Beteiligten überlassen blei-
ben, ob sie von den Möglichkeiten, die ihnen hier 
angeboten werden, Gebrauch machen oder nicht. 
Aber denen, die davon Gebrauch machen wollen 
und die damit zugleich auch etwas wirtschafts-
politisch Vernünftiges tun, sollte in der angedeute-
ten Weise geholfen werden. 
Ich habe die Pflicht, für den mitberatenden 

Wirtschaftspolitischen Ausschuß zu sagen, daß er 
in verschiedener Hinsicht grundsätzliche Bedenken 
hatte, weil er befürchtete, hier könne ein Präjudiz 
in der Weise geschaffen werden, daß auch in Zu-
kunft Strukturkrisenkartelle immer mit einem 
Neubauverbot usw. verbunden sein würden. Der 
Ernährungsausschuß hat sich pflichtgemäß mit den 
Darlegungen des Wirtschaftspolitischen Ausschus-
ses auseinandergesetzt, hat sich aber aus seiner 
Kenntnis der besonderen Situation der Mühlen und 
der Form, in der die Mühlenkonvention vorläufig 
vom Bundeswirtschaftsministerium genehmigt wor-
den ist, nicht in der Lage gesehen, seinen Stand-
punkt zu revidieren, und schlägt Ihnen deshalb die 
Annahme dieses Gesetzes vor. Ich darf mich auf 
diese Ausführungen beschränken. 
Lassen Sie mich nur noch eine Bemerkung 

machen, die mindestens für das Protokoll wesent-
lich ist. Gerade angesichts der Tatsache, daß es 
sich bei einem großen Teil derjenigen, die mög-
licherweise von diesem Gesetz Gebrauch machen, 
um sehr kleine Existenzen handelt, ist überlegt 
worden, wie verhindert werden könnte, daß etwa 
die Entschädigung, die sie für die restlose Aufgabe 
ihrer Mühle erhalten, auf steuerlichem Wege wie-
der verlorengeht. Der Ernährungsausschuß hat die 
Hoffnung, die Bundesregierung werde dahin wir-

ken, daß bei der Besteuerung der mit der Still-
legung von Mühlen zusammenhängenden Vorgänge 
jeweils der niedrigste zulässige Steuersatz in An-
wendung gebracht wird. Dabei ist die Tatsache zu 
berücksichtigen, daß die Stillegung weitgehend 
erfolgt, um eben die Veräußerung von Mühlen an 
Dritte abzuwenden, d. h. diese Mühlen definitiv 
auszuschalten. Deswegen sollte, soweit erforder-
lich, von den Möglichkeiten des § 131 RHO wei-
testgehend Gebrauch gemacht werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Wird Idas Wort gewünscht? — 
Offenbar nicht. 

Dann rufe ich ,die §§ 1 bis 14 und Einleitung 
und Überschrift auf. Wer diesen Bestimmungen 
sowie Einleitung und Überschrift zustimmien will, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige An-
nahme fest. Die zweite Beratung ist ,abgeschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung, da Ände-
runigsanträge nicht vorliegen. Wer dem Gesetz im 
ganzen zustimmen will, der möge sich von seinem 
Sitz erheben. — Gegenprobe! — Gegen wenige 
Stimmen angenommen. Damit ist dieser Punkt 
der Tagesordnung erledigt. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen mit-
zuteilen, daß 'die Fraktionen der CDU/CSU und 
der SPD sich nicht damit einverstanden erklären, 
daß heute außer dem Haushaltsausschuß noch wei-
tere Ausschüsse während der Plenarsitzung tagen. 
Damit ist die  Genehmigung, die der Präsident aus

-

gesprochen hat, nachträglich gegenstandslos ge-
worden. Ich bitte, darauf Rücksicht zu nehmen. 

Wir kommen zurück zu Punkt 9 der Tagesord-
nung: 

Zweite Beratung  des  von  den  Abgeordne-
ten Frau Dr. Schwarzhaupt, Rümmele und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Verkehrsrechts (Drucksache 
2768); 
Mündlicher B erficht ;d es Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) (Drucksache 3377). 
(Erste Beratung: 165. Sitzung.) 

Dieser Punkt war zurückgestellt worden. 

Es ist Rücküberweisung beantragt. Gleichzeitig 
liegt ein Änderungsantrag zur Sache vor. Der 
Rücküberweisungsantrag geht bei icier  Abstim-
mung vor. Aber ich wollte nicht darüber abstim-
men lassen. ehe das Haus nicht Ihren Sachantrag, 
Frau Dr. Schwarzhaupt, kannte, Das Haus muß 
auch seine geschäftsordnungsmäßigen Entschei-
dungen in Kenntnis der bevorstehenden Än de-
rungsanträge treffen. Ich glaube, Frau Dr. 
Schwarzhaupt, es ist auch für Ihren Antrag das 
beste, wenn er unmittelbar in den Ausschuß 
kommt; denn sonst riskieren Sie, daß das Gesetz 
in zweiter Lesung ,abgelehnt wird, und dann sind 
Sie mit Ihrem Antrag ganz 'durchgefallen. 

Nun, ich muß nach der Geschäftsordnung ver-
fahren. Es ist der Antrag gestellt, die Vorlage an 
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den Haushaltsausschuß und an den Ausschuß für 
Verkehrswesen als Fachausschuß zurückzuverwei-
sen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Nunmehr rufe ich wieder auf Punkt 14 der Ta-
gesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts (Gleichberechtigungsge-
setz - GleichberG) (Drucksachen 112, 178, 
224); 

Schriftlicher Bericht ,des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) (Drucksachen 3409, zu 3409). 
(Erste Beratung: 15. Sitzung.) 

Die Berichte*) sind mündlich nichterstattet wor-
den; das Haus hat verzichtet. Wir treten unmittel-
bar in die zweite Beratung ein. 

Ich rufe auf Artikel 1 Nrn. 1 bis 4. — Hierzu 
liegen Änderungsanträge nicht vor. Wer mit die-
sen Bestimmungen einverstanden ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ange-
nommen. 

Ich rufe auf Nr. 5. Hierzu liegt auf Umdruck 
1035**) folgender Änderungsantrag vor: 

§ 1354 wird in der Fassung der Regierungs

-

vorlage (Drucksache 224) wiederhergestellt. 

Der Antrag trägt die Unterschrift einer Reihe von 
Mitgliedern des Hauses. 

Herr Dr. Weber zur Begründung! 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
§ 1354 betrifft  das sogenannte Letztentscheidungs-
recht in der Ehe. Wenn man die Diskussion in der 
Offentlichkeit verfolgt hat,  könnte man der Mei-
nung sein, daß der Inhalt des Gleichberechtigungs-
gesetzes wesentlich durch die §§ 1354 und 1628 
bestimmt sei. Diesem Irrtum sollte man in diesem 
Hause, Idas über dieses Gesetz zu entscheiden hat, 
nachdrücklich entgegentreten. Das Gesetz bringt 
sehr viel wesentlichere Bestimmungen in dem Ab-
schnitt über  die  Neuregelung des Güterrechts und 
bezweckt gerade auf 'diesem Gebiet, der Gleichbe-
rechtigung der Frau und der Gerechtigkeit ihr ge-
genüber, die in der bisherigen gesetzlichen Rege-
lung nicht bestanden, Rechnung zu tragen. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Sehr 
richtig!) 

Darauf möchte ich einleitend nachdrücklich hinge-
wiesen haben. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt den Vorsitz.) 

Der § 1354 ist außerordentlich umstritten. Die 
Diskussion in der Öffentlichkeit hat sich gerade 
mit dieser Bestimmung sehr eingehend und, man 
mag auch sagen, mit Leidenschaft befaßt. Wir 
haben dieses Thema hier mit der Sachlichkeit, aber 

 auch mit dem Ernst zu behandeln, die ihm zu-
kommen. Ich möchte diesen Antrag von zwei Ge-
sichtspunkten her begründen, einmal, weshalb 
diese vom Unterausschuß mit acht zu sieben Stim- 

*) Siehe Anlage 7. 
**) Siehe Anlage 8. 

men abgelehnte Bestimmung nunmehr wieder in 
das Gesetz eingefügt werden soll, zum anderen, ob 
— und diese Frage müssen wir uns sehr ernst 
stellen; sie ist nämlich sehr umstritten — diese 
Regelung, wenn sie so beschlossen wird, verfas-
sungsmäßig ist. 

Weshalb diese Regelung? Man muß sich zu-
nächst einmal die Frage stellen, um welche Art 
von Entscheidungen es sich in dem § 1354 handelt. 
Man geht am besten wohl von der grundlegenden 
im Bürgerlichen Gesetzbuch bestehenbleibenden 
Regelung des § 1353 ,aus, der 'bestimmt, daß die 
Ehegatten zur 'ehelichen Lebensgemeinschaft ver-
pflichtet sind. Gerade von der Seite, die den § 1354 
bekämpft und diese Bestimmung gestrichen haben 
möchte, wird nun die Meinung vertreten, daß an-
gesichts der Regelung des § 1353 — die Eheleute 
sind zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet 
— eine besondere Regelung der Ausgestaltung des 
Ehelebens gar nicht mehr notwendig sei. Darüber 
hinaus wird sogar die Meinung vertreten, sie sei 
nicht zulässig; damit greife der Staat in interne 
Verhältnisse ein, zu deren Regelung er nicht be-
rufen sei. Gerade wir von der CDU sind der Mei-
nung, daß wir den Staat aus Ehe und Familie so-
weit wie nur möglich fernhalten sollten, wenn auch 
die Familie in den Staat eingeordnet ist. 

Es wird deshalb notwendig 'sein, sich zu fragen, 
um welche Art von Entscheidungen es sich han-
delt. Zunächst einmal Beispiele. Es handelt sich 
eventuell um den Wohnsitz, um die Frage, wo die 
Familie, wo ,die Eheleute den Urlaub verbringen, 
um die Frage etwa, ob eine Verwandte in  die Fa-
milie aufgenommen wird, dort Unterkunft finden 
soll, und ähnliche Fragen. Ich habe die Beispiele 
genannt, um Ihnen darzutun, daß es sich um Fra-
gen handelt, die die äußere Gestaltung des Ehe-
lebens, nicht etwa die innere Gestaltung betreffen. 
Wir sind der Meinung, daß der Staat in die innere 
Gestaltung, in das intime Leben der Ehe nicht ein-
greifen kann, sondern das der Regelung der Ehe-
leute überlassen muß, und so ist es in § 1353 fest-
gelegt. Der § 1354 'betrifft also die äußere Gestal-
tung des Ehelebens und gibt dafür eine Ordnungs-
vorschrift; wir, jedenfalls die  Antragsteller, halten 
sie für notwendig. 

Es kann auch nicht eingewandt werden, es han-
dele sich doch urn eine Gestaltung der inneren Vor-
gänge der Ehe. Die Ehe ist keine Einrichtung, die 
der Disposition der Parteien, der Eheschließenden 
schlechthin unterliegt. 

(Abg. Dr. Greve: Doch! Doch!) 

— Herr Kollege Greve, Sie mögen von Ihrem 
Standpunkt aus etwas anderes vertreten. Ich be-
tone deshalb: von 'unserem Standpunkt aus han-
delt es sich um eine vorgegebene Ordnung, um ein 
pactum supra partes, über ,das die Parteien als 
solche nicht verfügen können. 

Von dieser Auffassung gehen wir auch bei die-
ser Bestimmung aus. Wir sind der Meinung, daß 
wir etwas aussagen, was durch diese vorgegebene 
Ordnung bereits bestimmt ist, was also der Ehe 
schon ihrem Wesen nach innewohnt. Weil es für 
die Ordnung in der Ehe wesentlich ist, glauben 
wir auf diese Bestimmung auch nicht verzichten 
zu können. Soviel zu der Frage, weshalb diese 
Regelung. 

Ich habe mich dann noch mit der Frage ausein-
anderzusetzen: Entspricht diese Regelung auch 
dem Grundgesetz? Ich habe 'bereits hervorgehoben, 
daß es sich um eine Ordnungsvorschrift handelt. 
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Wenn das zutreffend ist, bin ich weiter der Mei-
nung, daß in Ordnungsvorschriften auch verschie-
denartige Regelungen getroffen werden können. 
Das hat ,der Bundesgerichtshof schon verschiedent-
lich festgestellt; er hat gesagt: Dort ist eine an-
dere verschiedenartige Regelung notwendig, weil 
sie zur Aufrechterhaltung der Ordnung dient. 
Mit der Frage der Verfassungsmäßigkeit haben 

sich inzwischen aber auch die Rechtsgelehrten sehr 
eingehend befaßt. Es besteht, das will ich gar nicht 
bestreiten, keine einheitliche Meinung. Ich möchte 
auch darauf verzichten, mich im einzelnen mit dem 
Für und Wider auseinanderzusetzen. Ich darf statt 
dessen auf die Ausführungen verweisen, die Pro-
fessor D r. Beitzke  in der „Juristenzeitung" 
1952, Seite 745, und in seinem Beitrag in „Die 
Grundrechte" von Neumann-Nipperdey-Scheuner, 
Seiten 228/229, gemacht hat. Diese Ausführungen 
gipfeln darin, daß der Letztentscheid des Mannes 
kein Privileg sei, keine Zurücksetzung ,der Frau 
— das wollen wir auch nicht —; er führt aus, daß 
es die Entscheidung des primus inter pares sei und 
daß damit dem Mann leine Letztverantwortung, 
eine Pflichtauferlegt werde, die Entscheidung zu 
treffen. Diese Pflicht kann auch dadurch erfüllt 
werden, d. h. der Mann trifft diese Entscheidung 
auch dadurch, daß er der Frau die Entscheidung 
z. B. in der inneren Gestaltung des Hauswesens 
überläßt. Dieser Ansicht ist auch der Gesetzgeber. 
Er sagt in § 1356, daß die Frau ,das Hauswesen in 
eigener Verantwortung führt, also ohne daß ihr 
jemand, auch nicht der Mann, dreinsprechen kann. 

Hier kommt der Gedanke der Funktionsvertei-
lung zum Ausdruck, und die Rechtsprechung, auch 
des Bundesverfassungsgerichts, hat vielfach betont, 
daß verschiedenartige Regelungen möglich sind, 
wenn es sich um Funktionsverteilungen handelt. 
Ich verweise insbesondere auf die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 25. Juni 1956, 
in deren Leitsatz 2 es gesagt hat: „Im Hinblick auf 
die obiektiven biologischen oder funktionalen Un-
terschiede von Mann und Frau ist nach der Natur 
des jeweiligen Lebensverhältnisses auch eine be-
sondere rechtliche Regelung erlaubt oder sogar 
notwendig." Spanner,  Professor des öffent-
lichen Rechts der Erlanger Universität, hat in der 
Zeitschrift „Ehe und Familie" 1957, Seite 157, 
ebenfalls zu diesem Problem Stellung genommen 
und tritt den Ausführungen von Beitzke im we-
sentlichen bei. 

Wenn es sich also um eine echte Funktionsver-
teilung handelt — ,die Frau leitet verantwortlich 
das Hauswesen, der Mann ist letztlich verantwort-
lich für die Vertretung der Familie nach außen —, 
dann ist ,eine verschiedenartige Regelung auch mit 
dem Grundgesetz vereinbar. Es handelt !sich hier 
um die Regelung der Verhältnisse in der Ehe. Der 
Art. 3 Abs. 2 GG lautet: Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt. Die Ehe besteht zwar aus Mann 
und Frau, ist aber  nach ihrem Vollzug etwas Neues, 
eine Gemeinschaft. Wir kennen in Gemeinschaften 
vielfach das sogenannte Zweier-Problem: man 
kann ja doch zu einer Entscheidung nicht kommen, 
wenn sich zwei gleichberechtigt gegenüberstehen. 
Wenn diese Gemeinschaft aber eine Entscheidung 
soll treffen können, dann muß eine Regelung vor-
gesehen sein, nach der der eine oder der  andere 
sie treffen kann. 
Weshalb muß und soll der Mann diese Entschei-

dung treffen? Die Begründung entnehmen wir aus 
der ganzen Entwicklung seit Jahrhunderten. Die 
Prozeßrichter des Amtsgerichts Köln haben sich  

bereits im Jahre 1953 mit dem Problem befaßt 
und gesagt, daß die Letztentscheidung des Mannes 
nicht nur der westlichen Kultur und Geschichte, 
sondern auch — und damit komme ich zu einem 
weiteren springenden Punkt — dem Sinn und 
Zweck des Art. 6 des Grundgesetzes entspricht. 
Ein geordnetes Familienleben und ein Funktionie-
ren der Ehe ist nur möglich, wenn die Grundsätze 
des § 1354 weiter anwendbar bleiben. 
Die Regierung hat in ihrer Vorlage die Grund-

sätze desalten § 1354 schon erheblich abgemil-
dert. Es ist dort gesagt, daß die Eheleute zunächst 
versuchen müssen, sich zu einigen. Nur dann, wenn 
sie sich nicht einigen können, kann der Mann die 
Letztentscheidung treffen, wobei er aber auf die 
Auffassung der Frau Rücksicht zu nehmen hat. Es 
besteht wohl auf allen Seiten des Hauses Einver-
ständnis darüber, daß diese innereheliche Ordnung 
nicht justitiabel ist, daß man  hier kein Vormund-
schaftsgericht eingreifen lassen kann, sondern daß 
die Eheleute selber mit den Problemen, die in der 
Gestaltung des Ehelebens auftreten, fertigwerden 
müssen. Wir haben weiter vorgesehen, daß die 
Entscheidung des Mannes für die Frau nicht ver-
bindlich ist, wenn sie dem Wohle der Familie 
widerspricht. Wir sind der Meinung, hier sind so 
viele Hemmnisse und so viele Hindernisse einge-
baut, Lauf die bei der Entscheidung Rücksicht zu 
nehmen ist, daß den berechtigten Interessen auch 
der Frau Rechnung 'getragen ist. 

Ich betonte schon, daß die Ehe zwar aus Mann 
und Frau besteht, diese aber in einer Gemein-
schaft leben. Diese Gemeinschaft, so wie sie zur 
Zeit des Inkrafttretens des Grundgesetzes bestand, 
also die Ehe nach der christlich-abendländischen 
Auffassung, ist in Art. 6 des Grundgesetzes unter 
den besonderen Schutz des Staates gestellt. Selbst 
wenn man darüber streiten könnte, ob der Art. 3 
Abs. 2 in dieses Verhältnis der Gemeinschaft ein-
greift, so stünde schützend über dieser Gemein-
schaft der Art. 6 des Grundgesetzes als gleichbe-
rechtigtes Grundrecht. 

Zu der Frage, wie der Art. 6 des Grundgesetzes 
nunmehr zu betrachten sei, hat sich das Bundes-
verfassungsgericht in seiner bekannten Entschei-
dung zur Ehegattenbesteuerung vom 17. Januar 
1957 eingehend geäußert und unter anderem fol-
genden Leitsatz aufgestellt: 

Art. 6 Abs. 1 GG ist nicht nur ein „klassi-
sches Grundrecht" zum Schutze der spezifi-
schen Privatsphäre von Ehe und Familie sowie 
Institutsgarantie, 

— ich betone: Institutsgarantie, also des Instituts, 
wie es zur Zeit des Inkrafttretens des Grundge-
setzes bestand — 

sondern darüber hinaus zugleich eine Grund-
satznorm, das heißt eine verbindliche Wert-
entscheidung für den gesamten Bereich des 
Ehe und Familie betreffenden privaten und 
öffentlichen Rechts. 

(Abg. Dr. Greve: Das bestreitet ja 
niemand!) 

Unter diesem Gesichtspunkt haben wir die Frage 
der Verfassungsmäßigkeit sehr eingehend geprüft. 

(Abg. Dr. Greve: Einseitig!) 

Wir glauben, mit gutem Gewissen sagen zu kön

-

nen, daß die Bestimmung des § 1354, deren Wie

-

dereinfügung wir beantragt haben, grundgesetz- 
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mäßig ist. Wir halten sie auch zum Wohle und zum 
Schutze der Familie für erforderlich und bitten 
deshalb, unseren Antrag anzunehmen. 

(Beifall in  der  Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, Sie haben die Begründung zu dem Ände-
rungsantrag zu § 1354 gehört. Ich eröffne die Aus-
sprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf regelt 
eins der sicherlich wichtigsten Gebiete unserer 
Rechtsordnung. Gerade wegen der Bedeutung die-
ses Gesetzentwurfs muß ich mein Bedauern darüber 
ausdrücken, daß sich auf der Regierungsbank kein 
einziger Minister befindet. 

(Hört! Hört! und Sehr wahr! bei der SPD.) 

Nicht ohne Interesse stelle ich fest, daß sogar der 
Herr Bundesminister für Familienfragen dem 
Hause nicht die Ehre seiner Anwesenheit erweist. 

(Abg. Metzger: Er ist auch nie im Aus

-

schuß gewesen! — Abg. Dr. Greve: Ehren 
würde er u n s durch seine Anwesenheit 

gar nicht!) 

— Also, ich will das dahingestellt sein lassen. Nur 
die Tatsache, daß die sozialdemokratische Fraktion 
von der Bedeutung dieses Ministeriums sehr wenig 
überzeugt ist, hält sie davon ab, hier einen förm-
lichen Antrag auf Herbeiholung des  Herrn Bundes-
familienministers zu stellen. 

(Abg. Dr. Greve: Er komponiert Konrads 
Wahlschlager! — Weitere Zurufe von der 

SPD und der FDP.) 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Dr. 
Weber hat unter anderem ausgeführt, die §§ 1354 
und 1628 hätten in  der öffentlichen Diskussion 
zwar erhebliche Beachtung gefunden, aber im Ge-
samtrahmen der  vom Gesetzgeber zu regelnden 
Materie seien diese Bestimmungen eben doch als 
weniger bedeutsam, als weniger wichtig anzu-
sehen.  
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion teilt 

diese Auffassung nicht. Wir sind der Meinung, daß 
dem Gesetzgeber durch Art. 3 und Art. 117 des 
Grundgesetzes die Verpflichtung auferlegt worden 
ist, den in unserem gesellschaftlichen Zusammen-
leben allenthalben anerkannten Grundsatz der 
Gleichberechtigung auch zu einem unabdingbaren. 
nicht hinwegzudenkenden Bestandteil unserer 
Rechtsordnung in ihrer Gesamtheit zu machen . 

Dabei ist der § 1354 in der Tat eine Kernvorschrift. 
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hält 
die Problematik dieses § 1354 für so bedeutsam. 
daß sie den  Antrag auf namentliche Abstimmung 
über den Streichungsantrag des Herrn Kollegen 
Dr. Weber und seiner Freunde stellen wird. 
Ich darf feststellen, daß der Herr Bundesfami-

lienminister — offensichtlich ist er per Eilboten 
oder Telephon orientiert worden — es doch für 
nötig gehalten hat, zu der  Beratung der Materie 
zu erscheinen. Wir Sozialdemokraten, Herr Bun-
desminister, haben Ihre Abwesenheit nur mit 
Interesse festgestellt, hätten es aber nicht für nötig 
befunden, Sie herbeizuzitieren; denn für so wich-
tig halten wir Ihr Ministerium nicht. 

(Zuruf von der Mitte: Unverschämtheit!) 

— Na, das wissen Sie doch; wir haben schon x-mal 
Anträge auf Streichung seines Haushalts gestellt. 
Ich erzähle Ihnen also gar nichts Neues. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Herr Wittrock, 
wir hatten uns doch gestern verabredet, 
daß wir heute sachlich reden wollen!) 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege 
Dr. Weber hat hier einige sehr interessante Aus-
führungen gemacht, zu denen ich mich in einigen 
Punkten äußern will. Der Herr Kollege hat ausge-
führt, es bedürfe einer Ordnung, und der Gesetz-
geber sei aus dem Prinzip des Art. 6 des Grund-
gesetzes eben verpflichtet, für die Schaffung und 
Aufrechterhaltung dieser Ordnung zu sorgen. Nun, 
meine Damen und Herren, wir sind der Meinung, 
daß in der Tat eine jede Ehe ihre Ordnung besitzt 
und besitzen muß. Aber diese Ordnung kann nicht 
eine Machtordnung sein. Diese Ordnung kann nicht 
eine in ihrer inneren Gestaltung vom Gesetzgeber 
festzulegende Ordnung sein, sondern es kann sich 
hierbei nur um eine sittliche Ordnung handeln, 
d. h. es kann sich nur um eine Ordnung handeln, 
die von den Beteiligten, also von den beiden Ehe-
gatten, auf dem Prinzip der Freiwilligkeit aner-
kannt ist; denn das ist das entscheidende Krite-
rium für eine sittliche Ordnung. Ich vertrete hier 
den Standpunkt, daß es sich bei der inneren Ord-
nung einer Ehe, deren Grundlagen durch das Ent-
scheidungsrecht mitgestaltet werden, um eine sitt-
liche Ordnung handelt, und komme damit zu dem 
Ergebnis, daß es sich der Zuständigkeit des Gesetz-
gebers entzieht, hier a priori ein für allemal und 
für alle Lebensverhältnisse gültig ein Letztent-
scheidungsrecht zu setzen. Es ergibt sich bereits 
aus der schriftlichen Berichterstattung, die Ihnen 
vorliegt, daß die Mehrheit des Ausschusses der 
Auffassung war, gerade angesichts der Vielgestal-
tigkeit der Lebensverhältnisse entziehe es sich der 
Befugnis des Gesetzgebers, eine allgemein gültige 
Regelung bezüglich des Letztentscheidungsrechts zu 
treffen. 

Die Zahl der Familien, in denen die gesellschaft-
liche Wandlung in den Gedanken über die Gleich-
berechtigung der Geschlechter bereits lebendig ge-
worden ist, ist doch in ständigem Wachsen. Wir 
können heute eine sehr starke Differenzierung 
feststellen, die je nach den individuellen Verhält-
nissen in dem Einzelfalle zu einem aus der Per-
son, nicht durch das Geschlecht bedingten Über-
gewicht des einen oder zu einem aus der Person 
bedingten Übergewicht des anderen führt. Allein 
diese Erkenntnis, die niemand leugnen kann und 
sicherlich auch niemand leugnen wird, verbietet 
es, hier ein für allemal und mit Allgemeingültig-
keit eine gesetzliche Regelung des Entscheidungs-
rechts zu treffen. 

Der Herr Kollege Dr. Weber hat hier ausge-
führt, daß sich eine Regelung in dem hier vorge-
schlagenen Sinn schon allein deshalb als notwen-
dig erweise, weil der Mann letztverantwortlich für 
die Leitung der Familie nach außen sei. An dieser 
Stelle scheiden sich die Geister. Wir sind der Mei-
nung, daß es nur eine gemeinschaftliche Verant-
wortung und eine gemeinschaftliche Verantwort-
lichkeit für die gemeinsam zu führende Ehe gibt. 
Es gibt keine Letztverantwortlichkeit. Das Prinzip 
einer Letztverantwortlichkeit entspricht dem Ge-
danken eines Patriarchats, entspricht dem Gedan-
ken längst verflossener Jahrhunderte. Wir haben 
es heute als einen Tatbestand — einen auch durch 
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Katastrophen und Zusammenbrüche mitbewirkten 
Tatbestand — unserer gesellschaftlichen Ordnung 
anzusehen, daß es eine gleichrangige gemeinschaft-
liche Verantwortlichkeit gibt. 

Weil dem so ist, weil also unserer Auffassung 
nach eine gemeinschaftliche Verantwortlichkeit 
existiert, sind wir der Überzeugung, daß auch der 
Gesetzgeber diese gemeinschaftliche Verantwort-
lichkeit in jeder Weise zu respektieren hat. Oder 
um es noch genauer, vor allen Dingen in Über-
einstimmung mit dem, was ich zuvor gesagt habe, 
zum Ausdruck zu bringen: er hat die gemeinschaft-
liche Verantwortlichkeit in jeder Weise zu ermög-
lichen und zu fördern. Der Gesetzgeber würde das 
nicht tun, wenn er in der Weise, wie es der vor-
liegende Antrag will, dem einen für sich allein 
gesehen eine Letztverantwortlichkeit für die Lei-
tung der Familie auferlegte. Eine derartige Rege-
lung wird in einer heute schon sehr großen und 
immer zunehmenden Zahl von Fällen der Lebens-
wirklichkeit nicht gerecht. Wir sind der Meinung 
— Sie mögen sagen: der optimistischen Meinung; 
aber sagen Sie es nur, wir bekennen uns zu einer 
solchen optimistischen Betrachtungsweise —, daß 
der Gedanke der gemeinschaftlichen Verantwort-
lichkeit heute schon ein Bestandteil unserer Le-
bensordnung ist und deshalb auch von der Rechts-
ordnung respektiert werden sollte. 

Auch aus diesem entscheidenden Gesichtspunkt 
können wird dem vorliegenden Antrag nicht zu-
stimmen. 

Meine Damen und Herren! Die Antragsteller 
haben durch Herrn Kollegen Dr. Weber zum Aus-
druck gebracht, auch das Prinzip des Art. 6 des 
Grundgesetzes gebiete eine Regelung in dem vor

-

geschlagenen Sinne. Nun, der Art. 6 ist doch im 
Gesamtzusammenhang unserer Verfassungsord-
nung zu sehen. Ich will hier keine verfassungs-
rechtlichen und verfassungsgeschichtlichen Darle-
gungen machen, möchte aber doch auf eines hin-
weisen. Dieser Art. 6 des Grundgesetzes — und 
auch der Art. 3 des Grundgesetzes, soweit er hier 
interessiert — hat schon in der Weimarer Verfas-
sung einen Vorläufer gehabt, und wir müssen es 
als eine selbstverständliche Tatsache ansehen, daß 
der Verfassungsgesetzgeber der Bundesrepublik in 
keiner Weise einen Schritt rückwärts tun wollte, 
hinter das zurückgehend, was bereits der Verfas-
sungsgesetzgeber von Weimar anerkannt hatte. Es 
muß seit der Weimarer Verfassung als ein wesent-
licher Bestandteil unserer Verfassungsordnung an-
gesehen werden, daß die Familie, die den staat-
lichen Schutz und die staatliche Förderung zu be-
anspruchen hat, nur die auf der Basis der Gleich-
berechtigung beruhende Familie ist. 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Das glauben wir 
nicht!) 

— Sie sagen, das glauben Sie nicht. 

(Abg. Seidl [Dorfen] : Es ist die alte; es 
ist d i e Familie!) 

— Nein, Herr Kollege! Sie sagen also hier ganz 
zugespitzt: Sie verneinen, daß die durch Artikel 6 
geschützte Familie eine auf dem Prinzip der 
Gleichberechtigung beruhende Familie ist. Wir 
halten das für eine sehr bemerkenswerte Feststel-
lung, die Sie da machen. Aber wir glauben — ich 
habe das hier bereits zum Ausdruck gebracht, und 
ich meine, Sie sollten mir ersparen, es jetzt an Hand 
einer umfangreichen Literatur näher zu belegen —, 

sowohl aus der Verfassungsgeschichte der deut-
schen Republik wie auch aus unserer Verfassungs-
ordnung und natürlich auch aus unserer Lebens-
ordnung, wie ich zuvor angeführt habe, folgern 
zu müssen, daß die geschützte Ehe und die ge-
schützte Familie die auf dem Prinzip der Gleich-
berechtigung beruhende Ehe ist. 

Damit kommen wir wieder zu dem entscheiden-
den Punkt des Artikels 3 des Grundgesetzes, näm-
lich zu dem Gebot der Gleichberechtigung und dem 
Verbot, wegen des Geschlechtes zu diskriminieren. 
Bei den Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. We-
ber, der in starkem Maße den Akzent auf den Ge-
danken der Letztverantwortlichkeit gelegt hat, ist 
nach meinem Eindruck die Tatsache etwas ver-
dunkelt worden, daß es sich hierbei um ein Letzt-
entscheidungsrecht handelt. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Das einer 
Pflicht entspricht!) 

— Gewiß ist nicht zu bestreiten, daß diesem Recht 
— und es handelt sich hier um ein echtes Recht — 
auch Pflichten entsprechen. Aber bitte, jedes Recht 
hat ein gewisses Maß an Pflichten zur Folge. 

Wir haben hier von der Regierungsvorlage aus-
zugehen, und die Regierungsvorlage ist in dieser 
Beziehung eindeutig so zu interpretieren, daß es 
sich um ein Letztentscheidungs recht handelt. 
Hier soll also durch den Gesetzgeber ein Recht für 
den Mann ausschließlich deshalb geschaffen wer-
den, weil es sich um den Mann handelt. Wir sind 
der Überzeugung, daß eine derartige Regelung ein-
deutig gegen das Verbot der Verfassung verstößt, 
einer Person ein Recht nur deshalb zuzubilligen, 
weil sie eben Mann oder Frau ist. Nach unserer 
Meinung sollte der vorliegende Antrag schon aus 
verfassungsrechtlichen Gründen abgelehnt werden. 

Der Herr Kollege Dr. Weber hat sich auf das 
Bundesverfassungsgericht berufen. Ich glaube, daß 
man aus der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, die — ich darf einmal nur diese eine 
Fundstelle anführen — in der Neuen Juristischen 
Wochenschrift 1954 Seite 65 angeführt ist, mit Fug 
und Recht auch eine andere Auffassung entnehmen 
kann. Man kann nämlich aus dieser Entscheidung 
durchaus folgern, daß die Übertragung eines echten 
Rechtes wie des  Entscheidungsrechtes auf einen 
Ehegatten nur deshalb, weil es sich um einen Mann 
oder um eine Frau handelt, im Widerspruch zu 
dem Differenzierungsverbot unserer Verfassung 
steht. 

Meine Damen und Herren, Sie alle haben sich, 
wenn ich das hier sagen darf, bewußt zu sein — 
und ich zweifle nicht daran, daß Sie sich dessen 
bewußt sind —, daß letzten Endes das,  was hier 
beschlossen wird, eines Tages an den Normen 
unserer Verfassung gemessen wird. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Ja, sehr gut!) 

Zahlreiche Gerichte haben sich bereits seit dem 
1. April 1953 auf den Standpunkt gestellt — ich 
möchte sagen, daß die Rechtsprechung sich in die-
ser Beziehung bereits gefestigt hat —, daß die Ehe 
im Sinne des § 1354 BGB die auf dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung beruhende Ehe ist. Wir 
sollten an einer in der Rechtsprechung mit so 
großem Nachdruck geäußerten Auffassung nicht 
vorübergehen. Es ist doch festzustellen, daß die 
Gerichte in erfreulicher Weise mit den allermeisten 
Problemen fertiggeworden sind, die sich aus dem 
Inkrafttreten des Gleichberechtigungsgrundsatzes 
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ergeben haben. Man hat nicht mit einer Stange im 
Nebel herumgestochert, sondern man ist zu klaren 
Lösungen gekommen, und man ist ganz über-
wiegend auch bei der Ausgestaltung eines Ent-
scheidungsrechts zu einer klaren Anerkennung des 
Gleichberechtigungsgrundsatzes gekommen. Das 
sollte uns zu denken geben. 

Ich erinnere daran, daß sich auch hier in diesem 
Hause bei den entscheidenden Abstimmungen im 
Unterausschuß für das Familienrechtsgesetz An-
gehörige aller Fraktionen von der sozialdemokra-
tischen Fraktion bis zur Fraktion der DP — Frau 
Kollegin Kalinke, Sie werden sich dessen erin-
nern — der in der Rechtsprechung verbreiteten 
Auffassung angeschlossen haben, daß das Prinzip 
der Gleichberechtigung es verbiete, ein Letzt-
entscheidungsrecht zugunsten eines Ehegatten zu 
schaffen. 

Wenn sich das Plenum des Bundestages auf 
einen anderen Standpunkt stellen sollte — was wir 
nicht annehmen —, dann würden glatte Lösungen, 
die durch die Rechtsprechung anerkannt worden 
sind, nicht mehr existieren. Dann entsteht eine ver-
fassungsrechtliche Unsicherheit, die erst durch eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über-
wunden werden kann. Nach all dem, was in den 
letzten Jahren in der Öffentlichkeit zu dieser 
Problematik geäußert worden ist, zweifeln wir 
nicht daran, daß die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts die Anerkennung des Prinzips 
der Gleichberechtigung gerade auch im Zusammen-
hang mit dem uns jetzt beschäftigenden Problem 
bringen wird. 

Aus diesen Gründen bittet die sozialdemokra-
tische Bundestragsfraktion das Hohe Haus um die 
Ablehnung des vorliegenden Antrags. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Kollege Witt-
rock, Sie hatten vorhin gesagt, Sie würden den 
Antrag auf namentliche Abstimmung stellen. 
Stellen Sie ihn nunmehr? 

(Abg. Wittrock: Ja, ich stelle hiermit den 
Antrag auf namentliche Abstimmung!) 

— Danke. — Das Wort hat die Abgeordnete Frau 
Dr. Ilk. 

Frau Dr. Ilk  (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe eigentlich geglaubt, daß eine 
Diskussion über den § 1354 in der uns jetzt wieder 
vorgelegten Form nicht mehr erforderlich ist, nach-
dem man in den vergangenen Jahren — seitdem die 
im Grundgesetz festgelegte Gleichberechtigung in 
Kraft getreten war — an Hand der Rechtsprechung, 
wie auch Herr Kollege Wittrock sagte, doch erken-
nen konnte, daß eine Bestimmung wie die des 
§ 1354 selbst in der von Ihnen geänderten Form 
nicht mehr nötig ist. 

Herr Kollege Weber, Sie sind anderer Meinung; 
aber Sie selber haben z. B. gesagt, daß die Fragen, 
die zwischen Eheleuten eventuell strittig sind, 
nicht judiziabel sind. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Die innere 
Ordnung!) 

— Ja, die innere Ordnung; darauf kommt es ja doch 
in einer Ehe an. Wenn aber diese Fragen innerer 
Ordnung nicht judiziabel sind, dann sollen wir 
auch nicht versuchen, Gesetze zu machen, die sol- 

che inneren Dinge vors Gericht bringen, wo sie eben 
nicht durch Entscheidung geklärt werden können. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Das will ja 
niemand! — Abg. Frau Dr. h. c. Weber 
[Aachen]: Das wollen wir ja gerade nicht!) 

— Letztlich käme es aber dazu, Herr Kollege, 
wenn wir hier eine gesetzliche Bestimmung über 
die Entscheidungsbefugnis des Mannes einbauten. 
Was hat sie denn sonst für einen Zweck, wenn Sie 
nicht einmal darauf fußen können? Man wird sich 
dann vielleicht bei einem sich anschließenden Ehe-
scheidungsprozeß darauf berufen und der Frau, 
wenn sie in der Ehe der Entscheidung des Mannes 
nicht Folge leistet, ein eheliches Verschulden zur 
Last legen. Wir haben bereits vor Jahren ge-
rade über diesen speziellen Fall in diesem Hohen 
Hause außerordentlich intensiv beraten, und ich 
möchte Sie bitten, soweit Sie sich dafür interes-
sieren, die Ausführungen nachzulesen, die ich da-
mals dazu gemacht habe; ich möchte sie nicht 
wiederholen. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Weber, bei der Be-
gründung gesagt, es handle sich nur um eine for-
male Regelung. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Ordnung!) 

— Ob Ordnung oder Regelung, ist ja wohl kein 
wesentlicher Unterschied. Dazu muß ich sagen: 
Auch bei dieser formalen Ordnung müssen wir 
darauf achten, daß nicht der eine vor dem andern 
einen Vorzug hat. Wir müssen als Gesetzgeber 
darauf achten, daß beiden gleiche Rechte zustehen. 

Weiterhin haben Sie darauf hingewiesen, auch 
der Frau sei ein gewisses Vorrecht dadurch einge-
räumt, daß sie eine Berechtigung hat, den Haus-
halt selbständig zu führen, und für diesen verant-
wortlich ist. Das ist eine echte Funktionsteilung; 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Richtig!) 

denn aus der weiblichen Eigenart ergibt es sich, 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Richtig! Sehr 
wohl!) 

daß die Frau zur Haushaltsführung in der Regel 
besser geeignet ist als der Mann. Aber — nun 
kommt das Aber! — Ehefragen sind ja nicht nur 
Haushaltsfragen, sondern sind so vielfältiger Na-
tur, daß ich nicht einzusehen vermag, warum die 
Funktion des Mannes so grundsätzlich anders ist, 
daß dieser in anderen Ehefragen wirklich nur aus 
der Funktion des Mannes heraus entscheiden kann 
und auch befähigt ist, besser als die Frau zu ent-
scheiden. Diese Erklärung sind Sie uns schuldig 
geblieben. Die Haushaltsführung beinhaltet nicht 
nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht der Frau. 
Dies geht ja so weit, Herr Kollege Weber, daß der 
Frau damit aus ihrer weiblichen Funktion heraus 
sogar noch eine Beschränkung auferlegt worden 
ist, daß sie nämlich nur berufstätig sein kann, 
wenn sie es mit ihren Pflichten als Hausfrau und 
Mutter vereinbaren kann. Daran können Sie schon 
erkennen, daß das eine funktionsbedingte Auf-
gabenteilung ist, die sich auch aus der Mutter-
schaft, aus ihrer Verpflichtung gegenüber den 
Kindern ergibt. 

Aber ich kann das absolut nicht einsehen, worin 
die besondere Funktion des Mannes liegt, wenn er 
in Ehefragen etwa eine andere Entscheidung trifft. 
Nehmen wir einmal an, Mann und Frau wollen 
ein Haus bauen — Sie erinnern sich, daß das bei 
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der damaligen Beratung eine große Rolle gespielt 
hat — und können sich nicht darüber einigen, an 
welchem Platz das Haus erstehen soll. Warum soll 
dann unbedingt der Mann derjenige sein, der das 
besser versteht, und warum soll es eine männliche 
Funktion sein, in einem solchen Fall zu entschei-
den? 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Äußerer Ehe

-

bereich!) 

Dann sollen sie das Haus eben nicht bauen, wenn 
sie sich nicht einigen können! 

(Beifall in der Mitte und links.) 

Wenn es so weit ist, Herr Kollege, daß sich die 
Eheleute in einer solchen Frage nicht einigen kön-
nen, dann sollen sie in Gottes Namen die Finger 
von einer solchen Maßnahme lassen. 

Dann sagen Sie: Die Ehe wird nicht geschützt. 
Auch darüber, meine Damen und Herren, haben 
wir oft genug und lange genug diskutiert, daß 
gerade die Erklärung eines Mannes: „Ich habe 
unter allen Umständen recht", eventuell dazu 
führt, daß eine Ehe in ihrem inneren Wert und in 
der gegenseitigen Verantwortung gestört wird. 
Und was Sie, Herr Kollege Weber, dazwischen-
schalten, daß die Frau gefragt und ihre Meinung 
berücksichtigt werden soll, das ist ja ein Wunsch-
traum. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Gesetzlich!) 

— „Gesetzlich"! Wie wollen Sie denn das bewei-
sen? Wie wollen Sie im Falle der Klage beweisen, 
daß im Gespräch zwischen Mann und Frau die 
Frau ihre Argumente dargelegt und der Mann bei 
seiner Entscheidung die Argumente berücksichtigt 
hat? 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf]: Sehr richtig!) 

Da steht doch Aussage gegen Aussage! 

(Zuruf rechts: Es muß Protokoll geführt 
werden!) 

— Ja, dann muß das auf Tonband aufgenommen 
werden; das ist vielleicht noch besser. Aber, Herr 
Kollege Weber, dann sind wir doch schon vor dem 
Richter, und ,die Spannungen sind schon da.  Durch 
den Letztentscheid des Mannes in Ehefragen 
kommt unter Umständen erst eine Ehe vor den 
Richter. 

Ich möchte also bitten, daß man aus diesen sach-
lichen Gründen heraus den § 1354 selbst in der 
abgeänderten Form wegläßt. Darüber hinaus weise 
ich noch einmal ganz ernst auf die verfassungs-
rechtliche Frage hin. Ob Sie es als eine formale 
oder als eine materielle Ordnung ansehen, ist ganz 
gleich. In jedem Fall würde eine solche Bestim-
mung unserem Grundgesetz widerstreben. Bitte 
belasten wir eine Frage, die, wie ich glaube, seit 
Jahren wohl kaum noch umstritten ist, doch nicht 
von vornherein mit dem Odium, daß vielleicht das 
Verfassungsgericht die Bestimmung wieder auf-
hebt. Die Fraktion der Freien Demokraten wird 
jedenfalls gegen den vom Herrn Kollegen Weber 
begründeten Antrag stimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erteile das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur ein kurzes Wort. Ich habe vorhin 
kritische Bemerkungen über die Besetzung der Re-
gierungsbank gemacht. Selbstverständlich bezog 
sich das auch auf die Abwesenheit des Bundes-
ministers der Justiz. Inzwischen habe ich erfahren, 
daß der Herr Bundesjustizminister schwer er-
krankt ist. Ich bedaure, daß ich das nicht gewußt 
habe, und benutze die Gelegenheit, dem Herrn 
Bundesminister der Justiz eine gute und baldige 
Genesung zu wünschen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Dr. Schwarzhaupt. 

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU): Meine Her-
ren und Damen! Obgleich ich den  Ausführungen 
meines Kollegen Weber nicht zustimmen kann, bin 
ich sehr froh, daß die Schärfe, mit der im Anfang 
auf seine sehr sachlichen und erwägenswerten Aus-
führungen geantwortet worden ist, durch die letz-
ten Bemerkungen von Herrn Wittrock zurückge-
nommen worden ist. 

Nun zur Sache. Herr Weber hat seinen Ände-
rungsantrag vor allem damit begründet, daß die-
ser einer Funktionsverteilung zwischen Mann und 
Frau in der Ehe und in der Familie entspricht. Er 
hat damit die Bedenken, die man im Hinblick auf 
den Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes haben 
könnte, für widerlegt gehalten. Ich glaube aber 
nicht, daß das Letztentscheidungsrecht wirklich die 
Funktionsverteilung zwischen Mann und Frau in 
der Ehe wiedergibt. Wir haben eine ganze Reihe 
von Bestimmungen in dem gemeinsam erarbeiteten 
Entwurf, die dieser Verschiedenheit Rechnung tra-
gen: über die Funktion bei der Haushaltsführung, 
bei der Schlüsselgewalt und be dem Familien-
unterhalt. Hier haben wir durchaus ungleiche Be-
stimmungen für Mann und Frau, weil hier ver-
schiedene Funktionen von der Natur, vom Wesen 
der Ehe, von der Tradition und von den soziologi-
schen Verhältnissen her, in denen die Ehe lebt, ge-
geben sind. Aber ist die Frage „entscheidend oder 
nicht ,entscheidend?" wirklich eine Frage der Funk-
tionsverteilung? Wenn wir bestimmte Aufgaben-
gebiete dem einen und dem anderen zuerkennen, 
so ist mit der verschiedenen Aufgabe und der ver-
schiedenen Verantwortung auch die Entscheidung 
verbunden, und wenn wir einem das Entschei-
dungsrecht für alle Gebiete — hier ausgenommen 
die  spezielle Haushaltsführung — geben, schnei-
den wir aus den vielen Funktioneninnerhalb der 
Ehe doch etwas als rechtliche Befugnis zugunsten 
des einen Teils heraus, das mit dem rechtlichen 
Rang gegenüber dem Gesetz etwas zu tun hat. 
Mein zweites Bedenken betrifft die rechtliche 

Fassung der  Bestimmung, die vor uns liegt. Sie 
enthält vier Gedanken. Zunächst einmal: Mann 
und Frau sollen Entscheidungen in der Ehe ge-
meinsam treffen. Zweitens: Einigen sie sich nicht, 
so entscheidet der Mann. Drittens: Er hat dabei auf 
die Meinung der Frau Rücksicht zu nehmen. Vier-
tens: Wenn die Entscheidung nicht zum Wohle der 
Familie ist, ist sie für die Frau unverbindlich. 

Worüber hat sich nun die Frau in dem ersten 
Satz mit dem Mann nicht einigen können? Doch 
über die Frage, ob eine bestimmte Entscheidung 
dem Wohle der Familie dient oder nicht. Wenn die 
Frau diesen Paragraphen mit seinen vier Gedan- 
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ken durchgelesen hat, so ist sie am Ende nicht 
klüger, als sie am Anfang war. Denn am  Ende 
steht: wenn die Entscheidung nicht dem Wohl der 
Familie dient — und gerade das hat die Frau ja 
dazu gebracht, mit dem Mann nicht einer Meinung 
zu sein —, dann ist sie nicht verbindlich. Die arme 
Frau, die etwa auf die  Idee kommen sollte, bei 
einem Familienkonflikt in das BGB zu schauen 
— ich hoffe, nicht viele Frauen tun es —, würde, 
jedenfalls bei diesem Paragraphen, am Ende nicht 
klüger sein als lam  Anfang. 

Hinter der rechtlichen Unzulänglichkeit dieser 
Bestimmung steht nicht, daß etwa die Regierung 
oder der Rechtsausschuß oder wer sich damit be-
faßt hat, das ungeschickt gemacht hat; sondern da-
hinter steht, daß man hier etwas rechtlich regeln 
will, was nicht nur nicht judiziabel ist, wie Herr 
Weber gesagt hat, sondern was auch der  recht-
lichen Regelung durch den Gesetzgeber nicht zu-
gänglich ist. Es ist eben rechtlich nicht zu fassen, 
wie sich in der einzelnen Ehe und wie sich in all 
den unendlich verschiedenartigen Ehen in unserem 
Volk die innere Willensbildung vollzieht. Die Wil-
lensbildung in der Ehe ist nicht eine Sache der 
äußeren Ordnung der Ehe, sondern scheint mir 
letzten Endes gerade das Entscheidendste und 
Innerste zu sein, in dem sich die Funktion dieser 
Gemeinschaft verwirklicht. Der staatliche Gesetz-
geber kann nicht vom Gesetz her etwa eine 
„gleichberechtigte Ehe" schaffen. In der Beziehung 
unterscheide ich mich von dem, was Herrn Witt-
rock vorgeschwebt hat. Ich glaube, der Gesetz-
geber kann hier überhaupt nicht gestalten. Die 
Ehen in unserem Volk sind in ihrer inneren Struk-
tur unendlich verschieden. Das hängt ab von den 
Persönlichkeiten, das hängt ab  von der Schicht, in 
der der einzelne lebt, ob es sich um 'Bauern, Hand-
werker und Intellektuelle, um Städter, um Land-
bewohner handelt; es hängt ab von der Tradition 
der Familie, von den religiösen Bindungen. in 
denen der eine anders als der  andere steht. Dies 
a lles wollen wir nicht berühren und können wir 
nicht berühren. 
Wenn ich gegen den Letztentscheid des Mannes 

in allen ehelichen Angelegenheiten bin, so keines-
wegs deshalb, weil ich etwa in dieienigen Fami-
lien, in denen ihr Verständnis christlicher Tradi-
tionen diese Vorordnung des Mannes beiaht, ein-
greifen wollte. Keineswegs! Dieses soll umange-
tastet bleiben, weil es aus einer Ordnung kommt. 
die vieltiefer begründet ist als das staatliche 
Recht, aus einer Ordnung. die dem staatlichen 
Recht vorge geben ist, die aber nicht durch staat-
liches Recht gestaltet werden kann. 
Und schließlich ist gerade die Bestimmung des 
1354 entbehrlich: Über all das, was hier zu sagen 

ist, auch über das Maß des Sich-Einfügens, das von 
,dem einen oder dem anderen Ehegatten und in 
den allermeisten Fällen in besonderem Maße auch 
von der Frau immer wieder 'verlangt wird, enthält 
der § 1353 das Entscheidende, nämlich daß die 
Ehegatten einander zur ehelichen Lebensgemein-
schaft verpflichtet sind. Die eheliche Lebensge-
meinschaft verlangt ein gegenseitiges Sich-inein-
ander-Einfügen, sie verlangt, daß in  manchen 
Lebensgebieten der Mann und in anderen die Frau 
nachgibt. § 1353 läßt offen, daß sich dies leben-
dia. lebensmäßig-natürlich von Mensch zu Mensch 
vollzieht und stellt es nicht unter ein starres Prin-
zip vom Letztentscheidungsrecht eines einzelnen. In 
den Fällen, in denen eine derartige Frage vor den 

Richter kommt, hat der vernünftige Richter die 
Handhabe, die er braucht, in dem § 1353; ihm hilft 
ein starres und vielen Lebensverhältnissen nicht 
entsprechendes Prinzip wie das, was sehr gewun-
den und sehr mühsam in der Regierungsvorlage zu 
§ 1354 ausgedrückt ist, nicht weiter. 

Schwieriger ist ,die Frage bei Sachen der Kinder. 
Aber darauf kommen wir ja bei der Beratung des 
§ 1628 noch einmal zurück. Wir sollten diese Frage 
hier aus der Erörterung heraushalten und hier nur 
von den allgemeinen ehelichen Angelegenheiten 
sprechen, für die wir, wie ich fest überzeugt bin, 
eine rechtlich nur so unzulänglich formulierbare 
Bestimmung wie den § 1354 nicht brauchen. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und ver

-

einzelt bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, ich habe vorläufig noch zwei Wortmeldun-
gen vorliegen. Ich schlage dem Hause vor, daß wir 
jetzt in die Mittagspause eintreten. Interfraktionell 
ist vereinbart, daß die Pause nur eine Stunde, von 
13 bis 14 Uhr, dauern soll. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 
12 Uhr 58 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 14 Uhr 1 Minute durch den 
Vizepräsidenten Dr. Schneider wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren! Wir fahren in der unterbrochenen Sitzung 
fort. 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Metzger. 

Metzger (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir sind uns im Unterausschuß 
Familienrecht, ich darf wohl sagen, einig darüber 
gewesen, daß all unsere gesetzgeberische Arbeit 
unter dem Gesichtspunkt zu erfolgen hat, die Fa-
milie zu stärken. Ich darf unterstreichen, was der 
Herr Vorsitzende des Unterausschusses, Herr Kol-
lege Weber, gesagt hat: daß wir in großer Ein-
mütigkeit gearbeitet haben. Soweit das eheliche 
Güterrecht in Frage kommt, haben wir uns ja auch 
weitgehend zusammengefunden. 

Es sind einige Fragen übriggeblieben. Dazu 
gehören die beiden, wie ich sagen möchte, wich-
tigen Fragen: ob der Mann ein Privileg haben soll, 
d. h. ob ihm der Stichentscheid zustehen soll in 
seiner Eigenschaft als Ehegatte wie auch in seiner 
Eigenschaft als Vater oder ob wir da mit dem 
Gedanken der Gleichberechtigung, der in Art. 3 
vorgeschrieben ist, ernst machen. 

Ich möchte, wenn ich zum § 1354 noch ein paar 
Worte sage, drei Gesichtspunkte herausstellen. Zu-
nächst einmal sollten wir, glaube ich, nicht über-
sehen, daß auch der Gesetzgeber eine pädago-
gische Aufgabe hat. Diese pädagogische Auf-
gabe wird versäumt, wenn wir die Fassung der 
Regierungsvorlage wiederherstellen; denn auch die 
Regierung und damit die CDU, die diese Fassung 
wiederhergestellt haben will, sagt ja: Die Ehe-
gatten haben alle Angelegenheiten, die das ge-
meinschaftliche eheliche Leben betreffen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu regeln. Hier wird also 
der Grundsatz der Gleichberechtigung sogar in 
Form eines Gesetzesbefehls festgelegt. Es wird 
weiter gesagt: Bei Meinungsverschiedenheiten 
müssen sie versuchen, sich zu einigen. Auch da 



2. Deutscher Bundestag — 206. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Mai 1957 	 11775 

(Metzger) 
kommt wieder das Müssen. Das ist also durchaus 
ein guter Ansatz im Willen, nur wird dem kein 
Nachdruck verliehen, wird keine Möglichkeit gege-
ben, das wirklich durchzuführen; denn nachher 
heißt es: 

Können sie sich nicht einigen, so entscheidet 
der Mann; 

und damit hat man die beiden Sätze am Anfang, 
die sehr schön, die sogar wie ein Gesetzesbefehl 
klingen, praktisch wieder aufgehoben. Denn dar-
über sind wir uns ja klar: solche Bestimmungen 
sind überhaupt nur für Fälle aktuell, bei denen 
es einmal kritisch wird. Wenn es aber kritisch 
wird, meine Damen und Herren, dann sollten wir 
dem Ehemann, der ja auch nach dem Sinn der 
hier festgelegten Norm sich mit seiner Frau ver-
ständigen soll, nicht die Möglichkeit geben, sollten 
wir ihn nicht in Versuchung führen, sich doch 
nicht mit seiner Frau zu einigen, sondern zu sagen: 
Ich darf ja entscheiden; wenn wir nicht einig wer-
den, werde ich mir nicht allzu große Mühe geben; 
wenn meine Frau nicht will, dann werde ich auf 
den Tisch hauen, ich kann ja entscheiden; der 
Gesetzgeber, das Gesetz selbst, hat mir dazu die 
Möglichkeit gegeben. Wir dürfen also diese pädago-
gische Seite gar nicht unterschätzen. Wenn wir 
wirklich — und der Herr Kollege Weber hat das, 
glaube ich, zu Recht gesagt — den Gesichtspunkt 
des Art. 6 mit im Auge haben, nach dem die Ehe 
geschützt werden soll, dann sollten wir den § 1354 
nicht wiederherstellen; denn wir leisten der zu 
schützenden Ehe nicht einen Dienst, wenn wir 
diesen Paragraphen wiederherstellen, sondern wir 
leisten dem Gegenteil einen Dienst. Wir verführen 
nämlich den Mann dazu, wieder den Herrn im 
Hause zu spielen und damit unter Umständen 
Spannungen in der Familie, in der Ehe entstehen 
zu lassen, die sonst nicht entstünden, wenn der 
Mann wüßte: Ich muß mich mit meiner Frau 
einigen; wenn keine Einigung zustande kommt, 
dann wird ein Non liquet dasein; der Gesetzgeber 
jedenfalls gibt mir keine Handhabe, meinen Willen 
einseitig durchzusetzen. Das ist der eine Gesichts-
punkt. 
Die CDU sagt: Wenn wir den § 1354 streichen, 

dann gibt es ein Non liquet; wenn die Ehegatten 
nicht einig sind, dann wird unter Umständen eine 
Frage nicht geregelt. Das wäre an sich, da es sich 
ja um zwei erwachsene Menschen handelt, nicht 
ohne weiteres so außerordentlich gefährlich. Wenn 
ihnen wirklich daran läge, sich zu einigen, dann 
müßten sie sich eben zusammenfinden, und der 
Gesetzgeber gäbe einen moralischen Antrieb. Aber 
wie ist es nach dem Regierungsentwurf; entsteht 
da nicht auch ein Non liquet, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren? Lesen Sie den letzten 
Satz: Widerspricht seine — des Mannes — Ent-
scheidung dem Wohle der Familie, so ist die Ent-
scheidung für die Frau nicht verbindlich. Wenn 
also der Mann entschieden hat und die Frau der 
Meinung ist, seine Entscheidung widerspreche dem 
Wohle der Familie, dann kann sie sagen: Diese 
Entscheidung ist für mich nicht verbindlich, — und 
wir sind genauso beim Non liquet gelandet, nur 
über den sehr unerfreulichen Umweg, daß durch 
den Gesetzgeber dem Mann eine Entscheidungs-
befugnis zugebilligt und der Mann in eine Position 
hineingedrängt wird, die er nicht haben sollte, 
wenn man ehrlich will, daß beide Ehegatten sich 
einigen und daß sie gemeinsam Entscheidungen 
fällen. 

Das Dritte! Es ist schon darauf hingewiesen 
worden: wenn der Mann das Recht der Letzt-
entscheidung bekommt, erhält er ein Privileg, ein 
gesetzlich normiertes Vorrecht, das die Frau nicht 
hat. Damit ist natürlich dem Grundsatz der Gleich-
berechtigung der Geschlechter eindeutig wider-
sprochen. Meines Erachtens kann es überhaupt kei-
nen Zweifel darüber geben, daß das gegen die 
Verfassung, gegen das Grundgesetz verstößt. 

Aber es kommt noch eine weitere Verschlech-
terung der Stellung der Frau hinzu. Nach der 
Gesetzeskonstruktion kann der Mann entscheiden, 
und die Frau kann diese Entscheidung als nicht 
verbindlich ansehen, wenn sie glaubt, daß die Ent-
scheidung dem Wohl der Familie widerspricht. 
Wenn diese Frage, etwa in irgendeinem Prozeß, 
zum Gegenstand der Verhandlung werden sollte, 
nehmen wir an: im Prozeß auf Wiederherstellung 
der Ehe, dann ist die Frau in der unangenehmen 
Situation, beweisen zu müssen, daß der Mann eine 
dem Wohl der Familie widersprechende Entschei-
dung getroffen hat. Der Mann braucht nicht etwa 
zu beweisen, daß er eine richtige Entscheidung, 
eine Entscheidung im Sinne der Familie, getroffen 
hat, sondern die Frau muß beweisen, daß der 
Mann eine schlechte Entscheidung getroffen hat. 
Die Frau ist also von vornherein in einer schlech-
ten Beweislage. Darin sehen Sie wiederum, wie 
sehr die Rechte der Frau verkürzt werden, wie 
wenig von einer Gleichberechtigung die Rede 
sein kann. Diese Gesetzesnormierung bedeutet 
nicht nur, daß der Mann ein zusätzliches Recht be-
kommt, sondern sie bedeutet auch, daß die Frau 
in eine schlechte Rechtsposition kommt, nämlich 
dadurch, daß ihr eine Beweislast zugeschoben wird, 
die dem Mann in keiner Weise obliegt, und daß 
sie den Beweis oft gar nicht erbringen kann. Siel 
ist dadurch von vornherein in einer schlechten 
Position. 

Ich möchte also noch einmal wiederholen: den-
ken Sie an die pädagogische Wirkung, die wir zu 
erzielen haben! Wir wollen die Stärkung der Ehe. 
Wir wollen, daß die Ehegatten ihre Ehe wirklich 
gemeinschaftlich aufbauen, daß sie sie gemein-
schaftlich führen, daß sie gemeinschaftlich leben, 
also die Ehe wirklich als etwas auffassen, das nicht 
einfach ein Zusammenkommen zweckmäßiger Art 
ist. Wir wollen daran denken, daß die Regelung 
ja auch letzten Endes, wenn es hart auf hart geht, 
zu einem Non liquet führt und daß drittens nicht 
nur der Mann eine bessere Stellung, sondern die 
Frau zusätzlich eine ganz besonders schlechte 
Rechtsposition bekommt. Das kann nicht dem 
Wesen der Ehe entsprechen. Auf keinen Fall ent-
spricht es dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
oder dem, was bereits als geltendes Recht gemäß 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung im Grund-
gesetz steht. Die Kolleginnen und Kollegen, die 
sich für die Fassung des § 1354, wie sie im Re-
gierungsentwurf steht, entscheiden, müssen sich 
darüber im klaren sein, daß sie eine Entscheidung 
gegen die Verfassung treffen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Dr. Weber. 

Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist hier 
gerügt worden, daß der Herr Familienminister nie-
mals im Familienrechtsausschuß gewesen wäre. 
Ich muß feststellen, daß er in fast allen Sitzungen 
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durch seine Referentin Frau Schönepauck vertre-
ten worden ist. 

In der Diskussion ist hier der Artikel der Wei-
marer Verfassung, nach dem die Ehe auf der 
Gleichberechtigung der Geschlechter beruht, her-
angezogen worden. Ich habe damals an den Bera-
tungen teilgenommen. Über diesen Satz bestand 
eine große Einmütigkeit. Aber dieser Satz von der 
Gleichberechtigung der Geschlechter bezieht sich 
nicht auf § 1354, sondern auf § 1353. Herr Dr. Weber 
hat schon den Unterschied zwischen § 1354 und 
§ 1353 klargemacht. § 1353 bezieht sich auf die We-
senhaftigkeit der Ehe; in dieser Frage besteht die 
absolute Gleichberechtigung der Gschlechter. § 1354 
bezieht sich nur auf die äußere Ordnung der Ehe 
und Familie, die nun einmal dasein muß. Herr Witt-
rock, die Ehe ist nicht nur eine sittliche Ordnung; 
sie ist vor allem eine sittliche Ordnung. Sie ist aber 
auch eine Ordnung, die in Erscheinung tritt und die 
aufrechterhalten werden muß. 

Frau Dr. Ilk hat gesagt, wenn sich die beiden 
Ehegatten über einen Hausbau nicht einigten, 
würde der Hausbau eben unterbleiben. Aber Frau 
Ilk, wenn sie sich über eine Wohnung nicht einigen 
— eine Wohnung müssen doch beide haben —, dann 
kann man die Sache nicht einfach fallenlassen, son-
dern dann muß eine Entscheidung getroffen wer-
den. Ich bin davon überzeugt, daß sich nach der 
Regelung des § 1354, die wir beschlossen haben und 
die auch im Regierungsentwurf schon enthalten 
war, die beiden sich in den meisten Fällen einigen. 
Ich bin hier gar nicht pessimistisch. Aber es gibt 
trotzdem auch Schwierigkeiten in Ehen. Wir haben 
alle in unserer Umgebung solche Fälle von Ehen, 
von denen man gar nicht sagen kann, daß sie zer-
rüttet sind — denn die zerrütteten Ehen haben 
wirklich oft ein anderes Gesetz —, erlebt. Auch in 
gesunden, normalen Ehen kann man sich manchmal 
nicht einigen, und da muß irgendwie entschieden 
werden auch in bezug auf das, was zur Lebensform 
der beiden Ehegatten gehört. Da wollen wir —
Stichentscheid ist ein schlechtes Wort; Letztent-
scheid gefällt mir auch nicht —, ,daß einer von 
beiden entscheidet, und da sagen wir, es möge der 
Mann entscheiden. 

Ich habe sehr viele Besprechungen mit einfachen 
Frauen des Volkes, wirklich mit dem Volk selber, 
gehabt. Diese Besprechungen mit Frauen gehen in 
die Tausende. Die Frauen haben alle, als ich mit 
ihnen sprach, von sich aus die einfache und schlich-
te Antwort gegeben: Nun ja, dann mag der Mann 
in diesen sehr seltenen Fällen — sie meinten näm-
lich, daß die meisten sich einigen würden — ent-
scheiden. 

(Abg. Metzger: Alle haben das gesagt?) 

—Das haben sie alle gesagt. Ich darf Ihnen das 
ganz ehrlich sagen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Das haben alle gesagt; es ist schade, daß ich Sie 
nicht dabeigehabt habe. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Ja, es ist wirklich schade, daß Sie das nicht mit-
gehört haben. Ich wollte mich gar nicht so auf mein 
eigenes Urteil verlassen, sondern ich wollte das 
Urteil der schlichten und einfachen Frau des Volkes 
hören. 

Sie sagen nun: Auch wenn diese Frauen das alle 
gesagt haben, so ist es doch gegen das Grundgesetz. 

Im Grundgesetz stehen die beiden Artikel, der 
Art. 3 und der Art. 6, nebeneinander, gleichgeord-
net, und es werden dadurch die Ehe und die Fa-
milie geschützt. Jedenfalls ist es ein Schutz der 
Ehe — ich will im Augenblick gar nicht von der 
Familie sprechen; über sie wird ja noch gesprochen 
werden —, wenn  in  solchen Fällen nicht ein Hin 
und Her bis zuletzt — beinahe hätte ich gesagt: bis 
zur Zerrüttung — entsteht, sondern einer ent-
scheidet. 
Glauben Sie wirklich, Herr Metzger,  an  die pä-

dagogischen Wirkungen, daß damit, daß dem Mann 
die  Entscheidung gegeben wird, Männer herange-
zogen werden, die mit der Faust auf den Tisch 
schlagen und sagen: Ich bin der Herr im Hause, 
und du hast das zu tun? 

(Abg. Metzger: Das haben wir doch oft!) 

— Solche Männer hat es gegeben und wird es 
immer geben; ,aber ich habe nun einmal die op-
timistische Auffassung, daß das die Mehrzahl der 
Männer nicht tun,  sondern sich mit den Frauen 
einigen wird. Ist es nicht so, 'daß für den Mann 
der Frau gegenüber auch eine bestimmte Schutz-
verpflichtung besteht? Und hat nicht der Bundes-
gerichtshof zweimal entschieden, daß der Mann der 
Haushaltungsvorstand sein soll? Also diese Furcht 
vor der Mannesentscheidung habe ich nicht, und die 
Frauen, Ldie ich gehört habe, haben sie auch nicht. 

Ich bin davon überzeugt, daß das auch nicht dem 
Art. 3 des  Grundgesetzes widerspricht. Gleichbe-
rechtigung ist in einer Gemeinschaft — und  die 

 Ehe ist unsere feinste und verantwortungsvollste 
Gemeinschaft — ganz etwas anderes als z. B. im 
Arbeitsrecht, wo die Menschen gleichberechtigt 
nebeneinander stehen. Die Ehe ist nun ein-
mal eine Gemeinschaft, und wenn sich die Ehe-
gatten nicht einigen, dann muß eben etwas ge-
schehen, damit ein Beschluß zustande kommt. 

Wir sind erstens der Meinung, daß unser Antrag 
nicht gegen die Verfassung ist. Lesen Sie nach, was 
Professor Beitzke darüber gesagt hat. Wir sind 
ferner der Meinung, daß es des pädagogischen An-
triebs gar nicht bedarf. Wir vertreten drittens die 
Ansicht, daß die Ehe dadurch in dem wesenhaften 
Inhalt, den sie auch in  der  äußeren Ordnung haben 
soll, geschützt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Dr. Lüders. 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Vieles von dem, was 
ich hätte sagen können, haben die  Vorredner der 
verschiedenen Parteien, z. B. Frau Dr. Schwarz-
haupt und Herr Metzger, bereits vorweggenom-
men. Unseren grundsätzlichen Standpunkt zu 
§ 1354 hat meine Fraktionskollegin Frau Dr. Ilk 
dargelegt. 
Ich habe nicht die Absicht, lange oder gar 

polemische Ausführungen zu machen. Ich glaube 
nicht, daß das erwünscht und zweckmäßig ist; auch 
entspräche es in keiner Weise dem, was im Fami-
lienrechtsausschuß zum Ausdruck gekommen ist. 

(Abg. Frau Dr. Dr. h. c. Weber [Aachen] : 
Sehr richtig!) 

— Das freut mich, wenn Sie einmal zu mir „Sehr 
richtig" sagen; 

(Heiterkeit) 
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sonst haben das Glück nur mein Kollege Weber 
und andere Herren Ihrer Fraktion. Dia ich etwas 
„sehr Richtiges" gesagt habe, darf ich also fort-
fahren. 

Die vorliegenden Entwürfe zur Neuordnung des 
Güterrechts sowie des Familienrechts sind überaus 
beachtlich für die Durchführung Ides  seit längeren 
Jahren anerkannten Grundsatzes der Gleichberech-
tigung von Mann und Frau, und zwar im gesam-
ten Bereich des ehelichen Lebens, sowohl in wirt-
schaftlicher als auch in persönlich-menschlicher Be-
ziehung. 

So wichtig ,die Regelung der vermögensrecht-
lichen Beziehungen der Ehepartner zueinander 
zweifellos ist, für deren Darstellung in dem aus-
führlichen Bericht wir dem Kollegen Seidl sehr 
dankbar sein müssen, und so dringend notwendig 
die Angleichung an die im Laufe der Jahre erfolgte 
völlig veränderte soziale und wirtschaftliche Lage 
der Frau ist, so liegt unseres Erachtens das Schwer-
gewicht der Neuregelungen doch auf dem Gebiet 
des Familienrechts im engeren Sinne. 

Für uns liegt dieses Schwergewicht nicht in for-
malen Bestimmungen, sondern in dem unseres Er-
achtens erfolgreichen Versuch, die beiden Ehepart-
ner auch rechtlich zu einer gegenseitig verpflich-
teten und berechtigten Einheit zusammenzufügen. 
Das bisherige Recht stand diesen Versuchen und 
dieser unseres Erachtensbestehenden Notwendig-
keit, sie zusammenzufügen, ausgesprochen entge-
gen. Die bisherige Rechtslage hat, wie es schon aus-
geführt worden ist, dem einen Teil ein aus einer 
alten Gewohnheit, man kann auch sagen: aus einer 
jahrhundertealten Tradition stammendes patriar-
chalisches Übergewicht gegeben. Niemand von 
uns wird und kann leugnen — das ist auch in den 
Ausschüssen so gewesen —, daß in normalen Ehen 
diese völlig unterschiedliche Rechtsstellung der 
Ehegatten zueinander und der Eltern im Verhält-
nis zu den Kindern keine ehestörenden Wirkungen 
hatte, weil sich beide im Durchschnitt der Fälle 
aus Vernunft, aus Achtung und aus gegenseitiger 
Liebe zueinander einigten. Uns kommt alles auf 
die Einigung an. 

Die auf allen Lebensgebieten völlig veränderte 
Stellung der Frau, Idas ständig gewachsene Maß 
ihrer Betätigung im außerhäuslichen Bereich mit 
ihren Rückwirkungen auf  die  immer größer ge-
wordene Mitverantwortung für die gesamte Exi-
stenz !der Familie — Kollege Weber,  der  Mann hat 
diese Verantwortung nicht mehr allein — konnten 
nicht ohne Einfluß auf die Beziehungen der Fa-
milienmitglieder untereinander bleiben. Die tat-
sächlichen Lebensverhältnisse und das bestehende 
Recht klafften mit der Zeit immer weiter ausein-
ander. Diese Tatsache kam auch den Frauen, viel-
leicht nicht denen, die noch nie die Nase in ein Ge-
setzbuch gesteckt haben, und auch nicht denen, die 
ständig zu rallem ja und amen gesagt haben, zum 
Bewußtsein. Aus dieser Diskrepanz zwischen den 
tatsächlichen Lebensumständen und dem bestehen-
den Recht mußten Spannungen zwischen den Ehe-
leuten oder sogar zwischen ihnen und den Kindern 
entstehen, und sie sind leider je länger je mehr 
entstanden, und zwar in einer Weise, daß sie der 
Institution der Ehe gefährlich werden konnten und 
leider nicht selten gefährlich geworden sind. 

Dieser unerfreulichen Entwicklung entgegenzu-
wirken, d. h. ,durch neue, dem Leben angepaßte 
Rechtsnormen die Festigung der Ehe zu fördern, 
war das einheitlich ,anerkannte Ziel und Bemühen  

des Familienrechtsausschusses im Laufe seiner 
mehrjährigen Beratungen. Das ist ganz klar zum 
Ausdruck gekommen. Wir sind deshalb der Mei-
nung, daß auch das Plenum des Bundestages die-
sen intensiven Bemühungen soweit wie nur irgend 
möglich Rechnung tragen sollte. Wir wissen, daß 
in einem ganz bedeutsamen Punkt schon im Unter-
ausschuß und später auch im Rechtsausschuß die 
Meinungen auseinandergingen. Das wird auch hier 
der Fall sein; bereits die bisherige Diskussion hat 
es gezeigt. 

Diese Meinungsverschiedenheiten betreffen die 
Bestimmungen der §§ 1354 und 1628, in denen die 
bekannte Frage nach dem sogenannten Stichent-
scheid des Mannesaufgeworfen ist. Wir sind der 
Meinung, daß diese Frage keine Frage rein juri-
stischer Natur ist, sondern daß sie einen ganz 
wesentlichen psychologischen Inhalt hat. Man 
sollte den  psychologischen Gehalt dieser Frage 
nicht übersehen. Dieser Gehalt hat einen überaus 
nachhaltigen Einfluß auf das Verhältnis der  Eltern 
untereinander und auf das der Eltern zu den 
Kindern. 

Meine verehrten Kollegen! Wenn hier ein reines 
Übergewicht des Mannes wie bisher bestehen-
bleibt, so kann gar kein Zweifel daran sein, daß in 
zahllosen Fällen die Autorität der Mutter in den 
Augen der Kinder erheblich Schaden leiden muß. 
Wollen wir das? Ich glaube, das wollen wir nicht. 
Wir sind vielmehr der Meinung, daß man alles tun 
sollte, um die Autorität der Mutter zu stärken. 
Winden wir Möglichkeiten geben, die Autorität 
der Mutter irgendwie in den Augen der Kinder in 
Zweifel zu ziehen, so würden wir uns selber Lügen 
strafen, da wir seit Jahr und Tag immer und 
immer wieder die hohe Autorität, ja die Würde der 
Mutter und Hausfrau herausstellen, sie hier aber 
plötzlich in den Angelegenheiten, die sie ganz be-
sonders tief treffen — das sind die Beziehungen 
zu ihren Kindern — völlig von dem Willen eines 
anderen labhängig gemacht werden sollen. 

(Suhr gut! bei der SPD.) 

Das kann der Autorität der Mutter unmöglich gut 
sein. Sowie die Autorität der Mutter bei den  Kin

-

dern angezweifelt werden kann, sowie sie irgend-
wie erschüttert oder auch nur angezweifelt wird, 
ist selbstverständlich im ganzen Gefüge der Fa-
milie bereits ein Riß entstanden. 

Die psychologische Bedeutung und die Anerken-
nung dieser psychologischen Bedeutung liegt ver-
mutlich auch den  fast übereinstimmenden Entschei-
dungen der höheren Gerichte in der Beantwortung 
der Frage nach der grundrechtlichen Möglichkeit 
des Stichentscheids zugrunde. Der Bundesgerichts-
hof hat  am  2. Mai 1956 und zahlreiche Oberlandes-
gerichte und Landgerichte haben immer die gleiche 
Ansicht vertreten: daß der Stichentscheid bundes-
rechtlich, verfassungsrechtlich nicht zulässig ist. 
Mir sind nur je ein Landgerichts- und ein Amts-
gerichtsurteil bekannt, die den Stichentscheid für 
zulässig halten; es sind 'das Landgericht Wupper-
tal und das Amtsgericht Würzburg. Letzteres hat 
gesagt, 'der Stichentscheid sei ganz besonders ge-
eignet, 'die Geschlossenheit der  Familie aufrecht-
zuerhalten. Ich bin  der  Meinung, der Strichentscheid 
ist im Gegenteil sehr geeignet, Ehescheidungen zu 
vermehren, weil nämlich, wie sich in der Praxis 
gezeigt hat, viele Frauen, die  ein Recht auf Schei-
dungsklage haben, davon nur deshalb Gebrauch 
machen, um nach der Scheidung das Personen-
sorgerecht über die Kinder zu erhalten, damit sie 
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die Kinder gegen die nach ihrer Ansicht ungünstige 
Entscheidung ides  Vaters schützen können. Diese 
Konsequenz ist in höchstem Grade unerfreulich. 

Wenn aber die Mutter ihre Meinung nur auf 
dem Umweg über das Vormundschaftsgericht zur 
Geltung bringen kann, so sind nicht nur die Kin-
der selber gefährdet, sondern auch der Bestand 
zahlreicher Ehen. Diese bedauerliche Konsequenz 
liegt bestimmt nicht in der Absicht derer, die 
Art. 6 des Grundgesetzes geschaffen haben, diesen 
Artikel, der dem Staat eine Mitverantwortung für 
den Bestand der Familie auferlegt. Vorschriften, 
die dem Bestand der Familie entgegenwirken — 
wie das nach meiner festen Überzeugung der Stich-
entscheid tut —, entsprechen dieser im Artikel 6 
dem Staate auferlegten Pflicht nicht. 

Noch ein Wort zu der behaupteten Gefahr, daß 
das Eingreifen des Vormundschaftsgerichts bei 
Streitigkeiten unter den  Eltern ein unglaubliches 
Ausmaß 'annehmen würde. Ich habe mir die Mühe 
gemacht, bei vielen Justizministerien anzufragen, 
ob und in welchem Umfang bei Streitigkeiten 
Anträge an das Vormundschaftsgericht gestellt 
worden sind. Diese Umfrage hat gezeigt, daß die 
Anrufung des Vormundschaftsgerichts zur Ent-
scheidung von Streitigkeiten zwischen den Eltern 
nur sehr selten erfolgte. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

In Nordrhein-Westfalen sind es noch kein Dutzend 
Anträge im ganzen Lande, die in ,den letzten 4 Jah-
ren an ,das Vormundschaftsgericht gerichtet wor-
den sind. 

(Zuruf rechts: Na also! — Zuruf von  der 
 SPD: Sehr bemerkenswert!) 

Nach der  Mitteilung des hessischen Justiz-
ministers hatte eine Umfrage folgendes Ergebnis: 
Zahl der Verfahren in den letzten drei Jahren 
beim Amtsgericht Darmstadt 6; davon war die 
Ehe in 6 Fällen zerrüttet. Verehrte Anwesende, 
das ist nämlich der tatsächliche Stand der  Dinge, 

 daß solche Ersuchen an die Vormundschaftsge-
richte fastausschließlich von bereits zerrütteten 
Ehen ausgehen. 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Bisher!) 

Kein Mensch kann sagen, daß das eine normale 
Angelegenheit sei. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Weil der bis-
herige § 1354 außer Kraft  war!)  

— Nein, er besteht noch. — Das Amtsgericht 
Frankfurt am Main, ein sehr großes Amtsgericht, 
hat in den letzten drei Jahren 25 bis 30 Verfah-
ren gehabt; von zerrütteten Ehen sind sage und 
schreibe etwa 25 bis 30 ausgegangen. Beim Amts-
gericht Gießen sind in dem genannten Zeitraum 
16 Anträge gestellt worden; die Zahl der zerrütte-
ten Ehen beträgt hier 10. In Kassel sind es 2 An-
träge herrührend aus nicht zerrütteten Ehen ge-
wesen. In Offenbach sind überhaupt keine An-
träge gestellt worden; in Wiesbaden 6 Anträge, 
darunter 2 aus zerrütteten Ehen. Zusammen sind 
also in den letzten 3 bis 4 Jahren nicht mehr und 
nicht weniger als 55 bis 60 Anträge gestellt wor-
den, von denen etwa 43 bis 48 von zerrütteten 
Ehen ausgegangen sind. Mir scheint, es ist ein 
ziemlich klarer Weg, den wir nun beschreiten 
müßten. 

Nun noch ein Wort zu der Antwort aus Bayern. 
Ich lege immer besonderen Wert darauf, die An-
sichten der bayerischen Kollegen zu hören. 

(Heiterkeit.) 

Der bayerische Justizminister hat mir folgendes 
mitgeteilt. — Hören Sie her, Kollege Seidl; es ist 
nämlich furchtbar für Sie, was ich Ihnen jetzt 
sagen muß. — 

(Heiterkeit.) 

1954 sind in dem lieben Bayern 87 Anträge ge-
stellt worden, also weit mehr als in allen anderen 
Ländern. 

(Hört! Hört! links.) 

1955, Kollege Seidl, haben Ihre lieben Landsleute 
94 Anträge gestellt, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

1956 — das glaubt kein Mensch — 148 Anträge! 
(Abg. Seidl [Dorfen]: Das zeigt sehr deut

-

lich, wie richtig unsere Auffassung ist!) 

— Nein, das zeigt es gar nicht, sondern der  Justiz-
minister hat es wohlweislich vermieden, darauf 
hinzuweisen, woran das liegt. Er hat es wohlweis-
lich auch vermieden, anzugeben, wieviel Ehen in 
diesen Fällen zerrüttet gewesen sind. Er hat mir 
aber etwas sehr Nettes mitgeteilt. Er schreibt 
nämlich: 

Nach dem Bericht eines großen Gerichts hat 
sich außerdem eine Reihe von Eltern bei der 
Antragsstelle oder den Geschäftsstellen einge-
funden. Sie haben jedoch nach Besprechung 
der Angelegenheit und Beratung von der Stel-
lung eines Antrages auf gerichtliche Entschei-
dung abgesehen. 

Das spricht für die Vernunft der Ehegatten. Es 
spricht für die Güte der Besetzung dieser Stellen, 
und es spricht dafür, daß man die Zahl der Ehe-
beratungsstellen, die schon früher in weit größe-
rem Maße vorhanden gewesen sind, mit möglich-
ster Beschleunigung vergrößern sollte, um Schei-
dungsbegehren vorzubeugen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Sachlich habe ich dem nichts weiter hinzuzu-
fügen. Ich möchte Sie nur noch bitten, die Ände-
rungsanträge meiner Fraktion, die mit der im 
Unterausschuß des Rechtsausschusses vertretenen 
Auffassung weitgehend übereinstimmen, anzu-
nehmen. 

(Beifall bei der FDP, links und bei Ab
-

geordneten der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen zu dem aufgerufenen Paragraphen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Beratung. Von der Frak-
tion der SPD ist namentliche Abstimmung über 
den Änderungsantrag beantragt. Wie ich feststelle, 
ist der Antrag auf namentliche Abstimmung ge-
nügend unterstützt. Auf Grund einer interfrak-
tionellen Vereinbarung ist vorgesehen, die Ab-
stimmung, auch die namentliche Abstimmung, bis 
nach 15 Uhr zurückzustellen. Ist das Haus damit 
einverstanden, daß wir in der Beratung des Ge-
setzentwurfs fortfahren? — Das ist der Fall. 

Ich rufe die §§ 1355 und 1356 in der Ausschuß-
fassung auf. — Das Wort wird nicht gewünscht, 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer den beiden 
aufgerufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, 
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gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 
Ich rufe auf § 1357 und dazu den  Änderungs-

antrag der SPD, Umdruck 1032*) Ziffer 1. — Ich 
erteile das Wort zur Begründung dem Herrn Ab-
geordneten Metzger. 

Metzger (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Vorweg möchte ich eine kleine Be-
richtigung des Antrags Umdruck 1032 anbringen. 
In Abs. 4 muß es heißen: 

Dritten gegenüber 'ist die Ausschließung 
— an Stelle von „Aufhebung" — 

oder Entziehung nur nach Maßgabe des § 1412 
wirksam. 

Die Anführung des anderen Paragraphen stammt 
noch vom alten Antrag. 
§ 1357 behandelt die Frage der Schlüsselgewalt. 

Nach den bisherigen Bestimmungen des BGB 
hatte die Frau die alleinige Schlüsselgewalt. Der 
Regierungsentwurf hat in richtiger Erkenntnis der 
Tatsache, daß das Grundgesetz die Gleichberechti-
gung vorschreibt, die Schlüsselgewalt für Mann 
und Frau normiert. Der Ausschuß hat in seiner 
Mehrheit geglaubt, zur alleinigen Schlüsselgewalt 
der Ehefrau zurückgehen zu sollen. Wir von der 
SPD-Fraktion sind in der Minderzahl geblieben. 
Wir meinen aber, daß wir allein um der Verfas-
sungsmäßigkeit willen den Antrag wiederholen 
müssen, daß Mann und Frau die Schlüsselgewalt 
bekommen. Das ist eine Frage der Gleichberechti-
gung der Geschlechter, in diesem Fall sogar auch 
eine Frage der Gleichberechtigung des Mannes. 
Wenn wir allein der Frau die Schlüsselgewalt 
übertragen, wird es so sein, wie es im Gesetzent-
wurf vorgesehen ist, den der Unterausschuß des 
Rechtsausschusses erarbeitet hat, daß die Geschäfte 
mit Wirkung für den Mann besorgt werden und 
daß der Mann berechtigt und verpflichtet wird. Er 
wird also nicht nur verpflichtet, sondern auch be-
rechtigt, während die Frau selbst keine Berechti-
gung erlangt. Im Gegenteil, wenn der Mann nicht 
zahlungsfähig ist, soll die nichtberechtigte Frau 
obendrein noch verpflichtet werden. Allein daraus 
ergibt sich eindeutig eine nicht gleiche Stellung 
der Frau. 
Daß retie  Gleichberechtigung der Frau nicht ver-

wirklicht ist, wird noch deutlicher in dem Abs. 2 
dieses Paragraphen; ,denn der Mann kann die Be-
rechtigung der  Frau, Geschäfte mit Wirkung für 
ihn zu besorgen, beschränken oder ausschließen. Er 
hat also einseitig die Möglichkeit, der Frau ein 
Recht, das ihr gegeben ist, zu nehmen, während 
umgekehrt die Frau keinerlei Möglichkeit hat, auf 
die Verfügungsgewalt des Mannes in bezug auf 
diesen häuslichen Wirkungskreis einzuwirken. 
Auch da wird deutlich, daß Mann und Frau keines-
wegs gleichberechtigt behandelt werden. 
Wir beantragen deshalb, daß Rechtsgeschäfte, 

die ein Ehegatte, Mann oder Frau, im Rahmen der 
täglichen Bedürfnisse der Familie abschließt, beide 
Ehegatten verpflichten. Dabei ist es naheliegend, 
daß auch der Umkreis, innerhalb dessen Rechts-
geschäfte nach § 1357 geschlossen werden können, 
etwas weiter gezogen wird. Während der Aus-
schußentwurf von dem „häuslichen Wirkungskreis 
der Frau" spricht, spricht unser Antrag von den 
„täglichen Bedürfnissen der Familie". Es wird also 
davon ausgegangen, daß beide Teile die  Möglich- 

*) Siehe Anlage 9 

keit haben, im Rahmen des § 1357 zugunsten und 
zu Lasten des anderen zu handeln und zu ver-
fügen. Ich glaube, auch hier kommt etwas zum 
Ausdruck, das uns immer sehr am Herzen gelegen 
hat, nämlich daß die Familie, daß die Ehe eine 
wirkliche Lebensgemeinschaft darstellt. Das heißt 

darüber sind wir uns im Laufe unserer Be-
ratungen immer wieder im klaren gewesen —, daß 
man damit auch gewisse Bindungen in Kauf neh-
men muß; denn Ehe bedeutet Bindung,  Bindung 
auch in rechtlicher Beziehung. Die Bindung, die 
nach unserem  Antrag zwischen den beiden Ehe-
gatten hergestellt wird, ist ohne Zweifel enger, 
aber auch familiengemäßer als das, was  in  dem 
Entwurf ,des Unterausschusses gesagt ist. Ich bitte, 
dem § 1357 in der von uns formulierten Fassung 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bevor ich das Wort 
weitergebe, habe ich mich einer angenehmen 
Pflicht zu entledigen. Wir haben heute wieder die 
große Freude, sechs Mitglieder des englischen 
Unterhauses bei uns zu sehen, die liebenswürdi-
gerweise einer Einladung des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages gefolgt sind. Ich habe die 
Ehre, die Herren im Namen des ganzen Hauses auf 
das herzlichste in unserer Mitte zu begrüßen, 

(Beifall) 
und gebe der Hoffnung Ausdruck, daß ihr Besuch 
für beide Teile fruchtbar sein möge. 

(Beifall.) 
Ich erteile das Wort der Abgeordneten Frau 

Dr. Weber. 

Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die CDU 
möchte allein der Frau die Schlüsselgewalt geben. 
Das ergibt sich aus den Funktionen, die die beiden 
Ehegatten in der Ehe haben. Die Frau soll den 
Haushalt in eigener Verwaltung führen. Aber das 
Geld besorgt der Mann. 

(Widerspruch bei der SPD.) 
— Ja, doch, das ist so; wenn sie den Haushalt 
führen soll, muß der Mann dafür sorgen, daß das 
Geld vorhanden ist. Aus diesem Grunde wollen 
wir auch ihr allein die Schlüsselgewalt geben. 
Wir finden es sinnlos, wenn der Mann neben 

der Frau die Schlüsselgewalt hat. Was will er ihr 
denn wirklich abnehmen? Er allein verdient doch 
das Geld! Deshalb soll er eine Schlüsselgewalt für 
die Aufgaben, die die Frau innerhalb des Haus-
halts und der Familie hat, nicht haben. Ist der 
Mann nicht zahlungsfähig, dann wird die Frau 
verpflichtet zu zahlen, damit man nicht sagen 
kann, der Gläubiger würde von uns nicht geschützt. 
Ich bitte also, ,den Antrag der Sozialdemokratie 

im Interesse der Würdigung der Arbeit der Frau 
im Haushalt abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird zu diesem 
Punkt weiter das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Beratung. 
Ich stelle auch hierzu die Abstimmung vorerst 
zurück. 

(Zuruf von der SPD: Es ist keine na

-

mentliche Abstimmung!) 
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— Mir wurde nicht gesagt, daß sich diese Zurück-
stellung nur auf namentliche Abstimmungen be-
ziehen soll. — Zur Geschäftsordnung Herr Abge-
ordneter Wittrock, bitte. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident, ich möchte mich 
hier nicht für meine Fraktion, sondern für meine 
Person sehr ernsthaft dagegen wenden, daß Ab-
stimmungen über Probleme zurückgestellt werden, 
die Gegenstand einer ernsten Auseinandersetzung 
sind. Es ist nach meiner Überzeugung einfach un-
tragbar und unmöglich, daß man die Abstimmung 
nach zwei Stunden oder nach einer halben Stunde 
durchführt, wo die unmittelbar persönliche Wir-
kung der Aussprache überhaupt nicht mehr vor-
handen ist. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist aber leider vereinbart!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, geben Sie mir bitte keine Schuld; es ist 
nicht meine Idee. Ich hätte selbstverständlich auch 
zu dem vorhin diskutierten Punkt sofort abstim-
men lassen müssen, wie es die Geschäftsordnung 
vorschreibt. Aber das Haus ist an mich herange-
treten — inklusive Ihrer Fraktion, Herr Kollege 
Wittrock —, so zu verfahren, und bisher war es 
üblich, daß so verfahren wird, wenn das ganze 
Haus es wünscht. Wir haben auch in sehr schwie-
rigen Dingen so verfahren. Ich darf eine Frage 
stellen: Ist das Haus damit einverstanden, daß wir 
nun beispielsweise über den Antrag Umdruck 1032 
sofort abstimmen, oder soll auch das zurückgestellt 
werden? — Bitte, Herr Abgeordneter Rasner zur 
Geschäftsordnung. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die interfraktionelle Verein-
barung bezog sich selbstverständlich auf alle Ab-
stimmungen. Es war beispielsweise der stellvertre-
tende Vorsitzende der SPD-Fraktion, der Wert 
darauf legte, bei allen Abstimmungen anwesend zu 
sein. Ich bitte es bei der Vereinbarung zu belassen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ist das Haus da-
mit einverstanden? — Dann verschiebe ich alle Ab-
stimmungen bis nach 15 Uhr. 
Ich fahre in der Behandlung des Gesetzes fort. 

Ich rufe auf Artikel 1 Nr. 7 — „§ 1358 fällt weg" — 
und Nr. 8 mit den §§ 1360, — 1360 a, — 1360 b, —
1361, — 1361 a und 1362. — Wer den aufgerufenen 
Nummern in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen-
probe! — 

(Zurufe: Die Abstimmungen sollten doch 
zurückgestellt werden!) 

— Kontroverse Abstimmungen selbstverständlich! 
(Abg. Stücklen: Woher weiß man, ob eine 

Abstimmung kontrovers sein wird?) 

Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf in Nr. 9 des Artikels 1 die §§ 1363, —
1364, — 1365, — 1366, — 1367, — 1368, — 1369 
und 1370. — Wird das Wort zu den aufgerufenen 
Paragraphen gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich die Aussprache. 

Wer den aufgerufenen Paragraphen in der Fas-
sung des Ausschusses in zweiter Lesung zuzustim-
men wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen angenommen. 

Ich rufe auf § 1371, dazu die Änderungsanträge 
Umdruck 1039*) und Umdruck 1038**). — Das Wort 
zur Begründung des Antrags Umdruck 1039 hat der 
Abgeordnete Dr. Weber. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Antrag auf Umdruck 1039 befaßt sich mit dem 
Problem, ob — genauso wie beim Ausgleich des 
Zugewinns, wenn der Zugewinn wirklich abgerech-
net wird — eine Anrechnung der sogenannten Vor-
empfänge erfolgen soll. Der Ausschuß hat diese 
Frage verneint. Die Antragsteller sind aber der 
Meinung, daß eine solche Anrechnung unumgäng-
lich ist. Wir hatten im Ausschuß alle das Be-
streben, die Möglichkeit, daß die Eheleute sich 
schon während Bestehens der Ehe gegenseitig am 
Vermögenszuwachs beteiligen, zu fördern. Diese 
Möglichkeit würde beeinträchtigt und es würde 
sogar eine Ungerechtigkeit eintreten, wenn im 
Falle eines solchen Ausgleichs während Bestehens 
der Ehe nunmehr bei der Erbschaft der Vor

-

empfang nicht zur Anrechnung käme. Die Situation 
liegt hier ganz ähnlich wie beim Ausgleich der 
Vorempfänge unter Geschwistern nach den 
§§ 2050 ff. Infolgedessen sind wir der Meinung, daß 
ebenso, wie beim Ausgleich des Zugewinns die 
Vorempfänge berücksichtigt werden, diese Vor-
empfänge auch auf das Viertel der Erhöhung des 
Erbteils angerechnet werden sollten.  
Es  ist dagegen eingewandt worden, das führe 

gerade das wieder herbei, was wir vermeiden woll-
ten, nämlich eine Rechnerei und eine Auseinander-
setzung; die Ausschließung der Anrechnung sollte 
die Sache vereinfachen. — Ich bin sehr für Ver-
einfachung; aber wenn die Vereinfachung zur Un-
gerechtigkeit führt, dann können wir sie nicht 
hinnehmen. Unsere Ansicht ist, daß hierdurch die 
Eheleute in ihrem Bestreben, bereits während Be-
stehens der Ehe einen Ausgleich vorzunehmen, 
gehindert werden. Denken Sie z. B. daran, daß es 
weithin üblich ist, ein Grundstück beim Erwerb auf 
beide Eheleute eintragen zu lassen! 
Ich gebe zu, der Ausgleich kann durch testamen-

tarische Bestimmung herbeigeführt werden. Aber 
es haben nun einmal sehr viele Leute einen Horror 
davor, Testamente zu machen, und der Gesetz-
geber muß Vorsorge treffen für den Fall, daß eine 
solche Bestimmung nicht getroffen wird. 
Wir bitten um Annahme dieses Antrags. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Metzger. 

Metzger (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es kann gar nicht bestritten werden, 
daß hier ein ernstes Problem vorliegt und daß man 
nicht ohne weiteres das abweisen kann, was hier 
vorgetragen worden ist. Aber es ist doch eine ge-
wisse Schwierigkeit gegeben: Da, wo der Aus-
gleich berechnet wird, haben wir ja auch festge-
legt, daß eine solche Zuwendung anzurechnen ist; 
aber in jenem Falle erfolgt wirklich eine Berech-
nung, während wir hier im Falle der Erbfolge 
ein Pauschale festgelegt haben. Diese Pauschal-
regelung durchbrechen wir natürlich, wenn wir 
eine Berechnungvorsehen. 

Aber auch das wäre noch erträglich, wenn nicht 
— im Falle der Annahme des vom Kollegen Dr. 

*) Siehe Anlage 10 
**) Siehe Anlage 11 
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Weber begründeten Antrags — Zweifelsfragen in 
der Praxis entstehen könnten, die nicht erfreulich 
sind. Das, was in Satz 1 steht, ist eine Selbst-
verständlichkeit, daß nämlich dann, wenn der 
Erblasser es bestimmt, anzurechnen ist. Daß wir 
aber seinen Willen so interpretieren, daß wir 
sagen, er habe auch dann bestimmt, wenn er nicht 
bestimmt hat, entspricht vielleicht doch nicht den 
Erfordernissen der Rechtssicherheit. Ich glaube, 
wenn ein Ehegatte dem anderen Ehegatten die 
Hälfte seines Grundstückes übertragen will, wenn 
er also eine derart weitgehende Rechtshandlung 
vornehmen will, dann wird er eine entsprechende 
Bestimmung treffen, und dann wird der Zweifels-
fall nicht eintreten. Wenn er eine Bestimmung 
nicht getroffen hat, wird er wollen, daß die An-
rechnung nicht erfolgt. 

Ich gebe gern zu,  daß man in dieser Frage ver-
schiedener Meinung sein kann. Aber ich glaube, 
daß man diese Bestimmung um der Rechtssicher-
heit willen nicht treffen, sondern daß man das den 
Eheleuten überlassen sollte. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Staatssekretär Dr. Strauß. 

Dr. Strauß, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedaure es sehr, aber ich fühle 
mich verpflichtet, davor zu warnen, in diesem Sta-
dium des Gesetzgebungsverfahrens noch diese 
Einzelfrage aufzugreifen und bereits jetzt einer 
Lösung zuzuführen. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Die Frage ist 
aber im Ausschuß sehr eingehend erörtert 

worden!) 

— Das ist der nächste Satz, den ich sprechen 
wollte, sehr verehrter Herr Abgeordneter. Sie ist 
im Ausschuß in der Tat eingehend behandelt wor-
den; der Antrag ist aber, soweit ich unterrichtet 
bin, einmütig abgelehnt worden 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz] : Das letztere 
stimmt nicht! Einmütig nicht!) 

— dann mit einer sehr großen Mehrheit —, weil sie 
mit anderen Problemen zusammenhängt. 

Die Bundesregierung ist sich dessen bewußt, daß 
hier eine Frage berührt wird, die überlegt und 
dereinst gelöst werden muß. Aber bereits jetzt 
können die Eheleute durch testamentarische Be-
stimmung eine derartige Anrechnung des Vor-
empfangs erreichen. Auf der anderen Seite — und 
hier sehe ich eigentlich überhaupt den einzigen 
Zusammenhang mit dem Problem der Gleichbe-
rechtigung — nimmt man der Frau, was man ihr 
vorher gegeben hat. 
Meine Hauptsorge aber ist, daß bei einer For-

mulierung, wie sie hier vorgeschlagen wird, nicht 
der Rechtssicherheit gedient wird, sondern daß 
hier nach dem Todesfall eine Quelle für sehr zahl-
reiche Prozesse entstehen kann, und zwar Pro-
zesse, die zwischen den überlebenden Ehegatten 
und den Kindern stattfinden, also äußerst un-
erfreuliche Prozesse und Prozesse, bei denen wahr-
scheinlich die Beweislage gerade für die Kinder 
außerordentlich schwierig sein wird. 

Ich kann die Zusage machen, daß das Bundes-
justizministerium, das dieses Problem im ur-
sprünglichen Entwurf schon an einer anderen 

Stelle angeschnitten hatte, gerade diese Sache 
ebenso wie den anderen Antrag, zu dem ich leider 
auch sprechen muß, mit besonderer Sorgfalt wei-
terverfolgen und Ihnen bei der nächsten sich bie-
tenden gesetzgeberischen Gelegenheit einen Vor-
schlag machen wird. Im gegenwärtigen Zeitpunkt, 
am Ende der Beratungen dieses Gesetzentwurfs, 
möchte ich jedoch darum bitten, die Dinge noch 
nicht als endgültig lösbar anzusehen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Seidl. 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es tut mir sehr leid, 
Herr Vorsitzender unseres 'Unterausschusses, Herr 
Kollege Weber, daß auch ich vor der Annahme die-
ses Antrages warnen muß. Die juristischen Gründe 
haben der Herr Kollege Metzger und der Herr 
Staatssekretär Strauß in der Hauptsache aufge-
führt. Wir haben uns über das Problem eingehend 
unterhalten. Ich fürchte, daß die klare und einfache 
erbrechtliche Lösung durch die Annahme dieses 
Antrages in Gefahr gebracht würde. Die pauschale 
Ablösung des Zugewinns, die wir der besseren 
Praktikabilität wegen gewählt haben und — was 
auch schon gesagt worden ist — um Streit in den 
Familien, insbesondere zwischen dem überlebenden 
Elternteil und unmündigen Kindern, zu vermeiden, 
würde in Gefahr gebracht. Was soll denn ange-
rechnet werden? Was sind diese Zuwendungen? Es 
ist vorhin schon gesagt worden, daß man der Frau 
einen Teil dessen, was man ihr gibt, wieder nimmt. 
Es ist nicht einzusehen, warum eine Frau, die eine 
Pension bekommt, sich diese nicht ,anrechnen zu 
lassen braucht. Eine Frau, der eine Lebensversiche-
rung, Geld, ein Grundstück oder eine derartige  Zu-
wendung zufällt, soll sich das dagegen anrechnen 
lassen. Ich glaube, eine derartige Regelung ent-
spricht nicht dem Grundsatz 'der Gerechtigkeit. 

Ich möchte doch darum bitten,  dieses Problem 
zurückzustellen und der Anregung des Herrn 
Staatssekretärs Strauß zu folgen. 

Ich könnte mir vorstellen, daß man vielleicht für 
diejenigen Ehen, die jetzt bestehen und für die 
nunmehr dieser Güterstand eingeführt werden soll, 
in gewisser Weise eine Anrechnung vorsehen 
könnte. Das würde also diejenigen Ehen betreffen, 
bei denen infolge der erbrechtlichen Lösung auch 
das bisherige Vermögen mit in den Ausgleich hin-
einfällt, was bei den neuen Ehen nicht der Fall ist; 
da beginnt  die  ,Berechnung des Zugewinns ja erst 
mit Inkrafttreten des Gesetzes, erst von da ab ent-
steht ein Zugewinn. Für die jetzt bestehenden Ehen 
könnte man  einer Anrechnung in manchen Fällen 
vielleicht zustimmen. Das sollte man  sich über-
legen. Vielleicht könnte der Antrag in der Weise 
geändert oder auch zurückgestellt werden, damit 
wir uns das noch einmal überlegen können. Dafür 
wäre ich dankbar. Ich würde aber doch darum bit-
ten, das 'Gesetzgebungswerk im ganzen durch diese 
Bestimmung nicht aufzuhalten. Wir haben sie ja 
eingehend erörtert und aus den angeführten Grün-
den in der Mehrheit abgelehnt. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stammberger. 

Dr. Stammberger (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin nicht der Meinung, daß 
wir diesen Antrag zurückstellen sollten, vielmehr 
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sollten wir ihn hier ablehnen. Der Herr Kollege 
Metzger hat bereits richtig auf den Unterschied 
hingewiesen zwischen der Auseinandersetzung 
über den Zugewinn im allgemeinen und der Beson-
derheit der Auseinandersetzung über den Zuge-
winn im Falle des Todes, wenn eine Pauschalab-
findung erfolgt. Praktisch kommt es darauf hinaus 
— das hat wohl der Herr Staatssekretär Dr. Strauß 
bereits ganz richtig angedeutet —, daß die Frau 
hinsichtlich ihres gesetzlichen Erbteils etwas bes-
ser gestellt werden soll. Er ist, vor allen Dingen 
wenn Kinder vorhanden sind, außerordentlich 
ungenügend, was teilweise dazu führt, daß die Frau 
auf die Gnade der  Kinder angewiesen ist. Das ist 
sehr unerfreulich und das ist zweifellos nicht der 
Wille des Gesetzgebers. Aber das wird durch die 
Formulierung des Antrags im Satz 2 einfach unter-
schoben und in dieser Weise interpretiert. 
Meine Damen und Herren, der Herr Kollege 

Weber hat aber bei seiner Begründung  ides  An-
trags auch noch ein Beispiel angeführt, wie unter 
Umständen der Begriff der unentgeltlichen Zu-
wendung und ihrer Errechnung bei der Ausein-
anderrechnung des Zugewinns auszulegen sei. Ich 
möchte dieser Auslegung widersprechen. Er  hat 

 hier ein Beispiel gebraucht, das mir als das Muster-
beispiel, als das Standardbeispiel erscheint, nämlich 
wenn beide Ehegatten gemeinsam ein Grundstück 
erwerben und auf diesem Grundstück ein Haus 
bauen. Das ist wirklich das Standardbeispiel, mit 
dem wir uns in der Praxis ,der kommenden Jahre 
zu beschäftigen haben werden. Zweifellos ist es so, 
daß die dadurch entstehenden Unkosten im Regel-
fall aus dem Einkommen des Mannes bezahlt wer-
den. Nun aber etwa zu sagen, das seien unentgelt-
liche Zuwendungen ,des Mannes an die Frau, die 
bei der Auseinandersetzung über den Zugewinn 
wieder verrechnet werden müssen, scheint mir ge-
nau das Gegenteil von idem zu sein, was wir eigent-
lich haben wollten. 

Meine Damen und Herren, Frau Kollegin Weber 
hat vorhin ganz richtig von der Funktionsteilung 
beider Ehegatten in der Ehe gesprochen, daß näm-
lich der Mann nun einmal in erster Linie dazu da 
ist, zu verdienen, und daß die Frau in erster Linie 
dazu da ist, die Atmosphäre zu schaffen, die häus-
liche Geborgenheit zu schaffen, die der Mann 
braucht, damit er verdienen kann. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Den Vorteil des verheirateten Mannes gegenüber 
dem Junggesellen kennen gerade wir männlichen 
Abgeordneten dieses Hauses, die wir in einem stän-
digen Wechsel begriffen sind. Und daß die häus-
liche Geborgenheit in der durch unsere Frauen ge-
schaffenen Atmosphäre bedeutend schöner ,ist als 
das Junggesellendasein, ergibt sich schon daraus, 
mit welcher Begeisterung und mit welchem Eifer 
wir zum Wochenende immer nach Hause fahren. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Meine Damen und Herren, dann kann man natür-
lich nicht sagen, daß die Frau nun nichts verdient, 
wenn nicht ein materieller Vorteil bei dem Schaf-
fen dieser häuslichen Atmosphäre herausspringt. 
Man muß das berücksichtigen; denn ,die Konse-
quenz wäre die, daß dann die Frau mit Recht sagen 
würde: Für das Recht und für die Pflicht, für den 
Hausstand zu sorgen, verlange ich nun eben den 
angemessenen Verdienst. Meine Damen und Her-
ren, daß das unmöglich ist, ist klar. Aber dann 
muß man es in einer Art und Weise berücksichtigen,  

die nicht dazu führt, daß der Frau das, was sie am 
 Einkommen des Mannes zu Recht profitiert, wieder 

weggenommen wird als angeblich unentgeltliche 
Zuwendung, die sie während der Ehe erhalten hat. 
Dieser Auslegung, die der Herr Kollege Weber ge-
geben hat, möchte ich hiermit namens meiner Frak-
tion ausdrücklich widersprechen, damit sich in der 
Zukunft auch die Praxis danach richtet. 

Wie bereits Herr Kollege Metzger gesagt hat, ist 
der Satz 1 eine Selbstverständlichkeit. Er ergibt 
sich schon aus der von uns geschaffenen Vertrags-
freiheit. Der Satz 2 muß aber von uns nachdrück-
lichst abgelehnt werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Weber. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die letzten Aus-
führungen des Herrn Kollegen Dr. Stammberger 
zwingen mich zu einer Erwiderung. Herr Kollege 
Dr. Stammberger, Sie haben das Poblem leider ver-
kannt. Es  handelt  sich nicht darum, daß unent-
geltliche Zuwendungen des Mannes später wieder 
angerechnet werden sollen, sondern es heißt — 
wenn Sie  den Antrag richtig lesen —: Auf dieses 
zusätzliche Viertel, also auf den pauschalen Zu-
gewinnausgleich, soll das,  was vorher schon gege-
ben worden ist — nicht unentgeltlich,  sondern in 
Anerkennung der Leistung ,der Frau —, angerech-
net weiden. Sie  erhält also mit anderen Worten 
durch die ihr gewährte Beteiligung während der 
Ehe bereits die Zugewinnbeteiligung vorweg. Daß 
sie diese nun doppelt erhalten soll, ist wirklich 
nicht einzusehen. Deswegen ist dieser Antrag nach 
meiner Meinung durchaus gerechtfertigt. 

(Abg. Dr. Stammberger: Eine Zwischen

-

frage!) 

Aber wir sollten an dieser Frage nicht die Leiden-
schaft auflodern lassen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Kollege We-
ber, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Bitte! 

Dr. Stammberger (FDP): Eine Zwischenfrage, 
Herr Kollege, die ganz wesentlich der Klärung des 
Problems der Verrechnung des Zugewinns dient: 
Soll nach Ihrer Auffassung alles das, was die Ehe-
gatten gemeinsam erarbeitet haben, unter Umstän-
den weil auch die Frau Entbehrungen auf sich ge-
nommen hat  und auf vieles verzichtet hat, was sie 
ohne das Schaffen eines derartigen gemeinsamen 
Wohlstandes sich hätte leisten können, soll das 
alles der Frau hinterher als unentgeltliche Zu-
wendung angerechnet werden, nur weil es aus dem 
Einkommen des Mannes bezahlt worden ist? 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Nein, nicht als 
unentgeltliche Zuwendung — ich glaube, ich habe 
mich deutlich ausgedrückt —, sondern hier wird 
ein bereits vorweggenommener Ausgleich vorge-
nommen. 

(Abg. Dr. Stammberger: Das bestreite ich, 
Herr Kollege!) 

Der Antrag betrifft — lesen Sie ihn genau! — auch 
nur dieses zusätzliche Viertel, auf das angerechnet 
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wird. Auf die Pauschalabfindung wird das ange-
rechnet, was auf den Zugewinn bereits vorgeleistet 
ist. 

Deswegen ist auch das Argument des Herrn 
Staatssekretärs falsch, die Frau werde dadurch 
schlechtergestellt. Sicherlich, wenn ich ihr außer-
dem noch soundso viel Schenkungen zuwende, wird 
sie durch den Zugewinn noch einmal bessergestellt, 
indem sie auch noch die Schenkungen zum Zuge-
winn erhält und behält. Diese Argumente gehen 
also fehl. Ich ziehe den Antrag also nicht zurück; er 
mag in der Erörterung bleiben, wir mögen so oder 
so darüber entscheiden. 

Aber auf ein Argument des Herrn Staatssekre-
tärs muß ich noch eingehen und  mich dagegen ver-
wahren. 

(Unruhe.  — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Bitte, meine Damen 
und Herren, etwas mehr Ruhe! Es wird Beschwerde 
darüber geführt, daß man hinten kein Wort ver-
steht. Ich bitte die Damen und Herren, doch Platz 
zu nehmen. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Wenn Sie aus-
geführt haben, Herr Staatssekretär, die Ausein-
andersetzung müsse zwischen dem überlebenden 
Ehegatten und den Kindern bzw. den anderen 
Erben erfolgen und das sei unerträglich, so muß 
ich doch sagen, daß die Bundesregierung diese Be-
gelung für sehr erträglich gehalten hat und daß 
es lediglich der Arbeit des Unterausschusses zu 
verdanken ist, daß wir diese Unzuträglichkeit be-
seitigt haben, indem wir die erbrechtliche Lösung 
gewählt haben.  Die  Regierung hatte doch für alle 
Fälle des Zugewinnausgleichs diese Lösung vor-
gesehen. Der Hauptgesichtspunkt, von dem aus wir 
zu der anderen Regelung kamen, war doch gerade, 
daß der überlebende Ehegatte darin sehr viel bes-
sergestellt ist als die Kinder, die, wenn es zu sol-
chen Auseinandersetzungen kommt, über die Ent-
wicklung der Verhältnisse keinen Bescheid wissen. 
Dieses Argument sticht also wirklich nicht. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zu dem Ände-
rungsantrag Umdruck 1039*) liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache über diesen Änderungs-
antrag. 
Nunmehr unterbreche ich die Beratung des 

aufgerufenen § 1371 und kehre zu Nr. 5 und 
zu dem Umdruck 1035**) zurück. Der Ausschußvor-
schlag lautete: § 1354 fällt weg. 

Der Umdruck 1035 beinhaltet, daß § 1354 in der 
Fassung der Regierungsvorlage, Drucksache 224, 
wiederhergestellt werden soll. Ich will diese Fas-
sung verlesen, weil auf dem Umdruck der Text 
nicht steht. § 1354 lautet: 

Die Ehegatten haben alle Angelegenheiten, die 
das gemeinschaftliche eheliche Leben betref-
fen, in gegenseitigem Einvernehmen zu re-
geln. Bei Meinungsverschiedenheiten müssen 
sie versuchen, sich zu einigen. Können sie sich 
nicht einigen, so entscheidet der Mann; er hat 

 auf die Auffassung der Frau Rücksicht zu neh-
men. Widerspricht seine Entscheidung dem 
Wohle ,der Familie, so ist die Entscheidung für 
die Frau nicht verbindlich. 

*) Siehe Anlage 10 
**) Siehe Anlage 8 

Ich lasse jetzt über den Antrag Umdruck 1035 
namentlich abstimmen und bitte die Damen und 
Herren Schriftführer, die Karten einzusammeln. 

Sind noch Damen und Herren im Hause, die in 
der namentlichen Abstimmung ihre Stimmkarten 
noch nicht abgegeben haben? — Das ist nicht der 
Fall. Ich schließe die namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergeb-
nis*) der namentlichen Abstimmung bekannt: 364 
stimmberechtigte Abgeordnete, Berliner Abgeord-
nete 14. Mit Ja haben gestimmt 172, mit Nein 
186, enthalten haben sich 6. Von den Berliner 
Abgeordneten haben 5 mit Ja und 9 mit Nein ge-
stimmt. Damit ist der Änderungsantrag auf Um-
druck 1035 abgelehnt, und es bleibt bei der Aus-
schußfassung der Nr. 5. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag Umdruck 1032**) Ziffer 1 betreffend § 1357 
— Herr Abgeordneter Metzger, damit es keinen 
Irrtum gibt: wenn ich Sie recht verstanden habe — 
mit der Änderung, daß es im vierten Absatz heißt: 
„Dritten gegenüber ist die Aufhebung oder Ent-
ziehung nur nach Maßgabe des  § 1412" — statt 
1435 — „wirksam". Wer dem aufgerufenen Än-
derungsantrag auf Umdruck 1032 zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das letzte war die 
Mehrheit; der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem § 1357 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, ,gebe bitte das Handzeichen. —  
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Enthaltungen mit Mehrheit angenommen. 

Ich kehre nunmehr zurück zu dem aufgerufenen 
§ 1371. Die Aussprache über den Änderungsantrag 
der Kollegen Weber, Wahl, Brühler usw., Um-
druck 1039, war geschlossen. Ich komme zur Ab-
stimmung. Wer dem Änderungsantrag auf Um-
druck 1039 zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Meine Damen und Herren, wir müssen die Ab-
stimmung wiederholen. Wer dem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte vom Platz. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr auf Umdruck 1038***). Ich gebe 
das Wort zur Begründung Herrn Abgeordneten 
Dr. Wahl. 

Dr.  Wahl  (CDU/CSU): Meine Damen und Herren! 
Nach dem Antrag Umdruck 1038 soll dem § 1371 
folgender Absatz angefügt werden: 

Sind erbberechtigte Abkömmlinge des ver-
storbenen Ehegatten, welche nicht aus der 
durch den Tod dieses Ehegatten aufgelösten 
Ehe stammen, vorhanden, so ist der über-
lebende Ehegatte verpflichtet, diesen Ab-
kömmlingen, wenn und soweit sie dessen be-
dürfen, die Mittel zu einer angemessenen Aus-
bildung aus dem nach Absatz 1 zusätzlich 
gewährten Viertel zu gewähren. 

Wir haben uns im Unterausschuß mit der Frage der 
Stiefkinder besonders befaßt. Bei den ehelichen 
Kindern aus der neuen Ehe hat die Erhöhung des 
Erbteils der Frau deshalb nicht so schwerwiegende 
Folgen, weil sie nach dem Tode des überlebenden 

*) Vgl. Seite 11873 
**) Siehe Anlage 9 
***) Siehe Anlage 11 
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Ehegatten noch das Vermögen dieses überlebenden 
Teils erben werden. Handelt es sich dagegen um 
Kinder aus erster Ehe, so verringert sich durch die 
Anerkennung des erhöhten Erbteils des Stiefeltern-
teils ihr eigener Erbteil, ohne daß ihnen eine Erb-
chance für später bleibt. Das Problem der 
Stiefkinder ist ein sehr altes Rechtsproblem. Ins-
besondere gab es schon im alten römischen Recht 
und gibt es aber auch im französischen Recht bis 
auf den heutigen Tag Sonderregelungen für diesen 
Fall. Die Kinder aus erster Ehe sollen nun, wenn 
die zweite Ehe durch den Tod aufgelöst wird, 
dadurch etwas bessergestellt werden, daß der 
überlebende Ehegatte ihnen eine Ausbildungshilfe 
aus seiner zusätzlichen Erbquote gewähren soll. 
Ich kann zu einem Teil auf das verweisen, was ich 
selbst geschrieben habe und was, wenigstens an 
die Mitglieder des Rechtsausschusses, verteilt wor-
den ist. Wer einen Ehegatten heiratet, der schon 
Kinder aus erster Ehe hat, weiß, daß er damit eine 
Sonderlast übernimmt. Selbst die Beamtenwitwe 
wird nach unserem Beamtenrecht in der Versor-
gung unter Umständen schlechtergestellt, wenn 
eine Reihe erstehelicher Kinder des verstorbenen 
Beamten da sind. Wir haben im Ausschuß alle das 
Gefühl gehabt, daß auf diesem Gebiet etwas ge-
schehen müßte. Der Antrag, den ich hier vor-
getragen habe, stammt — das darf ich noch einmal 
anerkennend sagen — von Frau Dr. Schwarzhaupt. 
Sie ersehen aus den Unterschriften, daß sich alle 
Fraktionen, die an der Beratung teilgenommen 
haben, für diese neue Form einsetzen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, wird das Wort gewünscht? — Herr Staats-
sekretär Strauß. 

Dr. Strauß, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Sich gegen einen 
Antrag zu wenden, der von Angehörigen aller 
Fraktionen unterzeichnet worden ist, ist für einen 
Regierungsvertreter gewiß unerfreulich. Das gilt 
für mich in besonderem Maße; denn ich fühle mich 
durch den Antrag sehr angesprochen. Ich glaube 
nämlich, daß der Antrag im Kern zurückgeht auf 
einen Paragraphen der Regierungsvorlage, für den 
ich mich bei der Vorbereitung des Regierungsent-
wurfs sehr stark selbst eingesetzt habe. Es ist der 
§ 1360 c der Regierungsvorlage. Mit diesem Para-
graphen wollten wir den Versuch machen, die 
Einstandspflicht des einen Ehegatten für Angehö-
rige des anderen Ehegatten zu regeln, denen gegen-
über der andere Ehegatte unterhaltsverpflichtet ist. 
Man hat bei den Erörterungen über diesen aller-
dings sehr weitgehenden Vorschlag im Unteraus-
schuß das Gefühl gehabt, daß diese Frage für eine 
Regelung noch nicht ganz reif sei. Das gilt 
mindestens im gleichen Maße für den jetzt ein-
gebrachten Antrag. Es handelt sich hier um die 
Frage der Sicherstellung von Stiefkindern; aber es 
wird nur ein Teilproblem aufgegriffen, nämlich das 
Problem, wie nach dem Tode des natürlichen 
Elternteils dieser Stiefkinder zu verfahren ist. 
Diese Frage kann nach Auffassung der Bundes-
regierung nur im Zusammenhang mit dem Gesamt-
problem der Rechtsstellung der Stiefkinder in einer 
zweiten Ehe des natürlichen Elternteils behandelt 
werden, also nur in einem größeren Rahmen und 
nicht in der Weise, daß man dieses beschränkte 
Problem vorab einer Regelung zuführt. 

Was die Wirkungen des Vorschlags selbst betrifft, 
so kann ich die Befürchtung nicht ganz unter-
drücken, daß hier eine gewisse Ausweichmöglichkeit 
für den überlebenden Ehegatten besteht, indem er 
nämlich die Erbschaft ausschlägt, um das Pflichtteil 
und seinen Ausgleich aus der Zugewinngemein-
schaft zu erhalten. Es gilt hier also das gleiche, was 
ich vorhin gesagt habe: daß wir gut daran täten, 
auf eine vorab erfolgende Lösung in dem vor-
liegenden Gesetzentwurf zu verzichten, um diese 
Lösung bei der nächsten Gelegenheit, die ich gleich-
falls schon angedeutet habe, im größeren Rahmen 
vorzunehmen, aber nicht in dieser — gestatten Sie 
diese Bezeichnung — etwas apokryphen Form. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Frau Abgeordnete Dr. Lüders. 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Schon der Herr Staats-
sekretär hat Bedenken geltend gemacht, die zwei-
fellos einer Berechtigung nicht entbehren. Aber 
auch der Antrag hat eine gewisse Berechtigung, 
wenn er vielleicht auch der allgemeinen Regelung 
vorweggenommen ist. Wir haben deshalb diesen 
Antrag mit unterschrieben und werden auch für 
ihn stimmen. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
jedoch betonen, daß wir der Meinung der Regie-
rung sind, daß jedes der Probleme, das hier mit 
hineinspielt, im nächsten Bundestag grundsätzlich 
und allgemein geregelt werden muß. Was uns im 
nächsten Bundestag not tut, ist eine vollkommen 
neue Regelung des Unterhaltsrechts, ist eine neue 
Regelung des Unehelichenrechts, das ja auch ins 
Unterhaltsrecht mit hineinspielt, und die Neu-
regelung des Scheidungsrechts. Diese drei Kom-
plexe müssen vom neuen Bundestag grundlegend 
in ihrer Gänze behandelt und neu geordnet werden. 

Wir werden also dem vorweggenommenen Ver-
such, eine Besserung für die Ehefrau und die 
Kinder aus erster Ehe zu schaffen, zustimmen, 
sosehr wir uns auch der Mangelhaftigkeit dieses 
Vorschlags bewußt sind. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Aussprache; wir kommen zur Ab-
stimmung. 

Wer dem Änderungsantrag auf Umdruck 1038*) 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen eine 
Gegenstimme und bei drei Enthaltungen ange-
nommen. 

Wer nunmehr dem § 1371 in der durch die An-
nahme des Antrags veränderten Fassung, im übri-
gen in der Fassung des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf die §§ 1372, — 1373, —
1374, — 1375, — 1376, — 1377, — 1378, — 1379, —
1380, — 1381, — 1382, — 1383, — 1384, — 1385, —
1386, — 1387, — 1388, — 1389, — 1390. — Die 
§§ 1391 bis 1407 entfallen. Wer den aufgerufenen 
Paragraphen in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

*) Siehe Anlage 11 
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Wir kommen nunmehr zu „II. Vertragsmäßiges 

Güterrecht". Ich rufe auf die §§ 1408, - 1409, -
1410,- 1411,-1412,-1413,-1414,- 1415,-
1416,-1417,-1418,-1419,-1420,-1421,-
1422, - 1423, - 1424, - 1425, - 1426, - 1427, -
1428, - 1429, - 1430, - 1431, - 1432, - 1433, -
1434, - 1435, - 1436, - „§ 1664" ist ein Druck-
fehler - 1437, - 1438, - 1439, - 1440, - 1441, -
1442, - 1443, - 1444, - 1445, - 1446, - 1447, -
1448, - 1449, - 1450, - 1451, - 1452, - 1453, -
1454, - 1455, - 1456, - 1457, - 1458, - 1459, -
1460, - 1461, - 1462, - 1463, - 1464, - 1465, -
1466, - 1467, - 1468, - 1469, - 1470, - 1471, -
1472, - 1473, - 1474, - 1475, - 1476, - 1477, -
1478, - 1479, - 1480, - 1481, - 1482 und 1483, 
alle in der Ausschußfassung. Ich eröffne die Aus-
sprache. Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht 
der Fall. Ich schließe die Aussprache in der zweiten 
Lesung. Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig an-
genommen. 
Ich rufe auf Nr. 10, also die §§ 1486 und 1487 

in der Ausschußfassung. Ich eröffne die Aus-
sprache. Wird das Wort gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Aussprache. 
Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 
Ich rufe auf Nr. 11, also die §§ 1494 und 1495 

in der Ausschußfassung. Wird das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur 
Abstimmung. Wer den aufgerufenen Paragraphen 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
angenommen. 
Ich rufe auf Nr. 12, also die §§ 1497 und 1498 

in der Ausschußfassung. Ich eröffne die Aus-
sprache. Wird das Wort gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer den beiden 
aufgerufenen Paragraphen in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
angenommen. 

Nr. 13: § 1508 fällt weg. 

Nr. 14: § 1518 in der Ausschußfassung. Wird das 
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann 
komme ich zur Abstimmung. Wer dem § 1518 zu-
zustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. 

Ich rufe Nr. 15 des Ausschußberichts auf. Ich 
stelle fest: Die §§ 1519 bis 1557 einschließlich der 
Überschriften vor den §§ 1519 und 1549 fallen 
weg. - Das Haus ist mit diesem Vorschlag des 
Ausschusses einverstanden. 

Ich rufe Nr. 16 auf, § 1561 in der Ausschuß-
fassung. - Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
komme zur Abstimmung. Wer dem § 1561 in der 
neuen Fassung zuzustimmen wünscht, gebe bitte 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Nr. 17, § 1604 in der neu vorgeschlage-
nen Fassung, auf. - Das Wort wird wohl nicht 
gewünscht. Wer dem aufgerufenen Paragraphen 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen.  

- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
angenommen. 
Ich rufe Nr. 18 auf. Ich stelle fest: § 1605 fällt 

weg. 
Ich rufe Nr. 19 auf, § 1606 in neuer Fassung. - 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich komme zur 
Abstimmung. Wer dem § 1606 zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Einstimmig ange-
nommen. 
Ich rufe Nr. 20 auf, § 1612 in der neuen Fassung. 

Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem 
aufgerufenen Paragraphen in der neuen Fassung 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
angenommen. 

(Abg. Kunze [Bethel] : Herr Präsident, 
müßte nicht darüber abgestimmt werden, 

daß § 1605 wegfällt?) 
- Ich habe die Nr. 18 aufgerufen und habe aus-
drücklich festgestellt, daß nach dem Vorschlag des 
Ausschusses der § 1605 fortfällt. 

(Abg. Kunze [Bethel] : Darüber ist aber 
nicht abgestimmt worden! - Zuruf von 
der Mitte: Es ist kein Widerspruch erhoben 
worden! - Abg. Schröter [Wilmersdorf]: 
Jetzt ist es in Ordnung, Herr Präsident!) 

- Ich hatte geglaubt, es sei auch schon vorher in 
Ordnung gewesen. 
Ich rufe Nr. 21 der Ausschußvorlage auf. Danach 

sollen die §§ 1619 bis 1623 wegfallen. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Angenommen. 
Dann rufe ich Nr. 22 auf, vorerst § 1626 mit 

Umdruck 1037*) Ziffer 2. 
Herr Abgeordneter Wittrock zur Geschäftsord-

nung! 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, daß es sich hier aus ar-
beitsökonomischen Gründen wegen des bestehen-
den Sachzusammenhangs empfiehlt, von den Kern-
vorschriften auszugehen, die  Gegenstand der Aus-
einandersetzungen sein werden, nämlich von den 
§§ 1628 und 1629; je nachdem, wie die Entschei-
dung zu diesen Kernvorschriften ausfällt, wird 
dann über die anderen Bestimmungen - ich 
möchte daran erinnern: zurückgehend bis zum § 11 
des BGB - zu entscheiden sein. Ich darf mir diese 
verfahrensmäßige Anregung erlauben. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Frau Abgeordnete 
Dr. Schwarzhaupt! 

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU): Ich wollte 
den gleichen Vorschlag zur Geschäftsordnung 
machen. Zugleich wollte ich empfehlen, Herr Präsi-
dent, die Abstimmung über den § 11 in der zwei-
ten Lesung noch einmal aufzunehmen; denn der 
§ 11 gehört ebenfalls zu den Bestimmungen, die 
von der Grundsatzentscheidung über § 1628 ab-
hängig sind. Zu Beginn der  zweiten Lesung wurde 
übersehen, einen entsprechenden Antrag zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erinnere mich, 
Frau Kollegin Schwarzhaupt, aber § 11 ist in der 
zweiten Beratung in der Ausschußfassung verab-
schiedet. Das bedeutet jedoch nicht, daß es nicht 

*) Siehe Anlage 12 
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möglichwäre, darauf zurückzukommen; wir sind 
noch nicht am Ende der Beratungen. Das Haus 
kann dann entsprechend beschließen. Zumindest 
wird sich, soweit ich es im Augenblick übersehe, 
das Schicksal des § 11 automatisch mit der Ent-
scheidung über § 1628 koppeln. — Das Haus ist mit 
dem vorgeschlagenen Vorgehen einverstanden? — 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahren 
wir so. 
Ich rufe nun § 1628 auf, dazu Ziffer 2 des Um-

drucks 1032*), Antrag der SPD, und Umdruck 1031 
neu**), Antrag der FDP, und schließlich noch Zif-
fer 2a des Antrags Umdruck 1037***), Antrag der 
Abgeordneten Frau Dr. Schwarzhaupt, Frau Dr. 
Brökelschen, Gontrum, Heye und Genossen. Ich 
werde in der Reihenfolge, in der ich die Anträge 
eben genannt habe, zur Begründung aufrufen. Wer 
begründet zuerst? — Frau Abgeordnete Nadig! 

Frau Nadig (SPD): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! In der heutigen Diskussion ist 
wiederholt zum Ausdruck gekommen, daß der 
Stichentscheid des Vaters genauso umstritten ist 
wie der  Stichentscheid des Ehegatten. Die neue 
Vorlage sagt zu Beginn über die Regelung des 
Eltern-Kind-Verhältnissses: 

Das Kind steht, solange es minderjährig ist, 
unter der elterlichen Gewalt des Vaters und 
der Mutter. 

Es heißt sogar: 

Die Eltern haben die elterliche Gewalt in 
eigener Verantwortung und in gegenseitigem 
Einvernehmen zum Wohle des  Kindes auszu-
üben. Bei Meinungsverschiedenheiten müssen 
sie versuchen, sich zu einigen. 

In den nachfolgenden Bestimmungen wird dieser 
Grundsatz sofort wieder abgeschwächt, und zwar 
wird gesagt: 

Können sich die Eltern nicht einigen, so ent-
scheidet der Vater; . 

Es folgt der Zusatz: 
... er hat auf ,die Auffassung der Mutter Rück-
sicht zu nehmen. 

Praktisch hat also der Vater in Fragen der elter-
lichen Gewalt die Entscheidung zu treffen. Der 
Mutter kann ,auf Antrag die Entscheidung einer 
einzelnen Angelegenheit übertragen werden, „wenn 
das Verhalten des Vaters in einer Angelegenheit 
von besonderer Bedeutung dem Wohle des Kindes 
widerspricht oder wenn die ordnungsmäßige Ver-
waltung des Kindesvermögens dies erfordert". 
Hier wird sichtbar, daß nach der Vorlage die Mut-
ter gar nicht Inhaberin der  elterlichen Gewalt ist. 
Praktisch ist die elterliche Gewalt ähnlich ge-
regelt — mit einer ganz geringen Ausnahme —, 
wie sie im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt war. 
Was nun vor 60 Jahren Berechtigung haben 

mochte, kann heute keine Anwendung mehr fin-
den. Die soziologische Stellung der Frau und Mut-
ter hat sich grundlegend gewandelt. Gleichzeitig 
sind die Erziehungsaufgaben immer stärker von 
der Mutter übernommen worden. Der Vater ist 
wegen der Inanspruchnahme durch seinen Beruf 
in sehr vielen Fällen nicht in der Lage, sich der Er-
ziehung der Kinder anzunehmen. Praktisch trägt 

*) Siehe Anlage 9 
**) Siehe Anlage 13 
***) Siehe Anlage 12  

die Mutter die Verantwortung für diese Aufgabe. 
Da muß es außerordentlich befremden, wenn man 
ihr im Gesetz das volle Entscheidungsrecht vor-
enthält. 
Genau wie der  Stichentscheid des Ehemannes ist 

der Stichentscheid des Vaters ein Verstoß gegen 
die dem Gesetzgeber aus der Verfassung heraus 
übertragene Aufgabe, nämlich das Recht dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung anzupassen. 
Meine Herren und Damen von der CDU, wollen 
Sie es wirklich auf eine Verfassungsklage ankom-
men lassen, haben wir nicht alle Veranlassung, den 
Verfassungskonflikt zu vermeiden?! Ich erinnere 
in diesem Zusammenhang an  die  Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts in Sachen der gemein-
samen Steuerveranlagung der Ehegatten. Es dient 
gewiß nicht dem Ansehen des Bundestages, wenn 
er dem Bundesverfassungsgericht Gelegenheit gibt, 
das Gesetz der Verfassungslage anzupassen. 
In § 1629 ist der Mutter das Recht der Vertre-

tung vollkommen vorenthalten. Dieses Recht steht 
nach der jetzigen Vorlage nur dem Vater zu, es sei 
denn, daß die Mutter allein die elterliche Gewalt 
ausübt. Der Vater behält die Vertretung des Kin-
des selbst dann, wenn er sich eines schweren Ver-
brechens schuldig gemacht hat. In einem solchen 
Falle müssen erst durch ein besonderes Verfahren 
die elterliche Gewalt und das Vertretungsrecht 
dem Vater entzogen werden. 
Aber wie ist es denn im praktischen Leben? Da 

übt die Mutter fast täglich das Recht der Vertre-
tung des Kindes aus. Tausendfältig überlassen die 
Väter den Müttern diese Aufgabe. Wie kann man 
dann im Gesetz der Frau diese Berechtigung vor-
enthalten! Die öffentliche Meinung hat  deutlich 
und scharf zum Ausdruck ,gebracht, daß sie es für 
notwendig hält, daß die elterliche Gewalt von 
Vater und  Mutter  gemeinsam getragen wird. Die 
große Mehrheit der Öffentlichkeit will keinen 
Stichentscheid des Vaters. Sie alle werden genau 
wie wir eine Fülle von Eingaben zu diesem Punkt 
aus den verschiedensten Verbänden und Vertre-
tungen der Öffentlichkeit erhalten haben. Alle 
diese Eingaben sprachen sich dafür aus, daß man 
den Stichentscheid des Vaters nun beseitigt. 
Unser Antrag Umdruck 1032 besagt, daß sich die 

Eltern zu einigen haben. Bei Nichteinigung haben 
beide das Recht, das Vormundschaftsgericht anzu-
rufen. Der Antrag will, daß sich in erster Linie 
die Eltern zu einigen haben, und nur wenn das 
nicht gelingt, kann in Angelegenheiten von beson-
derer Bedeutung das Vormundschaftsgericht an-
gerufen werden. Man soll 'also nicht um jede Lap-
palie den Vormundschaftsrichter anrufen können. 
Auch wir wollen nicht, daß Dritte leicht in die 
Familienatmosphäre hineinreden können. Wir sind 
aber der Auffassung, daß bei einer Regelung der 
elterlichen Gewalt auch das Recht des Kindes mit 
beachtet werden muß. Bei Streit zwischen Vater 
und Mutter kommt das Kind sehr leicht zu kurz. 
Darum: nur für erhebliche Meinungsverschieden-
heiten die Mitwirkung des Vormundschaftsgerichts 
festlegen! 
Seit Vollzug der Gleichberechtigung — 'es sind 

inzwischen vier Jahre darüber hingegangen — 
sind die Vormundschaftsrichter außerordentlich 
wenig in diesen Angelegenheiten in Anspruch ge-
nommen worden. Frau Dr. Lüders hat darüber 
schon Ausführungen gemacht. Ich möchte noch ein-
mal besonders darauf hinweisen, daß sich hier-
durch zeigt, wie die freie Einigung in fast allen 
Familien üblich ist. Nur dann, wenn tatsächlich 
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schon eine erhebliche Zerrüttung eingetreten ist, 
gelingt es Vater und Mutter nicht mehr, eine ein-
heitliche Meinung zu finden. 
Eine Regelung, ,die das Vormundschaftsgericht in 

Fragen von  erheblicher Bedeutung trifft, hat eben 
auch das Interesse des Kindes mit zu berücksichti-
gen.  Wir glauben, daß in solchen Fällen auch die 
Entscheidung die Harmonie des Familienlebens mit 
sichert. Was Frau Dr. Lüders über ,die Autorität 
der Mutter gesagt hat, möchte ich in  diesem Zu-
sammenhang unterstreichen. Auch wir sind der 
Auffassung, daß die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Regelung der elterlichen Gewalt die Autorität der 
Mutter untergräbt. 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, dem von 

der  SPD vorgelegten Antrag Umdruck 1032 Ihre 
Zustimmung zu geben, und beantrage, im ersten 
Absatz dieses Antrages zu § 1628 nach dem Wort 
„anrufen" den Zusatz aufzunehmen: „ , wenn das 
Wohl des Kindes eine Entscheidung erfordert". 
Damit ist der  Wortlaut unseres Antrages :gleich-
lautend mit dem Antrag der FDP Umdruck 1040 
zu Punkt 14 unserer Tagesordnung und ,auch 
gleichlautend mit dem Antrag der Frau Dr. 
Schwarzhaupt*) zu § 1628 und § 1629. Ich glaube, 
wir können der Allgemeinheit keinen besseren 
Dienst erweisen als dadurch, ,daß wir die Vorlage 
in diesem Sinne ändern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wer begründet den 
Antrag der FDP Umdruck 1031 (neu)**)? Ich weise 
dabei darauf hin, daß nunmehr alle drei Anträge 
zu dem § 1628 wörtlich übereinstimmen. — Bitte, 
Frau Dr. Lüders! 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem feststeht, daß 
die Anträge, die auf den Umdrucken zu § 1628 
gestellt werden, sachlich und wörtlich beinahe 
übereinstimmen, würde ich es nicht für notwendig 
halten, daß jeder von uns aus der Fraktion, zu der 
die Antragsteller gehören, hierzu noch einmal 
Stellung nimmt. Wir wissen alle ganz genau, was 
gemeint ist. Wir wissen auch ganz genau, was wir 
wollen. Wir kennen auch genau die Argumente 
anderer und wissen sie zu schätzen. Die anderen 
haben eine andere Ansicht als wir. Wozu sollen 
wir die Zeit damit hinbringen, daß wir immer das-
selbe in einer mehr oder wenig gut formulierten 
Art vorbringen! Ich für meine Person möchte 
darauf verzichten, meine Argumente für die Än-
derung des § 1628 nochmals vorzubringen und 
meine Argumente gegen die alte Fassung des 
§ 1628 hier zu wiederholen. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Bitte, Frau Dr. 
Schwarzhaupt! 

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte nun 
noch einige Worte zur Erklärung des Antrages, der 
unter meinem Namen und dem einiger meiner 
Fraktionsfreunde gestellt worden ist, sagen. Wir 
stehen hier wieder vor ähnlichen Rechtsfragen wie 
bei dem § 1354, nämlich erstens vor der Frage: Wie 
verhält sich ein Letztentscheidungsrecht zu dem 
Gleichberechtigungsgrundsatz von Art. 3 Abs. 2 
des Grundgesetzes? und zweitens vor der Frage: 
Wo sind hier die Grenzen des Staates, d. h. einer 

*) Siehe Anlage 12 
**) Siehe Anlage 13  

staatlichen Gesetzgebungsmöglichkeit? Ich glaube, 
daß diese Frage hier noch präziser und noch prä-
gnanter auftaucht; denn hier handelt es sich um An-
gelegenheiten der Kinder, und wir sind uns wohl 
alle einig, daß gerade bei der Funktionsverteilung 
zwischen Mann und Frau die Erziehung und die 
Sorge für die Kinder in besonderem Maße Auf-
gabe und Verantwortung der Frau sind. Die 
Schwierigkeit, Entscheidungsrecht einerseits und 
Aufgabe und Verantwortung andererseits vonein-
ander zu trennen, taucht hier also  in  einer noch 
viel deutlicheren Weise auf als bei dem Entschei-
dungsrecht in allgemeinen ehelichen Angelegen-
heiten. Auch die Grenze staatlicher Gesetzgebungs-
möglichkeit zeigt sich gerade hier, wo es  das Ver-
hältnis der Eltern zu den Kindern angeht, noch in 
besonderem Maße, da wir vom Staat her — das 
möchte ich noch einmal betonen — nicht die Mög-
lichkeit haben, die Struktur der Familie, einer vor-
gegebenen Institution, und ein vorgegebenes Ver-
hältnis wie das zwischen Eltern und Kindern durch 
staatliche Normen im Sinne einer erzwungenen 
Gleichberechtigung oder im Sinne eines erzwun-
genen Patriarchats zu regeln. 

Es fragt sich, ob diese Letztentscheidung etwa 
als eine äußere Ordnungsnorm im Interesse der 
Kinder erforderlich und möglich ist. Dazu möchte 
ich auf folgendes hinweisen und mich von etwas 
absetzen, was Frau Lüders in ihrem ersten Beitrag 
gesagt hat. Die praktische Bedeutung dieser Bestim-
mung wird in diesem Gesetzentwurf sehr viel gerin-
ger sein, als es die der entsprechenden Bestimmung 
im BGB war. Wir haben im § 1672 für Ehen, bei 
denen ,die Ehegatten getrennt leben, eine Sonder-
regelung getroffen; wir haben hier jedem Ehe-
gatten das Recht gegeben, eine Trennung der ge-
meinsamen elterlichen Gewalt und die Übertra-
gung an sich allein zu beantragen. Das bedeutet 
also, daß der ganz überwiegende Hauptfall — ich 
stimme ganz mit der tatsächlichen Darstellung 
überein, die Frau Lüders gegeben hat — durch 
§ 1672 geregelt wird. Das sogenannte Letztent-
scheidungsrecht hat also nur für die Fälle Bedeu-
tung, in denen Ehegatten zwar zusammenleben, 
ihre Ehe aber doch insoweit zerstört ist, als sie 
nicht mehr fähig ist, in wichtigen Angelegenheiten 
der Kinder eine gemeinsame Entscheidung hervor-
zubringen. Für diese Fälle stehen wir vor der Ent-
scheidung, ob wir dem Ausschußentwurf folgen 
wollen, indem wir dem Vater ein Entscheidungs-
recht geben und es  der  Mutter überlassen, das 
Vormundschaftsgericht anzurufen, wenn sie meint, 
daß die Entscheidung dem Wohle des Kindes nicht 
entspricht, oder ob wir sagen: „Die Ehegatten ent-
scheiden gemeinsam", und ohne eine Vorschaltung 
des väterlichen Entscheidungsrechts beiden Ehe-
gatten das Recht geben, in einer für das Wohl des 
Kindes wichtigen Angelegenheit das Vormund-
schaftsgericht anzurufen. 
Der praktische Unterschied und auch die prak-

tische Bedeutung sind nicht so enorm. Wichtig ist 
.aber die grundsätzliche Auffassung: will man in 
dem Verhältnis der Eltern zu den Kindern in 
irgendeiner Weise eine Vorordnung des Mannes 
zum Ausdruck bringen oder nicht? Und das zweite 
— hier rührt diese Regelung sehr an den Grund-
satz des Art. 3 Abs. 2 GG —: will man allein die 
Frau in derartigen Konfliktfällen in die Lage des 
Antragstellers gegenüber dem Vormundschafts-
gericht bringen? Ich glaube, daß wir weder ein 
Interesse noch einen Grund haben, grundsätzlich 
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eine Vorordnung des Mannes in diesem Gesetz 
zum Ausdruck zu bringen; das staatliche Gesetz 
kann niemals das aussagen, was von der christ-
lichen Lehre her über die innere Struktur der 
Ehe und das Verhältnis der Eltern zu den Kindern 
zu sagen ist. Diese Norm kommt von woanders her 
als vom Staat. Wir wollen nicht an das rühren, was 
für viele Christen etwas Unabdingbares ist, woran 
wir mit einem staatlichen Gesetz überhaupt nicht 
rühren könne n. Angesichts der praktischen Be-
deutung dieser Bestimmung scheint es mir nicht 
zweckmäßig, eine Regelung zu treffen, die im Hin-
blick auf den Art. 3 Abs. 2 GG zumindest sehr 
anfechtbar, sehr problematisch ist und von der wir 
mit Sicherheit erwarten können, daß sie, sobald 
sie überhaupt praktisch wird, zu einer Verfas-
sungsklage führen wird. Aus diesem Grunde 
möchte ich Sie bitten, dem Änderungsantrag zuzu-
stimmen, der diese verfassungsrechtliche Schwie-
rigkeit vermeidet. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Staatssekretär Dr. Strauß. 

Dr. Strauß, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Bundesregierung 
hält an der Auffassung des Regierungsentwurfs 
fest. Das Problem  ides  § 1628 ist sicher zusammen 
mit dem Fragenbereich des § 1354 dasjenige ge-
wesen, das seit dem ersten Regierungsentwurf der 
ersten Wahlperiode in der Öffentlichkeit, aber 
auch im rechtswissenschaftlichen Schrifttum am 
meisten behandelt worden ist. Es ist bei der ersten 
Lesung sowohl in  der  ersten Wahlperiode als auch 
in ,der zweiten Wahlperiode ebenso wie in den 
Ausschußberatungen eingehend behandelt worden. 
Ich möchte daher versuchen, mich heute auf kurze 
Ausführungen zu beschränken und insbesondere 
auf einiges einzugehen, was heute vormittag bei 
den Erörterungen zu § 1354 gesagt worden ist. 

Nachdem die Fraktion der FDP die ursprüng-
liche Fassung ihres Umdrucks 1031 zurückgezogen 
hat, stimmen wohl alle Fraktionen mit der Bun-
desregierung darin überein, daß der Gesetz-
geber sich der gesetzlichen Regelung dieser Art 
von Konfliktsfällen nicht entziehen und die Frage 
nicht ungeregelt lassen kann, obwohl — ich er-
wähne das, damit wir die Proportionen richtig 
sehen — in der Praxis die Zahl dieser Konflikts-
fälle sehr gering ist. Das wurde durch die statisti-
schen Angaben erhärtet, die uns idle  sehr verehrte 
Frau Abgeordnete Dr. Lüders vorhin gemacht hat. 
Dazu muß ich allerdings einschränkend bemerken, 
daß wir noch nicht übersehen können, wie sich die 
Dinge in  der Praxis in Zukunft entwickeln wer-
den, 'wenn eine gesetzliche Regelung vorgenommen 
ist; denn gegenwärtig haben wir keine. Ich glaube 
allerdings mit Ihnen, sehr verehrte Frau Abgeord-
nete, daß die Zahl der Fälle auch in Zukunft rela-
tiv gering sein wird, so daß im Rahmen des ge-
samten Gesetzes der § 1628 wahrscheinlich nicht 
die Rolle spielen wird, die er in der bisherigen 
Diskussion zu dem gesamten Inhalt des Gesetzes 
gespielt hat.  

(Abg. Metzger: Dann brauchen wir auch 
keinen Stichentscheid!) 

— Darf ich bitten, dazu noch einiges sagen zu 
dürfen. 

(Vizepräsident Dr. Jaeger übernimmt 
den Vorsitz.) 

Die Frage, bei der sich die beiden Auffassungen 
unterscheiden, ist, zu welchem Zeitpunkt eine 
außerhalb der Familie stehende Instanz in einem 
solchen Konfliktsfall angerufen werden und ent-
scheiden soll. Da gehen die Auffassungen ausein-
ander. Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß 
man das Eingreifen einer außerhalb der Familie 
stehenden, also staatlichen Stelle so weit zurück-
schieben soll, wie das mit 'den Vorschriften der 
Verfassung und mit den Lebensverhältnissen zu 
vereinbaren ist. Daher ist sie zu dem Vorschlag 
gekommen, mit dieser Auswegentscheidung — so 
möchte ich sie nennen, ,damit die häßlichen An-
klänge, die in den anderen Bezeichnungen vorhan-
den sind, jedenfalls bei meinen Ausführungen ver-
mieden werden —, falls  sie überhaupt notwendig 
werden sollte, erst möglichst spät eine !außerhalb 
der Familie stehende Stelle zu beschäftigen. 

Auch wir haben uns natürlich dauernd und 
jahrelang — auch im Hinblick auf ,die Äußerun-
gen des Schrifttums und der Rechtsprechung — 
um  die Frage bemüht, wie weit man gehen darf, 
um noch innerhalb des Rahmens der  Verfassung 
zu bleiben. Ich glaube mit voller Überzeugung den 
Standpunkt vertreten zu können, daß die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Bestimmung sich 
im Rahmen des verfassungsmäßig Zulässigen hält. 

Worum geht es hier? Es geht in erster Linie 
darum, die richtige Auslegungsmethode zu finden, 
wenn zwei Vorschriften ,der Verfassung nicht auf 
den ersten Blick in Einklang gebracht werden kön-
nen. Aufgabe der Verfassungsinterpretation in 
solchen Fällen ist, eine möglichste Konkordanz 
in der Auslegung zu finden. Das kommt nicht 
nur im Verhältnis des  Art. 3 und Art. 6 unserer 
Verfassung, sondern auch an anderer Stelle vor. 
Man kann bei den Hauptteilen der Verfassung 
kaum von einem Verhältnis einer lex specialis zu 
einer lex generalis sprechen, wenn man zwei 
Artikel miteinander vergleicht. Das wäre zwar 
möglich, wenn es sich um die Übergangsbestim-
mungen im Verhältnis zu den Hauptteilen der 
Verfassung handelte; die Übergangsbestimmungen 
sind tatsächlich vielfach lex specialis gegenüber 
der lex generalis des Hauptteils der Verfassung. 
Wie steht es in dieser Beziehung mit Art. 3 und 

Art. 6? Dabei stütze ich mich in erster Linie auf 
den Art. 6 Abs. 1 und weniger auf den Art. 6 
Abs. 2. 

Der Herr Abgeordnete Wittrock hat heute die 
Weimarer Verfassung erwähnt und gesagt, wir 
dürften nicht hinter den Vorschriften der Weimarer 
Verfassung zurückbleiben. Ich gehe viel weiter als 
er. Ich bin der Meinung — und ich bin ja mit einer 
der Urheber der Vorschrift des Art. 3 —, daß diese 
Vorschrift sogar weiter geht als diejenige der Wei-
marer Verfassung, 

(Abg. Wittrock: Sehr richtig!) 
weil sie geltendes Recht ist, nachdem die Sperrfrist 
abgelaufen ist. 

(Abg. Wittrock: Ich habe nur eine Abgren-
zung gegenüber dem Antrag nach rück-
wärts vorgenommen und damit keines-
falls gesagt, daß das Grundgesetz nicht 
weiter geht als die Weimarer Verfassung!) 

— Ja, dann wären wir beide insofern bei der Aus- 
legung einig, und ich kann mir zu dieser Frage 
weitere Ausführungen ersparen. 
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Die konkrete Frage ist die: Ist es mit dem Gleich-

berechtigungsgebot des Art. 3 vereinbar, im Hin-
blick auf die Vorschrift des Art. 6 Abs. 1 den 
Eingriff der staatlichen Stelle zurückzuverlegen, 
hinauszuschieben? Nach Art. 6 Abs. 1 stehen Ehe 
und Familie unter dem besonderen Schutz der 
staatlichen Ordnung. Das geht allerdings weiter als 
die entsprechende Vorschrift der Weimarer Zeit, 
wie überhaupt unser ganzer Grundrechtsteil — ich 
glaube, darin stimmen wir miteinander ebenfalls 
überein — einer ganz anderen Auslegung zugäng-
lich ist und auch einer solchen bedarf als die 
Grundrechte der Weimarer Zeit. 

(Abg. Dr. Greve: Nicht nur der Auslegung, 
sondern auch der Anwendung!) 

-- Die jetzigen Grundrechte sind unmittelbar gel-
tendes Recht, und die Gesetzgebung ist an ihren 
materiellen Inhalt gebunden, wie das Bundes-
verfassungsgericht neulich in einem hochbedeut-
samen Urteil ausgesprochen hat. Und die Bedeu-
tung des Art. 6 Abs. 1 ist gerade durch das von der 
Abgeordneten Frau Nadig erwähnte Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts in einer so materiellen 
Frage wie der der Ehegattenbesteuerung besonders 
plastisch herausgearbeitet worden. 

Ich bin also der Meinung, daß, wenn diese Aus-
wegentscheidung möglichst lange im Schoße der 
Familie getroffen werden kann, das keinen Wider-
spruch zum Gleichberechtigungsgrundsatz darstellt, 
solange die Möglichkeit der Anrufung einer staat-
lichen Instanz überhaupt gegeben ist, wenn der 
Konflikt nicht lösbar ist. 
Ich möchte mich vom Standpunkt der Regierung 

doch gegen einen Ausdruck wehren, der heute 
morgen gefallen ist; ich habe vergessen, von wem. 
Es wurde gesagt: hier wird diese Auswegentschei-
dung dem Mann deswegen gegeben — ich würde 
„anvertraut" sagen —, weil er Mann ist. Nein, das 
ist nicht so, sondern weil es hier um die Familie 
geht. Es geht nicht nur um das Verhältnis der Ehe-
gatten zueinander, sondern es geht um etwas 
anderes als um die heute morgen auch erwähnte 
„soziologische Zweiergruppe", nämlich es geht um 
den Gesamtzusammenhang der Familie, der etwas 
anderes ist als nur das Verhältnis der Ehegatten 
untereinander. Und wenn hier der Mann handelt, 
um die Auswegentscheidung zu treffen, bevor eine 
staatliche Stelle spricht, dann handelt er, um das 
schöne Wort zu verwenden, das heute morgen ge-
fallen ist, auf Grund der gemeinschaftlichen Ver-
antwortung. Es ist eine ihm „anvertraute" Aufgabe, 
nicht eine Aufgabe, die er nur deswegen bekommt, 
weil er männlichen Geschlechts ist. Es wird hier 
auch nicht — jedenfalls entspräche das nicht der 
Intention der Bundesregierung — ein reines Über-
gewicht des Mannes im Zusammenhang der uns 
aufgegebenen Lösung der Fragen der Gleichberech-
tigung vorgesehen. 

(Abg. Metzger: Das ist aber die Wirkung! 
Es kommt darauf an, was man daraus 

macht!) 
— Nein, sondern in einem spezifischen, in der 
Wirklichkeit nicht häufig vorkommenden Kon-
fliktsfall wird im Rahmen der Familie die vor-
läufige Auswegentscheidung vom Mann getroffen. 
Mir scheint, daß das bei einer harmonisierenden 
Auslegung von Artikel 3 und Artikel 6 im Rahmen 
der Verfassung bleibt. 
Ich kann mich auch nicht davon überzeugen 

lassen, daß die pädagogische Wirkung — ich halte  

den Ausdruck für gut und zutreffend -- hier zu-
ungunsten der Frau geht. Die pädagogische Wir-
kung, wenn man von einer solchen sprechen will, 
richtet sich an Mann und Frau. Ihnen soll zu 
Gemüte geführt werden, daß sie sich einigen und 
auch möglichst die Auswegentscheidung des Mannes 
vermeiden sollen. 

(Abg. Seidl [Dorfen] : Das ist das 
Wesentliche!) 

Gibt man aber der staatlichen Stelle, also dem 
Vormundschaftsgericht, schlechthin die Möglichkeit, 
auf Antrag zu entscheiden, bevor der Konflikt in 
der Familie bis zum letzten Versuch des Austrags 
gediehen ist, dann wird, so befürchte ich, in der Tat 
die Anrufung des Vormundschaftsgerichts viel 
häufiger sein als bisher. Dann wird dem Gebot der 
Verfassung des besonderen Schutzes des Staates 
für Ehe und Familie nicht hinreichend Rechnung 
getragen. Ich sehe daher einer etwaigen Austragung 
der Frage vor Gericht durchaus nicht zweifelnd 
entgegen, sondern glaube, daß die vorsichtige Form, 
in der sich die Regierungsvorlage bemüht hat, hier 
zwischen Artikel 3 und Artikel 6 eine Lösung zu 
finden, die den Geboten beider Artikel der Ver-
fassung gerecht wird, durchaus verfassungsfest ist 
und daß sie dem Frieden in der Familie besser 
dient als der andere Vorschlag, der im einzelnen 

Ögewiß als Vorschlag auch viel Anklang in der ffentlichkeit gefunden hat. 

Ich möchte daher namens der Bundesregierung 
das Hohe Haus bitten, dem Vorschlag der Bundes-
regierung zu folgen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP[FVP]): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Ich bedaure sehr, daß wir in 
einer Debatte über ein so bedeutsames Problem im 
Augenblick zu denjenigen sprechen, die wahr-
scheinlich an der Frage interessiert sind und die 
gleiche Auffassung vertreten, daß aber diejenigen, 
mit denen wir über diese Fragen diskutieren und 
denen wir die Probleme deutlich machen möchten, 
wahrscheinlich erst zur Abstimmung in den Saal 
kommen werden. Ich nehme meine eigenen 
Freunde nicht davon aus, die jetzt ebenfalls nicht 
im Saale sind. 

Sicher versteht niemand besser als wir Frauen, 
daß die Gleichberechtigung ihre Grenzen und ihre 
besonderen Gesetze hat. Aber unser Parlament hat 
mehr als jedes andere Parlament, das Probleme 
der Nachkriegszeit und  der  Nachkriegsgeneration 
zu lösen hat, die Verpflichtung, sich über  die  Pro-
bleme der Gleichberechtigung Gedanken zu 
machen im Zusammenhang mit der veränderten 
Welt, in der unsere Familien und insbesondere 
unsere Frauen ihre staatsbürgerlichen Pflichten 
und ihre Pflichten zur Erhaltung der Familien zu 
erfüllen haben. Es ist leider noch niemals mit aller 
Deutlichkeit klargeworden, wie gerade die Frauen 
diese Verantwortung für die Familie, von der der 
Herr Staatssekretär sprach, viel stärker empfun-
den halben als viele Männer besonders in der Zeit 
der großen Zusammenbrüche; und ich meine nicht 
nur die Zusammenbrüche unserer Städte und Ar-
beitsstätten, sondern auch die unserer mensch-
lichen Gemeinschaften! — Die Frauen und die 
Mütter haben immer wieder dazu beigetragen, daß 
sich die Familie zusammenfand und erhalten blieb. 
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Ich glaube deshalb, daß wir allen Anlaß haben, 

die Grenzen des Staates, die Pflichten des Gesetz-
gebers und die Grenzen des staatlichen Einflusses 
mit aller Verantwortung zu sehen. 

Ich bin nicht so vermessen zu glauben, daß 
dieses Gesetz für das Glück und den Bestand un-
serer Ehen allein entscheidend sein wird. Es soll 
und kann nur Hilfe geben in den Konfliktsfällen, 
von denen heute meine Kolleginnen gesprochen 
haben; ich stimme voll mit ihnen, die hier ge-
sprochen haben, überein, daß die Konfliktsfälleer-
freulicherweise gering an Zahl sind. 

Wenn der Herr Staatssekretär die Auffassung 
der Regierungsvorlage und der Bundesregierung 
hier vertreten hat — das ist seine Pflicht —, so 
meine ich doch, daß die vielen Mitglieder dieses 
Hauses, die bei der Entscheidung über  den  § 1354 

 ihren Willen bekundet haben, das in vollem Be-
wußtsein auch des inneren Zusammenhangs mit 
dem Problem, über das wir jetzt sprechen, näm-
lich mit der Frage des  Stichentscheids, getan haben 
und daß sie eine Entscheidung treffen werden, in 
der sie den Herrn Staatssekretär — so hoffe ich — 
im Interesse einer wirklich vernünftigen Entwick-
lung unserer Gesetzgebung enttäuschen werden. 

Ich glaube auch nicht, daß der Stichentscheid 
 nach § 1628 der Regierungsvorlage im Konflikts

-

falle nur eine Auswegentscheidung ist, wie der 
Herr Staatssekretär Strauß meinte. Ich meine, er 
ist viel mehr als eine Auswegentscheidung! Ich 
will mich mit dem Herrn Staatssekretär nicht in 

 eine Auseinandersetzung darüber einlassen, wel-
ches die richtige oder unrichtige Auslegung des 
Grundgesetzes ist, und auf einen Vergleich 
zwischen den Absichten der Weimarer Verfassung 
und der Gesetzgebung im Parlamentarischen Rat; 
ich habe die Diskussion im Parlamentarischen Rat 
nicht angehört, war nicht dabei, ich kenne nur die 
Protokolle; aber die Atmosphäre einer solchen Ent-
scheidung kennt man wahrscheinlich besser, wenn 
man dabei war. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Ja!) 

— Ich meine aber, Frau Kollegin Weber, daß wir 
alle gemeinsam die Verantwortung tragen und 
auch den  Mut  haben sollten, einen Schritt vor-
wärts zu tun — auch in der Theorie und in der 
Gesetzgebung — da, wo die Praxis schon unend-
liche Kilometer vorangeschritten ist. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Sie 
sind doch nicht allein verantwortlich!) 

Der Herr Staatssekretär hat die Meinung ver-
treten, daß die Entscheidung dem Mann nicht des-
halb gegeben wird, weil er ein Vorrecht als Mann 
haben solle, sondern — so sagte er —, weil es ja 
dem Mann bei der Auswegentscheidung um die 
Familie gehe, um eine Entscheidung auf Grund 
der Verantwortung, die er trage. Nun, wir Frauen, 
die wir besonders in der sozialen Arbeit dieser 
Nachkriegsjahrzehnte stehen, wissen um die vielen 
Fälle, in denen gerade die Frauen die Last, aber 
auch das Bewußtsein der gemeinschaftlichen Ver-
antwortung in einem Maße getragen haben wie 
vielleicht keine Frauengeneration je zuvor. Ich 
weiß auch nicht —ich habe es nicht ganz ver-
standen —, warum dieses Empfinden beim Be-
kenntnis zur gemeinsamen Verantwortung der 
christlichen Ehepartner, zu deren Amt und Ver-
pflichtung ich mich in aller Öffentlichkeit bekenne,  

nicht etwa auf beiden Schultern und auf beiden 
Gewissen als gleiche und gemeinschaftliche Ver-
antwortung und Last liegt. 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Das steht doch auch 
im Regierungsentwurf!) 

Ich möchte nichts von dem wiederholen, was die 
Frau Kollegin Nadig hier gesagt hat. Ich stimme 
ihrer Begründung in jedem Wort zu, das sie ge-
sprochen hat, und ich freue mich, daß hier unter 
den Kolleginnen aller Fraktionen, die sich so sach-
lich mit den Problemen auseinandergesetzt haben, 
eine große Übereinstimmung besteht. 
Der Herr Staatssekretär hat weiter bezweifelt, 

daß die veränderte Gesellschaftsstruktur, von der 
Frau Kollegin Nadig sprach, eine so entscheidende 
Rolle spielt. Meine sehr verehrten Herren und 
Damen, ich bin der Auffassung, daß wir in diesen 
Jahren, in denen wir von sozialen Reformen ge-
sprochen haben und immer noch sprechen werden, 
es als eine dauernde Aufgabe ansehen müssen, die 
Gesellschaftsstruktur und ihre Veränderung, die 
Schäden, die sie anrichtete, und die Gefahren, die 
sie begleiten, immer wieder zu beobachten. Es 
wäre völlig unmöglich, ,etwa über die Probleme 
des Stichentscheids zu sprechen, ohne die verän-
derte soziale Struktur unserer Familien und Ge-
meinschaften zu sehen. 
Diejenigen, die in der Praxis des Alltags stehen, 

wissen sehr viel von dem, was sich draußen im 
Leben tut, und sie ringen nicht nur mit der Sprache 
des Gesetzes vom grünen Tisch aus um Lösungen. 
Ich meine die vielen Menschen, die in der 
Praxis der Rechtsanwaltsbüros und als Sozialfür-
sorgerinnen draußen immer wieder mit den Kon-
flikten und Problemen zu tun haben, die hier er-
freulicherweise als Ausnahmen gekennzeichnet 
worden sind. Sie alle wissen, daß das bisherige 
patriarchalische Recht, das heute hier verteidigt 
worden ist, weder die Ehekrisen noch die Ehe-
scheidungen verhindern konnte, und daß dieses 
Recht auch nicht dazu beitragen konnte, in den 
Konfliktsfällen eine Befriedung zu bringen. 
Ich weiß, es gibt keine Garantie dafür, daß in 

Zukunft weniger Ehekrisen und weniger Eheschei-
dungen zu verzeichnen sein werden. Aber es dürfte 
sich wohl allenthalben die Einsicht durchgesetzt 
haben, daß die gemeinsame elterliche Gewalt von 
Vater und Mutter, die gemeinsame natürlich gege-
bene Verantwortung in der Familie, von der hier 
gesprochen worden ist, eine ganz große Bedeu-
tung hat und daß die Menschen dazu auch wieder 
erzogen werden müssen. Wer auf die gemein-
same Verantwortung hinweist, wird diese gemein-
same Verantwortung mehr fördern als derjenige, 
der die Entscheidungen von der einen oder von 
der anderen Seite fordert. 
Wir können die Augen nicht davor verschließen, 

daß nicht nur die Folgen des Krieges, die Ver-
treibung so unendlich vieler Menschen, die Zer-
störung der Gemeinschaften durch Kriegsgefan-
genschaft und Austreibung dazu geführt haben, 
daß unsere Frauengeneration nicht allein die see-
lische Belastung der Verantwortung, sondern dazu 
die nüchterne materielle Belastung der Verant-
wortung mit getragen hat. Ich brauche Ihnen, 
meine Kollegen und Kolleginnen, nicht zu sagen, 
wieviel Halbfamilien wir in Deutschland haben 
und wieviel Kinder von alleingelassenen und 
alleinstehenden Frauen erzogen und versorgt 
werden. Das ist eine Entwicklung, die nicht 
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schwächer, sondern stärker werden wird. Die Pro-
bleme der Vollbeschäftigung, von denen heute 
nicht gesprochen wurde, die aber in ihrer Aus-
wirkung auch auf die Familie eine bedrohliche 
Rolle spielen, nämlich die immer stärkere Einbe-
ziehung der Frau in die Verantwortung im Be-
rufsleben und ihre Mitverantwortung nicht nur 
für die Erziehung der Kinder, sondern auch für 
die Aufbringung der Kosten der Ausbildung der 
Kinder, alle diese Probleme dürfen wir doch nicht 
übersehen! Es wäre eine Vogel-Strauß-Politik, es 
hieße den Kopf in den Sand stecken, begnügte 
man sich mit schönen, gut klingenden und sicher 
auch die Gemüter ansprechenden Betrachtungen, 
während die  rauhe Wirklichkeit so ganz anders 
aussieht. Die deutschen Fürsorgerinnen haben uns 
aus ihren Erfahrungen berichtet. Sie alle haben 
deren Eingaben wie die Stellungnahme der Rechts-
anwältinnen bekommen, die aus ihrer reichen Er-
fahrung bestätigt haben, daß in der Praxis die Aus-
einandersetzungen in den Fragen der Kinder-
erziehung gezeigt haben, daß in allen normalen 
Familien das gegenseitige Einvernehmen bisher 
funktioniert hat und daß selbst da, wo sich die 
Bande der Ehe schon gelockert haben und Schwie-
rigkeiten bestehen, eine Verständigung immer dann 
möglich gewesen ist, wenn es um die Kinder ge-
gangen ist. Ich bin daher der Auffassung, der 
Streichung des § 1354 hätte am besten die 
Streichung auch des § 1628 entsprochen. Wenn wir 
eine solche klare Regelung getroffen hätten, hät-
ten wir das Ziel erreicht, den Gesetzgeber aus 
all den Konflikten, die die Familie angehen, um 
der Familie willen so weit wie möglich herauszu-
halten. 

) Nach der Auseinandersetzung um die Grund-
sätze der Gleichberechtigung möchte ich das 
Grundsatzgespräch nicht mehr vertiefen. Ich 
möchte jedoch an diejenigen, die noch Bedenken 
haben, appellieren, endlich den Mut zum Neuen 
zu haben! Ich meine den Mut zu einer neuen Re-
gelung, die ja in der Praxis längst durchgesetzt 
wurde, zu einer Regelung, von der wir sagen 
können, daß die Zukunft in der Praxis des Lebens 
schon lange begonnen hat, und nur wenige wollen 
nicht zugeben, daß sie begonnen hat. 

Wir, die wir hier gesprochen haben, gehören 
wohl alle zu den Menschen, die kein Hineindrän-
gen von Außen-Einflüssen in die ehelichen Ge-
meinschaften und in die Familie wünschen. Wir 
gehören aber auch zu denen, die meinen, daß 
weder der Mann noch die Frau ein Privileg haben 
sollte, sondern daß die gemeinsame Verantwor-
tung, auf die die in den Änderungsanträgen der 
SPD, der CDU und der FDP vorgesehene Rege-
lung abstellt, die Lösung ist, auf die wir uns alle, 
auch die bisherigen Gegner dieser Auffassung, 
einigen sollten. Es wird in der Diskussion immer 
nur über die konfliktreichen Fälle, über die 
schlechten Beispiele gesprochen, über die guten 
in der Regel nicht. Wir haben uns darüber im 
Ausschuß schon sehr gründlich unterhalten. 

Ich bitte Sie noch einmal, unserem gemeinsamen 
Anliegen zu entsprechen; ich 'verweise dabei auf 
die Begründung, die von der Frau Kollegin Nadig 
für den Änderungsantrag der SPD gegeben wurde. 
Begnügen Sie sich nicht mit einer Klage über den 
Verlust der patriarchalischen Verhältnisse, über 
die Zunahme der Ehekrisen, über das Absinken 
des Verantwortungsgefühls, sondern tun Sie mutig  

einen Schritt in die Zukunft und helfen Sie dazu, 
daß die Verantwortung in der Familie, die Erhal-
tung der Familie, aber auch die ausgleichende 
Stimme der Frau in der Familie zur Befriedung 
beiträgt und führt. 

(Beifall rechts und links.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Wahl. 

Dr. Wahl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte nach den hervor-
ragenden Ausführungen des Staatssekretärs zur 
Verfassungsfrage noch einige Ausführungen bei-
tragen und an die Spitze den Satz stellen, daß die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau offenbar 
nicht die sachgemäße Organisation der Familie 
und die Abgrenzung der verschiedenen Funktionen 
beider Ehegatten verbietet. Schon Max Weber hat 
darauf hingewiesen, daß bei der Zweiergruppe in 
besonderem Maße die Gefahr besteht, über den 
Individualrechten der beiden Partner die Tatsache 
zu übersehen, daß die Zweiergruppe — hier die 
Ehe- und Familiengemeinschaft — ein Drittes, 
über den beiden Ehegatten stehendes Ganzes ist, 
dessen Interessen und dessen Rechte mit den In-
teressen und Rechten der Ehegatten als Individuen 
nicht identisch sind. Darauf beruht es, daß in 
Frankreich und in den Niederlanden die ausdrück-
liche Feststellung der Gesetze, daß der Mann der 
Chef der Ehe und der Familie sei, nicht als Ver-
stoß gegen die Gleichberechtigung der Ehegatten 
empfunden wird, ja, daß in dem letzten Gesetz 
über die Gleichberechtigung der Ehegatten — in 
Holland — der Gesetzgeber mit dem lapidaren Satz 
beginnt, daß der Mann der Chef der Familie sei. 

Das kann doch nur heißen: wenn es keinen Ver-
stoß gegen die Gleichberechtigung der Menschen 
darstellt, daß es in einem Verein den Vorsitzenden 
und Mitglieder und in einem Betrieb Betriebsrats-
mitglieder und sonstige Betriebsangehörige gibt, 
dann ist es auch bei der Ehe als einem eigenen so-
zialen Körper mit der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau vereinbar, wenn die Aktionsfähigkeit des 
Ganzen durch das Mittel verschiedener Funktionen 
der Partner erreicht wird. Ich gebe zu, daß die so-
genannte analytische Betrachtung der Familie, die 
alle Familienrechte auf die Person der Familien-
mitglieder bezieht, die Betrachtung in den gängigen 
Darstellungen des Familienrechts jahrzehntelang 
zurückgedrängt hat. Aber mit den neuen Erkennt-
nissen der Soziologie haben die Verfechter des 
synthetischen Sehens von Ehe und Familie wieder 
an Boden gewonnen. Daß die romanischen Rechte 
in ihren neuesten Gesetzen diese Unterscheidung so 
deutlich machen, ist um so bemerkenswerter, als 
für den Code civil nach seiner sozialphilosophischen 
Grundhaltung der Vertrag die alleinige Grundlage 
für alle sozialen Bindungen war und daß dieses 
Gesetzeswerk für den sozialen Organismus als 
solchen keinen Raum bot. 

In Deutschland war dagegen zu allen Zeiten der 
Dualismus zwischen Individuum und Gemeinschaft 
bewußt, und nicht umsonst formuliert Artikel 2 
des Grundgesetzes, daß jeder das Recht auf die 
freie Entfaltung seiner Persönlichkeit hat, „soweit 
er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht ge-
gen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstößt". 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
Sie besser verstehen, was meine Freunde im 
Rechtsausschuß bewegt hat, als die Lösung des 
§ 1628 zustande kam, bitte ich Sie, zunächst ein-
mal den Artikel 6 des Grundgesetzes vorzuneh-
men und nicht nur den Absatz 1 „Ehe und Familie 
stehen unter dem besonderen Schutz der staat-
lichen Ordnung" — womit diese überkommenen 
Formen zum Bestand unserer grundrechtlichen 
Ordnung erhoben worden sind —, sondern auch 
den Absatz 2 zu beachten: „Pflege und Erziehung 
der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern 
und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über 
ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft." 

Ich halte den Änderungsvorschlag, die Entschei-
dung des staatlichen Vormundschaftsrichters an 
die Stelle der elterlichen Entscheidung zu setzen, 
für unvereinbar mit dieser Bestimmung des Grund-
gesetzes. Der Staat hat in den Fragen der Er-
ziehung und Pflege der Kinder die Eltern nur zu 
überwachen und nicht zu ersetzen, nicht nur, weil 
wir in diesem Bereich jede staatliche Ingerenz für 
schwer erträglich halten und sie so weit beschrän-
ken müssen, als es nur irgend möglich ist, sondern 
auch, weil wir nach den traurigen Erfahrungen 
der Hitlerzeit nicht die Hand, ja nicht einmal den 
kleinen Finger dazu bieten wollen, daß auf diesem 
Gebiet je wieder die Vorstellung Platz greift, daß 
die Eltern bei diesen ihnen von Natur gestellten 
Aufgaben als „Treuhänder der Volksgemeinschaft", 
wie es damals hieß, angesehen werden müßten. 
Die Eltern müssen entscheiden, nicht der Staat. 
Der Staat kann nur eingreifen, wenn sie ihr Ent-
scheidungsrecht mißbrauchen; denn er hat nur die 
Überwachungsfunktion. 
Wer soll aber dann entscheiden? Beide Eltern 

gemeinsam! Und wenn sie nicht einig werden? 
Hier treten nun die bekannten Schwierigkeiten 
der Zweiergruppe auf. In Rom haben zwei Kon-
suln gleichberechtigt die Staatsgeschäfte geführt. 
Im Krieg wurde dann schließlich, um den klaren 
Oberbefehl sicherzustellen, tagtäglich die Kom-
mandogewalt gewechselt. Über ein Jahrhundert lang 
folgten in Preußen die Söhne der Konfession des 
Vaters, die Töchter der Konfession der Mutter. 
Noch das BGB hat bei Ehescheidung aus beider-
seitigem Verschulden die über sechs Jahre alten 
Kinder nach ihrem Geschlecht dem Vater oder der 
Mutter zugesprochen. 

Ich glaube, daß alle diese Auswege nicht in 
Frage kommen. Was bleibt übrig? Wenn man sich 
erst einmal klargemacht hat, daß das Recht, das ja 
nicht für jede Ehe und Familie eine eigene Lösung 
geben kann, sondern nur mit groben, ganz groben, 
durchschnittlichen Maßstäben arbeiten muß, und 
zwar mit um so gröberen, je größer in concreto 
die Variationsbreite der zu regelnden Lebens-
erscheinung ist, dann wird man sagen können, daß 
der Mann noch immer am ehesten für diese Auf-
gabe heranzuziehen ist. 

Es wird gesagt: Wenn der Mann entscheiden 
kann, braucht er sich mit der Frau nicht zu eini-
gen. Ich stelle die Gegenfrage: Wird die Einigung 
wirklich erleichtert, wenn im Hintergrund immer 
die Möglichkeit der Anrufung des Gerichts steht? 
Kann nicht gerade diese Möglichkeit zu einer 
Versteifung führen, und ist es wünschenswert, daß 
über die Namensgebung — ich denke an den 
Frankfurter Fall mit den beiden Vornamen Ulrike 
und Agathe —, über die Berufswahl, die Wahl der 

Schulgattung das Gericht entscheidet? Was soll 
denn der Richter machen? Wird er nicht überfor-
dert, wenn er diese Dinge entscheiden soll, ohne 
daß ein echter Mißbrauch oder eine Gefährdung 
des Kindes festgestellt werden kann? Wenn letz-
tere Voraussetzung gegeben ist, handelt es sich 
um ein echtes richterliches Betätigungsfeld; wenn 
aber kein Mißbrauch, keine Vernachlässigung der 
Kinder vorliegt, handelt es sich um eine Abdan-
kung der privaten Entscheidungsfreudigkeit zu-
gunsten einer staatlichen Maßnahme, zu der der 
Staat nach Artikel 6 des Grundgesetzes kein Recht 
hat. 
Wir stehen also vor folgender Situation: Wenn 

die Gleichberechtigung von Mann und Frau so 
aufzufassen wäre, wie sie der Änderungsantrag 
ausdeutet, würde Artikel 6 des Grundgesetzes ver-
gewaltigt, und wenn die Gleichberechtigung unter 
Aufrechterhaltung des väterlichen Entscheids ver-
wirklicht würde, würde dies zwar dem Artikel 6 
genügen, aber nach Ansicht der Antragsteller die 
Gleichberechtigung der Eheleute in einem wesent-
lichen Punkt nicht vollziehen. 
Deshalb erhebt sich die Frage, ob Artikel 6 oder 

Artikel 3 der Verfassung vorgeht, ob eine Rang-
ordnung zwischen diesen verschiedenen Vorschrif-
ten besteht. Ich glaube, das Grundgesetz regelt 
diese Rangordnung selbst. In Artikel 2 Abs. 1 wird 
der Entfaltung der Persönlichkeitsrechte durch die 
verfassungsmäßige Ordnung ihre Grenzen gesetzt, 
und zu dieser verfassungsmäßigen Ordnung ge-
hört nun einmal auch die  Familie, die die Pflege 
und Erziehung der Kinder in eigener Verantwor-
tung als natürliches Recht wahrzunehmen hat. 
Wenn die Individualrechte sich an verfassungs-
mäßige Institutionen stoßen, haben sie hinter die-
sen zurückzutreten. 

Ein weiterer Gedanke! Die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau kann sowieso keine mecha-
nische Gleichberechtigung sein. Das Bundesver-
fassungsgericht hat entschieden, daß aus dem 
Gleichheitssatz nicht zu folgern ist, daß der männ-
liche Arbeitnehmer den freien Hausfrauentag be-
anspruchen kann, weil in der Ausprägung der 
Gleichberechtigung auf die verschiedenen Funk-
tionen der Geschlechter Rücksicht zu nehmen sei. 

Nichts anderes will die Vorlage des Rechtsaus-
schusses. Die Schutzfunktion des Mannes, die sich 
auf einem ganz anderen Gebiete — in seiner allei-
nigen Heranziehung zur Wehrpflicht — auswirkt, 
ist nun einmal von der Rechtsordnung in beson-
derem Maße herauszustellen. Der Gesetzgeber kann 
nicht das, was eine jahrhundertelange Entwick-
lung hervorgebracht hat, mit einem Federstrich 
beseitigen. Es kommt allein darauf an, die gleiche 
Würde der Frau als Person zu wahren, gegen die 
sich der Vorschlag des Rechtsausschusses wahrlich 
nicht wendet. Sie wird ja nicht einer Willkür des 
Mannes ausgesetzt, gegen die es keine Remedur 
gäbe. 
Noch ein Schlußgedanke! Man hat in der BGB-

Literatur schon immer darauf hingewiesen, daß die 
familienrechtlichen Befugnisse anders als etwa die 
sachenrechtlichen oder schuldrechtlichen zugleich 
Pflichten sind. Das Entscheidungsrecht ist also zu-
gleich Entscheidungspflicht. Und nun frage ich Sie, 
ob die Gefahr, daß die Frau nicht pflichtgemäß 
für das Wohl der Kinder kämpft, überhaupt 
ernstlich in Frage kommt, und ob nicht umgekehrt 
das Entscheidungsrecht des Manes für ihn einen 
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sittlichen Impuls bedeutet, die Schutzfunktion 
gegenüber den Kindern ernst zu nehmen, und ob 
man auf diesen sittlichen Impuls verzichten kann. 

Der Gesetzgeber sollte sich immer wieder klar 
darüber werden, daß, wenn umstürzende Neuerun-
gen zur Debatte stehen, der Rechtspolitiker sich in 
einer ganz anderen Lage als der Naturwissen-
schaftler befindet, der eine neue Erkenntnis erst 
dann der Öffentlichkeit unterbreitet, wenn in sei-
nem Laboratorium sich die neue Erkenntnis hun-
dert- und tausendfach bestätigt hat. Der Gesetz-
geber dagegen macht das Experiment sofort an 
dem kostbarsten Rohstoff, den es gibt, an dem 
Leben seines Volkes. Und wie oft hat er eine Lücke 
gestopft, um nach Jahren zu erkennen, daß er eine 
andere aufgerissen hat. Wenn wir jetzt eine so ehr-
würdige Institution wie Ehe und Familie, die in 
Jahrhunderten gewachsen ist und sich im ganzen 
doch bewährt hat, in einem so fundamentalen Auf-
bauelement verändern sollen, dann sollte man sich 
zurückhalten, wenn das Grundgesetz zur Über-
nahme dieser Risiken nicht zwingt. Daß dies nicht 
der Fall ist, das glaube ich durch meine Darlegun-
gen bewiesen zu haben. Darum bitte ich Sie im 
Namen meiner Freunde, die Änderungsanträge ab-
zulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Metzger. 

Metzger (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst beantrage ich namens 
meiner Fraktion, daß über diesen Antrag nament-
lich abgestimmt wird. 

Zur Sache selbst: Es steht fest — das ergibt der 
Gesetzentwurf der Regierung, das ergibt auch das, 
was der Herr Staatssekretär Strauß hier ausdrück-
lich gesagt hat —, daß in irgendeinem Zeitpunkt 
die Möglichkeit besteht, die Gerichte anzurufen, 
wenn zwischen den Eltern ein Streit über ihre 
Kinder entsteht. Die Frage ist lediglich, wann die-
ser Zeitpunkt eintritt. Es ist wichtig, das festzu-
stellen, weil man damit ohne weiteres den krampf-
haften Versuch ausmanövriert, den Art. 6 des 
Grundgesetzes gegen den Art. 3 auszuspielen. 
Denn nur um dem Mann ein Privileg zu erhalten, 
macht man sich die Mühe, so zu tun, als wenn der 
Schutz der Familie es erfordere, daß der Mann 
sein Privileg behalte. Davon kann gar nicht die 
Rede sein. Ich kann mir gar nicht denken, daß der 
Verfassungsgesetzgeber so wenig bedacht gewesen 
sein sollte, daß er, während er in einem Artikel 
die Gleichberechtigung verlangt hat, zu gleicher 
Zeit über einen anderen Artikel ein Privileg des 
Mannes festlegen wollte; denn darauf läuft die 
Argumentation hinaus. 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Warum nicht?!) 

Der Art. 6 ergibt das eindeutig; der Herr Kollege 
Wahl hat ihn zitiert. Absatz 2 spricht davon, daß 
„Pflege und Erziehung der Kinder" das „natürliche 
Recht der Eltern" — das sind zwei, nicht einer — 

(Abg. Pelster: Das Vormundschaftsgericht?) 

— auf das Vormundschaftsgericht komme ich auch 
noch — „und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht" sind. „Über ihre Betätigung wacht die 
staatliche Gemeinschaft." Daraus ergibt sich, daß 
auch der Grundgesetzgeber der Meinung ist, es 
kann der Fall eintreten, wo das Gericht in Funk-
tion treten und entscheiden muß. Daß Entscheidun

-

gen notwendig sind, ergibt z. B. der Absatz 3 des 
Art. 6; aber es ergibt sich auch aus dem ganzen 
Sachzusammenhang. 
Wir sind uns also darüber einig — das ist sehr 

wesentlich —, daß wir das Gericht brauchen, daß 
wir das Gericht nicht umgehen können. Wenn das 
aber der Fall ist, ist es meines Erachtens eine 
Frage der Zweckmäßigkeit, in welchem Augenblick 
man das Gericht einschaltet. 
Nun sagt der von uns vorgelegte Entwurf, daß 

grundsätzlich die Eltern ein gleiches Recht, zu be-
stimmen, haben und daß dann, wenn sie sich nicht 
zusammenraufen können — allein die Tatsache, daß 
dem Mann kein besonders Recht gegeben wird, führt 
ja dazu, daß sie gezwungen sind, sich zusammen-
zuraufen —, die Möglichkeit besteht, den Richter 
anzurufen. Was tut auch hier wieder der Regie-
rungsentwurf? Er sagt zwar, daß die Ehegatten 
sich einigen sollen, verhindert aber im Grunde ge-
nommen eine Einigung dadurch, daß er dem Vater 
die letzte Entscheidung gibt. Er geht — das haben 
wir aus dem Munde des Herrn Staatssekretärs 
Strauß und aus dem Munde des Herrn Dr. Wahl 
gehört — von der Auffassung aus, daß das des-
wegen notwendig sei, weil es einen Art. 6 des 
Grundgesetzes gibt. 

(Andauernde Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte, es dem Herrn Redner durch 
etwas größere Ruhe möglich zu machen, Ihnen 
seine Argumente nahezubringen. 

Metzger (SPD): Der Regierungsentwurf und der 
Entwurf, der vom Ausschuß beschlossen worden 
ist, sagen also,  daß das Vormundschaftsgericht von 
der Mutter  angerufen  werden kann — von der 
Mutter wohlgemerkt —, wenn das Verhalten des 
Vaters in einer Angelegenheit von besonderer Be-
deutung dem Wohl des Kindes widerspricht oder 
wenn die ordnungsmäßige Verwaltung des Kin-
desvermögens dies erfordert. Wir haben also ge-
nau den gleichen Fall wie bei dem anderen Stich-
entscheid: Man schanzt dem Vater die Entschei-
dung zu und mutet der Mutter zu, zum Kadi zu 
laufen. Das heißt, wenn sich die beiden nicht einig 
sind, wenn die Mutter der Meinung ist, daß der 
Vater seine Entscheidungsgewalt mißbraucht, dann 
wird der Richter angerufen werden, dann wird es 
sowieso zur richterlichen Entscheidung kommen. 

(Abg. Kunze [Bethel] : Aber Gott sei Dank 
erst dann! Sie schalten den Staat von 

vornherein in die Ehe ein!) 
— Ach, Herr Kunze, hören Sie erst mal ruhig zu, 
und regen Sie sich nicht künstlich auf! Ich werde 
Ihnen dazu noch einiges sagen. 
Keineswegs also ist es „Gott sei Dank erst dann" 

so; das ist ein Irrtum. Ich bin im Gegenteil der 
Meinung, daß der Richter weniger angerufen wird, 
wenn der Gesetzgeber die Ehegatten zwingt, sich 
zu einigen, als wenn dem Vater die Entscheidungs-
gewalt zugebilligt und die Mutter in eine schlechte 
Position hineingestellt wird. Wenn wirklich eine 
Spannung besteht, wird die Mutter den Richter 
doch anrufen. Nur wird sie in der unangenehmen 
Lage sein, daß sie die Beweislast hat, daß etwa, 
wenn in der Ehe die Frage des Verschuldens eine 
Rolle spielt, der Mann, der Vater von vornherein 
die bessere Beweisposition hat.  Wir müssen auch 
die Folgen sehen, die wir damit der Ehefrau, der 
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Mutter zumuten. Es ist also auch keineswegs so, daß 
der Zeitpunkt später liegt. Der Zeitpunkt wird 
genau der gleiche sein. 

Wenn von der Regierung behauptet wird, daß 
der Artikel 6, der den Schutz der Familie verlangt, 
verletzt werde, wenn der Vater nicht die Entschei-
dungsgewalt habe, dann ist zum allermindesten die 
Regierung dafür beweispflichtig. Der Beweis, daß 
der Staat ohne irgendwelche Gründe einzugreifen 
habe, wenn der Vater keine Entscheidungsgewalt 
habe, und daß die Familie nicht genügend ge-
schützt sei, ist in keiner Weise erbracht. Im Gegen-
teil, der Herr Staatssekretär hat selbst zugestan-
den, daß die Fälle, in denen die Gerichte angerufen 
werden, in der Praxis sehr selten sind. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf Sie noch einmal um etwas mehr 
Ruhe bitten, damit der Herr Redner auch wirk-
lich gehört wird. 

Metzger (SPD): Er hat hinzugefügt, daß es mög-
licherweise anders sein könne, wenn die Entschei-
dungsgewalt des Vaters nicht normiert werde. Dazu 
ist einfach zu sagen: die Gerichte sind seither schon 
davon ausgegangen, daß der Vater nach dem 
Grundgesetz keine Letztentscheidungsgewalt hat. 
Trotzdem sind die Gerichte sehr wenig angerufen 
worden. Das wird in Zukunft genauso sein. 

Man muß sich die Frage vorlegen: Mit welchem 
Recht will man unter dem Motto des Schutzes der 
Familie der Frau ein Recht entziehen und dem 
Vater ein Recht zubilligen, wenn die Gefahr, daß 
die Gerichte angerufen werden, so gering ist? Mit 
welchem Recht will man dann behaupten, daß man 
den Artikel 3 des Grundgesetzes, der die Gleich-
berechtigung der Geschlechter normiert, verletzt, 
wenn man nicht so verfahre, wie die Regierung 
und wie die knappe Mehrheit des Ausschusses das 
vorgeschlagen haben? Davon kann überhaupt nicht 
die Rede sein. 

Wir sind uns darüber im klaren: die Gerichte 
müssen irgendwie in Funktion treten, wenn es 
kritisch wird. Das läßt sich nicht vermeiden. Daß 
die Situation früher kritisch wird, wenn der Vater 
die Letztentscheidungsgewalt nicht hat, das ist zu 
beweisen. Das kann nicht bewiesen werden, und 
die Lebenserfahrung spricht sogar dagegen. Auch 
da — hier möchte ich das sagen, was ich zu § 1354 
gesagt habe — spielt die pädagogische Seite eine 
außerordentliche Rolle. Wenn der Vater weiß, daß 
er sich mit der Mutter einigen muß, daß ihm keine 
andere Wahl bleibt, dann wird er sich mit ihr 
einigen. Wenn er weiß, daß er einen Ausweg hat, 
dann wird er in vielen Fällen den Ausweg suchen. 
Das sind immer die Fälle, wo nicht der gute Wille 
vorhanden ist. Wo aber nicht der gute Wille vor-
handen ist, soll der Gesetzgeber nicht diesen Aus-
weg bieten, sondern da soll der Gesetzgeber dazu 
erziehen, daß die Ehegatten sich wirklich ver-
ständigen. 
Ich wiederhole: wer ein wirklich eheliches, ein 

wirkliches Familienleben wünscht, wer will, daß 
unsere Ehen wirklich von innen her aufgebaut 
werden, der soll helfen, daß die Ehegatten sich 
verständigen können, und er soll nicht das Gegen-
teil tun. Die Letztentscheidung des Ehemannes 
wirkt aber zum Gegenteil hin. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Seidl (Dorfen). 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich werde Sie nicht 
mehr lange mit einem Problem aufhalten, bei dem 
es, so fürchte ich, sehr schwer ist, die eine oder die 
andere Auffassung so überzeugend darzustellen, 
daß einer, der sich für das eine oder das andere 
entschieden hat, sich davon abwendet. Ich möchte 
aber doch noch einige Gesichtspunkte anführen. 
Zur Verfassungsmäßigkeit der ganzen Regelung 

ist viel gesprochen worden, und ich will diese 
Frage nicht vertiefen. Sehr verehrte Frau 
Dr. Lüders, Sie haben Zahlen zitiert und auch 
angeführt, daß in den meisten Ländern die Ent-
scheidungen, um die die Gerichte angegangen wur-
den, gering an Zahl waren. Sie haben auch eine 
Aufstellung aufgeführt, und zwar aus Bayern, die 
erschreckend hohe Zahlen von Fällen gezeigt hat, 
in denen die Gerichte in dieser Frage angerufen 
wurden. Ich kenne diese Statistik nicht. Ich nehme 
aber an, daß damit alle Verfahren erfaßt sind, auch 
die, bei denen es sich um Scheidungsfälle handelt. 
Aber gerade die Tatsache — allzu viele gehen 
davon auch nicht weg — zeigt doch, daß die Be-
sorgnis richtig ist, die wir haben: wenn auch in 
gesunden Ehen das Recht, das Vormundschafts-
gericht anzurufen, bei Streitigkeiten zwischen den 
Eltern in Anspruch genommen wird, wenn sie nicht 
einig werden, wenn also keiner die letzte Entschei-
dung hat, dann führt das zu einer erheblichen Zahl 
von Verfahren vor den Gerichten, und das ist es, 
was wir nicht wünschen. Darin unterscheiden wir 
uns von denen, die glauben, daß das in Zukunft 
nicht der Fall sein wird. Wir hatten bisher keine 
gesetzliche Regelung, und trotzdem schon die vielen 
Fälle! Werden wir die Regelung einmal haben, 
dann haben wir die Anrufung des Gerichts vielleicht 
auch in Fällen, in denen wir sie nicht wünschen. 
Auch die Gerichte werden die Frage der Ver-

fassungsmäßigkeit anders beurteilen, wenn erst 
eine gesetzliche Regelung vorhanden ist. Wir sind 
zwar auch nach der jetzigen Rechtsprechung der 
Auffassung — Herr Kollege Wahl hat das schon 
ausgeführt —, daß diese Regelung durchaus mit 
dem Grundgesetz im Einklang steht. Sie wird aber 
auch von den Gerichten noch mehr so empfunden 
werden, wenn wir diese Regelung — wie wir 
glauben, im Einklang mit dem Grundgesetz — ge-
troffen haben werden. 
Herr Kollege Metzger hat davon gesprochen, daß 

die Beweislast bei der einen Fassung für die Frau 
viel schwerer sei. Er hat praktisch auch erklärt, 
daß das letzte der Richter sein müsse, seiner Ansicht 
nach schon früher, unserer Ansicht nach möglichst 
spät. Herr Kollege Metzger, Sie wissen doch als 
Jurist genausogut wie ich, daß sich dieses Ver-
fahren vor dem Vormundschaftsgericht abwickelt 
und daß dort das Amtsverfahren gilt. Es wird also 
von Amts wegen festgestellt, um was es sich han-
delt. Die Frage der Beweislast ist hier von keiner 
erheblichen Bedeutung. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die 

Sache einmal praktisch betrachten. Glauben Sie 
denn, es wird dadurch anders, daß im Gesetz steht, 
daß beide die Entscheidung haben? Es wird doch 
dann auch immer die Frau sein, die zum Kadi 
gehen muß. 

Nun die Frage: was soll denn der Richter ent-
scheiden? Unserer Auffassung nach ist doch eine 
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Entscheidung nur über die Tatsache des Miß-
brauchs möglich; eine Gestaltung ist nicht die Auf-
gabe des Gerichts. Es kann nicht Aufgabe des Ge-
richts sein, festzustellen, daß das Kind so oder so 
heißen soll, daß das Kind in der oder in  jener 
Schule ausgebildet werden soll. Erst wenn sich die 

 Entscheidung eines Ehegatten als Mißbrauch und 
als dem Wohl des Kindes schändlich erweist, kann 
das Gericht entscheiden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich könnte noch viele Beispiele dazu anführen. 

Das Wesentliche — das ist immer wieder gesagt 
worden und das soll auch für die Entscheidung 
maßgebend sein — ist doch die Frage: wann soll 
der Staat letztlich eingreifen? Daß er in diesen 
Fällen eingreifen muß, ist klar, denn zum Wohle 
des Kindes sind Entscheidungen notwendig. Bei 
§ 1354 ist das Non liquet, Herr Kollege Metzger, 
vielleicht hinzunehmen — obwohl gerade das Bei-
spiel der Frau Kollegin Ilk gezeigt hat,  daß es nicht 
sehr schön sein wird; denn wenn die Ehegatten sich 
nicht einig sind, wohin das Haus gebaut werden 
soll, dann wird es wahrscheinlich gar nicht gebaut, 
und es wäre doch besser, es würde gebaut. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Metzger? 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Metzger (SPD): Herr Kollege Seidl, ist Ihnen 
nicht bekannt, ,daß in unserem Entwurf in  Abs. 2 
dieser Vorschrift steht, daß das Vormundschafts-
gericht einen Elternteil ermächtigen kann, die An-
gelegenheit so zu regeln, wie dieser vorgeschlagen 
hat, daß das Vormundschaftsgericht also keines-
wegs, wie Sie meinen, aus der  blauen Luft heraus 
entscheidet!? 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Herr Kollege Metz-
ger, ich will Ihnen dazu — ich bin zwar in dem 
anderen Gedanken unterbrochen worden — gern 
noch folgendes sagen. Glauben Sie, Herr Kollege 
Metzger, daß die Entscheidung des Vormund-
schaftsgerichts in der Praxis und in der Durchfüh-
rung eine andere ist, wenn Sie sagen: Der Richter 
entscheidet selbst!, als wenn Sie sagen: Er 
überträgt die Entscheidung einem Ehegatten? Die 
beiden Ehegatten tragen ihm ihre Standpunkte 
vor. Der eine Ehegatte erklärt: Das Kind soll 
Handwerker werden, weil es dazu die  Eignung hat; 
der andere Ehegatte erklärt: Das Kind soll auf die 
höhere Schule gehen, es ist sehr begabt. Nun soll 
der Vormundschaftsrichter selbst entscheiden oder, 
wie es in Ihrem Vorschlag steht, er soll gar nicht 
selber entscheiden, er soll die Entscheidung einem 
Ehegatten übertragen. Trifft er denn nicht schon 
die Entscheidung, wenn er dem einen Ehegatten 
sagt: Entscheide du!? Damit hat er im Sinne des 
einen entschieden; das ist doch ganz klar. Darum 
sage ich ja: es ist ein und dieselbe Regelung, es ist 
keine Verschiedenartigkeit darin. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich darf noch einmal auf die Fälle zurückkom-
men, in denen es sich um die Familie und um das 
Wohl der Kinder handelt und in denen deshalb 
eine Entscheidung und auch manches Mal eine sehr 
schnelle Entscheidung notwendig 'ist, eine Entschei-
dung, die am besten in der Familie und nicht von  

einem außerhalb der Familie Stehenden getroffen (( 
 wird. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie  eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Metzger? 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Metzger (SPD): Ich wollte die weitere Frage 
stellen, Herr Kollege Seidl, ob Ihnen nicht bekannt 
ist, daß es nach Ihrem eigenen Entwurf genauso ist, 
nämlich daß das Vormundschaftsgericht einem 
Elternteil die Entscheidung übertragen kann. 

(Zurufe von der Mitte: Bei Mißbrauch!) 
Es heißt da nämlich: Das Vormundschaftsgericht 
kann der Mutter auf Antrag die Entscheidung einer 
einzelnen Angelegenheit übertragen. Ist das nicht 
genau dasselbe? 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Herr Kollege Metz-
ger, wenn es einmal so weit ist, so besteht, sage ich 
Ihnen, wirklich kein Unterschied. Ich habe Ihnen 
auf Ihre Frage geantwortet, weil Sie  mir  als 
Gegenargument gegen die Entscheidung des Rich-
ters vorgebracht haben, daß es möglich ist, daß 
auch ein Elternteil entscheiden kann, und zwar ein 
anderer als der, der die Frage aufgebracht hat. 
Das soll möglich sein. Das ist auch nach unserem 
Entwurf möglich. Aber es ist kein Unterschied. 
Denn wenn der Richter die Entscheidung einem 
Elternteil gibt, dann hat er praktisch damit ent-
schieden. Darauf kommt es praktisch doch an. Das 
ist in beiden Fällen gleich. Wir sehen uns ja auch 
genötigt — das habe ich gerade ausgeführt —, als 
letztes Mittel eine Entscheidung des Richters vor-
zusehen, weil es in manchen Fällen nicht anders 
gehen wird. Das sind nach unserer Ansicht die 
Fälle, in denen der Richter wahrscheinlich sowieso 
schon in die Ehen eingegriffen haben wird. In den 
Fällen, wo er noch nicht eingegriffen hat und die 
Gefahr noch nicht besteht, wollen wir seine Ent-
scheidung noch hinausschieben, weil wir hoffen, 
daß durch diese Auswegentscheidung — ein sehr 
guter Ausdruck ides Herrn Staatssekretärs — in 
diesen Ehen das Eingreifen einer dritten Stelle von 
außen vermieden werden kann. 
Wenn Sie sich diese Dinge überlegen, meine 

Damen und Herren, dann werden Sie zu dem Ent-
schluß kommen, ein Eingreifen der Gerichte in die 
Familie möglichst weit hinauszuschieben und jede 
Möglichkeit, auch die Stellung eines Primus inter 
pares — so  mag man das vielleichtbezeichnen —, 
die ja auch möglich ist, hinzunehmen im Interesse 
der Aufrechterhaltung des Friedens der Familie, 
im Interesse der Erhaltung einer Familiengemein-
schaft und unter Achtung dessen, was die Familie 
bei uns in ihrer seit Jahrhunderten gewachsenen 
Ordnung bedeutet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort  hat  der 
Abgeordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bedeutung des Sachgegenstandes 
macht es leider erforderlich, Ihre Geduld noch 
einen Augenblick in Anspruch zu nehmen. Wir be-
raten ja einen so wichtigen Sachgegenstand nicht 
alle Tage. 
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Darf ich vielleicht einmal folgenden Gedanken 

vortragen. Sie haben in Ihren Ausführungen im-
mer wieder auf die natürliche Funktion des Vaters 
hingewiesen; so habe ich Sie doch wohl recht ver-
standen. Der Herr Kollege Seidl hat das am Schluß 
seiner Ausführungen auch sehr deutlich zum Aus-
druck gebracht, vor allen Dingen unter Hinweis 
auf eine doch immerhin, wie er sagte, seit Jahr-
hunderten bestehende Tradition. 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Gewachsene Ordnung!) 
— Gewachsene Ordnung, sagen Sie. 
Ich möchte einmal von der Wirklichkeit des Le-

bens ausgehen. Um was für Angelegenheiten han-
delt es sich bei denen, die Gegenstand der Ent-
scheidung im Sinne des § 1628 sind? Wenn ich mir 
das einmal vergegenwärtige, dann muß ich sagen: 
stets handelt es sich um Angelegenheiten, die das 
Kind der Eheleute betreffen, seine Erziehung, die 
Förderung seiner Entwicklung und alles, was damit 
zusammenhängt. Wäre es nicht unserer Lebenser-
fahrung entsprechend viel konsequenter und viel 
sinnvoller, meine Damen und Herren von der 
Mehrheit der CDU-Fraktion, die Sie einem Eltern-
teil ein Entscheidungsrecht zubilligen wollen, wenn 
Sie dem Elternteil, der in aller Regel die Erzie-
hung unmittelbar zu praktizieren und auszuführen 
hat, dieses Entscheidungsrecht übertrügen? Das 
sollten Sie sich doch vielleicht auch einmal über-
legen, um sich zu vergegenwärtigen, wie theore-
tisch Ihre Hinweise auf eine gewachsene Ordnung 
sind. 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Erziehung und Be- 
treuung sollte man nicht verwechseln!) 

Ich wollte hier  aber  in erster Linie einen ande-
ren Gedanken vortragen. Herr Kollege Dr. Wahl, 
Sie haben von einer Rangordnung gesprochen und 
Ihre Gedanken dazu entwickelt. Ich darf Ihnen, 
um einen Beitrag zu der Erörterung dieses Pro-
blems der Rangordnung von Art. 3 und Art. 6 zu 
leisten, mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten einen 
kurzen Absatz aus einer Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 13. 12. 1953 verlesen. Ich 
halte es auch im Hinblick auf die Ausführungen 
des Herrn Staatssekretärs für wesentlich, daß wir 
uns einen Kerngedanken dieser Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts noch einmal überlegen. 
Ich zitiere: 

Die Entwicklung lehrt ... , daß der Verf as-
sungsgeber selbst die beiden Prinzipien 

— des Art. 6 und des Art. 3 — 
ohne Bedenken als vereinbar angesehen hat: 
Der Gesetzgeber der Weimarer Verfassung 
hatte ihr Verhältnis zueinander dadurch klar 
zum Ausdruck gebracht, daß er sie in Art. 119 
Abs. 1 unmittelbar nebeneinander aufführte; 
dort hieß es: „Die Ehe steht als Grundlage des 
Familienlebens und der Erhaltung und der 
Vermehrung der Nation unter dem besonderen 
Schutz der Verfassung. Sie beruht auf der 
Gleichberechtigung der beiden Geschlechter." 
Der Gesetzgeber des Bonner GG wollte über 
den damaligen Zustand nur insoweit hinaus-
gehen, als er die programmatisch gemeinten 
Bestimmungen der Weimarer Verfassung in 
aktuell geltendes Recht fortentwickeln wollte. 
... Da mithin kein Zweifel sein kann, daß der 
Verfassunggeber Art. 6 Abs. 1 und Art. 3 
Abs. 2 GG für vereinbar hielt, kann eine Aus-
legung, die dieser Vorstellung des Gesetz-
gebers Rechnung trägt, nur zu dem Ergebnis 
kommen: 

— und das ist jetzt das Entscheidende, meine 
Damen und Herren — 

auch in Ehe und Familie 
— ich unterstreiche die  Worte „und Familie" — 

sind Mann und Frau gleichberechtigt. 

Das ist nun auch eine Autorität, deren Auffassung 
ich Ihnen hier vorgetragen habe, nämlich das Bun-
desverfassungsgericht. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Das war 1953, 
und die Frage war damals eine andere! — 

Zuruf des Abg. Seidl [Dorfen].) 

— Ob die Fragestellung, die zu diesen Ausführun-
gen Anlaß gegeben hat, eine andere gewesen ist, 
interessiert in dem Zusammenhang nicht; hier 
interessieren uns die Rechtsgedanken des obersten 
Gerichts, welches nun einmal für die Auslegung 
der Verfassung zuständig ist. 

Der Herr Staatssekretär sprach von einer Aus-
wegentscheidung. Sie mögen es so oder auch Letzt-
entscheidung nennen, in jedem Fall handelt es sich 
um die Gewährung eines besonderen Rechts; dar-
um kommt man einfach nicht herum. Wie verein-
baren Sie das, Herr Staatssekretär, mit der Fest-
stellung des Bundesverfassungsgerichts, daß bei 
rechter Auslegung dieser Verfassungsnormen nicht 
nur in der Ehe, nicht nur in der „Zweiergruppe", 
sondern auch in der Familie, d. h. unter Ein-
beziehung der übrigen Angehörigen der Familie, 
die gleiche Rechtsposition der Ehepartner gewähr-
leistet sein muß? Ich richte diese Frage nicht nur 
an den Herrn Staatssekretär; vielmehr sollte das 
ganze Haus sie sich vorlegen und danach die Ent-
scheidung bei der Abstimmung treffen. 
Ein abschließendes Wort. Sie sagen immer, die-

ses oder jenes sei so von alters her und es sei 
eben im Prinzip so, wie Sie es jetzt mit  der Kon-
struktion einer Letztentscheidung vorschlagen. Der 
Herr Kollege Seidl spricht von der „gewachsenen 
Ordnung". Der Gesetzgeber hat sich allerdings von 
gewissen Vorstellungen leiten zu lassen, aber er hat 
sich dabei über eines im klaren zu sein: woher er 
sein Leitbild bezieht. Er hat verschiedene Möglich-
keiten. Er hat sicherlich die Möglichkeit, sein 
Leitbild aus der Vergangenheit zu beziehen. Er 
hat vielleicht auch die Möglichkeit, sein Leitbild 
aus den Vorstellungen des Jahres 1870 zu be-
ziehen; das obliegt seiner Entscheidung. Wir, die 
Sozialdemokraten, und auch viele andere Mitglie-
der dieses Hauses sind der Auffassung, daß das 
Leitbild des Gesetzgebers aus der gegenwärtigen 
Verfassungslage und aus der gegenwärtigen ge-
sellschaftlichen Situation bezogen werden muß. 
Wir sollten bei der Aufstellung dieses Leitbildes 
daran denken, daß dieses Gesetz Recht auch für 
kommende Generationen ist, für Generationen, die 
heute schon in einem echten Gefühl der Gleich-
berechtigung aufwachsen, einem Gefühl für die 
Gleichstellung aller  Menschen, gleichgültig, ob sie 
Mann oder Frau sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Dr. Ilk. 

Frau Dr. Ilk (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei dieser Diskussion gehen wir offen-
sichtlich an einer Tatsache völlig vorbei: daß näm-
lich die Ordnung, die jahrhundertelang bestanden 
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' hat, im letzten Jahrhundert langsam, aber sicher 
eine Veränderung erfahren hat. 

(Abg. Seidl [Dorfen] : Nein!) 

Ob Sie es bejahen oder nicht, die Position der 
Frau in Familie und Gesellschaft hat eine Wand-
lung erfahren, 

(Abg. Seidl [Dorfen]: Die Institution der 
Familie nicht!) 

und alle, die das leugnen wollen, gehen an den 
Tatsachen vorbei. Meine Herren, die Sie im Kriege 
gewesen sind und Ihre Frauen mit der großen 
Verantwortung für Ihre Kinder in allen Fragen 
der Entscheidung haben zurücklassen müssen, Sie 
haben in den Jahren 1945 und 1946 von sich aus 
anerkannt, daß Ihre Frauen durchaus in der Lage 
sind, mit Ihnen gleichermaßen alle Probleme, die 
die Kinder berühren, zu beraten und zu ent-
scheiden. Und wenn Sie jetzt sagen: „Der Mann 
muß die letzte Entscheidung in bezug auf die Kinder 
haben, wenn sich die beiden nicht einigen können", 
so sage ich Ihnen, daß im inneren Gefüge einer 
Ehe, wo beide Ehepartner willens sind, die Ehe 
aufrechtzuerhalten, eine Frage entweder von dem 
einen oder dem anderen entschieden werden wird; 
und dann wird sich der andere Ehepartner dem 
fügen, vielleicht nicht sehr gern, aber er wird sich 
fügen und wird sicherlich nicht zum Richter laufen. 
In den Fällen, wo ein Ehepartner zum Richter geht, 
meine Damen und Herren, ist die Ehe brüchig; 
darüber wollen wir uns doch gar nichts vormachen. 
Dann brauchen wir einen § 1628 gar nicht! Wir 
gehen doch von der normalen Ehe aus; und in der 
normalen Ehe wird es sich von Fall zu Fall eben 
unter den Eltern teilen. Aber wir werden nicht von 
vornherein dem Ehemann bzw. dem Vater das 
unbedingte Recht einräumen, auf den Tisch zu 
schlagen und in jedem Falle zu sagen: „Jetzt be-
stimme ich!" 

(Zuruf des Abg. Seidl [Dorfen].) 

— Herr Kollege Seidl, ich kann leider Ihre Zurufe 
nicht verstehen. Dann kann ich leider auch nicht 
darauf eingehen. Ich bedaure das sehr. — Ich 
glaube, wir übersteigern es außerordentlich, wenn 
wir heute eine Bestimmung aufrechterhalten, die 
wirklich für 90, ja 95 und mehr Prozent der Ehen 
überhaupt keine Gültigkeit hat. In den restlichen 
Fällen, in denen sich die Leute nicht einigen, endet 
das Verfahren leider meistens beim Ehescheidungs-
richter und nicht beim Vormundschaftsrichter. 

Dann bedenken Sie bitte auch eines: Es gilt, auch 
die Stellung der Mutter in der Familie den Kindern 
gegenüber auch nach außen hin zu festigen und zu 
sichern. Das ist ganz gewiß eher eheerhaltend und 
ehefördernd als ehezerstörend. Wenn Sie eine solche 
Bestimmung wie § 1628 beibehalten — wie Sie es 
wünschen —, dann geben Sie von vornherein der 
Mutter gegenüber den Kindern eine schlechtere 
Position, insbesondere gegenüber den heranwach-
senden Kindern. Ich glaube nicht, daß das im Sinne 
der Erhaltung einer wirklich echten, auch im christ-
lichen Sinne geführten Ehe liegt. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es liegen keine Wort-
meldungen mehr vor; ich schließe die Aussprache 
zu § 1628. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab

-

stimmung über die Anträge Umdrucke 1031 (neu)*), 
1032**) und 1037***), soweit sie die Fassung des 
§ 1628 betreffen. Die Anträge lauten völlig gleich; 
ich kann also die Abstimmung verbinden. Der 
Herr Abgeordnete Metzger hat namentliche Ab-
stimmung beantragt. Wird der Antrag unterstützt? 
— Das sind mehr als 50 anwesende Mitglieder des 
Hauses. Wir schreiten zur namentlichen Abstim-
mung über die aufgerufenen gleichlautenden Än-
derungsanträge. Ich bitte  die Schriftführer, die 
Karten einzusammeln. — 

Sind  noch Damen oder Herren im Saal, die ihre 
Stimme noch nicht abgegeben haben? — Das ist 
nicht der Fall; dann schließe ich die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren! Ich gebe das Ergeb-
nis****) der namentlichen Abstimmung über die 
aufgerufenen Umdrucke bekannt. Es sind 352 Stim-
men stimmberechtigter Abgeordneter abgegeben 
worden. Mit Ja haben gestimmt 166, mit Nein 185; 
eine Enthaltung. Der Antrag ist abgelehnt. Von 
14 Berliner Abgeordneten, die ihre Stimme abge-
geben haben, haben 10 mit Ja und 4 mit Nein ge-
stimmt. 

Meine Damen und Herren, ich komme damit zur 
Abstimmung über § 1628 in der Ausschußfassung. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das erste war die Mehrheit; er ist angenommen. 

Ich komme nunmehr zu den zurückgestellten 
§§ 1626 und 1627. Darf ich annehmen, daß die Än-
derungsanträge jetzt entfallen? 

(Abg. Frau Dr. Schwarzhaupt: Ja!) 

— Sie entfallen. Ich danke. 

Dann darf ich fragen, ob zu §§ 1626 und 1627 
das Wort gewünscht wird. — Das ist nicht der 
Fall. 

Ich darf die Abstimmung über die beiden Para-
graphen verbinden. Wer ihnen in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das erste war die Mehrheit; die Paragraphen 
sind in der Ausschußfassung angenommen. 

(Unruhe.) 

— Ich bitte doch, mir und Ihnen selbst die Arbeit 
dadurch zu erleichtern, daß Sie etwas mehr Ruhe 
wahren. 

Ich komme nunmehr zum Änderungsantrag Um-
druck 1031 (neu)*) und zum Änderungsantrag 
Umdruck 1037***) Ziffer 2 a auf Einfügung eines 
§ 1628. Wer begründet die Anträge? 

(Abg. Frau Dr. Schwarzhaupt: Wird zu

-

rückgezogen!) 

— Mir wird von einer Seite erklärt, daß der An-
trag Umdruck 1037 Ziffer 2 a erledigt ist. Darf ich 
die Antragsteller des Änderungsantrags der Frak-
tion der FDP Umdruck 1031*****) fragen, ob sie 
diesen Antrag auch für erledigt erklären? — Das ist 

*) Siehe Anlage 13 
**) Siehe Anlage 9 
***) Siehe Anlage 12 
****) Vgl. Seite 11873 
*****) Siehe Anlage 15 
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der Fall; dann entfällt die Aussprache und Ab-
stimmung hierüber. 
Ich komme zu dem § 1629. Dazu sind Ände-

rungsanträge auf den Umdrucken 1037 Ziffer 2 a, 
1032*) Ziffer 2 und 1031 (neu) gestellt. Ich muß 
zunächst die konkrete Frage an die Antragsteller 
richten, ob sie auch diese Anträge als erledigt 
betrachten. 

(Zustimmung.) 

- Also die Anträge auf den Umdrucken 1037, 1032 
und 1031 (neu) sind erledigt? 

(Zustimmung.) 

Dann kommen wir zu § 1629. - Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer dem Paragraphen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste ist 
die Mehrheit; der Paragraph ist in der Ausschuß-
fassung angenommen. 

Der Änderungsantrag für einen Paragraph 1629 a 
entfällt. 

Ich rufe auf §§ 1630, - 1631, - 1632, - 1633, -
1634, - 1638, - 1639, - 1641 und 1642. - Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufe-
nen Paragraphen in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Das 
erste ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 
Ich komme zu § 1643. - Die Änderungsanträge 

sind erledigt. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem § 1643 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. -Das erste ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 1644, - 1645, - 1646, -
1648, - 1649, - 1664 und 1666. - Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Paragra-
phen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - 
Das erste ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 1667. - Darf ich feststellen, daß 
die Änderungsanträge entfallen? - Das ist der 
Fall. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer § 1667 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - D as 
erste ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 1668, - 1669, - 1670, -
1671, - 1672, - 1673, - 1674, - 1675, - 1676, -
1677, - 1678, - 1679, - 1680, - 1681, - 1682, -
1683, - 1684, - 1685, - 1686, - 1687, - 1688, -
1689, - 1690, - 1691, - 1692, - 1693, - 1694, -
1695, - 1696, - 1697, - 1698, - 1698 a und 1698 b. 

- Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den auf-
gerufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Das erste ist die Mehrheit; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf Nr. 23. - Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer Nr. 23 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte 
um die Gegenprobe. - Das erste ist die Mehrheit; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Nr. 24. - Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer Nr. 24 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die 

*) Siehe Anlage 9  

Gegenprobe. - Das erste ist die Mehrheit; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe auf Nr. 25, und zwar im einzelnen die 
§§ 1758 und 1758 a. - Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer der Nr. 25 mit den aufgerufenen 
Paragraphen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegen-
probe. - Das erste ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 
Ich rufe auf die Nrn. 26, - 27, - 28 und 29 

mit dem § 1767. - Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer den aufgerufenen Nummern zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste 
ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf Nr. 30 mit den §§ 1776, - 1777 

und 1778. - Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
der Nr. 30 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Das erste ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

(Zuruf von der SPD: Alles einstimmig!) 

- Das werden wir dann später noch feststellen. 
(Widerspruch und Unruhe bei der SPD. - 
Abg. Wittrock: Herr Präsident, wir legen 
doch Wert auf die Feststellung, daß die 
letzten Abstimmungen alle einstimmig ge

-

wesen sind!) 

- Ist bei den letzten Abstimmungen keine Ent-
haltung gewesen? 

(Zurufe: Nein!) 

- Nein. Dann waren die Abstimmungen also ein-
stimmig. Es wird im allgemeinen kein besonderer 
Wert darauf gelegt, das festzustellen. Aber wenn 
es der Fall ist, stelle ich das gern fest. 
Wir kommen zu den Nrn. 31, - 32, - 33, - 34, 

- 35, - 36, - 37, - 38, - 39, - 40, - 41, -
42. - Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den 
aufgerufenen Nummern zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Enthaltungen? - Keine Enthaltun-
gen. Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Nr. 43 auf. Die Änderungsanträge ent-
fallen. Wer Nr. 43 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegen-
probe. - Keine Gegenstimmen. Keine Enthaltun-
gen? - Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die  Nrn. 44, - 45, - 46, - 47, - 48 auf. 
Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. Wer den aufgerufenen Nummern zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - 
Einstimmig angenommen. 

Meine Damen und  Herren, es sind bei dem bis-
herigen Verfahren einige Paragraphen nicht aus-
drücklich aufgerufen worden, weil sie entfallen. Im 
Hinblick darauf, daß sie im Bürgerlichen Gesetz-
buch damit in Zukunft entfallen werden - insbe-
sondere die §§ 1635 bis 1637 und 1640 -, wird vor-
geschlagen, ausdrücklich festzustellen, daß der 
Bundestag beschlossen hat, daß sie entfallen. - 
Auch dies wird einstimmig gebilligt. 

Ich komme nunmehr zu Artikel 2. Die Ände-
rungsanträge bei der Nr. 11 dürften als entfallen 
betrachtet werden. 

(Zustimmung.) 

- Damit liegen keine Änderungsanträge vor. Ich 
darf also den Artikel 2 insgesamt zur Aussprache 
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stellen. — Das Wort wird nicht gewünscht. Ab-
stimmung über den Artikel 2 insgesamt. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich komme zu Artikel 3. Die Änderungsanträge 
auf Einfügung einer Nr. 2 a und auf Änderung des 
§ 218 entfallen. Es liegen keine Änderungsanträge 
mehr vor. — Das Wort zu Artikel 3 wird nicht ge-
wünscht. Ich lasse über diesen Artikel insgesamt 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um  das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich komme zu Artikel 4. Sind hier die Ände-
rungsanträge bei den Nrn. 6 und 10 auch als ent-
fallen zu betrachten? — Das ist der Fall. Es liegen 
also keine Änderungsanträge mehr vor. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich lasse über den Ar-
tikel 4 im ganzen abstimmen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Ich komme zu Artikel 5. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer Artikel 5 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Nun folgt Artikel 6. Der Änderungsantrag zu 
Nr. 2 ist entfallen. Somit liegen also keine Ände-
rungsanträge mehr vor. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich lasse über Artikel 6 im ganzen ab-
stimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Artikel 7 auf. Auch hier sind die beiden 
Änderungsanträge zu §§ 87 und 88 als entfallen an-
zusehen. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
Artikel 7 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um  die  Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich komme zu Artikel 8, Übergangs- und Schluß-
vorschriften, sowie Einleitung und Überschrift. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Artikel 8 und Einleitung und Überschrift sind ein-
stimmig angenommen. Damit ist die zweite Be-
ratung geschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Metzger. 

Metzger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben heute ein 
Gesetz beraten, das in über zwei Jahren im Unter-
ausschuß Familienrecht eingehend durchberaten 
worden ist. Ich will dabei die Gelegenheit be-
nutzen, namens der sozialdemokratischen Oppo-
sition zu wiederholen, was der Herr Vorsitzende 
gesagt hat: wir wollen nämlich vor allen Dingen  

auch den Beamten des Justizministeriums und dem 
Sekretär des Rechtsausschusses danken, die wirk

-

lich eine außergewöhnliche Arbeit geleistet haben. 

(Beifall auf allen Seiten des Hauses.) 

Wir haben Veranlassung, das anzuerkennen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion be-
dauert es außerordentlich, daß entgegen der Ver-
fassung der Stichentscheid des Vaters beschlossen 
worden ist. Das macht es uns schwer, dem Gesetz 
im ganzen zuzustimmen. Aber wir sind davon 
überzeugt, daß diese verfassungswidrige Bestim-
mung fallen wird und fallen muß. Das Gesetz ent-
hält im übrigen so viel Dringliches, Wichtiges und 
Fortschrittliches, daß wir trotz dieses Fehlers — 
nicht Schönheitsfehlers — dem Gesetz im ganzen 
zustimmen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Weber! 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe schon heute 
morgen als Berichterstatter den Dank, den Herr 
Kollege Metzger an die Herren des Ministeriums 
und  an  den Sekretär des Rechtsausschusses gerich-
tet hat, meinerseits ausgesprochen. Ich möchte 
mich auch namens meiner Fraktion dem noch ein-
mal anschließen. 

Die Entscheidung, ob wir dem Gesetz im ganzen 
zustimmen können, fällt uns, jedenfalls einem 
großen Teil meiner Freunde, vor allen Dingen den 
Unterzeichnern des  Antrags Umdruck 1035, nicht 
leicht. Es geht uns da genau wie Ihnen: wir sind 
bei diesem Antrag mit knapper Mehrheit unter-
legen, wie andererseits mit knapper Mehrheit die 
Aufrechterhaltung des § 1628 beschlossen worden 
ist. Ich stimme aber auch darin bei,  daß die Ver-
abschiedung dieses Gesetzes dringlich ist. Infolge-
dessen werden meine Freunde, wenn auch unter 
schweren Bedenken wegen der Ablehnung des 
Letztentscheids des Ehemanns in Angelegenheiten 
der Ehe, dem Gesetz im ganzen zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird in der allge-
meinen Aussprache noch das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf 
Artikel 1 Nr. 22. Dazu liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion der Freien Demokraten vor. Er ist 
noch nicht verteilt; er wird vom Abgeordneten 
Dr. Stammberger bekanntgegeben und begründet. 

Dr. Stammberger (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Hohe Haus hat in der 
zweiten Lesung mit knapper Mehrheit den Stich-
entscheid des Vaters nach wie vor anerkannt. In 
dritter Lesung einen neuen Antrag auf Beseitigung 
des Stichentscheids einzubringen, erscheint uns bei 
dieser Zusammensetzung des Hauses zwecklos. 
Hier muß wohl das Verfassungsgericht entscheiden. 

Aber auch wenn man der jetzigen Fassung des 
Gesetzes den Sinn unterstellt, wie ihn ihr Herr 
Staatssekretär Dr. Strauß und verschiedene andere 
Redner, die den Stichentscheid des Vaters befür- 
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(Dr. Stammberger) 
worten, gegeben haben, so muß nach unserer Mei-
nung doch darauf hingewiesen werden, daß der 
jetzige Wortlaut der Bestimmung des § 1628 Abs. 1, 
in der der Stichentscheid behandelt wird, diesem 
Sinn nicht entspricht. Dort wird nämlich von einem 
Recht des Vaters und nicht von einer Pflicht ge-
sprochen. Wir sind aber der Meinung, daß, wenn-
schon der Vater entscheiden soll, er nicht ein Recht, 
sondern eine Pflicht dazu haben sollte, weil es die 
Verpflichtung der Eltern ist, für die Kinder zu 
sorgen, und weil es sich hierbei nicht um irgend-
welche Rechte von Mann oder Frau handelt. Es 
geht hier um die Verpflichtung der Eltern, das zu 
tun, was dem Wohl des Kindes am besten dient. 

Daraus ergibt sich, daß der Vater, wenn er nach 
dem jetzigen Wortlaut schon entscheiden soll, das 
nicht aus eigener Selbstherrlichkeit tun darf, son-
dern daß es nur unter Berücksichtigung des Wohls 
des Kindes und unter sorgfältiger Prüfung des 
entgegenstehenden Willens der Mutter geschehen 
kann. 

Von diesen Gedanken haben wir uns schon lei-
ten lassen, als wir zu Beginn dieser Legislatur-
periode auf der Drucksache 112 einen eigenen An-
trag vorlegten. Danach sollte § 1628 Abs. 1 fol-
gende Fassung erhalten: 

Sind die Eltern nicht zu einer Einigung ge-
langt, so ist der Vater verpflichtet, unter Be-
rücksichtigung der  Auffassung der Mutter die 
Entscheidung zu treffen, die dem Wohle des 
Kindes am besten entspricht. 

Wir halten diese Auffassung, wenn es schon nicht 
zu einer Abschaffung des Stichentscheids kommt, 
für die, die dem Sinn eines solchen Stichentschei-
des am besten dient, und beantragen daher eine 
entsprechende Änderung der jetzigen Fassung. 

Ich darf dazu noch eines sagen. Wir werden trotz 
mancher Bedenken, die wir haben und die vor dem 
Verfassungsgericht geklärt werden müssen, wegen 
der Dringlichkeit der Lösung der sonstigen Pro-
bleme diesem Gesetz als solchem in der dritten 
Lesung zustimmen. 

(Abg. Dr. Greve: Ihr Antrag bedeutet aber 
eine materielle Änderung, Herr Stamm

-

berger!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Durch einen Zuruf meines Fraktions-
kollegen Dr. Greve ist bereits zum Ausdruck ge-
bracht worden, daß dieser Antrag nach unserer 
Auffassung eine Änderung des materiellen Sinn-
gehalts der hier in Betracht kommenden Vorschrift 
bedeutet. Ich glaube, es ist nicht nur irgendeine 
Änderung des materiellen Sinngehalts, sondern es 
ist sogar eine Verschlechterung. 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Die Frau 
wird noch mehr diffamiert!) 

Wir halten es für keine gute Sache, in diesem 
Sinne von einer alleinigen Entscheidungspflicht zu 
reden. — Ich sehe, Sie schütteln mit dem Kopf. 
Aber eine derartige Gesetzesformulierung würde ja 
der Frau das Recht entziehen, je nach Gestaltung 
der besonderen Verhältnisse der Ehegatten ihrer-
seits zu entscheiden. Deshalb halten wir es für sehr 
bedenklich, so apodiktisch, wie das der Antrag tut, 
von einer Entscheidungspflicht zu sprechen, weil  

sich hieraus eine Ausschließung der Befugnis der 
Frau ableiten lassen könnte. Das ist sicherlich — 
ich darf das gerade aus Ihrem Kopfschütteln ent-
nehmen, verehrte Frau Kollegin Dr. Weber — von 
niemand in diesem Hause gewollt, ich nehme an, 
auch nicht von den Antragstellern. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Weber. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
sind heute morgen von dieser Stelle aus schon ver-
schiedentlich Ausführungen darüber gemacht wor-
den, daß einem Recht in aller Regel auch eine 
Pflicht entspricht, daß also das gegebene Recht die 
Verpflichtung schafft zu handeln. Wir hätten des-
halb von unserem Standpunkt aus entscheidende 
und durchgreifende Bedenken nicht gehabt, wenn 
der Antrag etwa so geändert worden wäre: Können 
sich die Eltern nicht einigen — also im Rahmen 
des § 1628, wie er bereits beschlossen ist —, so hat 
der Vater die Pflicht, die Entscheidung zu treffen. 
Aber ich bin auch der Meinung, die Herr Kollege 
Wittrock hier soeben vertreten hat: das kann hier 
in diesem Augenblick schlecht übersehen werden. 

Der § 1628 in der vorliegenden Fassung ist im 
Ausschuß eingehend beraten worden. Man sollte 
hier nicht in letzter Minute eine Entscheidung tref-
fen, deren Tragweite man nicht vollständig über-
sehen kann. Da es sich, von unserem Standpunkt 
aus jedenfalls, mehr um einen Streit um Worte 
handelt, bin ich dafür, daß die alte Fassung des 
§ 1628 bestehenbleibt und der Änderungsantrag 
abgelehnt wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird nicht 
mehr gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung 
über den verlesenen Änderungsantrag der Fraktion 
der Freien Demokraten, in Art. 1 Ziffer 22 dem 
§ 1628 Abs. 1 eine neue Fassung zu geben. Ich lese 
sie noch einmal vor, da der Antrag noch nicht vor-
liegt: 

Sind ,die Eltern nicht zu einer Einigung ge-
langt, so ist der Vater verpflichtet, unter Be-
rücksichtigung der Auffassung der Mutter die 
Entscheidung zu treffen, die dem Wohle des 
Kindes am besten entspricht. 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Weitere Änderungsanträge sind nicht gestellt. 
Wir kommen damit zur Schlußabstimmung. Wer 
dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. — 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Der Gesetz-
entwurf ist einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit hat der 
Deutsche Bundestag eines seiner bedeutsamsten 
Gesetzgebungswerke in der Realisierung des 
Grundgesetzes abgeschlossen. 

Es liegt noch ein Entschließungsantrag der Ab-
geordneten Seidl (Dorfen) und Genossen auf Um-
druck 1034*) vor. Wird hierzu noch das Wort 
gewünscht? — Zur Begründung Herr Abgeordne-
ter Seidl! 

*) Siehe Anlage 16 
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Seidl (Dorfen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich ganz 
kurz den Sinn und Zweck der Entschließung dar-
legen! Bei der Beratung des Familienrechtsände-
rungsgesetzes hat sich herausgestellt, daß mög-
licherweise Zweifel darüber entstehen könnten, ob 
die Ansprüche, die dem Ehegatten, sei es aus dem 
Zugewinn unter Lebenden, sei es aus der Erhö-
hung des Erbrechts von Todes wegen, zustehen, 
von einer Schenkung- oder Erbschaftsteuer erfaßt 
werden. Es ist uns von den zuständigen Mini-
sterien ausgeführt worden, daß das nicht der 
Fall sei. Der Ausschuß war der Ansicht, daß das 
ein Anspruch ist, der dem anderen Ehegatten zu-
steht, wobei nur noch nicht sicher ist, wie hoch er 
ist und wann er zu erfüllen ist. Aus diesem Grunde 
waren wir der Ansicht, und zwar mit Zustimmung 
der Regierung, daß derartige Steuern nicht er-
hoben werden sollen. Wir wünschen aber — das 
ist im Ausschuß zum Ausdruck gebracht worden, 
und deshalb bitten wir das Hohe Haus, dieser Ent-
schließung zuzustimmen —, daß in das Gesetz aus-
drückliche Bestimmungen darüber aufgenommen 
werden, so daß klargestellt wird, daß die Auffas

-

sung, die wir und die Regierung vertreten haben, 
richtig ist. Deswegen bitte ich Sie, dem Antrag  

zuzustimmen, mit dem wir die Regierung ersuchen, 
diesen Gesetzentwurf möglichst bald vorzulegen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird hierzu das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer dem 
Entschließungsantrag, der soeben begründet wurde, 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
der heutigen Tagesordnung. 

Ich habe noch bekanntzugeben, daß die als ganz-
tägig einberufenen Sitzungen des Bundestagsaus-
schusses für Verteidigung und des Bundestagsaus-
schusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
am Montag, dem 6. Mai, nicht vormittags, sondern 
erst nachmittags 15 Uhr beginnen, und zwar mit 
Rücksicht auf die Trauerfeier für den verstorbe-
nen Herrn Kollegen Dr. Lenz. 

Meine Damen und Herren, ich berufe die nächste, 
die 207. Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
Mittwoch, den 8. Mai 1957, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 3 Minuten.) 

Berichtigung 
zum Stenographischen Bericht der 201. Sitzung 
In der Anlage 1 „Liste der beurlaubten Abgeord-
neten" ist zwischen „Frau Finselberger" und 
„Dr. Franz" einzufügen „Franke 6. 4.". 

Berichtigung 
zum Stenographischen Bericht der 202. Sitzung 
In der Anlage 1 „Liste der beurlaubten Abgeord-
neten" ist zwischen „Frau Finselberger" und 
„Frehsee" einzufügen „Franke 6. 4.". 

Berichtigung 
zum Stenographischen Bericht der 203. Sitzung 
Es ist zu lesen: 

Seite 11559 C Zeile 10 von oben „ ... stimmt 
nicht mit den Darlegungen ..." statt 
„ ... stimmt mit den Darlegungen ...". 

Berichtigung 
zum Stenographischen Bericht der 204. Sitzung 
Es ist zu lesen: 

Seite 11645 B Zeile 11 von unten „ ... obwohl 
die wöchentliche . .." statt „ ... ob die wöchent-
liche ...". 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 
a) Beurlaubungen 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Albers 3. 5. 
Dr. Arndt 4. 5. 
Dr. Baade 3.5. 
Bauereisen 3.5. 
Bock 3.5. 
von Bodelschwingh 3.5. 
Brand (Remscheid) 3.5. 
Brandt (Berlin) 3.5. 
Dr. Conring 3.5. 
Dr. Deist 3.5. 
Demmelmeier 3.5. 
Diekmann 3.5. 
Dr. Eckhardt 3. 5. 
Ehren 4. 5. 
Frau Finselberger 12.5. 
Freidhof  3.5. 
Frau Friese-Korn 3.5. 
Frühwald 3.5. 
Dr. Furler 3.5. 
Dr. Gleissner (München) 3.5. 
Graaff (Elze) 3.5. 
Dr. Gülich 3.5. 
Heinrich 20.5. 
Kalbitzer 3.5. 
Dr. Kather 3.5. 
Frau Kettig 3.5. 
Dr. Köhler 3.6. 
Krammig 3.5. 
Dr. Lindenberg 3. 5. 
Meyer (Oppertshofen) 4. 5. 
011enhauer 3.5. 
Raestrup 9.5. 
Rehs 5. 5. 
Dr. Reif 3.5. 
Frau Renger 3.5. 
Dr. Röder (Saarbrücken) 3.5. 
Dr. Schäfer (Saarbrücken) 3.5. 
Scheppmann 3.5. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 3.5. 
Frau Schroeder (Berlin) 31.5. 
Schwann 3.5. 
Seuffert 7.5. 
Spies (Brücken) 4.5. 
Dr. Starke 3.5. 
Steinhauer 3.5. 
Walz 3.5. 
Dr. Wellhausen 5.5. 
Dr. Will (Saarbrücken) 3.5. 
Onnen 3.5. 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 3.5. 
Die Mitglieder des Haushaltsausschusses für 
die Plenarsitzungen 

b) Urlaubsanträge 
bis einschließlich 

Altmaier 9.5. 
Dr. Becker (Hersfeld) 9.5. 
Bender 8. 5. 
Birkelbach 9. 5. 
Erler 9.5. 
Gerns 9.5. 
Günther 11.5. 
Haasler 9.5. 
Höfler 9.5. 
Jacobs 9.5. 
Kiesinger 9.5. 

Abgeordnete(r) 	 bis einschließlich 

Dr. Kopf 9.5. 
Kortmann 20.5. 
Dr. Leverkuehn 9.5. 
Lücker (München) 9.5. 
Marx 9.5. 
Frau Dr. Maxsein 9.5. 
Metzger 9.5. 
Frau Meyer-Laule 9.5. 
Dr. Moerchel 6.6. 
Dr. Mommer 9. 5. 
Mühlenberg 10. 5. 
Dr. Oesterle 9.5. 
Paul 9.5. 
Dr. Dr. h. c. Pünder 9.5. 
Frau Dr. Rehling 9.5. 
Schütz 9.5. 
Seidl (Dorfen) 9.5. 
Seither 11. 5. 
Dr. Serres 9.5. 
Dr. Wahl 9.5. 
Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) 9. 5. 
Wiedeck 10. 5. 
Dr. Will (Berlin) 10.5. 
Wullenhaupt 11.5. 

Anlage 2 	 zu Drucksache 3407 
(Vgl. S. 11751 D) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht (16. Ausschuß) über den Entwurf eines Vier-
ten Strafrechtsänderungsgesetzes (Drucksachen 
3407, 3039, 3040 Anlage 5). 

Berichterstatter: Abgeordneter Haasler. 
I. 

Der Entwurf eines Vierten Strafrechtsänderungs-
gesetzes verfolgt den Zweck, die erforderlichen 
Vorschriften des allgemeinen Strafrechts zum 
Schutze der Landesverteidigung und der Bundes-
wehr zu schaffen und zugleich den auf deutschem 
Boden stehenden Truppen der Vertragsstaaten des 
Nord-Atlantikpaktes einen entsprechenden Schutz 
zu gewähren. Der Strafschutz für diese Truppen ist 
bisher in dem sogenannten Anhang A zum Trup-
penvertrag in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. März 1955 (BGBl. II S. 373) geregelt. Der 
Entwurf soll für eine Ablösung dieses auf zwischen-
staatlicher Vereinbarung beruhenden Strafrechts 
durch innerstaatliche Vorschriften die Grundlage 
schaffen. 
Der Entwurf - Drucksache 3039 - wurde in 

erster Lesung in der 190., 191. und 192. Sitzung des 
Bundestages vom 6. bis 8. Februar 1957 beraten 
und an den Ausschuß für Rechtswesen und Ver-
fassungsrecht überwiesen. 
Zusammen mit dem Entwurf eines Wehrstraf-

gesetzes hatte die Bundesregierung weiter als An-
lage 5 der Drucksache 3040 einen neuen Vorschlag 
für die Fassung des gesamten 5a. Abschnitts des 
Zweiten Teils des Strafgesetzbuchs vorgelegt und 
insoweit ihren ursprünglichen Vorschlag aus der 
Drucksache 3039 ersetzt. Die Neufassung des 5a. Ab-
schnitts - Drucksache 3040 Anlage 5 - wurde in 
der 190. Sitzung des Bundestages vom 6. Februar 
1957 ebenfalls dem Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht überwiesen. 

Nach der Verabschiedung des Entwurfs eines 
Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes durch 
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(Haasler) 
das Bundeskabinett sind das Wehrpflichtgesetz 
und das Wehrstrafgesetz verkündet worden. 
Aus diesen Gesetzen waren weitere Folgerun-
gen für den allgemeinen strafrechtlichen 
Schutz der Landesverteidigung zu ziehen. So 
hatte die Bundesregierung die Strafvorschrif-
ten  über den Schutz der Wehrpflicht in ihren 
1. Entwurf eines Vierten Strafrechtsänderungs-
gesetzes nicht aufnehmen können, weil bei der 
Verabschiedung durch das Bundeskabinett 
noch nicht abzusehen war, ob und in welcher 
Ausgestaltung eine allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt werden würde und wie Zuwider-
handlungen von Soldaten gegen ihre allge-
meine Pflicht zur militärischen Dienstleistung 
strafrechtlich erfaßt werden sollten. Um diese 
Lücke im ursprünglichen Entwurf eines Vier-
ten Strafrechtsänderungsgesetzes auszufüllen, 
hatte die Bundesregierung in dem Entwurf 
eines Einführungsgesetzes zum 
Wehrstrafgesetz—Drucksache 3040 — 
Vorschläge unterbreitet, mit denen die Einfüh-
rung von zwei weiteren Tatbeständen, nämlich 
über die Selbstverstümmelung und die Wehr-
dienstentziehung durch Täuschung, empfohlen 
wurde. Sie hatte jedoch deutlich gemacht, daß 
die Materie systematisch in den Entwurf eines 
Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes gehöre. 
Der Ausschuß hat bei den Beratungen des Ein-
führungsgesetzes zum Wehrstrafgesetz die Be-
handlung der beiden Tatbestände für die Be-
ratung des vorliegenden Gesetzentwurfs aus-
gespart. 
Darüber hinaus ergab sich die Notwendigkeit 

von Änderungen auf Grund des in der Zwi-
schenzeit verabschiedeten Wehrstrafge-
setzes. 
Aus diesen Gründen wurde in der Anlage 5 

zu Drucksache 3040 eine neue Formulierung 
des 5 a. Abschnitts vorgelegt. Dieser neue Vor-
schlag ersetzt nunmehr in vollem Umfang den 
Artikel 1 Nr. 1 der ursprünglichen Regierungs-
vorlage eines Vierten Strafrechtsänderungsge-
setzes. 

Der Ausschuß hat seinen Beratungen zu dem 
Artikel 1 Nr. 1 des Regierungsentwurfs die in 
der Anlage 5 zu Drucksache 3040 enthaltenen 
§§ 109 bis 109 i StGB zugrunde gelegt. 
In dem folgenden Bericht zu den einzelnen Be-

stimmungen werden nur die vom Ausschuß vor-
genommenen Änderungen an diesem letzten Vor-
schlag der Bundesregierung (nicht auch dessen Ab-
weichungen von der ursprünglichen Vorlage) näher 
behandelt. 

Ich darf mich dabei darauf beschränken, die vom 
Ausschuß empfohlenen Änderungen des Regierungs-
entwurfs näher zu erläutern und auf die Vor-
schläge einzugehen, die der Bundesrat gemacht hat. 
Bei einzelnen Vorschriften habe ich Hinweise anzu-
bringen, deren Aufnahme in den Bericht der Aus-
schuß gewünscht hat. 

Wegen der Begründung zum Regierungsentwurf 
darf ich auf die Drucksache 3039 und die Erläute-
rungen zu Anlage 5 der Drucksache 3040 verwei-
sen. 

II. 

ZU ARTIKEL 1 (Schutz der Landesverteidigung) 
Artikel 1 enthält die wichtigsten Änderungen 

und Ergänzungen des Strafgesetzbuchs, die dem 
Schutz der Landesverteidigung dienen. 

Er gliedert sich in die Nr. 1 bis 4 (Vergehen ge-
gen die Landesverteidigung — Nr. 1 —, Werbung 
für fremden Wehrdienst — Nr. 2 —, Zersetzende 
Einwirkung auf Pflichtträger des Staates — Nr. 3 — 
und Beschimpfen und böswilliges Verächtlich

-

machen der Bundeswehr — Nr. 4 —). 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag der Bun-
desregierung angeschlossen, diese Materie nicht in 
einem strafrechtlichen Nebengesetz, sondern — 
ihrer besonderen Bedeutung und der Tradition der 
bisherigen deutschen Rechtsentwicklung entspre-
chend — im Strafgesetzbuch selbst zu regeln. 

Zu Nr. 1 (Vergehen gegen die Landesverteidigung) 
Artikel 1 Nr. 1 sieht für den Zweiten Teil des 

Strafgesetzbuchs einen neuen 5a. Abschnitt über 
Vergehen gegen die Landesverteidigung vor, der 
die §§ 109 bis 109 i umfassen soll. 

Der Ausschuß hat den grundsätzlichen Aufbau 
des Abschnitts, wie ihn der Regierungsentwurf vor-
schlägt, im wesentlichen gebilligt. 

Zu § 109 
Die Vorschrift befaßt sich mit der Herbeiführung 

der Dienstuntauglichkeit eines Wehrpflichtigen. 
Der Ausschuß empfiehlt, die Bestimmung in der 
Fassung der Anlage 5 der Drucksache 3040 anzu-
nehmen. 

Zu § 109 a  
Die Vorschrift behandelt den Tatbestand der 

Wehrdienstentziehung durch Täuschung. Sie ist 
mit § 18 des Wehrstrafgesetzes, der die ent-
sprechende Tat eines Soldaten betrifft, eng ver-
wandt. Zu § 18 des Wehrstrafgesetzes hatte der 
Ausschuß auf einen Vorschlag des Bundesrates hin, 
dem die Bundesregierung und der mitberatende 
Ausschuß für Verteidigung zugestimmt hatten, be-
schlossen, den Tatbestand umzugestalten. Die Voll-
endung der Tat sollte erst eintreten, wenn der Tä-
ter sich dem Wehrdienst wirklich entzogen hatte. 
Der Ausschuß war auch bei der Behandlung des 
§ 109 a der Meinung, daß die Regierungsvorlage, 
welche bereits die Absicht der Wehrdienstentzie-
hung genügen ließ, den Tatbestand zu weit aus-
dehnen würde. Der Ausschuß schlägt daher eine 
Fassung vor, die klarstellt, daß eine wirkliche Ent-
ziehung vorliegen muß. 
Außerdem erschien es zweckmäßig, den Begriff 

der arglistigen Machenschaften weiter zu verdeut-
lichen, um eine klarere Abgrenzung gegenüber dem 
Tatbestand der Selbstverstümmelung zu erreichen. 
Der Ausschuß hat deshalb ausdrücklich klargestellt, 
daß sich der Täter arglistiger, auf Täuschung be-
rechneter Machenschaften bedienen müsse. 
Die seinerzeit in § 18 des Wehrstrafgesetzes vor-

genommenen Änderungen sind auch in § 109 a ge-
boten. Das ergibt sich aus der Notwendigkeit einer 
vollständigen systematischen Übereinstimmung 
zwischen dem für Soldaten und dem für Zivilper-
sonen geltenden Tatbestand der Wehrdienstentzie-
hung durch Täuschung. 
Zu § 109 b 
Die Vorschrift betrifft die Verleitung von Solda-

ten zum militärischen Ungehorsam. Sie ist eng an 
den Tatbestand des § 19 des Wehrstrafgesetzes an-
gelehnt. Gegenüber der von der Regierung in der 
Anlage 5 zur Drucksache 3040 vorgeschlagenen Fas-
sung hat der Ausschuß nur in Absatz 5 eine Ände-
rung vorgenommen und einen Absatz 6 hinzuge-
fügt. 
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Die Änderung des Absatzes 5 ist eine zwingende 

Folge aus § 22 Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes. Dort 
ist bestimmt, daß der Ungehorsam eines Soldaten 
nicht rechtswidrig ist, wenn der Befehl, den er 
nicht befolgt oder dessen Ausführung er verwei-
gert, unverbindlich ist. Das gilt nach dem Wehr-
strafgesetz auch dann, wenn der Soldat irrig 
annimmt, der ihm erteilte Befehl sei verbindlich. 
Die Gründe, die zu der Fassung des § 22 WStG ge-
führt haben, sind in dem Schriftlichen Bericht des 
Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
— zu Drucksache 3295 S. 7 — bereits dargelegt. 
Dieselben Gründe gelten auch für § 109 b Abs. 5, 
der dem § 22 Abs. 1 WStG anzupassen ist; denn die 
rechtliche Behandlung eines unverbindlichen Be-
fehls muß im Falle des Ungehorsams eines Soldaten 
und der Verleitung eines Soldaten zum Ungehorsam 
in jeder Beziehung gleich sein. 

Der vom Ausschuß neu hinzugefügte Absatz 6 
dient der Klarstellung des rechtlichen Verhältnisses 
zwischen dem Wehrstrafgesetz und dem Straf-
gesetzbuch. Grundsätzlich würde § 109 b StGB als 
Vorschrift des allgemeinen Strafrechts für jeder-
mann, also auch für Soldaten, gelten. Ohne diesen 
besonderen Verleitungstatbestand im StGB bedürfte 
es keiner Klarstellung, daß der Soldat, der Anstif-
tung zum Ungehorsam begeht, nach § 19 WStG zu 
bestrafen ist. Da aber ohne ausdrückliche gesetz-
liche Regelung für die Tat eines Soldaten offen

-

bliebe, ob § 109 b oder die Anstiftung zu § 19 WStG 
rechtlich vorgeht, hat der Ausschuß die Einfügung 
des Abs. 6 empfohlen. Damit wird der Vorrang des 
Wehrstrafgesetzes ausdrücklich festgelegt und er-
reicht, daß für den Soldaten, der einen anderen 
Soldaten zum Ungehorsam verleitet, die allge-
meinen Vorschriften über militärische Straftaten 
anwendbar sind. In einem gewissen Bereich kann 
dann als Freiheitsstrafe auch Strafarrest in Frage 
kommen (vgl. § 19 Abs. 1 und 4 WStG). 

Zu § 109 c 

Die Vorschrift betrifft die Verleitung eines Sol-
daten zur Fahnenflucht und die Erleichterung der 
Fahnenflucht. Im wesentlichen empfiehlt der Aus-
schuß die Annahme des Regierungsvorschlages in 
der Fassung der Anlage 5 zur Drucksache 3040. Er 
hat der Vorschrift lediglich einen neuen Absatz 4 
angefügt, der ebenso wie § 109 b Absatz 6 das Ver-
hältnis zum Wehrstrafgesetz klären soll. 

Zu § 109 d 
Die Vorschrift des § 109 d, die das Aufstellen 

und Verbreiten unwahrer Tatsachenbehauptungen 
zur Behinderung der Bundeswehr betrifft, ist im 
Ausschuß besonders eingehend behandelt worden. 
Mit Rücksicht auf die Befürchtungen, die von der 
Presse und anläßlich der ersten Lesung des Ent-
wurfs auch von der Opposition gegen die Bestim-
mung geltend gemacht worden sind, sowie zur 
Wahrung des von allen Seiten vertretenen Prin-
zips, daß keine Strafbestimmung über das staats-
politisch unbedingt gebotene Maß hinausgehen 
darf, hat der Ausschuß den Grundgedanken des 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Tatbe-
standes und alle seine einzelnen Merkmale einer 
sehr gründlichen Prüfung unterzogen. 

Was zunächst den Grundgedanken der Vorschrift 
betrifft, bestand im Ausschuß Einverständnis dar-
über, daß die Einführung eines Strafschutzes gegen 
lügnerische Propaganda, die dazu geeignet und 
bestimmt ist, die Bundeswehr in der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu behindern, keinen grundsätz-

lichen Bedenken begegnet. Es wurde von keiner 
Seite bezweifelt, daß der Staat berechtigt ist, den 
Aufbau einer wirksamen Landesverteidigung straf-
rechtlich gegen das Kampfmittel der Lüge abzu-
schirmen. Der Gedanke, daß man mit einer maß-
vollen Schutzbestimmung der Bundeswehr einen 
im Verhältnis zu anderen staatlichen Institutionen 
unvertretbar en Sonderschutz gewähren würde, 
ist im Rechtsausschuß bei § 109 d nicht aufgegrif-
fen worden. Umstritten war jedoch die Frage, wie 
eine Strafvorschrift, welche die Bundeswehr gegen 
unwahre Propaganda schützt, gestaltet werden 
kann, ohne daß daraus die Gefahr einer Beein-
trächtigung des Rechts der freien Meinungsäuße-
rung und einer Verletzung rechtsstaatlicher Grund-
sätze erwächst. Dabei bestand über folgende Ge-
sichtspunkte im Ausschuß Einverständnis: 

a) Der Tatbestand des Regierungsentwurfs ist in-
sofern zu weit, als er nicht angibt, welcher Art 
die tatsächlichen Behauptungen sein müssen, 
durch die der Täter eine Behinderung der Bun-
deswehr anstrebt. Zur klareren Abgrenzung ist 
mindestens festzulegen, daß diese Behauptun-
gen geeignet sein müssen, die Tätigkeit der 
Bundeswehr zu stören. Andernfalls würde der 
Tatbestand auch ein ungefährliches und belang-
loses Verhalten erfassen, wenn der Täter damit 
nur den Zweck einer Behinderung der Bundes-
wehr verfolgte. 

b) Das bloße Aufstellen von Behauptungen tat-
sächlicher Art mit der im Tatbestand geforder-
ten Absicht darf nicht genügen, um die Straf-
barkeit auszulösen. Dadurch würden in gewis-
sen Fällen schon bloße Unmutsäußerungen oder 
Beeinflussungsversuche im engsten Familien-
kreis vom Tatbestand erfaßt. Das sollte aber 
aus rechtsstaatlichen Gründen vermieden wer-
den. Der Ausschuß hatte deshalb zunächst er-
wogen, insoweit zu fordern, daß der Täter 
öffentlich, in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften, Schallaufnahmen, 
Abbildungen oder Darstellungen gehandelt hat. 
Diese Beschränkung auf Handlungen, die un-
mittelbar öffentliche Wirkung haben, erschien 
dem Ausschuß jedoch nach eingehender Prü-
fung zu eng. Dadurch würde die planmäßig ge-
steuerte Agitation, die sich zur Verbreitung un-
wahrer Gerüchte bewußt der Flüsterpropaganda 
bedient, aus dem Anwendungsbereich des Tat-
bestandes ausgeschlossen. Eine solche Tätigkeit 
straffrei zu lassen, scheint im Hinblick auf die 
erwiesene Gefährlichkeit einer bestimmten Art 
von Flüsterpropaganda aber nicht tragbar. Der 
Ausschuß glaubt deshalb eine brauchbare Be-
grenzung darin finden zu können, daß nur 
solche Täter erfaßt werden, die ihre Behauptun-
gen zum Zwecke der Verbreitung aufstellen. 
Allerdings ist einzuräumen, daß die Feststellung 
einer solchen Verbreitungsabsicht im Strafver-
fahren oft Schwierigkeiten verursachen wird. 
Der Ausschuß ist jedoch der Meinung, daß die 
aus rechtsstaatlichen Gründen gebotene Be-
schränkung des Tatbestandes ein wichtigeres 
Anliegen ist als die leichtere Verfolgbarkeit ein-
zelner Täter, denen man die Verbreitungs-
absicht nicht hinreichend beweisen kann. 

c) In der Regierungsvorlage wird nicht gesagt, wel-
ches die Aufgaben sind, auf deren Behinderung 
es dem Täter ankommen muß. Diese Unbe-
stimmtheit sollte nach Auffassung des Ausschus-
ses beseitigt werden. Dem kriminalpolitischen 
Bedürfnis, das mit § 109 d verfolgt wird, dürfte 
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ausreichend Rechnung getragen werden, wenn 
die Behinderungsabsicht des Täters auf die Auf-
gabe der Bundeswehr zur Landesverteidigung 
beschränkt wird. Die übrigen Aufgaben der Bun-
deswehr sind nicht so bedeutsam, daß auch für sie 
ein besonderer Strafschutz erforderlich wäre. 

d) § 109 d in der Fassung des Regierungsvorschlags 
erfaßte zwar nur ein vorsätzliches Verhalten 
des Täters (die Bestrafung eines fahrlässigen 
Verhaltens ist nie vorgeschlagen worden). Nach 
den allgemeinen Lehren des Strafrechts kann 
der Vorsatz jedoch in direktem oder bedingtem 
Vorsatz bestehen. Lediglich in ersterem Falle 
ist notwendig, daß der Täter sich der Unwahr-
heit oder der gröblichen Entstellung der von 
ihm aufgestellten oder verbreiteten Tatsachen-
behauptung wirklich bewußt ist. Für den be-
dingten Vorsatz dagegen genügt es, wenn der 
Täter mit der Unwahrheit oder gröblichen Ent-
stellung der Tatsachenbehauptung rechnet und 
diese bei seiner Handlung billigend in Kauf 
nimmt. Über die Frage der Einbeziehung auch 
des bedingten Vorsatzes in den Tatbestand ist 
im Ausschuß eingehend beraten worden. 

Von einer Minderheit des Ausschusses wurde 
die Schaffung einer Strafbestimmung, die den 
bedingten Vorsatz genügen läßt, überhaupt ab-
gelehnt. Diese Minderheit befürchtete, daß bei 
bestimmten Personengruppen die Gerichte dazu 
neigen könnten, einen bedingten Vorsatz häu-
figer anzunehmen. als dies bei der gebotenen 
engen Auslegung tunlich sei. Die Einbeziehung 
des bedingten Vorsatzes berge aber vor allem 
die Gefahr, daß auch verfassungstreue Staats-
bürger, die nur überzeugte Gegner der Auf-
rüstung seien, mit der Strafvorschrift in Kon-
flikt geraten könnten. Sie bewirke, daß für 
jeden, der etwas über die Bundeswehr berich-
ten wolle, ein erhebliches strafrechtliches Risiko 
entstehe, wenn er nicht genau über die Wahr-
heit oder Unwahrheit des ihm vorliegenden 
Tatsachenmaterials unterrichtet sei. Das bloße 
Vorhandensein dieses Risikos werde aller Vor-
aussicht nach zu einer unerwünschten Veren-
gung der Diskussion über die Bundeswehr füh-
ren. Es würden damit Gefahren für das Recht 
der freien Meinungsäußerung heraufbeschwo-
ren. 

Die Mehrheit des Ausschusses teilte diese Be-
fürchtungen zwar nicht. Sie verwies darauf, daß 
der Tatbestand in jedem Falle nur das Auf-
stellen und Verbreiten von Behauptungen über 
Tatsachen umfasse und daß damit Werturteile 
und Meinungsäußerungen aus dem Anwen-
dungsbereich von vornherein ausgeschieden 
seien. Aber auch die Mehrheit hat sich für den 
Fall der Schaffung einer Strafbestimmung, die 
den Eventualvorsatz einbezieht, um Einschrän-
kungen des Tatbestandes bemüht; sie wollte da-
mit die Bedenken der Minderheit nach Möglich-
keit ausräumen und jeder Beeinträchtigung der 
öffentlichen Auseinandersetzung um Fragen der 
Landesverteidigung entgegenwirken. Sie hatte 
deshalb als weiteres Tatbestandsmerkmal für 
den Fall, daß der Täter nicht wider besseres 
Wissen gehandelt hat, aber mit der Unwahrheit 
der Tatsachenbehauptung rechnete und sie billi-
gend in Kauf nahm, das Unterlassen zumut-
barer Erkundigungen über die Sachlage gefor-
dert. Außerdem wollte die Mehrheit das Ver-
breiten von Nachrichten, die zur Unterrichtung 

der Öffentlichkeit im Rahmen der üblichen 
Presseberichterstattung mitgeteilt werden, vom 
Tatbestand ausnehmen *). 

Aber auch diese vorgeschlagenen Einschrän-
kungen vermochten nicht, die Bedenken der 
Minderheit zu zerstreuen. Die Mehrheit des 
Ausschusses entschloß sich daraufhin, einer Ein-
schränkung der Strafbarkeit auf die Fälle des 
direkten Vorsatzes zuzustimmen. Die beschlos-
sene Einfügung wurde einstimmig gestrichen. 
Es erschien ihr rechtspolitisch bedenklich, eine 
Strafbestimmung durchzusetzen, die von einer 
starken Minderheit des Parlaments besonders 
intensiv bekämpft wird. Die Mehrheit glaubte 
auch, daß gegenwärtig zwingende staatspolitische 
Gründe einem Nachgeben insoweit nicht ent-
gegenstehen. Sie will den Versuch vertreten, 
mindestens zunächst mit einer Gesetzesbestim-
mung auszukommen, die lediglich die Aufstel-
lung von Tatsachenbehauptungen wider besse-
res Wissen und ihre Verbreitung in Kenntnis der 
Unwahrheit erfaßt. 
Die vorstehend mitgeteilten Erwägungen haben 

schließlich zu der im Ausschußbericht enthaltenen 
Neufassung des § 109 d geführt. 
Dabei hat der Ausschuß auch geprüft, ob die 

Ausnahmeregelung für die Presse, die im Rahmen 
der Diskussion über die Schaffung einer den be-
dingten Vorsatz einschließenden Strafbestimmung 
formuliert worden war, ebenfalls gelten soll, wenn 
der Täter wider besseres Wissen gehandelt hat. Die 
Frage ist von der Mehrheit verneint worden, weil 
es schon aus dogmatischen Gründen unerträglich 
wäre, kraft Gesetzes ausdrücklich zuzulassen, daß 
das Kampfmittel der Lüge in sicherer Erkenntnis 
ihres Charakters gegen die Bemühungen um den 
Aufbau der Landesverteidigung eingesetzt werden 
darf. 

Im Ausschuß wurden Bedenken dagegen erhoben, 
daß auch „gröblich entstellte" Behauptungen 
tatsächlicher Art zur Erfüllung des Tatbestandes 
genügen sollten. Eine Minderheit sah darin die Ge-
fahr einer untragbaren Ausweitung und gab ins-
besondere der Befürchtung Ausdruck, daß es sich 
bei dem Merkmal der „gröblichen Entstellung" um 
einen schwer abgrenzbaren Begriff handele, der 
einer willkürlichen Anwendung des Tatbestandes 
Vorschub leiste. Die Mehrheit des Ausschusses hielt 
diese Bedenken für unbegründet. Das Strafgesetz-
buch verwendet den Begriff der Entstellung bereits 
in verschiedenen Vorschriften (z. B. in den §§ 100 d 
und 131). Nach der Auslegung in Rechtsprechung 
und Lehre ist eine Tatsachenbehauptung entstellt, 
wenn sie nur eine Teilwahrheit enthält und 
insgesamt nicht unerheblich von der Wahrheit ab-
weicht. Im Jahre 1951 ist als § 100 d Abs. 3 in das 
Strafgesetzbuch eine Bestimmung eingefügt wor-
den, die das Aufstellen und Verbreiten unwahrer 
oder „gröblich" entstellter Behauptungen mit 

*) Dementsprechend hatte die Mehrheit einen Ausschuß-
beschluß dahingehend herbeigeführt, daß dem § 109 d fol-
gender Absatz 2 angefügt wurde: 

„(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die unwahre oder 
gröblich entstellte Behauptung nicht wider besseres Wissen, 
aber vorsätzlich aufstellt oder verbreitet, obwohl er ihm 
zumutbare Erkundigungen über den Sachverhalt unter-
lassen hat, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Diese Vorschrift ist auf das Ver-
breiten von Nachrichten, die zur Unterrichtung der Öffent-
lichkeit im Rahmen der üblichen Presse- oder Funkbericht-
erstattung mitgeteilt werden, nicht anzuwenden." 
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einer bestimmten Absicht des Täters betrifft. Die 
Neufassung ist bisher übereinstimmend dahin ver-
standen worden, daß an dieser Stelle des Gesetzes 
unter einer unwahren Behauptung nur das Erfin-
den und für wahr Ausgeben einer angeblichen Tat-
sache zu verstehen sei (Leipz. Komm. § 100 d 
Anm. 5), während Behauptungen mit einem gewis-
sen Wahrheitsgehalt unter dem Gesichtspunkt der 
gröblichen Entstellung zu prüfen seien. Die Beibe-
haltung des Begriffs der gröblichen Entstellung be-
gegnet deshalb nach Meinung der Ausschußmehr-
heit keinen Bedenken. Gegenüber einer von der 
Minderheit vorgeschlagenen Beschränkung des 
Tatbestandes auf unwahre Behauptungen soll die 
jetzige Fasung des § 109 d sicherstellen, daß bei der 
strafrechtlichen Beurteilung von Teilwahrheiten 
erst das gröbliche Abweichen von der Wahrheit 
den Tatbestand erfüllt. Es soll hier also nicht, wie 
z. B. bei den §§ 164, 187 StGB, das Merkmal der 
Unwahrheit schon ausgefüllt sein, wenn eine Tat-
sachenbehauptung nur eine Teilwahrheit enthält, 
die bezüglich der Gesamtbehauptung ein nicht un-
erhebliches Abweichen von der Wahrheit mit sich 
bringt; das Abweichen müßte „gröblich" sein. 

Bedenken wurden auch dagegen vorgebracht, daß 
im Tatbestand überhaupt eine bestimmte Absicht 
des Täters gefordert wird. Eine Minderheit des 
Ausschusses befürchtete, daß das Merkmal der Ab-
sicht, die Bundeswehr in der Erfüllung ihrer Auf-
gaben zu behindern, zu Rechtsungleichheiten führen 
könnte. Um solche möglichen Ungleichheiten (z. B. 
in der Beurteilung von Äußerungen eines über-
zeugten Gegners der Bundeswehr und eines wohl-
meinenden, aber über das Ziel hinausschießenden 
Kritikers) zu beseitigen, war die Minderheit bereit, 
eine Ausweitung des Anwendungsbereichs der Vor-
schrift in Kauf zu nehmen. Der Ausschuß hat diese 
Bedenken gründlich geprüft. Seine Mehrheit ist der 
Auffassung, daß der Tatbestand zu weit würde und 
auch kriminell nicht strafwürdige Fälle erfaßte, 
wenn auf die Einbeziehung der Motive des Täters 
in den Tatbestand verzichtet wird. Die Vorschrift 
würde vor allem ihre Richtung gegen die Feinde 
der Demokratie einbüßen, wenn es auf den Beweg-
grund des Täters nicht mehr ankommen sollte. 
Harmlose Fälle bloßer Prahlerei oder übertrie-
bener Kritik könnten dann nach § 109 d strafbar 
werden. Eine Ausweitung durch Verzicht auf die 
gezielte Willensrichtung des Täters schien deshalb 
nicht tunlich. Zudem muß auch darauf hingewiesen 
werden, daß die allgemeine Einstellung eines Tä-
ters zur Bundeswehr im Einzelfall allein keines-
wegs ausreicht, um die im Tatbestand geforderte 
konkrete Absicht festzustellen. Die Gerichte wer-
den, wie dies in allen strafrechtlichen Tatbeständen 
zu geschehen hat, an die Feststellung der Motive 
des Täters auch hier strenge Anforderungen stel-
len. 

Die in der Öffentlichkeit, insbesondere von der 
Presse erhobenen Einwendungen gegen den § 109 d, 
dürften durch die vom Ausschuß vorgeschlagene 
Neufassung behoben sein. Es mag nochmals darauf 
hingewiesen werden, daß der Tatbestand dieser 
Vorschrift nur das Aufstellen und Verbreiten von 
Tatsachenbehauptungen, nicht aber Werturteile 
und Meinungsäußerungen umfaßt (und auch von 
vornherein nicht umfaßte). Dieser Gesichtspunkt ist 
in der Pressekritik an dem Regierungsentwurf 
meist übersehen worden, und die als typische An-
wendungsfälle des § 109 d bezeichneten Beispiele 
waren regelmäßig solche, die als eindeutige Mei-
nungsäußerungen oder Werturteile mit Sicherheit 

nicht erfaßt wurden. Allerdings ist einzuräumen, 
daß die Grenze zwischen Tatsachenbehauptungen 
und Werturteilen fließend ist und daß es in einem 
bestimmten Grenzbereich Fälle gibt, in denen die 
Zuordnung zu den Tatsachenbehauptungen oder 
den Meinungsäußerungen zweifelhaft sein kann. 
Die Rechtsprechung hat sich jedoch im Rahmen des 
Beleidigungsrechts mit dieser Frage eingehend be-
schäftigt und allgemeine Grundsätze entwickelt, 
die auch auf § 109 d anzuwenden sein werden. — 
Eine Beeinträchtigung des Rechts der freien Mei-
nungsäußerung durch die jetzt vorgeschlagene 
Fassung des § 109 d erscheint nicht gegeben. 

Die Mehrheit des Ausschusses ist andererseits der 
Auffassung, daß eine weitere Einengung der Be-
stimmung oder gar ihr Fortfall aus staatspolitischen 
Gründen nicht vertreten werden könnte. Es er-
schien ihr notwendig, eine Gesetzesbestimmung zu 
schaffen, um insbesondere der planmäßigen, von 
verfassungsfeindlichen Organisationen aus dem 
Ausland gelenkten Agitation entgegenzuwirken. 
Sie empfiehlt die Annahme in der im Ausschuß er-
arbeiteten Fassung. 

Zu § 109 e 
Die Vorschrift behandelt die Sabotage. Auch hier 

hält der Ausschuß aus rechtsstaatlichen Gründen 
gegenüber der Regierungsvorlage gewisse Ein-
schränkungen des Tatbestandes für erforderlich. Im 
einzelnen schlägt er folgende Änderungen vor: 
a) Als Gegenstände der Sabotage sollen neben den 

Wehrmitteln nur solche Einrichtungen und An-
lagen in Frage kommen, die ganz oder vorwie-
gend der Landesverteidigung oder dem Schutz 
der Zivilbevölkerung gegen Kriegsgefahren 
dienen. Nach dem Regierungsentwurf genügte 
es, daß die Einrichtung oder Anlage irgend

-

wie der Landesverteidigung diente. Besonders 
im Hinblick auf die Einbeziehung gewerblicher 
Betriebe, in denen nur nebenbei einzelne Ge-
genstände für den Bedarf der Bundeswehr  her-
gestellt oder ausgebessert werden, hatte der 
Ausschuß gegen die von der Bundesregierung 
vorgeschlagene weite Fassung Bedenken. Sie 
könnte nämlich dazu führen, daß Sachbeschä-
digungen in einem Betrieb, auch wenn jede 
Richtung gegen die Interessen der Landesver-
teidigung fehlt, zur Sabotage nach § 109 e wer-
den, weil in dem Betrieb zufällig in geringem 
Umfang Einzelteile von Wehrmitteln oder Ge-
räte für die Truppe hergestellt werden. Die vom 
Ausschuß vorgeschlagene Beschränkung auf 
Einrichtungen und Anlagen, die ganz oder vor-
wiegend der Landesverteidigung dienen, dürfte 
dieses Bedenken ausräumen. (Die ausdrückliche 
Aufnahme auch der Einrichtungen und Anlagen, 
die dem Schutz der Zivilbevölkerung gegen 
Kriegsgefahren dienen, soll nur klarstellen und 
verdeutlichen. Diese Gegenstände dürften schon 
durch die Regierungsfassung unter dem Ge-
sichtspunkt ihrer Zweckbestimmung für die 
Landesverteidigung erfaßt gewesen sein.) 

b) Der Tatbestand des Regierungsentwurfs sah u. a. 
vor, daß sich auch strafbar macht, wer einen 
in § 109 e geschützten Gegenstand unbefugt 
preisgibt. Der Ausschuß schlägt vor, diese 
Möglichkeit der Tatbegehung zu streichen, weil 
der Begriff des Preisgebens nicht genügend 
sicher abgrenzbar ist, um die Bestrafung in allen 
Fällen auszuschließen, die nicht strafwürdig er-
scheinen. Außerdem dürfte der Fall des Preis-
gebens von Wehrmitteln wirkliche Bedeutung 
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nur im Verteidigungsfall und nur insoweit ha-
ben, als es sich um Soldaten handelt, die im 
Einsatz ihre Waffen und ihr Gerät im Stich 
lassen. Es empfiehlt sich deshalb, die Frage 
nicht im Strafgesetzbuch, sondern im noch aus-
stehenden Kriegsteil des Wehrstrafgesetzes zu 
regeln. 

c) Nach dem Vorschlag der Regierung zu § 109 e 
in der Fassung der Anlage 5 zur Drucksache 
3040 sollte der Täter u. a. strafbar sein, wenn 
er durch die Sabotagehandlung eine Gefahr für 
Leib oder Leben eines Menschen herbeiführt. 
(Der ursprüngliche Regierungsentwurf hatte 
hier noch eine Gefahr für Menschenleben ge-
fordert, also die bloße Gefährdung der körper-
lichen Unversehrtheit nicht genügen lassen.) 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß in dieser 
Frage der ursprüngliche Wortlaut der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt werden sollte. 
Die Strafdrohung von mindestens 3 Monaten 
Gefängnis, die § 109 e vorsieht, dürfte nicht ge-
rechtfertigt sein, wenn durch die Sabotage-
handlung nur die Gesundheit eines Menschen 
gefährdet wird. Es besteht auch kein zwingen-
der Grund, die im Tatbestand vorausgesetzte 
Gefahr in voller Übereinstimmung mit der ent-
sprechenden Vorschrift des § 109 b (Verleitung 
zum Ungehorsam) zu formulieren, weil es dort 
gerechtfertigt erscheint, auch bloße Leibesgefah-
ren einzubeziehen. (Bei der Verleitung zum Un-
gehorsam ist auch keine Mindeststrafe vorgese-
hen, so daß in leichten Fällen eine Strafe aus 
dem untersten Bereich des Strafrahmens mög-
lich ist.) Diese Fälle lassen sich schließlich oft 
unter keinem anderen strafrechtlichen Gesichts-
punkt erfassen, so daß Taten, durch die eine 
Leibesgefahr für einen Menschen herbeigeführt 
wird, ohne die in § 109 b vorgenommene Er-
weiterung straflos bleiben müßten. Bei der 
Sabotage können dagegen die leichten Taten in 
der Regel als Sachbeschädigung, Diebstahl oder 
dergleichen geahndet werden. Ihre Einbezie-
hung in den Tatbestand des § 109 e erscheint 
nicht erforderlich. 

d) Eine bedeutsame Änderung schlägt der Aus-
schuß schließlich für die fehlerhafte Herstellung 
oder Lieferung von Gegenständen, die  der  Lan

-desverteidigung dienen, vor. Er ist der Meinung, 
daß in diesen Fällen die Möglichkeit der Tat-
begehung mit 'bedingtem Vorsatz ausgeschlos-
sen werden sollte. Um die schwerwiegende Min-
deststrafdrohung von 3 Monaten Gefängnis 
zu rechtfertigen, ist zu fordern, daß der Täter 
die Fehlerhaftigkeit des von ihm hergestellten 
oder gelieferten Gegenstandes sicher erkennt 
und daß er sich auch der von ihm herbeige-
führten konkreten Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland, für die Schlag-
kraft der Truppe oder für Menschenleben voll be-
wußt ist. Taten, bei denen er nur mit der Feh-

lerhaftigkeit des Gegenstandes oder mit der im 
Tatbestand vorausgesetzten Gefahr rechnet und 
sie billigend in Kauf nimmt, können im Einzel-
fall einen so geringen Unrechts- und Schuldge-
halt haben, daß eine Strafe von mindestens 
3 Monaten Gefängnis nicht zu verantworten wäre. 
Der Ausschuß schlägt deshalb vor, die Sabotage 
durch fehlerhafte Herstellung oder Lieferung 
von Gegenständen, die der Landesverteidigung 
dienen, nur dann mit der in Absatz 1 vorge-
sehenen Mindeststrafe zu bedrohen, wenn der 

Täter mit direktem Vorsatz gehandelt hat. Das 
wird dadurch erreicht, daß in Absatz 1 a sowohl 
für die Sabotagehandlung wie auch für die Her-
beiführung der Gefahr Wissentlichkeit gefor-
dert wird. — Aus der Einschränkung, die damit 
für den Vorsatz des Täters in Absatz 1 a vorge-
schlagen wird, ergibt sich die Notwendigkeit 
einer Ergänzung des Absatzes 4. Da Absatz 1 a 
im Hinblick auf die hohe Strafandrohung nur 
wissentliches Handeln des Täters erfassen soll, 
muß in Absatz 4 neben der fahrlässigen Herbei-
führung 'der Gefahr auch die Gefährdung mit 
bedingtem Vorsatz ausdrücklich erwähnt wer-
den. Insoweit handelt es sich um eine zwin-
gende Folge, die sich aus der Abänderung des 
Absatzes 1 des Regierungsentwurfs ergibt. 

Zu § 109 f 
Die Vorschrift betrifft das Sammeln von Nach-

richten und den Nachrichtendienst über mili-
tärische Angelegenheiten. Der Ausschuß schlägt 
vor, die Vorschrift in der Fassung der Regierungs-
vorlage mit folgender Einschränkung anzuneh-
men: 

Der Tatbestand verbietet das Sammeln von 
Nachrichten und den militärischen Nachrichten-
dienst für Dienststellen und Organisationen außer-
halb des räumlichen Geltungsbereichs des Gesetzes 
und für verbotene Vereinigungen, soweit der Täter 
Bestrebungen dient, die gegen die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland oder die Schlagkraft 
der Truppe gerichtet sind. — Die Fassung der 
Regierungsvorlage würde an  sich hinreichend ge-
währleisten, daß die Tätigkeit ausländischer Jour-
nalisten, soweit sie sich im Rahmen der üblichen 
Presseberichterstattung hält, durch den Tatbe-
stand 

 
 nicht erfaßt wird. Um aber dieses Ergebnis, 

das aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit unerläß-
lich ist, unter allen Umständen sicherzustellen, 
schlägt der  Ausschuß vor, das Sammeln von Nach-
richten und den Nachrichtendienst über Angelegen-
heiten der Landesverteidigung dann ausdrücklich 
aus dem Tatbestand herauszunehmen, wenn es sich 
dabei um eine Tätigkeit handelt, die zur Unter-
richtung der Öffentlichkeit im Rahmen der üblichen 
Presse- und Funkberichterstattung ausgeübt wird. 

Die Beantwortung der Frage, unter welchen 
Voraussetzungen eine Berichterstattung üblich 
ist, begegnet keinen besonderen theoretischen 
Schwierigkeiten. Die allgemeine Berichterstattung 
pflegt nach den bisherigen Erfahrungen Gegen-
stände aus allen Lebensbereichen nur insoweit zu 
erfassen, als mit einem Interesse der Öffentlichkeit 
an diesen Gegenständen zu rechnen ist. So werden 
auch im militärischen Bereich zahlreiche nicht ge-
heim behandelte Nachrichten für die breite Öffent-
lichkeit des In- und Auslands wissenswert sein; 
solche Nachrichten werden stets in den Rahmen 
der üblichen Presseberichterstattung fallen. Sind 
jedoch Einzelheiten Gegenstand systematischer Er-
fassung, die das breite Publikum (oder die Leser-
schaft einer bestimmten Zeitschrift) nicht inter-
essieren und gehören diese Einzelheiten auch nicht 
zu den von Presse und Rundfunk sonst behandel-
ten Themen, so wird das meist ein Hinweis darauf 
sein, daß die Grenze der üblichen Berichterstattung 
überschritten und die Verwertung des Materials 
nicht für Presse und Rundfunk, sondern letztlich 
für einen ausländischen Nachrichtendienst geplant 
ist. Bei Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte 
und der Erfahrungen des täglichen Lebens dürften 
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sich für die Rechtsprechung keine unüberwind-
lichen Schwierigkeiten ergeben, den Begriff der 
„Üblichkeit" einer Berichterstattung im Einzelfall 
näher zu konkretisieren. 

Die vorgeschlagene Einschränkung läßt die Be-
urteilung militärischer Nachrichtendienste unter 
anderen strafrechtlichen Gesichtspunkten (z. B. 
dem des Landesverrats) unberührt. 

Zu § 109 g  
Die Vorschrift behandelt das Abbilden und Be-

schreiben militärisch bedeutsamer Gegenstände 
oder Vorgänge und ,das Anfertigen von Lichtbild

-

aufnahmen aus Luftfahrzeugen. Im wesentlichen 
schlägt der Ausschuß vor, die Regierungsfassung 
anzunehmen. Jedoch hält er folgende Einschrän-
kungen für erforderlich: 

a) In den Absätzen 1 und 2 soll hinsichtlich der 
Herbeiführung der Gefahr für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland oder die 
Schlagkraft der Truppe nur direkter Vorsatz 
des Täters genügen. Um dies zu erreichen, wird 
'in den beiden Absätzen jeweils das Wort „wis-
sentlich" eingefügt. Das hat zur Folge, daß sich 
der Täter bei Vornahme seiner Handlung der 
Gefahr, die er herbeiführt, sicher bewußt sein 
muß. Fälle des bedingten Vorsatzes, in denen 
der Täter nur mit der Möglichkeit der Gefähr-
dung rechnet und sie billigend in Kauf nimmt, 
werden damit ausgeschieden. Diese Einschrän-
kung erscheint deshalb geboten, weil bei Ein-
beziehung des bedingten Vorsatzes auch Fälle 
vom Tatbestand erfaßt werden können, die 
nicht strafwürdig sind oder für die mindestens 
der weite Strafrahmen des Absatzes 1 nicht 
angemessen erscheint. 

Aus der Änderung des Absatzes 1 ergibt 
sich die zwingende Folge, daß nunmehr in Ab-
satz 4 neben der nichtvorsätzlichen Herbeifüh-
rung der Gefahr auch der Fall des bedingten 
Vorsatzes ausdrücklich erwähnt werden muß. 

b) Der Ausschuß hält es bei Absatz 4 der Regie-
rungsvorlage nicht für vertretbar, die Möglich-
keit der Bestrafung auch dann zu eröffnen, wenn 
der Täter die Beschreibung oder Abbildung 
zwar vorsätzlich weitergegeben, dadurch aber 
nur fahrlässig die im Tatbestand ge-
forderte Gefahr herbeigeführt hat. Gerade beim 
Fotografieren von militärisch bedeutsamen Ge-
genständen und bei der Verbreitung solcher 
Aufnahmen wird einem Täter häufig nicht be-
wußt werden, daß er dadurch eine Gefahr für 
die Staatssicherheit herbeiführt. Es wäre eine 
Überspannung des Strafschutzes, in diesem Be-
reich jede Fahrlässigkeit für die Strafbarkeit 
genügen zu lassen. Der Ausschuß hält es viel-
mehr für geboten, Strafe nur demjenigen anzu-
drohen, der die Gefahr mit einem besonders 
hohen Grade von Fahrlässigkeit, d. h. nach der 
Ausdrucksweise des Strafgesetzbuchs leicht

-

fertig, herbeigeführt hat. 

Zu § 109 h 

Diese Vorschrift befaßt sich mit der Anwerbung 
für fremden Wehrdienst. Sie entspricht wörtlich 
dem geltenden § 141 StGB. Aus technischen Grün-
den hat der Ausschuß im Gegensatz zur ersten 
Regierungsvorlage die Bestimmung hier voll aus-
geführt und dementsprechend bei Artikel 1 Nr. 2 
vorgesehen, daß der wortgleiche § 141 StGB ge-

strichen wird. (Gegenüber der Regierungsvorlage 
aus der Anlage 5 zu Drucksache 3040 ergeben sich 
bei § 109 h keine Änderungen.) 

Zu § 109 i 

Die Vorschrift befaßt sich mit den Nebenstrafen, 
die bei Straftaten nach den §§ 109 bis 109 h zu-
lässig sind. Der Ausschuß schlägt vor, den grund-
sätzlichen Aufbau der Vorschrift, wie ihn die An-
lage 5 der Drucksache 3040 vorsieht, zu billigen. 
Im einzelnen hält er jedoch folgende Änderungen 
für erforderlich: 

a) Die Nebenstrafen der Amtsunfähigkeit, des 
Verlustes des Wahl- und Stimmrechts und der 
Wählbarkeit sowie des Verlustes der aus öf fent-
lichen  Wahlen hervorgegangenen Rechte sollen 
bei den in Absatz 1 Nr. 2 aufgeführten Tat-
beständen nur zulässig sein, wenn der Täter zu 
einer Gefängnisstrafe von mindestens 1 Jahr 
verurteilt wird. (Die Regierungsvorlage wollte 
hier Gefängnisstrafe von mindestens 3 Mona-
ten genügen lassen. Sie hatte sich dabei eng an 
die entsprechenden Vorschriften der §§ 85, 98 
und 101 StGB angelehnt, die für Straftaten 
des Hochverrats, der Staatsgefährdung und des 
Landesverrats ebenfalls auf eine Mindeststrafe 
von 3 Monaten Gefängnis abstellen.) Die Mehr-
heit des Ausschusses ist zu der Überzeugung ge-
kommen, daß die Verurteilung zu einer Ge-
fängnisstrafe von weniger als einem Jahr nicht 
ausreichen darf, um die schwerwiegende Folge 
einer strafgerichtlichen Aberkennung der Amts-
fähigkeit, des Wahl- und Stimmrechts und der 
Wählbarkeit oder des Abgeordnetenmandats 
auszulösen. Soweit solche Maßnahmen in die-
sem unteren Bereich erforderlich sind, sollten 
sie ausschließlich auf Grund des Disziplinar-
rechts oder der für die Wahlkörperschaften 
geltenden Vorschriften getroffen werden. Der 
Ausschuß nimmt die Ungleichheit der Rechts-
lage, die sich damit für die Abschnitte über 
Vergehen gegen die Landesverteidigung auf der 
einen und über Hochverrat, Staatsgefährdung 
und Landesverrat auf der anderen Seite er-
gibt, in Kauf. Er glaubt erwarten zu können, 
daß die Vorschriften über Nebenstrafen in die-
sen letzteren Abschnitten so bald wie möglich, 
spätestens im Zusammenhang mit der schwe-
benden allgemeinen Reform des Strafrechts, 
der getroffenen Neuregelung angepaßt werden. 
Bei der Beratung des § 109 i hat der Aus-

schuß auch geprüft, ob überhaupt ein sachliches 
Bedürfnis besteht, die Aberkennung von Rech-
ten, die aus öffentlichen Wahlen hervorgegan-
gen sind, durch den Strafrichter zuzulassen, 
oder ob es nicht vorzuziehen ist, die Entschei-
dung über diese Frage grundsätzlich den jeweils 
in Frage kommenden Wahlkörperschaften zu 
überlassen. Dabei hat sich jedoch ergeben, daß 
die Möglichkeiten der Entziehung dieser Rechte 
für die verschiedenen Wahlkörperschaften des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden so un-
terschiedlich gestaltet sind, daß jedenfalls vor-
läufig an den einheitlich für das ganze Bundes-
gebiet geltenden strafrechtlichen Möglichkeiten 
festgehalten werden sollte. Der Ausschuß ist 
der Meinung, daß dieser Fragenkomplex bei 
anderer Gelegenheit einer gründlichen Über-
prüfung bedarf. 

b) Aus dem Katalog der Tatbestände, bei denen 
die unter a) genannten Nebenstrafen zulässig 
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sein sollen, schlägt der Ausschuß vor, die §§ 109 
bis 109 d zu streichen*). — Soweit es sich um 
die §§ 109 bis 109 c handelt, ergibt sich die 
Notwendigkeit der Streichung aus systema-
tischen Gründen. Straftaten von Soldaten, die 
an sich einen der in den §§ 109 bis 109 c ent-
haltenen Tatbestände erfüllen, werden in der 
Regel nicht nach dem Strafgesetzbuch, sondern 
nach den Vorschriften des Wehrstrafgesetzes 
vom 30. März 1957 (BGBl. I S. 298) geahndet. 
Da letzteres aber die Möglichkeit, besondere 
Nebenstrafen zu verhängen, nicht vorsieht, 
würde bei Aufrechterhaltung der Regierungs-
vorlage eine nicht gerechtfertigte Ungleich-
heit in der Behandlung von Soldaten und 
Zivilpersonen eintreten. Das muß vermieden 
werden. Auch bei § 109 d möchte der Ausschuß 
die genannten schwerwiegenden Nebenstrafen 
nicht zulassen, weil durch diese Vorschrift mög-
licherweise auch politische Überzeugungstäter 
erfaßt werden, die zwar eine fühlbare Strafe, 
aber nicht den Verlust der Amtsfähigkeit oder 
anderer staatsbürgerlicher Rechte verdienen. 

Zu Nr. 2 (Werbung für fremden Wehrdienst) 

Der Regierungsentwurf hatte hier vorgeschlagen, 
den geltenden § 141 StGB in den Abschnitt über 
Vergehen gegen die Landesverteidigung einzu-
fügen. Der Ausschuß hat jedoch aus technischen 
Gründen den vollständigen Wortlaut dieser Vor-
schrift bereits in den Abschnitt aufgenommen, so 
daß hier nur noch die Streichung des § 141 StGB 
vorzusehen ist. 

Zu Nr. 3 (§ 91 StGB — Zersetzende Einwirkung 
auf Pflichtenträger des Staates) 

Artikel 1 Nr. 3 des Entwurfs sieht eine Ände-
rung des § 91 StGB vor. In der geltenden Fassung 
enthält die Vorschrift eine Strafdrohung für den, 
der auf Angehörige einer Behörde oder eines öf-
fentlichen Sicherheitsorgans in der Absicht ein-
wirkt, die pflichtmäßige Bereitschaft zum Schutze 
des Bestandes oder der Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland oder der verfassungsmäßigen 
Ordnung des Bundes oder eines Landes zu unter-
graben. Der Regierungsentwurf schlug vor, diese 
Vorschrift aus Gründen der Klarstellung dahin 
zu ergänzen, daß die Bundeswehr als öffentliches 
Sicherheitsorgan ausdrücklich genannt wird und 
daß die Einwirkung des Täters auch das Ziel ver-
folgen kann, die pflichtmäßige Bereitschaft zum 
Dienst für die Landesverteidigung zu untergraben. 
Die Bundesregierung steht auf dem Standpunkt, 
daß diese Ergänzung keine sachliche Änderung 
des geltenden Rechts bewirkt, sondern lediglich 
einer gebotenen Verdeutlichung dient und die An-
knüpfung für eine entsprechende Vorschrift zum 
Schutze der Vertragsstaaten des Nordatlantikpak-
tes erleichtert. Die Frage, ob diese Auffassung der 
Bundesregierung zutrifft, ist im Ausschuß ein-
gehend erörtert worden. Eine Minderheit war der 
Meinung, daß die Bundeswehr als ein für die äu-
ßere Sicherheit der Bundesrepublik verantwort-
liches Organ durch die geltende Fassung des § 91 
StGB nicht erfaßt werde, weil der Gesetzgeber bei 
Einführung der Vorschrift durch das Strafrechts-
änderungsgesetz vom 30. August 1951 offensicht-
lich nur an solche Organe gedacht habe, denen die 

*) In der Drucksache 3407 ist versehentlich an entspre-
chender Stelle auf § 109c statt — richtig — auf § 109e 
verwiesen. 

Aufrechterhaltung der Sicherheit im Innern ob-
liege. Außerdem sei die Bereitschaft zum Dienste 
für die Landesverteidigung grundsätzlich verschie-
den von der Bereitschaft zum Schutze der Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland. Der Begriff 
der Sicherheit der Bundesrepublik sei in der Ver-
fassung verankert und weitgehend geklärt. Da-
gegen sei die Frage, ob und welche Maßnahmen 
zur Landesverteidigung geboten seien, in der öf-
fentlichen Diskussion noch im Fluß; sie könne mit 
guten Gründen durchaus unterschiedlich beurteilt 
werden. Das habe aber zur Folge, daß auch die 
pflichtmäßige Bereitschaft zum Dienst für die Lan-
desverteidigung kein Begriff sei, der bei dem ge-
genwärtigen Stand der Auseinandersetzungen mit 
objektiven Maßstäben abgegrenzt werden könne. 
Die Mehrheit des Ausschusses läßt dahingestellt, 
ob die vorstehend wiedergegebene Auffassung 
richtig ist. Sie glaubt, daß auf einen strafrecht-
lichen Schutz im Sinne des § 91 StGB grundsätz-
lich auch für die Streitkräfte nicht verzichtet wer-
den kann und billigt deshalb die von der Bundes-
regierung vorgeschlagene ausdrückliche Erwäh-
nung der Bundeswehr. Im übrigen hat sie keine 
Bedenken, den Hinweis auf die pflichtmäßige Be-
reitschaft zum Dienst für die Landesverteidigung 
fallenzulassen, weil insoweit die bisher geltende 
Fassung ausreicht, um alle strafwürdigen Fälle zu 
erfassen. 
Der Ausschuß hat außerdem die Frage geprüft, 

ob es, von der vorstehend behandelten Änderung 
abgesehen, bei dem geltenden Text des § 91 StBG 
sein Bewenden haben kann. Es wurde vorallem 
vorgebracht, daß mit Rücksicht auf die gleichzei-
tige Einführung des § 109 b StGB, der die Verlei-
tung zum militärischen Ungehorsam betrifft, die 
Gefahr einer weitgehend abstrakten Auslegung des 
§ 91 StGB entstehe. Auch Meinungsäußerungen in 
der Presse, die nicht unmittelbar an Soldaten ge-
richtet seien, könnten möglicherweise von der 
Rechtsprechung unter den Tatbestand gezogen 
werden. Die  unmittelbare  Beeinflussung von Sol-
daten, den Befehlen ihrer Vorgesetzten nicht zu 
gehorchen oder bestimmte Pflichten nicht zu er-
füllen, verwirkliche in der Regel den Tatbestand 
der Verleitung zum militärischen Ungehorsam, so 
daß die Einwirkung im Sinne des § 91 StGB iiiber 
diesen Rahmen hinausgehen und auch Handlungen 
treffen müsse, die nicht auf die Herbeiführung 
eines bestimmten Verhaltens bestimmter Soldaten 
gerichtet seien. Damit verliere der Tatbestand 
seine aus rechtsstaatlichen Gründen unbedingt ge-
botene Bestimmtheit und lasse eine Auslegung zu, 
die die Möglichkeit strafrechtlichen Eingreifens in 
die öffentliche Diskussion über Fragen der  Landes-
verteidigung und der Bundeswehr eröffne. Die 
Mehrheit des Ausschusses hält diese Auffassung 
nicht für zutreffend. Der Begriff des Untergrabens 
der pflichtmäßigen Bereitschaft zum Schutze des 
Bestandes oder der  Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland ist in Rechtsprechung und Lehre hin-
reichend geklärt. Nur bei demjenigen Täter kann 
von der Absicht ausgegangen werden, die pflicht-
mäßige Bereitschaft eines Soldaten zu untergra-
ben, dem es darauf ankommt, den Soldaten zu 
einer Einstellung zu bringen, die ihn für seine Auf-
gabe in der Bundeswehr unbrauchbar macht. Der 
Ausschuß hat durch einstimmigen Beschluß als 
seine Auffassung festgestellt, daß hier unter „Ab-
sicht" zu verstehen sei, daß der entscheidende Be-
weggrund für den Täter die Herbeiführung des 
bezeichneten Erfolges sein müsse. Deshalb ge-
nügt es nicht, wenn der Täter nur die pflicht- 
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widrige Handlung eines Soldaten im Einzelfall 
erstrebt; es ist andererseits aber auch nicht er-
forderlich, daß dem Soldaten ein bestimmtes akti-
ves Verhalten angesonnen wird, weil gerade eine 
auf die Herbeiführung allgemeinen passiven Wi-
derstandes gerichtete Einwirkung besonders ge-
fährlich ist. Aus diesem Grunde hat der Ausschuß 
auch dem Vorschlag einer Minderheit nicht zu-
stimmen können, der die Absicht des Täters, den 
Soldaten gegen seine Pflichten aufzuwiegeln, als 
das entscheidende Merkmal in den Tatbestand 
einfügen wollte. Der Begriff der Aufwiegelung 
stammt aus dem alten deutschen Militärstrafrecht 
(§ 99 MStGB) und war dort als die Aufreizung 
eines Soldaten zu einem bestimmten aktiven Han-
deln zu verstehen. Die Mehrheit des Ausschusses 
befürchtet, daß die Übernahme dieses Begriffs 
auch zur Heranziehung der  früheren engen Aus-
legung führen könnte, die für die Anwendung des 
§ 91 StGB nicht ausreicht. Der  Ausschuß schlägt 
deshalb vor, die Fassung des geltenden Rechts, die 
bisher nicht zu Schwierigkeiten in  der  Rechtspre-
chung geführt hat, beizubehalten. Um jedoch die 
grundsätzlichen Bedenken gegen die Vorschrift 
möglichst vollständig auszuräumen, schlägt der Aus-
schuß vor, dem Tatbestand als weiteres Merkmal 
hinzuzufügen, daß der Täter durch sein Verhalten 
Bestrebungen dienen muß, die gegen den Bestand 
oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land oder gegen einen der in § 88 StGB bezeich-
neten Verfassungsgrundsätze gerichtet sind. Durch 
diese Hinzufügung soll erreicht werden, daß nur 
Täter, die sich bewußt oder wenigstens mit beding-
tem Vorsatz in den Dienst staatsfeindlicher Be-
strebungen stellen, unter die Strafvorschrift fallen. 
Zu Nr. 4 (§ 96 StGB — Beschimpfungen und bös-
williges Verächtlichmachen der Bundeswehr) 

Der Ausschuß schlägt vor, die von der Bundes-
regierung empfohlene Erweiterung des § 96 StGB, 
durch die der Bundeswehr ein besonderer straf-
rechtlicher Schutz gegen Beschimpfen und böswil-
liges Verächtlichmachen gewährt werden sollte, er-
satzlos zu streichen. Er ist der Meinung, daß es die-
ses besonderen Ehrenschutzes nicht bedarf. Die 
Entwicklung der Verhältnisse seit der Verabschie-
dung des Entwurfs durch das Bundeskabinett hat 
gezeigt, daß zum Schutz der Sicherheit der Bun-
deswehr und ihrer inneren Ordnung besondere 
Vorschriften über ehrverletzende Angriffe gegen 
die Bundeswehr als Institution entbehrlich sind. 
Es ist weiter zu berücksichtigen, daß die Soldaten 
nach den allgemeinen Vorschriften über Beleidi-
gung, üble Nachrede usw. (ebenso wie alle anderen 
Staatsbürger) gegen Ehrenkränkungen geschützt 
sind. Die in der Rechtsprechung herausgearbeitete 
Möglichkeit ,der sogenannten Kollektivbeleidigung 
gestattet es darüber hinaus, Ehrenkränkungen der 
Bundeswehr im ganzen oder einzelner Verbände 
unter der Voraussetzung zu erfassen, daß durch 
sie zugleich auch die einzelnen Soldaten betroffen 
sind. Schließlich wird die Rechtsprechung zu prü-
fen haben, ob die Bundeswehr als solche infolge 
der Geschlossenheit ihrer inneren Organisation als 
eine beleidigungsfähige Personengemeinschaft an-
gesehen werden kann. Angesichts dieser verschie-
denartigen Möglichkeiten glaubt der Ausschuß, auf 
die Erweiterung des § 96 StGB verzichten zu 
sollen. 

ZU ARTIKEL 2 (Weitere Änderungen des Straf-
gesetzbuchs) 
In Artikel 2 hat die Bundesregierung eine An-

zahl weiterer Änderungen des Strafgesetzbuchs  

vorgeschlagen, die entweder von untergeordneter 
Bedeutung sind oder die  aus der Einfügung der in 
Artikel 1 des Entwurfs enthaltenen Vorschriften 
Folgerungen ziehen. Der Ausschuß ist der Auf-
fassung, daß diese Bestimmungen im wesentlichen 
in der Fassung des Regierungsentwurfs ,angenom-
men werden können. Er hält lediglich folgende 
Änderungen für erforderlich: 

a) Die Bundesregierung hatte in Artikel 2 Nr. 2 des 
Entwurfs vorgesehen, in den Katalog des § 94 
StGB, der für zahlreiche Tatbestände des all-
gemeinen Strafrechts eine Strafschärfung bei 
staatsgefährdender Absicht des Täters bringt, 
auch die Verleitung zum Ungehorsam (§ 109 b), 
die Beteiligung an  der Fahnenflucht (§ 109 c), 
die Behinderung der Bundeswehr durch un-
wahre Behauptungen (§ 109 d) und die Sabotage 
(§ 109 e) aufzunehmen. Der Ausschuß hält es 
für tunlich, die Möglichkeit der  Strafschärfung 
auf den  Fall der Sabotage zu beschränken. Für 
die §§ 109b und  109c ergibt sich die Notwen-
digkeit dieser Einschränkung schon aus syste-
matischen Gründen. Straftaten von Soldaten, 
die als Anstiftung zum Ungehorsam oder als 
Teilnahme an der Fahnenflucht strafbar sind, 
werden nicht nach den §§109 b oder 109 c StGB, 
sondern nach den entsprechenden Bestimmun-
gen des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957 
geahndet. Da \dort aber die Möglichkeit der 
Strafschärfung bei staatsgefährdender Absicht 
nicht vorgesehen ist, muß dasselbe auch für 
Taten nach dem ,allgemeinen Strafrecht gelten. 
Die Aufrechterhaltung der Regierungsvorlage 
würde zu einer ungleichen Behandlung von Sol-
daten und Zivilpersonen führen, die aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen bedenklich wäre. 
— Auch für § 109 d möchte der Ausschuß die 
Strafschärfung nach § 94 StGB nicht zulassen. 
Dieser Tatbestand beschreibt ein Verhalten, das 
meistens in staatsgefährdender Absicht began-
gen wird. Seine Aufnahme in § 94 StGB würde 
bewirken, daß fast alle Delikte nach § 109 d 
als Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jah-
ren strafbar wären. Dies erscheint dem Aus-
schuß nicht tragbar. Er ist der Meinung, daß 

,der Unrechtsgehalt solcher Taten im aligemei-
nen durch Iden Regelstrafrahmen ausreichend 
erfaßt werden kann. 

b) In Artikel 2 Nr. 6 hat die Bundesregierung eine 
Erweiterung des § 360 Nr. 8 StGB vorgeschla-
gen, um auch die falsche Angabe von Perso-
nalien gegenüber einem zuständigen Soldaten 
der Bundeswehr in den Übertretungstatbestand 
einzubeziehen. Daß diese Erweiterung sachlich 
geboten ist, wurde von keiner Seite bestritten. 
Der Ausschuß empfiehlt jedoch eine sprachliche 
Neufassung der Vorschrift, um  jeden Zweifel 
darüber auszuschließen, daß der Soldat im Ein-
zelfall zuständig sein, d. h. das hoheitliche Recht 
haben muß, den Täter nach seinen Personalien 
zu fragen. Wann dies der Fall ist, bestimmt 
sich nach Rechtsnormen außerhalb des Straf-
rechts, vor allem nach den für die Bundeswehr 
geltenden Organisationsvorschriften. 

ZU ARTIKEL 3 (Änderung des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes) 
Artikel 3 des Entwurfs betrifft Änderungen des 

Gerichtsverfassungsgesetzes, die sich in der Haupt-
sache aus der Einfügung der Strafvorschriften zum 
Schutze der Landesverteidigung ergeben. Der Aus-
schuß schlägt nur zu Nr. 1 geringfügige Ände-
rungen vor: 



2. Deutscher Bundestag — 206. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Mai 1957 	 11811 

(Haasler) 
a) § 74 a Abs. 1 GVG zählt die Tatbestände des 

politischen Strafrechts auf, für die eine beson-
dere gerichtliche Zuständigkeit gilt. Die Bun-
desregierung hatte empfohlen, aus diesem Ka-
talog die Tatbestände der Verächtlichmachung 
des Staates und seiner Symbole (§ 96 StGB) in-
soweit zu streichen, als der Täter nicht mit staats-
gefährdender Absicht gehandelt hat. Dieser 
Änderungsvorschlag beruhte vor allem darauf, 
daß die Bundesregierung auch den Schutz der 
Bundeswehr gegen grobe Verunglimpfung in 
§ 96 StGB verankern wollte (vgl. Art. 1 Nr. 4 
des Entwurfs) und daß dann in der Tat zahl-
reiche Zuwiderhandlungen gegen § 96 StGB 
ohne politisches Motiv begangen werden konn-
ten. In der Stellungnahme zu den Änderungs-
vorschlägen des Bundesrates, der sich dem Weg-
fall der Zuständigkeit der zentralen Strafkam-
mer für diesen Bereich widersetzte, ist von der 
Bundesregierung bereits auf den engen Zu-
sammenhang zwischen der Erweiterung des 
§ 96 StGB zugunsten der Bundeswehr und der 
Einschränkung des Zuständigkeitskatalogs in 
§ 74 a GVG hingewiesen worden. Da der Aus-
schuß vorschlägt, von der Gewährung eines be-
sonderen Schutzes der Bundeswehr gegen Be-
schimpfung und böswilliges Verdächtlichmachen 
abzusehen (vgl. dazu die Ausführungen zu Art. 1 
Nr. 4), kann auch hinsichtlich der Zuständigkeit 
der zentralen Strafkammer an der Regelung 
des geltenden Rechts festgehalten und § 96 
StGB ohne Einschränkung in dem bisherigen 
Zuständigkeitsbereich belassen werden. 

b) Was die Vergehen gegen die Landesvertei-
digung anbelangt, empfiehlt der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit einem Vorschlag des Bun-
desrates, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat, den Tatbestand der Verleitung zum Un-
gehorsam aus der Zuständigkeit der zentralen 
Strafkammer herauszunehmen.  Solche Taten 
haben meist keinen ausgesprochen politischen 
Charakter, so daß ein hinreichender Anlaß, 
hierfür die besondere Zuständigkeit nach § 74 a 
GVG zu begründen, nicht ersichtlich ist. 

Soweit der Vorschlag des Ausschusses zu Ar-
tikel 3 Nr. 1 weitere Änderungen gegenüber der 
Regierungsvorlage enthält, haben diese ausschließ-
lich redaktionelle Bedeutung. 

ZU ARTIKEL 4 (Änderung der Strafprozeßordnung) 

Artikel 4 des Entwurfs sieht Ergänzungen der 
Strafprozeßordnung vor. 

Zu Nr. 1 
Den Vorschlag, in die Strafprozeßordnung eine 

Vorschrift über die Ladung und die Vorführung 
von Soldaten einzufügen, hat die Bundesregierung 
in den Ausschußberatungen zurückgezogen. Es ist 
beabsichtigt, diesen Fragenkomplex in einem grö-
ßeren Zusammenhang für alle Prozeßordnungen 
einheitlich zu regeln. Der Ausschuß empfiehlt des-
halb, Artikel 4 Nr. 1 zu streichen. 

Zu Nr. 2 und 3 
Die Nummern 2 und 3 des Artikels 4 bringen eine 

Sonderregelung für die Beschlagnahme und die 
Durchsuchung in Räumen der Bundeswehr. Der 
Ausschuß hält die vorgeschlagene Regelung für 
sachgemäß und empfiehlt ihre Annahme nach den 
Vorschlägen des Regierungsentwurfs. 

Zu Nr. 4 
Die Vorschrift der Nr. 4 war im Regierungsent-

wurf nicht enthalten. Sie sieht die Einfügung eines 
neuen § 153 c in die Strafprozeßordnung vor und 
verfolgt den Zweck, eine Auflockerung des Legali-
tätsprinzips bei Zuwiderhandlungen gegen be-
stimmte Schutzvorschriften zu ermöglichen. Diese 
Ergänzung des Prozeßrechts ist aus der Mitte des 
Ausschusses ,angeregt und von der Bundesregie-
rung unterstützt worden. 

Bei den Beratungen hat eine bedeutsame Rolle 
gespielt, daß auch der Bundesgerichtshof in einer 
mündlichen Urteilsbegründung es kürzlich als be-
grüßenswert bezeichnet hat, wenn eine gesetzliche 
Möglichkeit geschaffen würde, in gewissen Fällen 
des § 100 e StGB von Strafe absehen zu können. 

Der Ausschuß hatte keine Bedenken, die vorge-
schlagene Ergänzung wegen ihres engen Zusam-
menhangs mit dem Entwurf in seine Beratungen 
einzubeziehen. 

Der neue § 153 c StPO soll ein dringendes An-
liegen der Praxis befriedigen. Es hat sich in den 
letzten Jahren immer deutlicher gezeigt, daß eine 
ausnahmslose Durchführung .des Legalitätsprinzips 
im Bereich des Staatsschutzes zu Schwierigkeiten 
führt, die entweder schwerwiegende Gefahren für 
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
auslösen können oder zur Bestrafung von Tätern 
zwingen, die infolge Verkettung tragischer Um-
stände die besondere Nachsicht des Staates ver-
dienen. 
Absatz 1 läßt bei den im einzelnen aufgeführten 

Straftaten aus idem Bereich des Staatsschutzes das 
Absehen von der Erhebung der öffentlichen Klage 
zu, wenn ider Täter nach der Tat, bevor ihm deren 
Entdeckung bekanntgeworden ist, dazu beigetra-
gen hat, eine Gefahr für die Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland oder die verfassungs-
mäßige Ordnung abzuwenden. Gedacht ist hier vor 
allem an die Fälle, in denen jemand, der, ohne 
die Tragweite seines Handelns zu erkennen, in das 
Netz staatsfeindlicher Agenten geraten und straf-
bar geworden ist, sich aus eigener Kraft der Ver-
strickung entzieht und damit dazu beiträgt, die 
oben genannte Gefahr abzuwenden. Leistet der 
Täter einen solchen Beitrag dadurch, daß er nach 
der Tat sein mit ihr zusammenhängendes Wissen 
über landesverräterische oder staatsgefährdende 
Bestrebungen offenbart, so soll es auf den Zeit-
punkt der Entdeckung der Tat nicht ankommen. 
Zum Schutz der Sicherheit des Staates und auch 
aus menschlichen Gründen empfiehlt es sich, in 
diesen Fällen die Möglichkeit des Absehens von 
der Verfolgung noch dann offenzuhalten, wenn der 
Täter erst im Strafverfahren die Einzelheiten sei-
ner Beziehungen zu staatsfeindlichen Organisatio-
nen oder Agenten preisgibt. 

Bei Iden Beratungen herrschte Einvernehmen 
darüber, daß diese Bestimmung nicht dazu dienen 
darf, den Täter unter Hinweis auf die Möglichkeit 
einer Straffreiheit zu einer Tätigkeit für die 
Staatsschutzorgane der Bundesrepublik zu veran-
lassen. 

Absatz 2 läßt das Absehen von der Verfolgung 
zu, soweit die Durchführung des Verfahrens die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ge-
fährden würde. Es handelt sich hier vorallem 
um diejenigen Verfahren, in denen Staatsgeheim-
nisse zu erörtern sind, deren Preisgabe an die Ver-
fahrensbeteiligten, z. B. an Verteidiger, die un-
sere demokratische Ordnung ablehnen, den durch 
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die Straftat entstandenen Schaden unverhältnis-
mäßig vergrößern würde. Es bedarf einer sorgfäl-
tigen Abwägung im Einzelfall, ob die Interessen 
der Staatssicherheit vor dem Bedürfnis einer ge-
rechten Bestrafung des Täters den Vorrang verdie-
nen. Die Vorschrift gestattet nur das Absehen von 
der Verfolgung für den Teil des Sachverhalts, des-
sen Erörterung im Strafverfahren die Gefahr für 
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland be-
gründet. Dies wird durch das in Absatz 2 verwen-
dete Wort „soweit" klargestellt. 

Um eine einheitliche Praxis zu gewährleisten, 
wird die Befugnis, von der Strafverfolgung abzu-
sehen, ausschließlich in die Hände des Oberbundes-
anwalts und des Bundesgerichtshofs gelegt. Die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über 
die Übernahme, Abgabe und Überweisung von 
politischen Strafsachen (§§ 134, 134 a) machen eine 
solche Konzentration der Zuständigkeit möglich. 
Dadurch wird verhindert, daß sich für die vorge-
schlagene, rechtlich und politisch bedeutsame 
Durchbrechung des Legalitätsprinzips unterschied-
liche Grundsätze bei verschiedenen Gerichten ent-
wickeln. 

Die Einzelheiten des Verfahrens sind in enger 
Anlehnung an § 153 StPO gestaltet. Im vorberei-
tenden Verfahren steht die Befugnis, von der Ver

-

folgung abzusehen, dem Oberbundesanwalt zu, der 
an die Zustimmung des Bundesgerichtshofs gebun-
den ist. Mit der Erhebung der öffentlichen Klage 
geht die Zuständigkeit auf den Bundesgerichtshof 
über, der bei Vorliegen der Voraussetzungen die 
Einstellung des Verfahrens mit Zustimmung des 
Oberbundesanwalts anordnen kann. Wegen dieser 
weitgehenden Übereinstimmung mit § 153 StPO 
dürften die in der Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätze über das Fehlen oder den Eintritt 
einer Rechtskraftwirkung bei Entscheidungen und 
Entschließungen, die das Verfahren ohne Urteil 
beenden, auch auf den Fall der neu einzufügenden 
Bestimmung anwendbar sein. 

ZU ARTIKEL 4 a  (Änderung der Strafregisterver-
ordnung) 

§ 2 Abs. 3 der Strafregisterverordnung bestimmt, 
daß Verurteilungen zu Geldstrafe nach §§ 361, 363 
StGB dem Strafregister mitzuteilen sind. Damit 
wird für bestimmte Übertretungen — abweichend 
von der aligmeinen Regelung — eine besondere 
Registerpflicht begründet. Die Vorschrift ist für 
§ 363 StGB seit langem gegenstandslos, weil dieser 
durch das Gesetz zur Änderung des Strafgesetz-
buchs vom 4. September 1941 gestrichen worden 
ist. Nunmehr soll aber  die bisher leere Stelle durch 
eine neue Vorschrift ausgefüllt werden (vgl. Ar-
tikel 2 Nr. 7 des Entwurfs), die hinsichtlich ihrer 
Registerpflicht nicht abweichend von den übrigen 
Übertretungen behandelt werden kann. Der Hin-
weis auf § 363 StGB muß deshalb aus § 2 Abs. 3 
StrafRegVO gestrichen werden. 

ZU ARTIKEL 5 (Änderung des Luftverkehrsge-
setzes) 

In Artikel 5 des Entwurfs schlägt die Bundes-
regierung einige Änderungen des Luftverkehrsge-
setzes vor, die mit der Einführung des § 109 g 
Abs. 2 StGB zusammenhängen und erhebliche Er-
leichterungen für das Anfertigen und Verbreiten 
von Aufnahmen aus Luftfahrzeugen bringen. Der 
Ausschuß hält die vorgeschlagene Regelung für 
zweckmäßig und empfiehlt deren unveränderte 
Annahme. 

ZU ARTIKEL 6 (Anwendung von Strafvorschriften 
zum Schutze der Vertragsstaaten des Nordatlantik-
paktes) 

Artikel 6 sieht die sinngemäße Anwendbarkeit 
zahlreicher Vorschriften des deutschen Strafrechts 
zum Schutze der Vertragsstaaten des Nordatlantik-
paktes und ihrer in der Bundesrepublik Deutsch-
land stationierten Truppen vor. Der Ausschuß hat 
sich hier im wesentlichen den Vorschlägen der 
Bundesregierung angeschlossen. Er hat vor allem 
ihre Anregung gebilligt, bei der Ausgestaltung 
der Vorschriften über militärischen, zum Nachteil 
eines Vertragsstaates begangenen Geheimnisverrat 
nicht den im deutschen Strafrecht verwendeten 
materiellen, sondern den im Anhang A zum Trup-
penvertrag verankerten tatsächlichen Geheimnis-
begriff zugrunde zu legen. Der Unterschied zwi-
schen diesen beiden Begriffen mag wie folgt er-
läutert werden: Nach § 99 Abs. 1 StGB sind Staats-
geheimnisse Tatsachen, Gegenstände oder Erkennt-
nisse oder Nachrichten darüber, deren Geheimhal-
tung vor einer fremden Regierung für das Wohl 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder erforderlich ist. Bei Verstößen gegen die 
§§ 100 ff. StGB hat deshalb der Richter in jedem 
Einzelfall zu prüfen, ob die Geheimhaltung gebo-
ten war. Auf die Frage hingegen, ob die Geheim-
haltung auch tatsächlich durchgeführt worden ist, 
kommt es für diesen Geheimnisbegriff nicht an. 
§ 1 Abs. 1 des Anhangs A stellt demgegenüber aus-
schließlich auf ,die Tatsache der Geheimhaltung ab; 
in seinem Bereich ist die objektive Notwendigkeit 
der Geheimhaltung für die Strafbarkeit ohne Be-
deutung. Beide Begriffe überschneiden sich also 
und erfassen einen Bereich, der sich in der Praxis 
nicht völlig deckt. Der Ausschuß hat sich für die 
grundsätzliche Übernahme des tatsächlichen Ge-
heimnisbegriffs an dieser Stelle des Gesetzes ent-
schieden. Er hält die von der Bundesregierung in 
der Begründung zu Artikel 6 des  Entwurfs und in 
der Stellungnahme zu dem abweichenden Vor-
schlag des Bundesrates vorgebrachten Argumente 
für stichhaltig. Er ist vor allem davon überzeugt, 
daß die Einführung des materiellen Geheimnisbe-
griffs auch bei militärischen Geheimnissen der Ent-
sendestaaten den deutschen Richter vor unüber-
windliche Schwierigkeiten stellen würde, weil er 
die Frage der Geheimhaltungsbedürftigkeit von 
Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen 
häufig ohne eine genaue Kenntnis der Verhält-
nisse in dem betroffenen Vertragsstaat nicht beur-
teilen kann. Namentlich wird er auch leicht in Ab-
hängigkeit von untergeordneten Organen der  aus-
ländischen Streitkräfte geraten, die als Sachver-
ständige auftreten und deren Gutachten er man-
gels besserer Aufklärungsmöglichkeiten hinneh-
men muß. Bei Abwägung aller Gesichtspunkte 
glaubt der Ausschuß, daß der Vorschlag der Bun-
desregierung gegenüber der Empfehlung des Bun-
desrates den Vorzug verdient. 

Die Abweichungen der Vorlage gegenüber dem 
Regierungsentwurf haben überwiegend unterge-
ordnete Bedeutung. Im einzelnen ist zu ihnen fol-
gendes zu bemerken: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird nicht mehr gefordert, 
daß die Geheimhaltung von allen im Geltungs-
bereich des Gesetzes befindlichen Dienststellen 
des Vertragsstaates durchgeführt wird. Es soll 
vielmehr die Geheimhaltung durch eine Dienst-
stelle genügen. Die Vertreter der Entsendestaa-
ten haben in Verhandlungen, die mit der Bun-
desregierung geführt worden sind, mit Recht 
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darauf aufmerksam gemacht, daß zahlreiche 
militärische Geheimnisse nur einzelnen Dienst-
stellen bekannt seien, so daß insoweit eine Ge-
heimhaltung durch alle Dienststellen schon be-
grifflich nicht in Betracht komme. Außerdem 
stellen sich einer Beweiserhebung darüber, ob 
alle Dienststellen eines Vertragsstaates die Ge-
heimhaltung wirklich durchführen, häufig un-
überwindliche Schwierigkeiten entgegen. Wenn 
der  Ausschuß aus diesen Gründen vorschlägt, 
die Geheimhaltung durch eine Dienststelle ge-
nügen zu lassen, so geschieht dies in der Erwar-
tung, daß die Rechtsprechung ohne besondere 
Schwierigkeiten mit den Fällen fertig werden 
wird, in denen ein Teil der Dienststellen eines 
Vertragsstaates eine Angelegenheit geheim und 
der andere sie als offen behandelt. Für die 
Frage der Strafbarkeit in diesen Fällen sind 
insoweit die allgemeinen im deutschen Straf-
recht über den Begriff des Geheimnisses ent-
wickelten Grundsätze maßgebend, die eine Be-
schränkung der Kenntnis des Geheimnisses auf 
einen abgegrenzten Personenkreis zwingend 
voraussetzen. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 bis 4 wird jeweils neben der 
Sicherheit des geschützten oder betroffenen 
Vertragsstaates auch die Sicherheit seiner in 
der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
Truppen erwähnt. Diese Ergänzung ist von den 
Vertretern der Entsendestaaten angeregt wor-
den. Sie hat keine ins Gewicht fallende sach-
liche Bedeutung. Der Ausschuß trug keine Be-
denken, dieser Anregung nachzukommen. 

c) Für Absatz 1 Nr. 1 Satz 2 schlägt der Ausschuß 
eine Neufassung vor. Während nach dem Re-
gierungsentwurf von dem Schutz militärischer 
Geheimnisse der Entsendestaaten solche Gegen-
stände ausgenommen werden sollten, die der 
Verfügungsgewalt eines geschützten Vertrags-
staates nicht unterliegen, stellt der Beschluß des 
Ausschusses darauf ab, ob es eine Angelegen-
heit der Bundesrepublik Deutschland ist, über 
die Geheimhaltung bestimmter Gegenstände zu
befinden. Es gibt Gegenstände, zu denen die 
Truppen der Vertragsstaaten zwar in gewissen 
Beziehungen stehen, über deren Geheimhaltung 
zu bestimmen aber eine ausschließliche Angele-
genheit der Bundesrepublik Deutschland ist. In 
Frage kommen z. B., wie bereits in der Begrün-
dung des Regierungsentwurfs ausgeführt, deut-
sche Betriebe, die Gegenstände für den Bedarf 
der Vertragsstaaten herstellen, deutsche Ener-
gie-Versorgungsanlagen, welche die fremden 
Truppen mit Energie versorgen, und  ähnliche 
Einrichtungen, deren Benutzung oder Mitbe-
nutzung den Truppen der Vertragsstaaten von 
deutscher Seite gestattet worden ist. 

d) In Absatz 1 Nr. 3 und 3 a wurde die Bezugnahme 
auf die §§ 99, 100 c und 100 d StGB deutlicher 
herausgearbeitet, als es im Regierungsentwurf 
der Fall war. Eine sachliche Änderung sollte 
nicht bewirkt werden. 

e) Die in Absatz 2 Nr. 1 vom Ausschuß vorge-
schlagene Änderung dient der Anpassung an 
den neugefaßten § 91 Abs. 1 StGB (vgl. Artikel 1 
Nr. 3 des Entwurfs). 

f) Absatz 2 Nr. 2 bedurfte der Anpassung an den 
vom Ausschuß vorgeschlagenen W e g f a 11 des 
Artikels 1 Nr. 4 des Entwurfs, der einen beson-
deren Schutz der Bundeswehr gegen Beschimp-
fang und böswilliges Verächtlichmachen vor-
sah. 

g) Absatz 2 Nr. 3 war  an  die geänderte Bezeich-
nung der einzelnen Vorschriften im 5 a. Ab-
schnitt des Strafgesetzbuchs anzupassen. Im 
übrigen empfiehlt der Ausschuß aus Gründen 
der Klarstellung, in die Vorschrift auch einen 
Hinweis auf Wehrmittel und militärische Vor-
gänge aufzunehmen, weil diese Begriffe in den 
§§ 109 e und 109 g des Entwurfs verwendet 
werden. 

h) Der Ausschuß empfiehlt, in den Katalog des 
Absatzes 2 als Nr. 7 a auch den § 131 StGB auf-
zunehmen, um dadurch einen Ausgleich für den 
Wegfall des besonderen Strafschutzes der frem-
den Truppen gegen Beschimpfung und böswil-
liges Verächtlichmachen zu schaffen. 

i) Die in Absatz 2 Nr. 9 vorgesehene Anwendbar-
keit der §§ 138 bis 140 StGB auf Taten, welche 
die Unterlassung der Anzeige, die Belohnung 
oder die Billigung von Verbrechen gegen einen 
der Vertragsstaaten entsprechend § 100 und 
§ 100 d Abs. 1 StGB zum Gegenstand haben, 
hält der Ausschuß nicht für tragbar. Da bezüg-
lich der Entsendestaaten ein gegenüber dem 
deutschen Strafrecht anderer und z. T. wesent-
lich erweiterter Geheimnisbegriff zugrunde ge-
legt wird, könnte die Nichtanzeige eines mili-
tärischen Geheimnisverrats nach der Regie-
rungsvorlage schon dann strafbar sein, wenn 
sich der Täter der Tragweite seines Verhaltens 
nicht voll bewußt gewesen ist. Das muß jedoch 
aus rechtsstaatlichen Gründen vermieden wer-
den. Der Ausschuß schlägt deshalb vor, die 
Nr. 9 des Absatzes 2 zu streichen. 

k) Es ist zweckmäßig, bei Beleidigungen einer 
Dienststelle, eines Soldaten oder eines Beamten 
der Truppen eines Vertragsstaates die Möglich-
keit zu eröffnen, daß der Strafantrag nicht nur 
von dem Beleidigten, sondern auch von seinem 
amtlichen Vorgesetzten gestellt werden kann. 
Die entsprechende Regelung des deutschen 
Strafrechts hat sich bewährt. Der Ausschuß 
schlägt deshalb vor, auch den § 196 StGB in 
den Katalog des Absatzes 2 als Nr. 9 a  aufzu-
nehmen. 

1) Für Absatz 4 schlägt der Ausschuß eine Neufas-
sung vor. Sie ist eine zwingende Folgerung aus 
dem W e g f a 11 der Berlin-Klausel, (den der 
Ausschuß zu Artikel 10 des Entwurfs empfiehlt). 
Wenn für Taten, die gegen die Bundeswehr im 
Land Berlin begangen werden, ein Strafschutz 
nicht besteht, kann ein entsprechender Schutz 
auch 'den Truppen der Vertragsstaaten des 
Nordatlantikpaktes nicht gewährt werden. Für 
eine solche unterschiedliche Regelung würden 
sachliche Gründe nicht bestehen. 

m) Im ganzen Artikel 6 wird nach der Ausschuß-
vorlage nicht mehr von dem räumlichen Gel-
tungsbereich des Artikels, sondern von dem des 
Gesetzes gesprochen. Nach dem Wegfall der 

 Berlin-Klausel (Artikel 10 des Entwurfs) ist der 
räumliche Geltungsbereich des Artikels 6 mit 
dem des Gesetzes identisch. 

ZU ARTIKEL '7 (Anwendung von Vorschriften 
des Gerichtsverfassungsgesetzes bei Straftaten 
gegen die Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes) 
Artikel 7 regelt die Frage der gerichtlichen Zu-

ständigkeit für Straftaten nach Artikel 6. Die Vor-
schrift lehnt sich eng an das allgemeine Gerichts-
verfassungsrecht an. Der Ausschuß empfiehlt ihre 
Annahme in der Fassung des Regierungsentwurfs. 
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ZU ARTIKEL 7 a (Anwendung von Vorschriften 
der Strafprozeßordnung bei Straftaten gegen die 
Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes) 

Artikel 7 a war in ,der Regierungsvorlage nicht 
vorgesehen. Er enthält die dem § 153 c StPO (vgl. 
dazu Art. 4 Nr. 4 des Entwurfs) entsprechende Re-
gelung für den  Bereich des Artikels 6. Die Vor-
schrift entspricht sachlich dem § 153 c StPO. Da das 
Absehen von der Verfolgung oder die Einstellung 
des Verfahrens in diesen Fällen unmittelbar die In-
teressen der Vertragsstaaten des Nordatlantikpak-
tes berührt, sieht Absatz 2 ein Anhörungsrecht des 
jeweils betroffenen Staates vor. 

ZU ARTIKEL 8 (Zuständigkeit für Verbrechen 
und Vergehen nach dem Anhang A zum Truppen-
vertrag) 

Artikel 8 enthält eine Zuständigkeitsregelung 
für den Anhang A zum Truppenvertrag, die nur 
vorübergehende Bedeutung hat; sie wird gegen-
standslos, sobald die Artikel 6 bis 7 a  in Kraft 
treten. Der Ausschuß hält die vorgeschlagene Lö-
sung für sachgemäß und empfiehlt ihre unverän-
derte Annahme. 

ZU ARTIKEL 9 (Übergangsvorschriften) 

Artikel 9 enthält einige Übergangsvorschriften, 
gegen die von keiner Seite Bedenken erhoben wor-
den sind. Der Ausschuß schlägt ihre Annahme in 
der Fassung des Regierungsentwurfs vor. 

ZU ARTIKEL 10 (Land Berlin) 

Der Ausschuß hat sich dem im Verlauf der Be-
ratungen gemachten Vorschlage der Bundesregie-
rung, die Berlin-Klausel zu streichen,angeschlos-
sen. Er empfiehlt die ersatzlose Streichung des Ar-
tikels 10. 

ZU ARTIKEL 11 (Inkrafttreten) 

Der Artikel 11 betrifft das Inkrafttreten der ein-
zelnen Artikel des Entwurfs. Bezüglich der Vor-
schriften, die den strafrechtlichen Schutz der deut-
schen Landesverteidigung betreffen, hält der Aus-
schuß das Inkrafttreten einen Monat nach dem 
Tage der Verkündung für zweckmäßig. Im übrigen 
empfiehlt er die Annahme der Vorschläge des  Re-
gierungsentwurfs. 

Bonn, den 26. April 1957 
Haasler 

Berichterstatter 

Anlage 3 	 Umdruck 1030 
(Vgl. S. 11752 A, 11756 D, 11757 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Vierten 
Strafrechtsänderungsgesetzes (Drucksachen 3407, 
3039, 3040 Anlage 5). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 

1. Unter Nummer 1 wird § 109 d gestrichen. 

2. Unter Nummer 3 ist 'in § 91 Abs. 1 zweite Zeile 
das Wort „anderen" zu streichen. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 1033 
(Vgl. S. 11757 C) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Hoogen, Dr. 
Arndt, Dr. Bucher, Dr. Schneider (Lollar), Dr. Gille 
und Genossen zur zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes (Druck-
sachen 3407, 3039, 3040 Anlage 5). 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. In Artikel 4 Nr. 4 erhält § 153c Abs. 2 der Straf-
prozeßordnung folgende Fassung: 

„(2) Für die in Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 be-
zeichneten Straftaten gilt dasselbe, soweit die 
Durchführung des Verfahrens über die  in  der 
Tat selbst liegende Gefährdung hinaus die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland be-
einträchtigen würde." 

2. Artikel 7 a Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. soweit die Durchführung des Verfahrens 
über  die  in ,der Tat selbst liegende Gefähr-
dung  hinaus die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland oder des betroffenen Ver-
tragsstaates beeinträchtigen würde." 

Bonn, den 2. Mai 1957. 

Hoogen 	 Dr. Stammberger 
Dr. von Buchka 	Dr. Arndt 
Haasler 	 Bauer (Würzburg) 
Dr. Kihn (Würzburg) 	Schröter (Wilmersdorf) 
Frau Dr. Kuchtner 	Wittrock 
Lotze 	 Dr. Schneider (Lollar) 
Dr. Bucher 	Dr. Gille 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 

Anlage 5 	 zu Drucksache 3327 
(Vgl. S. 11759 B) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht (17. Ausschuß) über den Ent-
wurf eines Gesetzes über Erfindungen von Arbeit-
nehmern und Beamten (Drucksache 1648). 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Dr. Jochmus 

A. Allgemeines 

Ein Entwurf eines Gesetzes über Erfindungen von 
Arbeitnehmern und Beamten — Drucksache 3343, 
(1. Regierungsentwurf) — war von der Regierung 
bereits in der 1. Wahlperiode — 213. Sitzung des 
1. Deutschen Bundestages am 16. Mai 1952 — dem 
Bundestag zugeleitet, im zuständigen Ausschuß ein-
gehend erörtert, aber bis zum Abschluß der 1. Wahl-
periode nicht mehr verabschiedet worden. Zu Be-
ginn der 2. Wahlperiode wurde der Entwurf in un-
veränderter Fassung — Drucksache 187 — unmittel-
bar dem Bundestag wieder vorgelegt, später aber 
mit Rücksicht auf die erforderliche nochmalige Be-
teiligung des Bundesrates zurückgezogen. Der Ent-
wurf wurde daraufhin mit den beteiligten Kreisen 
erneut erörtert und in einer abgeänderten Fassung 
— Drucksache 1648 —, die die vorläufigen Be-
schlüsse des zuständigen Ausschusses im 1. Bundes-
tag sowie Abänderungsvorschläge des Bundesrates 
und der beteiligten Kreise mit berücksichtigte, den 
gesetzgebenden Körperschaften wieder zugeleitet. 
Die Vorlage wurde in der 103. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 29. September 1955 an den 
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Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz und Ur-
heberrecht federführend und an die Ausschüsse 
für Arbeit und für Beamtenrecht zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für gewerblichen Rechts-
schutz und Urheberrecht hat sie in 14 Sitzungen 
in der Zeit vom 29. September 1955 bis zum 
14. März 1957 beraten, wobei gemeinsam mit den 
beiden mitberatenden Ausschüssen auch Sachver-
ständige gehört wurden. Die Ausschüsse für Be-
amtenrecht und für Arbeit haben der Vorlage in 
der von dem federführenden Ausschuß beschlosse-
nen Fassung in ihren Sitzungen am 20. bzw. 
21. März 1957 ihre Zustimmung gegeben. 

Der Gesetzentwurf ist das Ergebnis der seit Jahr-
zehnten laufenden Erörterungen und Bemühungen 
um eine befriedigende Lösung für die Ausgestal-
tung des Rechtes der Arbeitnehmererfindungen, die 
deshalb so schwierig ist, weil dieses Recht zwei 
verschiedenen Rechtsgebieten angehört, denen ent-
gegengesetzte Tendenzen innewohnen, nämlich dem 
Arbeitsrecht und dem Patentrecht. 

Während im Arbeitsrecht der Grundsatz gilt, daß 
das Ergebnis der Arbeit dem Arbeitgeber gehört, 
geht das Patentrecht davon aus, daß die Erfindung 
dem Erfinder zusteht, dem nach § 6 des Patent-
gesetzes zu ihrer Verwertung ein zeitlich begrenz-
tes Monopolrecht eingeräumt wird. Die Einzel-
regelungen durch sogenannte Erfinderklauseln in 
verschiedenen Arbeitsverträgen und die Aufnahme 
von Bestimmungen über während des Arbeitsver-
hältnisses gemachte Erfindungen in einzelne Tarif-
verträge ließen die Notwendigkeit einer einheit-
lichen gesetzlichen Regelung immer klarer hervor-
treten. Der Einbau in ein Arbeitsvertragsgesetz 
kam nicht in Betracht, weil mit der Verabschiedung 
eines solchen Gesetzes in absehbarer Zeit nicht ge-
rechnet werden konnte. Von der Einfügung in das 
Patentgesetz von 1936 wurde abgesehen, um das 
Patentgesetz nicht mit dieser ihm nur zum Teil 
wesensgemäßen Materie zu belasten. Die noch heute 
rechtsgültige, auf die Erfordernisse des Krieges ab-
gestellte Verordnung über die Behandlung von Er-
findungen von Gefolgschaftsmitgliedern vom 12. Juli 
1942 (RGBl. I S. 466) sowie die zu deren Durch-
führung erlassene Verordnung vom 20. März 1943 
(RGBl. I S. 257) geben heute dem Arbeitnehmer 
nur unvollkommenen Rechtsschutz, nicht zuletzt, 
weil die damals für das Schlichtungsverfahren vor-
gesehenen Organisationen heute nicht mehr be-
stehen und somit keine Schiedsstelle für Streitig-
keiten zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
vorhanden ist. Der Bundestag hat infolgedessen in 
der 117. Sitzung der 1. Wahlperiode am 14. Februar 
1951 die Bundesregierung ersucht, den Entwurf 
eines Gesetzes über die Erfindungen von Arbeit-
nehmern alsbald vorzulegen. Die Bundesregierung 
ist diesem Ersuchen mit der Vorlage des 1. und 
2. Regierungsentwurfs nachgekommen. 

Bei dem Bericht über die Ausschußberatungen 
beschränke ich mich auf die wesentlichen Punkte 
und verweise im übrigen auf die Begründung zu 
Drucksache 1648 wie auf die Ausführungen bei der 
Abhandlung der einzelnen Paragraphen. 

Der Ausschuß erkannte mit Ausnahme eines sei-
ner Mitglieder die Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Regelung zum Schutze des Arbeitnehmererfinders 
an. Der Ausschuß ging dabei davon aus, daß auch 
im 1. Deutschen Bundestag keine grundsätzlichen 
Bedenken geäußert worden seien. Bedenken hin-
sichtlich einer Gefährdung der Konkurrenzfähigkeit  

der deutschen Betriebe seien nicht gegeben, da diese 
eher gesteigert werde, wenn durch dieses Gesetz 
die Rechte des Erfinders besonders gesichert wür-
den. Auch sei eine Verbesserung des Betriebsklimas 
zu erwarten. Der Ausschuß vertrat den Standpunkt, 
daß alle Diensterfindungen zwar auf den Arbeitgeber 
zu übertragen seien, daß aber der Arbeitnehmer als 
Ausgleich dafür, daß er über seine Erfindung nicht 
frei verfügen könne, eine angemessene Vergütung 
erhalten müsse. Dies liege auch im allgemeinen 
Interesse; denn von der Anregung und Erhaltung 
der Erfinderfreudigkeit sei die Fortentwicklung von 
Technik und Wirtschaft abhängig. Die Sorge eini-
ger Industriezweige, durch den zukünftigen Zwang 
zur Honorierung auch der in ihrem Arbeitsbereich 
üblicherweise anfallenden zahlreichen geringwerti-
gen Erfindungen finanziell untragbar belastet zu 
werden, erschien dem Ausschuß unbegründet, da 
die im Entwurf vorgesehene gesetzliche Regelung 
der Vergütungspflicht des Arbeitgebers in Ver-
bindung mit den Vergütungsrichtlinien eine aus-
reichende Differenzierung vorsehen werde, wobei 
die Vergütung auch den Nullwert erreichen kann. 

Der Ausschuß entschied sich dafür, diese Ver-
gütung entsprechend dem Regierungsentwurf in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht dem 
Grunde nach auf das Monopolrecht zu stützen, das 
der Arbeitgeber durch die Diensterfindung erhält. 
Den Anspruch an den Nachweis einer Sonder-
leistung zu binden, wurde abgelehnt, weil der Be-
griff der Sonderleistung im Arbeitsrecht in dieser 
Weise nicht nur nicht bekannt sei, sondern auch die 
Ausgestaltung des Arbeitsvertrages vom A rbeit-
geber beeinflußt werden könne. Ferner wurde dar-
auf hingewiesen, daß eine eindeutige Definition 
nicht gegeben sei, und bei der Abstellung auf das 
Sonderleistungsprinzip der Kreis der leitenden An-
gestellten, aus dem die größte Zahl der Arbeit-
nehmererfindungen stamme, leer ausgehen würde. 
Der Einwand, daß die Erfindertätigkeit zur Arbeits-
aufgabe gehöre und somit durch das Gehalt bereits 
abgegolten sei, wurde durch die Feststellung ent-
kräftet, daß sich niemand verpflichten könne, Er-
findungen zu machen, also auch nicht in diesem 
Sinne zum Erfinden angestellt werden könne. Für 
die Bemessung der Höhe der Vergütung sollen hin-
gegen neben der wirtschaftlichen Verwertbarkeit 
der Diensterfindungen die Aufgaben und die Stel-
lung des Arbeitnehmers im Betrieb sowie der bei 
jeder Diensterfindung vorliegende Anteil des Be-
triebes am Zustandekommen dieser Erfindung maß-
gebend sein. 

Bei der Vielschichtigkeit der Erfindertätigkeit 
mußte davon abgesehen werden, die Höhe der Ver-
güttmg im Gesetz im einzelnen zu regeln. Der Ent-
wurf beschränkt sich daher darauf, die oben er-
wähnten allgemeinen Grundsätze für die Bemessung 
der Vergütung aufzustellen. Der Bundesminister 
für Arbeit wurde ermächtigt, Richtlinien über die 
Bemessung der Vergütung zu erlassen. 
Einige eng miteinander verzahnte Fragenkom-

plexe, bei denen sich Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerstandpunkte widerstreitend gegenüberstan-
den, sollen im folgenden zusammen behandelt wer-
den. Der Anspruch auf Vergütung entsteht beim 
Arbeitnehmer nach dem Gesetz mit der Inanspruch-
nahme der Diensterfindung durch den Arbeitgeber. 
Mit der Inanspruchnahme ist für den Arbeitgeber 
der Zwang zur Schutzrechtsanmeldung im Inland 
verbunden, und zwar in Erweiterung des geltenden 
Rechts nicht nur für patent-, sondern auch für ge-
brauchsmusterfähige Erfindungen. Die Arbeitgeber- 
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seite sah in dem Anmeldezwang bei der vollen In-
anspruchnahme der Diensterfindung eine unzumut-
bare Belastung der Betriebe, insbesondere dann, 
wenn dies auch für die Gebrauchsmuster Geltung 
haben sollte. Sie hielten daher entweder die Auf-
hebung des Anmeldezwanges oder die Einführung 
einer im geltenden Recht in diesem Umfang bisher 
unbekannten beschränkten Inanspruchnahme für 
notwendig, bei der der Arbeitgeber nur ein nicht 
ausschließliches Benutzungsrecht behalten, im übri-
gen aber die Erfindung dem Arbeitnehmer zur An-
meldung und Verwertung überlassen sollte. Dabei 
sollte der Arbeitgeber nur vergütungspflichtig wer-
den, wenn er die Erfindung benutzt oder die Ver-
wertung für den Arbeitnehmer durch das Benut-
zungsrecht des Arbeitgebers unbillig erschwert 
wird. Die Arbeitnehmerseite erklärte, auf den An-
meldezwang nicht verzichten zu können, wenn der 
Vergütungsanspruch von der Erteilung eines Schutz-
rechts abhängig gemacht werden würde. Gleich-
zeitig aber sah sie das Institut der beschränkten 
Inanspruchnahme als untragbar an. Einmal werde 
dem Arbeitnehmer damit die Schutzrechtsanmel-
dung mit allen Kosten, aber unsicherer Aussicht auf 
Verwertung wegen der Vorbelastung durch das Be-
nutzungsrecht des Arbeitgebers, aufgebürdet. Zum 
anderen komme er bei der Suche nach Verwertungs-
möglichkeiten in Konflikt mit seinen sonstigen 
Verpflichtungen aus dem Arbeitsverhältnis (§ 24), 
da er im allgemeinen gezwungen sein werde, sich 
an die Konkurrenz seines Arbeitgebers zu wenden. 
Der Ausschuß entschied sich für die Beibehaltung 
des Anmeldezwangs unter Anerkennung der von 
den Arbeitnehmern angeführten Gründe. Für den 
Arbeitgeber erschien er ihm tragbar im Hinblick 
auf die in § 12 Abs. 2 Nr. 2 gegebene Möglichkeit des 
Wegfalls der Anmeldeverpflichtung mit Zustim-
mung des Arbeitnehmers und mit Rücksicht auf 
die in § 21 ausgesprochene Zulassung von Verein-
barungen nach der Meldung der Diensterfindung. 
Außerdem ergibt sich aus der für die beschränkte 
Inanspruchnahme gefundenen Kompromißlösung, 
die für beide Seiten tragbar erscheint, eine Auf-
lockerung des Anmeldezwangs. Der Arbeitnehmer 
kann nach dieser Kompromißlösung, wenn sich die 
Vorbelastung durch das Benutzungsrecht des Ar-
beitgebers als zu schwer erweist, verlangen, daß 
der Arbeitgeber sich binnen zwei Monaten entschei-
det, ob er die Erfindung voll in Anspruch nehmen 
oder freigeben will. 

Gleichzeitig wurde durch eine Ergänzung in § 24 
klargestellt, daß es dem Arbeitnehmer gestattet 
sein muß, seine Erfindung auch der Konkurrenz 
anzubieten. 
Der Regierungsentwurf sah in § 19 vor, tech-

nische Verbesserungsvorschläge der Regelung durch 
Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung zu über-
lassen. Der Ausschuß stimmte dem insoweit zu, als 
das betriebliche Vorschlagswesen in diesem Gesetz 
nicht geregelt werden könne und kaufmännische 
und sonstige Vorschläge in ein Gesetz, das nur von 
technischen Erfindungen handele, nicht einzube-
ziehen seien. Er konnte sich aber mit Ausnahme 
eines seiner Mitglieder nicht dem von den Arbeit-
nehmern vorgetragenen Anliegen verschließen, be-
sonders qualifizierte technische Verbesserungs-
vorschläge in die Vergütungspflicht mit aufzuneh-
men, solange der Arbeitgeber durch deren Ver-
wertung eine ähnliche Vorzugsstellung gewinnt 
wie durch ein gewerbliches Schutzrecht. Er sieht 
darin keine Durchbrechung des Monopolprinzips. 
§ 19 wurde dementsprechend ergänzt und ein  

neuer § 2 a eingeführt, der den Begriff der tech-
nischen Verbesserungsvorschläge abgrenzt. 

Da eine Abdingbarkeit im voraus die Wirkung des 
ganzen Gesetzes in Frage stellen würde, entschied 
sich der Ausschuß für die schon nach geltendem 
Recht bestehende Unabdingbarkeit gemäß § 21. 
Für die Herausnahme gewisser Arbeitnehmergrup-
pen im privaten Dienst aus der grundsätzlichen 
Unabdingbarkeit erkannte der Ausschuß ein Be-
dürfnis nicht an. Er hielt es jedoch für vertretbar, 
in § 41 für die Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst in Abweichung hiervon im voraus bindende 
Abmachungen über die Höhe einer eventuellen an-
gemessenen Beteiligung an dem Ertrag der nicht 
in Anspruch genommenen Diensterfindung im 
Hinblick auf die im öffentlichen Dienst besonders 
gelagerten Verhältnisse zuzulassen, während im 
übrigen für diesen Personenkreis die allgemeinen 
Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechend anzu-
wenden sind. 

Vereinbarungen nach der Meldung der Dienst-
erfindung erschienen dem Ausschuß für den Ar-
beitnehmer tragbar, wenn in § 22 ihre Unwirk-
samkeit nicht von einer „offenbaren", sondern von 
einer nur „erheblichen" Unbilligkeit abhängig ge-
macht wurde. Er ersetzte daher in § 22 das „offen-
bar" durch das schwächere „in erheblichem Maße" 
und behielt § 21 insoweit unverändert bei. 
Rechtsstreitigkeiten über Erfindungen eines Ar-

beitnehmers den Arbeitsgerichten zu übertragen, 
wie es von einigen Arbeitnehmerkreisen für wün-
schenswert erachtet wurde, lehnte der Ausschuß 
ab, mit der Begründung, daß die Arbeitsgerichte 
damit überfordert würden. § 40 wurde daher un-
verändert beibehalten. 

B. Im einzelnen 

Zur tiberschrift des Gesetzes: 

Um den Ton besonders auf „Erfindung" zu legen 
und einen einprägsamen kurzen Namen für das 
Gesetz zu schaffen, schlägt der Ausschuß statt einer 
vollständigen Aufzählung aller betroffenen Perso-
nengruppen die Verwendung des bereits eingebür-
gerten kurzen Sammelbegriffs „Arbeitnehmererfin-
dungen" in der Überschrift des Gesetzes vor. 
Eine Zustimmung des Bundesrates hält der Aus-

schuß nicht für notwendig. 

Zur Überschrift des Ersten Abschnitts 
Der Ausschuß empfiehlt die Annahme laut Regie-

rungsentwurf. 

Zu § 1 

§ 1 umgrenzt den Anwendungsbereich des Gesetzes. 
Die Einfügung der technischen Verbesserungsvor-
schläge ergibt sich aus der Neufassung von § 19. 
Nach Schaffung der Bundeswehr wurde die Aus-
dehnung des Gesetzes auch auf die Soldaten not-
wendig und zwar sowohl auf die Wehrpflichtigen 
als auch auf die Berufssoldaten. 

Zu § 2 
§ 2 gibt die Begriffsbestimmung für die Erfin-

dungen. Da auch Gebrauchsmuster nach ständiger 
Rechtssprechung nur dann schutzfähig sind, wenn 
ihnen eine gewisse Erfindungshöhe zukommt, lehnt 
der Ausschuß es ab, für die Gebrauchsmuster den 
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I Begriff „gebrauchsmusterfähige Neuerungen" ein-
zuführen und empfiehlt die Annahme dieses Para-
graphen in der Fassung der Regierungsvorlage. 
Zu § 2 a  
§ 2 a gibt die durch den neuen Absatz 1 des § 19 

notwendig gewordene Begriffsbestimmung für die 
technischen Verbesserungsvorschläge. 

Zu §3 
§ 3 gibt die Begriffsbestimmungen für die Dienst-

erfindung und die freie Erfindung. 
In Absatz 3 empfiehlt der Ausschuß das Wort 

„nur" durch das Wort „jedoch" zu ersetzen. 

In Absatz 4 wird die Ausdehnung der Geltung 
der Absätze 1 bis 3 auch auf die Soldaten notwen-
dig. Dabei gilt für den Berufssoldaten ohne weite-
res dasselbe wie für den Beamten. Aber auch für 
den Wehrpflichtigen besteht kein Grund, ihn an-
ders als einen normalen Arbeitnehmer zu behan-
deln, da auch seine Erfindung nur dann nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes in Anspruch genom-
men werden kann, wenn sie aus der ihm bei der Ab-
leistung seines Wehrdienstes obliegenden Tätigkeit 
entstanden ist oder maßgeblich auf Erfahrungen 
oder Arbeiten der Bundeswehr beruht. 

Zur Überschrift des Zweiten Abschnitts 
Im Hinblick auf den neuen Absatz 1 in § 19 muß-

ten die technischen Verbesserungsvorschläge hier 
eingefügt werden. 

Zu §4 
§ 4 regelt die Meldepflicht des Arbeitnehmers so-

wie die Bestätigungspflicht des Arbeitgebers (Ab-
satz 1) und gibt Vorschriften für die Abfassung der 
Meldung (Absatz 2). 

In Absatz 3 wird der für die Inanspruchnahme-
frist (§ 5 Abs. 2) wichtige Begriff der ordnungs-
gemäßen Meldung bestimmt und die Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Hilfe bei deren Abfassung 
festgelegt. 

Da alle angemeldeten Diensterfindungen nach 
ihrer Prüfung auf Patentfähigkeit vom Patentamt 
bekanntgemacht werden und somit jeder Erfinder 
die Möglichkeit hat, festzustellen, ob er selbst als 
Erfinder oder Miterfinder genannt wird, ist nach 
Ansicht des Ausschusses etwaigen Mißständen bei 
der Erfindernennung soweit als möglich vorge-
beugt worden. Der Ausschuß hat davon abgesehen, 
eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur Nachfor-
schung nach eventuellen weiteren Miterfindern aus-
zusprechen. 

Bei Absatz 3 hat der Ausschuß besonderen Wert 
darauf gelegt, ,die Rechtspflicht des Arbeitgebers 
zur Unterstützung bei der Ergänzung einer nicht 
ordnungsgemäßen Meldung so auszusprechen, daß 
nicht durch ein mehrfaches Zurückweisen einer 
Meldung wegen nicht ordnungsgemäßer Abfassung 
die Inlaufsetzung der Inanspruchnahmefrist (§ 5 
Abs. 2) über Gebühr hinausgezögert werden kann. 
Die Neufassung des Absatzes stellt neben einigen 
redaktionellen Änderungen klar, daß nach Ablauf 
der 2 Monate weitere Mängel vorn Arbeitgeber 
nicht geltend gemacht werden können. Die Beibe-
haltung der Zweimonatsfrist wird für die u. U. 
schwierige materielle Prüfung für notwendig gehal-
ten. 

Zu §5 
§ 5 bestimmt, daß der Arbeitgeber eine Dienst-

erfindung unbeschränkt oder beschränkt in An-
spruch nehmen kann (Absatz 1) und regelt in Ab-
satz 2 den Vorgang der Inanspruchnahme. 
Die beschränk Inanspruchnahme, die in dem 

1. Regierungsentwurf auf Arbeitsmittel und Ar-
beitsverfahren beschränkt war und von dem zu-
ständigen Ausschuß in der ersten Wahlperiode nur 
für Arbeitsmittelerfindungen zugelassen werden 
sollte, umfaßt jetzt alle Erfindungen. Der Ausschuß 
ist dem Vorschlag, eine Einschränkung auf Arbeits-
mittel und Gebrauchsmuster auszusprechen, nicht 
gefolgt, hat sich stattdessen für den bei § 6 Abs. 2 
zu behandelnden Änderungsantrag entschieden. 
Entsprechend einer Anregung des Bundesrates 
empfiehlt der Ausschuß in Absatz 2 das Wort „ist" 
durch „soll" zu ersetzen. Dadurch soll klargestellt 
werden, daß es keine Verletzung der Treuepflicht 
darstellt, wenn der Arbeitgeber die Inanspruch-
nahme-Erklärung innerhalb der Inanspruchnahme-
frist nicht sobald wie möglich abgibt. Als Frist 
für die Inanspruchnahme-Erklärung hält der 
Ausschuß entsprechend der österreichischen Rege-
lung höchstens vier Monate für ausreichend, nach-
dem von Arbeitgeberseite erklärt wurde, daß sie 
80 v. H. der Fälle in drei Monaten erledigen könne, 
und in § 21 Satz 2 die Möglichkeit zu einer Frist-
verlängerung durch Vereinbarung gegeben ist. Da 
die Schutzrechtsanmeldung durch den Arbeitgeber 
unverzüglich zu erfolgen hat, kann die Wahrung 
der Priorität für den Arbeitnehmer durch diese 
Frist nicht gefährdet werden. Die übrigen Ände-
rungen sind rein stilistischer Art. 

Zu §6 
§ 6 regelt die Wirkung der Inanspruchnahme, je 

nach dem, ob der Arbeitgeber die Diensterfindung 
unbeschränkt (Absatz 1), oder beschränkt (Absatz 2) 
in Anspruch genommen hat. Mit Rücksicht auf die 
Möglichkeit, auch gebrauchsmusterfähige Erfindun-
gen beschränkt in Anspruch zu nehmen, umfaßt das 
Benutzungsrecht nach Absatz 2 jetzt auch das In-
verkehrbringen und das Feilhalten der unter Schutz 
gestellten Gegenstände. 

Zu Absatz 2 empfiehlt der Ausschuß eine Ergän-
zung, die für den Arbeitgeber die Möglichkeit der 
beschränkten Inanspruchnahme beläßt und für den 
Arbeitnehmer insofern vorteilhaft ist, als sie ihm 
eine eigene Verwertungsmöglichkeit für seine Er-
findung einräumt, ohne ihn mit dem Risiko der an-
derweitigen Verwertung zu belasten. Die Änderung 
von „ein Recht zur ausschließlichen Benutzung" in 
„ein nicht ausschließliches Recht zur Benutzung" 
dient der Klarstellung. 

Zu §7 
§ 7 faßt die Fälle zusammen, in denen eine Dienst-

erfindung frei wird (Absatz 1), und regelt das Ver-
fügungsrecht des Arbeitnehmers über diese frei ge-
wordene Diensterfindung (Absatz 2). 

Die Änderungen in Absatz 1 Nr. 3 ergeben sich 
aus den Änderungen in § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 2. 

Zu § 8  
§ 8 regelt den Vergütungsanspruch des Arbeit-

nehmers bei unbeschränkter Inanspruchnahme (Ab-
satz 1) und zählt in Absatz 2 einige Bewertungs-
faktoren auf, die für die Bemessung der Vergütung 
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von Bedeutung sind, ohne daß diese Aufzählung er-
schöpfend sein soll. Eine zeitliche Begrenzung für 
die Vergütungszahlung ist nicht ausdrücklich fest-
gelegt. Wenn auch in der Regel die Vergütung nur 
während der Laufzeit des Schutzrechts angemessen 
erscheinen wird, so ist damit doch nicht ausgeschlos-
sen, daß sie in besonders gelagerten Fällen auch 
für eine darüber hinausgehende Zeit als angemes-
sen angesehen werden kann. Im Einzelfall wird 
darüber das Gericht zu entscheiden haben. 

Der Ausschuß empfiehlt die Beibehaltung der 
Reihenfolge der in Absatz 2 aufgeführten Merk-
male für die Bemessung der Vergütung. Auf jeden 
Fall soll die wirtschaftliche Verwertbarkeit an 
erster Stelle stehen. Der Ausschuß ist sich einig, 
daß in manchen Fällen ,die Vergütung auch gleich 
Null sein kann. Wenn jedoch eine derartige Fest-
stellung ausdrücklich im Gesetz getroffen werden 
sollte, würde eine Verquickung von Sonderlei-
stungs- und Monopolprinzip erfolgen müssen oder 
die Formulierung könnte nur so nichtssagend aus-
fallen, daß ihre Aufnahme überflüssig erscheint. 

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme dieses 
Paragraphen in ,der Fassung des Regierungsent-
wurfs. 

Zu §9 

§ 9 regelt den Vergütungsanspruch des Arbeit-
nehmers bei beschränkter Inanspruchnahme (Ab-
satz 1). Absatz 2 sichert den Vergütungsanspruch 
für den Arbeitnehmer, ohne den Anmeldezwang 
auf den Arbeitnehmer als den sozial schwächeren 
Teil zu verlagern. 

Der in Absatz 1 des Regierungsentwurfs vorge-
sehene Vergütungsanspruch im Falle der unbilli-
gen Erschwerung ,der Verwertung der Diensterfin-
dung für den Arbeitnehmer ,durch das Benutzungs-
recht des Arbeitgebers ist durch die Änderung von 
§ 6 Abs. 2 überflüssig geworden. 

Für die Entscheidung über die Schutzfähigkeit in 
Absatz 2 hält der Ausschuß neben dem patent-
amtlichen Verfahren auch die Zulassung eines ge-
richtlichen Verfahrens für notwendig. Mit der Er-
gänzung in Absatz 2 will der Ausschuß verhindern, 
daß nach Feststellung der Nichtschutzfähigkeit 
durch gerichtliche oder patentamtliche Entschei-
dung eine bereits gezahlte Vergütung zurückver-
langt werden kann, und andererseits klarstellen, 
daß bis zur Entscheidung des Gerichts- oder des 
Patentamts eine Vergütung zu zahlen ist. Er stellt 
dazu fest, daß die Vergütung normalerweise in 
Form einer Stücklizenz gezahlt wird und eine Pau-
schalzahlung nur in Ausnahmefällen in Betracht 
kommt. 

Zu § 10 
§ 10 gibt dem Bundesminister für Arbeit die Er-

mächtigung, neue Richtlinien über die Bemessung 
der Vergütung zu erlassen, da die noch in Geltung 
befindlichen Richtlinien von 1944 für die Vergütung 
von Gefolgschaftserfindungen vom 10. Oktober 1944 
(RAnz. Nr. 271 vom 5. Dezember 1944) in Verbin-
dung mit dem neuen Gesetz nicht unverändert An-
wendung finden können. 

Da die Frage der Beteiligung der Bundesministe-
rien der Justiz und für Wirtschaft beim Erlaß der 
Richtlinien in der Geschäftsordnung der Bundes-
regierung geregelt wird, ist insoweit eine ausdrück-
liche gesetzliche Vorschrift nicht notwendig. Nach-

dem die Vertreter des Bundesarbeitsministeriums 
erklärt haben, sie hätten auch der Union der  lei-
tenden Angestellten die Zusage gegeben, daß sie 
selbstverständlich bei der Aufstellung der Richt-
linien gehört würden, hat der Ausschuß von einer 
Änderung des § 10 abgesehen und empfiehlt dessen 
Annahme in der Fassung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 11 
§ 11 regelt die Feststellung der Vergütung der 

Einzelerfindung (Absatz 1) und der Gemeinschafts-
erfindung (Absatz 2) sowie der Festsetzung der Ver-
gütung durch den Arbeitgeber im Falle von Mei-
nungsverschiedenheiten (Absätze 3 bis 5). Absatz 6 
ermöglicht eine anderweitige Festsetzung der Ver-
gütung bei veränderten Umständen. 
Der Bundesratsvorschlag zu Absatz 3 ist durch die 

Entscheidung zu § 9 Abs. 1 hinfällig geworden. In 
Absatz 4 hält ,der Ausschuß eine Verlängerung der 
Frist von ein auf zwei Monate für notwendig, vor 
allem im Hinblick darauf, daß im letzten Satz ein 
fehlender Widerspruch die Festsetzung verbindlich 
macht. Das Auslassen der Worte „einer Frist" dient 
nur der stilistischen Verbesserung. 

Im übrigen empfiehlt der Ausschuß die Annahme 
der Absätze 1, 2, 3, 5 und 6 in der Fassung des Re-
gierungsentwurfs. 

Zu § 12 

§ 12 beinhaltet den Anmeldezwang für den Ar-
beitgeber im Inland (Absatz 1) und regelt in Ab-
satz 3 das Recht des Arbeitnehmers zur Anmeldung, 
wenn der Arbeitgeber seiner Pflicht nicht nach-
kommt. Absatz 2 zählt die Fälle auf, in denen der 
Anmeldezwang entfällt. Absatz 4 regelt die Schutz-
rechtsanmeldung für die frei gewordene Dienst-
erfindung durch den Arbeitnehmer. 

Der Ausschuß hält es für notwendig, dem Arbeit-
geber in Absatz 1 die Freiheit zu lassen, auch für 
patentfähige Erfindungen den Gebrauchsmuster-
schutz zu wählen, wenn dies wirtschaftlich vernünf-
tig erscheint. Zu der von Arbeitnehmerseite ge-
forderten Streichung der Nummer 2 in Absatz 2 
konnte sich der Ausschuß nicht entschließen. Es sind 
durchaus Fälle denkbar, in denen auch der Arbeit-
nehmer sich der Tatsache nicht verschließen kann, 
daß eine Anmeldung zwecklos ist. 

Der Ausschuß hält es für richtig, die von dem 
Arbeitnehmer in Absatz 3 zu setzende Nachfrist 
nicht unbegrenzt zu lassen, sondern nach Vorschlag 
des Bundesrates auf eine angemessene Frist zu be-
schränken. Der Ausschuß ist sich darüber einig, daß 
weitergehende Schadensansprüche, wie sie dem Ar-
beitnehmer durch das Versäumnis des Arbeitgebers 
über die Kosten für die  Anmeldung hinaus ent-
stehen können, durch die Fassung des Absatzes 3 
nicht ausgeschaltet sind. 

Der Ausschuß empfiehlt die Einfügung des Wor-
tes „angemessene" in Absatz 3 und im übrigen 
die unveränderte Annahme von § 12 in der Fas-
sung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 13 

§ 13 regelt das Recht des Arbeitgebers zur Schutz-
rechtsanmeldung im Ausland (Absatz 1) bzw. zur 
Freigabe der Diensterfindung an den Arbeitneh-
mer zur Ermöglichung eigener Auslandsanmeldung 
(Absatz 2), und zwar unter Vorbehalt eines nicht 
ausschließlichen Benutzungsrechtes (Absatz 3). 
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Der Ausschuß empfiehlt die Annahme der Ab-

sätze 1 und 2 unverändert nach dem Regierungs-
entwurf.  

In Absatz 3 hat der Ausschuß durch eine Ergän-
zung dem Anliegen einiger Industriekreise, die  
Patentaustauschverträge mit ausländischen Ge-
schäftspartnern abzuschließen pflegen, Rechnung  
getragen, derartige Verträge auch bei Freigabe der  
Diensterfindung ,durch eigenes Vorgehen des Ar-
beitnehmers im Ausland nicht zu stören. Die For-
mulierung stellt klar, ,daß der Arbeitgeber dem  
Arbeitnehmer die Vertragsverpflichtungen bekannt  
geben muß, daß er nur die  Berücksichtigung der  im  
Zeitpunkt der Freigabe bestehenden Verträge ver-
langen kann und daß er für die Berücksichtigung  
eine zusätzliche angemessene Vergütung zu zahlen  
hat. Zu einer Ausdehnung einer solchen Berücksich-
tigungsverpflichtung auch auf Patentaustauschver-
träge im Inland konnte sich der Ausschuß nicht  
entschließen, zumal die Arbeitgeber eine solche Be-
stimmung nur mit Rücksicht auf ausländische Ver-
tragspartner vorgeschlagen haben.  

Zu § 14  
§ 14 bestimmt die gegenseitige Verpflichtung von  

Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur Unterrichtung  
und Unterstützung beim Erwerb von Schutzrechten.  

Eine Bestimmung aufzunehmen in einem neuen  
Absatz 3, daß bei Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen dem Arbeitnehmer und Arbeitgeber über die  
Schutzfähigkeit einer Erfindung auch die Auffas-
sung des Arbeitnehmers dem Patentamt durch den  
Arbeitgeber bekanntzugeben sei, hat sich der  
Ausschuß nicht entschließen können. Die bloße Re-
gistrierung einer abweichenden Auffassung eines  
Arbeitnehmers durch das Patentamt hat für das  
Erteilungsverfahren praktisch keine Bedeutung,  
und nur zur Beweissicherung erscheint eine solche  
Registrierung nicht erforderlich. Ferner steht dem  
Arbeitnehmer ohnehin ein Schadensersatzanspruch  
zu, wenn der Arbeitgeber ihm gegenüber die sich  
aus dem Arbeitsvertrag ergebenden Verpflichtun-
gen verletzt.  

Zu § 15  

§ 15 regelt das Recht des Arbeitgebers, Schutz-
rechtsanmeldungen nicht weiter zu verfolgen bzw.  
Schutzrechte vor Ablauf der gesetzlichen Schutz-
dauer aufzugeben (Absatz 1 und 2) unter Vorbehalt  
eines nicht ausschließlichen Benutzungsrechts (Ab-
satz 3).  

Aus Absatz 1 geht hervor, daß der Arbeitgeber  
nach restloser Erfüllung des Vergütungsanspruchs  
jederzeit ohne Befragen des Arbeitnehmers eine  
Anmeldung oder ein Schutzrecht aufgeben kann.  
Dies wird nur bei einer Pauschalvergütung aktuell  
werden. Bei der normalerweise üblichen Stück-
lizenz wird niemals die angemessene Vergütung vor  
Ablauf der Schutzdauer als erfüllt angesehen wer-
den können.  

Der Ausschuß hat die von der Union leitender  
Angestellter vorgetragene Besorgnis, § 9 könne  
durch die Einbeziehung der Schutzrechtsanmeldun-
gen in § 15 umgangen werden, eingehend erörtert.  
Er vertrat die Auffassung, daß die Einbeziehung  
der Schutzrechtsanmeldungen mit Rücksicht auf die  
oft lange Dauer des patentamtlichen Erteilungsver-
fahrens gerechtfertigt sei und 'demgegenüber die  
Möglichkeit einer Umgehung des Gesetzes nicht so  
schwerwiegend sei, daß sie durch eine ausdrückliche  
gesetzliche Bestimmung verhindert werden müsse.  

Der Ausschuß empfiehlt somit lediglich eine  
kleine redaktionelle Änderung in Absatz 3 und im  
übrigen die Annahme des § 15 in der Fassung des  
Regierungsentwurfs.  

Zu § 16  

§ 16 regelt eine Ausnahme vom Anmeldezwang  
(Absatz 1) für die Diensterfindungen, die aus berech-
tigtem Interesse des Betriebes nicht bekanntwer-
den dürfen (soweit der Arbeitgeber die Schutz-
fähigkeit der Diensterfindung anerkennt), und zwar  
unter Aufrechterhaltung der Vergütungspflicht  
(Absatz 4). Die Klärung von Meinungsverschieden-
heiten zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer  
über die Schutzfähigkeit wird für die patentfähigen  
Erfindungen in Absatz 2 und für die Gebrauchs-
muster in Absatz 3 behandelt.  

Die Überschrift „Geheimerfindungen" wird vom  
Ausschuß für unzweckmäßig befunden. Er schlägt  
vor, sie durch „Betriebsgeheimnisse" zu ersetzen.  
Dementsprechend ist in Absatz 4 das Wort „Ge-
heimerfindung" durch „für eine Erfindung nach  
Absatz 1" ersetzt worden. In Absatz 4 auch imma-
terielle Schäden, wie sie dem Arbeitnehmer durch  
Wegfall seiner Erfindernennung entstehen können,  
einzubeziehen, hat der Ausschuß abgelehnt. Er  
empfiehlt, abgesehen von den vorerwähnten Ände-
rungen, den § 16 in der Fassung des Regierungs

-

entwurfs anzunehmen.  

Zu § 17  
§ 17 begründet die Mitteilungspflicht des Arbeit-

nehmers für eine freie Erfindung (Absatz 1 und 3)  
sowie das Bestreitungsrecht des Arbeitgebers (Ab-
satz 2).  

Absatz 1 empfiehlt der Ausschuß unverändert in  
der Fassung der Regierungsvorlage ianzunehmen.  

In Absatz 2 hat der Ausschuß für die Bestreitung  
eine schriftliche Erklärung des Arbeitgebers an den  
Arbeitnehmer für notwendig befunden. Eine Ver-
kürzung der Frist von drei Monaten hat er, als  
nicht im Interesse des Arbeitnehmers liegend, ab-
gelehnt, weil kürzere Fristen den Arbeitgeber nur  
zum Bestreiten anregen würden.  

Zu einer Streichung von Absatz 3, die von eini-
gen Mitgliedern des Ausschusses vertreten wurde,  
hat sich der Ausschuß nicht entschlossen. Der Ar-
beitnehmer werde durch die Mitteilungspflicht da-
vor geschützt, Erfindungen, die er fälschlicherweise  
als frei 'ansehe, dem Arbeitgeber vorzuenthalten.  
Dadurch entstehe die Gefahr, daß der Arbeitgeber  
gegen den Arbeitnehmer Schadensersatzansprüche  
geltend mache, wenn er durch die Bekanntmachung  
der Erfindung durch das Patentamt von der Erfin-
dung Kenntnis erhalte. Es liege daher mehr im In-
teresse des  Arbeitnehmers, eine gewisse Einschrän-
kung seiner Freiheitssphäre in Kauf zu nehmen,  
um mögliche Schädigungen für ihn abzuwenden.  
Der Ausschuß hat sich für die Bundesratsfassung  
von Absatz 3 entschieden, der die Bundesregierung  
ihre Zustimmung gegeben 'hat.  

Zu § 18  
In § 18 wird die Anbietungspflicht des Arbeit-

nehmers für ein nicht ausschließliches Benutzungs-
recht an den Arbeitgeber (Absatz 1), die Annahme-
frist für den Arbeitgeber (Absatz 2) sowie die Fest-
setzung der Bedingungen für das Benutzungsrecht  
bei Meinungsverschiedenheiten (Absatz 3) oder bei  
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wesentlicher Veränderung der Umstände (Absatz 4) 
geregelt. In Absatz 1 und 2 sind lediglich redak-
tionelle Änderungen vorgenommen. Eine Fristver-
kürzung in Absatz 2 hält der Ausschuß nicht für 
möglich. 

Für die Absätze 3 und 4 schlägt der Ausschuß die 
Bundesratsfassung vor, wodurch an Stelle der 
Schiedsstelle das Gericht die Bedingungen für die 
Überlassung des nicht ausschließlichen Benutzungs-
rechts festsetzt. Damit werden die §§ 36 und 39 
entbehrlich. Da die Vorschaltung der Schiedsstelle 
nach Maßgabe des § 37 unberührt bleibt, ist diese 
Streichung unbedenklich. Im übrigen wird auf die 
Begründung durch den Bundesrat verwiesen. 

Zu § 19 
§ 19 behandelt die technischen Verbesserungsvor-

schläge in einer vom geltenden Recht und dem Re-
gierungsentwurf abweichenden Art. In Absatz 1 hat 
der Ausschuß nach langen Erörterungen dem 
Wunsch der Arbeitnehmer Rechnung getragen, 
solche technischen Verbesserungsvorschläge in die 
Vergütungspflicht (§ 8 und § 11) einzubeziehen, die, 
ohne schutzfähig zu sein, dem Arbeitgeber eine 
monopolähnliche Vorzugsstellung geben, solange 
sie nicht allgemein bekanntwerden und er sie 
allein auswerten kann. Der Ausschuß ist sich einig 
darüber, daß die Vergütungspflicht nur dann ein-
tritt, wenn der Verbesserungsvorschlag verwertet 
wird, und nur solange gilt, als die Verwertung und 
schutzrechtsähnliche Stellung andauert. Damit 
bleibt das dem Gesetz zugrunde liegende Monopol-
prinzip gewahrt. Eine Einbeziehung von für den 
Betrieb besonders wertvollen kaufmännischen und 
organisatorischen Verbesserungsvorschlägen hin-
gegen würde dieses durchbrechen, das system-
fremde Sonderleistungsprinzip einführen, aber auch 
den Rahmen des Gesetzes sprengen, das sich aus-
schließlich mit dem Gebiet der Technik befaßt. Da 
die eindeutige Abgrenzung der besonders quali-
fizierten technischen Verbesserungsvorschläge von 
Absatz 2 durch den neu eingefügten § 2a gegeben 
ist, hat der Ausschuß keine Bedenken, an dem in 
den allgemeinen Sprachgebrauch eingegangenen 
Ausdruck „technische Verbesserungsvorschläge" so-
wohl für den Absatz 1, als für Absatz 2 festzuhal-
ten. Auch die in Absatz 1 angesprochenen Fälle 
durch Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen 
zu regeln, würde ungleiches Recht schaffen, da ein 
großer Teil von Arbeitnehmern von der tarifver-
traglichen Regelung nicht erfaßt werden würde. 

Für die nicht qualifizierten technischen Verbesse-
rungsvorschläge hat sich der Ausschuß hingegen in 
Absatz 2 für die Regelung durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung entschieden, aber auch diese 
aus dem vorerwähnten Grund auf den technischen 
Sektor beschränkt. 

Zu § 20 
§ 20 regelt die Bestellung von Erfinderberatern 

in den Betrieben (Absatz 1) und legt deren Auf-
gaben fest (Absatz 2). Der Ausschuß stellt dazu 
fest, daß diese „Kann"-Vorschrift bei Soldaten, bei 
denen es einen Betriebsrat nicht gibt, ggf. analog 
anzuwenden sein wird. Für die Fälle, in denen 
kein Erfinderberater bestellt ist, staatliche oder 
von einer Arbeitnehmervereinigung eingerichtete 
Erfinderberatungsstellen zuzulassen, besteht nach 
Meinung des Ausschusses keine Notwendigkeit, da 
fer Arbeitgeber schon nach § 4 Abs. 3 zu einer 

Unterstützung des Arbeitnehmers bei der Abfas-
sung der Meldung verpflichtet ist und die Vertre-
ter des DGB erklärt haben, daß die gewerkschaft-
lichen Beratungsstellen nur Rechtsauskünfte er-
teilen. Dazu sind letztere jedoch auch ohne Auf-
nahme einer diesbezüglichen Bestimmung in das 
Gesetz berechtigt. An staatlichen Beratungsstellen 
gibt es zur Zeit nur eine in Stuttgart. 

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme des § 20 
in der Fassung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 21 

§ 21 verbietet das Abdingen von Vorschriften 
dieses Gesetzes, läßt jedoch Vereinbarungen nach 
der Meldung bzw. Mitteilung zu. 

Da die Unabdingbarkeit den Angelpunkt des 
ganzen Gesetzes darstellt, hat der Ausschuß ihre 
Beibehaltung für unumgänglich notwendig gehal-
ten, wenngleich das ausländische Recht nur die 
Abdingbarkeit kennt. Zudem ist Unabdingbarkeit 
ein Grundsatz des modernen Arbeitsrechts. Sie 
entspricht außerdem dem geltenden Recht. 

Mit Rücksicht auf § 19 Abs. 1 ergibt sich die 
Notwendigkeit, die technischen Verbesserungsvor-
schläge in diese Bestimmung mit  aufzunehmen. 
Die Anregung, Personen, die zum Erfinden ange-
stellt sind oder solche, die sich in leitenden Posi-
tionen befinden, von der Unabdingbarkeit auszu-
nehmen, hat der Ausschuß nicht aufgegriffen. Der 
Ausschluß des ersteren Personenkreises würde dem 
Grundgedanken des ganzen Gesetzes widerspre-
chen, bei dem davon ausgegangen wird, daß sich 
niemand zum Erfinden verpflichten und damit 
auch nicht zum Erfinden angestellt werden kann. 
Für den zweiten Personenkreis ist genügend 
Spielraum für die Differenzierung der Ver-
gütungshöhe in § 8 Abs. 2 gegeben. Zudem würde 
die Abgrenzung etwa durch Festlegung einer Ge

-

haltsgrenze große Schwierigkeiten bereiten. 

Satz 2 wird vom Ausschuß in Verbindung mit 
der Änderung der „offenbaren" Unbilligkeit in 
§ 22 in „erhebliche" Unbilligkeit als tragbar an-
gesehen. 

Der Ausschuß empfiehlt daher die Annahme 
des § 21 in der Fassung der Regierungsvorlage mit 
der Einfügung der technischen Verbesserungsvor-
schläge. 

Zu § 22 

§ 22 regelt die Unwirksamkeit von Vereinbarun-
gen nach § 21 Satz 2 (Absatz 1) und legt die Ein-
spruchsfrist fest (Absatz 2). 

In Absatz 1 sind im Hinblick auf § 19 Abs. 1 
die technischen Verbesserungsvorschläge mit auf-
zunehmen. Da  die  „offenbare" Unbilligkeit eine 
Unwirksamkeit von Vereinbarungen nahezu völlig 
ausschließen würde, hat sich der Ausschuß zu der 
Abschwächung in „erhebliche" Unbilligkeit ent-
schlossen und dementsprechend die Überschrift in 
„Unbilligkeit" geändert. 

In Absatz 2 ist eine ausgeglichenere Fassung ge-
wählt worden, die sowohl für Arbeitnehmer wie 
Arbeitgeber die Berufungsmöglichkeit auf die Un-
billigkeit ausspricht. 
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Zu § 23 

§ 23 regelt die Verpflichtung zur Geheimhaltung 
für den Arbeitgeber (Absatz 1), den Arbeitnehmer 
(Absatz 2) und für sonstige Personen, die auf 
Grund dieses Gesetzes Kenntnis von einer Erfin-
dung erhalten (Absatz 3). 

Die Formulierung von Absatz 1 ist aus dem 
schwedischen Recht übernommen. Der Ausschuß 
empfiehlt die Annahme des Paragraphen in der 
Fassung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 24 
§ 24 soll klarstellen, daß die Rechte und Pflich-

ten dieses Gesetzes nicht die allgemeine Fürsorge-
pflicht des Arbeitgebers und die sich daraus er-
gebende entsprechende Treuepflicht des Arbeit-
nehmers aufheben. Wenn auch sichergestellt sein 
muß, daß der Arbeitnehmer nicht selbst durch 
Verwertung seiner Erfindung seinem Arbeitgeber 
Konkurrenz macht, so muß doch im Hinblick auf 
das Institut der beschränkten Inanspruchnahme 
klargestellt werden, daß die freigewordene Erfin-
dung dem Arbeitnehmer zur freien Verfügung zu-
steht, er sie also auch einem Konkurrenten seines 
Arbeitgebers anbieten darf. Diesem Anliegen ent-
spricht die vom Ausschuß vorgenommene Ergän-
zung der Fassung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 25 
§ 25 trifft Bestimmungen für die Zeit nach Auf-

lösung des Arbeitsverhältnisses. Der Ausschuß hat 
sich entgegen dem Beschluß der Bundesregierung 
nicht für den Bundesratsvorschlag zu Absatz 1 aus-
gesprochen, da seine Fassung zu allgemein gehalten 
sei und zu Zweifeln Anlaß geben könne. Der Aus-
schuß ist sich einig darüber, daß Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 11 Abs. 2 sicherstellt, daß ein 
Ausscheiden aus dem Betrieb den Arbeitnehmer 
nicht um seinen Vergütungsanspruch bringt. 

Die in Absatz 2 einseitig für den Arbeitnehmer 
ausgesprochene Vermutung der Entstehung der Er-
findung während des früheren Arbeitsverhältnisses 
kann von der Arbeitnehmerseite als diskriminie-
rend empfunden werden. Der Ausschuß ist der 
Meinung, daß derartige Fälle besser der Recht-
sprechung überlassen bleiben sollen. Zudem ist in 
einer kürzlich erlassenen Entscheidung des Bun-
desgerichtshofes festgestellt worden, unter welchen 
Voraussetzungen eine tatsächliche Vermutung 
dafür besteht, daß die Erfindung noch während 
der Dauer des früheren Arbeitsverhältnisses ge-
macht worden ist (vgl. BGH vom 16. November 
1954, veröffentlicht GRUG 1955 S. 286). Der Aus-
schuß empfiehlt daher die Annahme des Absatz 1 
in der Fassung der Regierungsvorlage und die völ-
lige Streichung des Absatzes 2. 

Zu § 26 

§ 26 soll sicherstellen, daß der Arbeitnehmer im 
Falle des Konkurses seines Arbeitgebers die Mög-
lichkeit hat, seine Erfindung wieder zu verwerten. 

Zur Klarstellung ist in Absatz 1 das Wort „un-
beschränkt" eingefügt worden. 

In Absatz 2 sind gemäß § 19 Abs. 1 die tech-
nischen Verbesserungsvorschläge mit aufzunehmen. 
Die Frage, wie in einem landwirtschaftlichen Be-
trieb im Konkursfall die Arbeitnehmererfindun-

gen zu behandeln sind, kann nach Auffassung 
des Ausschusses der Rechtsprechung überlassen 
werden. 

Zu § 27 
Laut § 27 ist bei Meinungsverschiedenheiten 

zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer stets eine 
Einigung vor der Schiedsstelle zu suchen. 
Der Ausschuß empfiehlt die unveränderte An-

nahme dieses Paragraphen in der Regierungs-
fassung. 

Zu § 28 
§ 28 regelt die Einrichtung und den Ort für das 

Zusammentreten der Schiedsstelle. 

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme des Para-
graphen in der Fassung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 29 
§ 29 regelt die Zusammensetzung der Schieds-

stelle. Die Einfügung „nach dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz" nach dem Wort „Richteramt" in Ab-
satz 2 dient der Klarstellung. In Absatz 3 ist ent-
sprechend § 19 Abs. 1 der technische Verbesse-
rungsvorschlag aufgenommen worden. 

Der Ausschuß empfiehlt, die Absätze 1, 4 und 5 
in der Fassung des Regierungsentwurfs anzu-
nehmen. 

Zu § 30 
§ 30 gibt die Vorschriften für die Anrufung der 

Schiedsstelle. Abgesehen von einer stilistischen 
Änderung in Absatz 2 empfiehlt der Ausschuß die I 
Annahme dieses Paragraphen in der Fassung der 
Regierungsvorlage. 

Zu § 31 
§ 31 legt die Frist fest für den Erweiterungs-

antrag. Auch bei diesem Paragraphen wird mit 
einer lediglich stilistischen Änderung die Annahme 
der Fassung des Regierungsentwurfs empfohlen. 

Zu § 32 

§ 32, der das Verfahren vor der Schiedsstelle 
regelt, wird zur unveränderten Annahme in der 
Fassung des Regierungsentwurfs empfohlen. 

Zu § 33 
§ 33 regelt das Verfahren für den von der 

Schiedsstelle zu machenden Einigungsvorschlag. 
In Absatz 3 ist das Wort „Einigung" durch das 

zutreffendere Wort „Vereinbarung" ersetzt und 
aus stilistischen Gründen „einer Frist" gestrichen 
worden. Im übrigen empfiehlt der Ausschuß die 
unveränderte Annahme von Absatz 1 bis 3 der Re-
gierungsvorlage. 

Mit Rücksicht auf die in Absatz 3 gesetzte kurze 
Frist von einem Monat für die Einlegung eines 
Widerspruchs hat der Ausschuß eine Bestimmung 
über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
für notwendig befunden. Dem wird in den neuen 
Absätzen 4 und 5 Rechnung getragen. Dabei legt 
der Ausschuß Wert auf die Feststellung, daß über 
die Beschwerde gegen die Entscheidung der Schieds- 
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stelle nach Absatz 5 nicht die Patentstreitkammer 
zuständig ist, sondern daß hier die normale Zu-
ständigkeit des Landgerichts gilt. 

Zu §§ 34 und 35 

Die §§ 34 und 35 werden vom Ausschuß zur An-
nahme in der Fassung des Regierungsentwurfs 
empfohlen. 

Zu § 36 

§ 36 ist mit Rücksicht auf die Neufassung von 
§ 18 Abs. 3 und 4 ersatzlos zu streichen. 

Zu § 37 
§ 37 legt fest, daß einem gerichtlichen Verfahren 

stets ein Verfahren vor der Schiedsstelle voraus-
gehen muß (Absatz 1), und regelt die Fälle, in 
denen von dieser Norm abgewichen werden kann 
(Absätze 2 bis 5). 

Entsprechend der Änderung in § 33 Abs. 3 ist 
auch in Absatz 2 Nr. 1 „Einigung" durch „Ver-
einbarung" zu ersetzen. Im übrigen empfiehlt der 
Ausschuß die Annahme des Paragraphen in der 
Fassung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 38 

Der Ausschuß empfiehlt die unveränderte Fas-
sung des Regierungsentwurfs. 

Zu § 39 

§ 39 ist entsprechend der Änderung von § 18 
Abs. 3 und 4 zu streichen. 

Zu § 40 

§ 40 regelt, welche Gerichte für die Rechtsstreitig-
keiten über Arbeitnehmererfindungen zuständig 
sein sollen. 

Nach Meinung des Ausschusses liegt es im In-
teresse des Arbeitnehmers, daß alle Patentstreit-
sachen den Spezialkammern für Patentstreitigkei-
ten bei den ordentlichen Gerichten überlassen 
werden, und nicht den Arbeitsgerichten, da diese 
überfordert würden, wenn man ihnen die Entschei-
dung in diesen ihnen fernliegenden technischen 
Fragen übertragen würde. Von der Einbeziehung 
von Streitigkeiten über technische Verbesserungs-
vorschläge in diese Vorschrift hat der Ausschuß 
abgesehen. 

Für Ansprüche auf Zahlung einer festgestellten 
oder festgesetzten Vergütung verbleibt es bei der 
allgemeinen Zuständigkeitsregelung. Soweit es sich 
um Arbeitnehmer handelt, sind die Arbeitsgerichte, 
soweit es sich um Beamte handelt, die Verwal-
tungsgerichte zuständig. Der Ausschuß empfiehlt 
die Annahme des Paragraphen in der Fassung der 
Regierungsvorlage. 

Zur Überschrift des Dritten Abschnitts 

Die Erweiterung der Überschrift ergibt sich aus 
§ 1. 

Zu § 41 

§ 41 regelt die Anwendung der Vorschriften die-
ses Gesetzes auf die Arbeiter und Angestellten im 
öffentlichen Dienst. Der Eingangssatz bringt zum 

Ausdruck, daß die Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht ohne weiteres auf diesen Personenkreis über-
tragen werden können, sondern daß gewisse Be-
sonderheiten zu berücksichtigen sind. Die in Num-
mer 1 entsprechend dem geltenden Recht enthal-
tene Einschränkung der Unabdingbarkeit hat der 
Ausschuß für gerechtfertigt gehalten, weil im öf-
fentlichen Dienst öffentliche Mittel bei der Ent-
stehung der Erfindung zur Verwendung kommen 
und die Erfindung nicht selbst im Betrieb ver-
wertet wird. Mit Rücksicht auf die im Personal-
vertretungsgesetz für den öffentlichen Dienst 
vorgesehenen Dienstvereinbarungen hat der Aus-
schuß eine neue Nummer 1 a eingefügt, wonach die 
Behandlung von technischen Verbesserungsvor-
schlägen gemäß § 19 Abs. 2 auch durch Dienstver-
einbarung geregelt werden kann. 

In Nummer 4 hält es der Ausschuß für unge-
rechtfertigt, daß die Bestimmung über die Errich-
tung der Schiedsstelle in § 28 nicht in die Aus-
nahme einbezogen wird, aber die Vorschriften über 
das Verfahren und die Einigung vor der Schieds-
stelle in den §§ 32 bis 35 ausgenommen werden. 
Er hat daher die §§ 29 bis 35 durch die §§ 28 
bis 31 ersetzt. 

Nummern 1, 2 und 3 empfiehlt der Ausschuß in 
der Regierungsfassung anzunehmen. 

Zu § 42 

§ 42 regelt die Anwendung des Gesetzes auf die 
Beamten. Entsprechend der Ausdehnung des Ge-
setzes auch auf die Angehörigen der Bundeswehr 
sind in Überschrift und Text des Paragraphen die 
Soldaten mit aufzunehmen. Desgleichen sind ge- 
mäß § 19 Abs. 1 hinter „Erfindungen" die tech-
nischen Verbesserungsvorschläge einzufügen. 

Zu § 43 

§ 43 trifft eine Sonderregelung für die Hoch-
schulen. 

Der Ausschuß begrüßt diese Vorschrift, weil sie 
dem Schutz der Lehr- und Forschungsfreiheit der 
Hochschule dient und durch die Sonderstellung der 
Hochschullehrer die Forschung angeregt werden 
dürfte. Von der Ausdehnung der Vorschrift auch 
auf andere Institute ist in Übereinstimmung mit 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz und der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft abgesehen wor-
den, weil die Abgrenzung Schwierigkeiten bereiten 
würde. Der Ausschuß ist sich einig darüber, daß 
eine Ertragsbeteiligung nach Absatz 2 nur in 
Frage kommen kann, wenn über die allgemeinen 
Haushaltsmittel hinausgehende Mittel für be-
stimmte besondere Forschungsarbeiten eingesetzt 
sind. 

Die in Absatz 2 vorgenommene Streichung „einer 
Frist" hat nur redaktionellen Charakter. Im übri-
gen empfiehlt der Ausschuß die Annahme des ge-
samten Paragraphen in der Fassung der Regie-
rungsvorlage. 

Zu § 44 

In der Überschrift ist entsprechend § 19 Abs. 1 
nach „Erfindungen" einzufügen „und technische 
Verbesserungsvorschläge". 
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§ 44 regelt die Anwendung des Gesetzes auf 

Erfindungen und technische Verbesserungsvor-
schläge, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ge-
macht worden sind. 

Absatz 1 der Ausschußfassung entspricht der 
Nummer 1 der Regierungsvorlage. Für diese Er-
findungen besteht keine Wahlmöglichkeit der be-
schränkten und unbeschränkten Inanspruchnahme, 
aber alle Verfahrensvorschriften des neuen Ge-
setzes haben auch für sie Gültigkeit. 

Für die in der Zeit zwischen dem 21. Juli 1942 
und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemachten 
gebrauchsmusterfähigen Erfindungen hat sich der 
Ausschuß zu einer von der Regierungsform ab-
weichenden Bestimmung in einem neuen Absatz 3 
entschlossen, der aus diesem Gesetz nur das 
Schiedsverfahren und das gerichtliche Verfahren 
zur Anwendung bringt. 
Absatz 2 enthält eine Übergangsregelung für den 

Sonderfall des § 13 Satz 2 der Durchführungsver-
ordnung vom 20. März 1943. Diese Bestimmung 
dürfte nur für wenige Fälle praktische Bedeutung 
haben. 

Da es im geltenden Recht eine Vergütungspflicht 
für technische Verbesserungsvorschläge im Sinne 
des § 19 Abs. 1 nicht gibt, hat der Ausschuß in 
Absatz 4 von deren rückwirkender Einbeziehung 
abgesehen. 

Zu § 44 a 

Ich verweise auf die Ausführungen zu § 47 Abs. 2. 

Zu § 45 

§ 45 spricht die Ermächtigung aus zum Erlaß der 
Durchführungsbestimmungen für die Erweiterung 
der Schiedsstelle. Dem Vorschlag des Bundesrates, 
ihn bei Erlaß einer Rechtsverordnung zu beteili-
gen, kann nicht zugestimmt werden, da der Aus-
schuß auch- das Gesetz selbst nicht für zustim-
mungsbedürftig hält. Eine Mitwirkung der Arbeit-
nehmerorganisationen im Gesetz auszusprechen, 
erscheint nicht erforderlich, da diese ohnehin vor 
Erlaß von Durchführungsbestimmungen gehört 
werden. Der Ausschuß empfiehlt die unveränderte 
Annahme der Regierungsfassung. 

Zu § 46 

§ 46 spricht die selbstverständliche Aufhebung 
der Verordnungen von 1942 und 1943 aus, soweit 
nicht § 44 ihre weitere Anwendung ausdrücklich 
vorsieht. 

Der Ausschuß empfiehlt, diesen Paragraphen in 
der Fassung des Regierungsentwurfs anzunehmen. 

Zu § 47 

§ 47 sollte die Fassung des Arbeitsgerichtsge-
setzes in Einklang stellen mit der Vorschrift des 
§ 40 Abs. 2. Eine ausdrückliche Änderung des Ar-
beitsgerichtsgesetzes hätte auch eine entsprechende 
Änderung des Beamtengesetzes erfordert. Mit Rück-
sicht auf die Regelung des § 40 erscheint jedoch 
eine ausdrückliche Änderung der beiden Gesetze 
nicht notwendig. 

Der Ausschuß hat daher beschlossen, § 47 Abs. 1 
ganz zu streichen. 

Der bisherige Absatz 2 wird als neuer § 44 a 
eingefügt, um festzulegen, daß die bereits anhän-
gigen Verfahren bei den Arbeitsgerichten bzw. 
Verwaltungsgerichten weiterlaufen. 

Zu § 48 

§ 48 enthält in Absatz 1 die übliche Berlin

-

Klausel. 

Die Absätze 2 his  5 behandeln die Schaffung 
einer weiteren Schiedsstelle in Berlin. 

Da durch die Erklärung des Bundesministers 
der Justiz, er werde nach dem Tage des Inkraft-
tretens des Gesetzes die Schiedsstelle in Berlin er-
richten, eine ausreichende Sicherung für deren 
Schaffung gegeben erscheint, hat sich der Aus-
schuß für die Beibehaltung des Absatzes 2 Satz 1 
entschieden. Über den Regierungsentwurf hinaus 
hat das Land Berlin angeregt, daß die Zuständig-
keit der Schiedsstelle Berlin auf weitere Länder 
im nördlichen Bundesgebiet erstreckt wird. Der 
Ausschuß kann eine zwingende Rechtfertigung für 
die Zuständigkeit dieser Schiedsstelle nur für die 
im Land Berlin arbeitenden Arbeitnehmer an-
erkennen. Hierunter fallen auch die im Sowjet-
sektor wohnenden, aber in West-Berlin arbeiten-
den Personen. Für eine Erweiterung der Zustän-
digkeit im Sinne des Antrages Berlin reicht zudem 
die Besetzung der Dienststelle Berlin des Patent-
amtes mit nur einem technischen Beamten nicht 
aus. Der Ausschuß hat daher in voller Würdigung 
der von dem Vertreter des Landes Berlin vorge-
tragenen Argumente der Ausdehnung der Zustän-
digkeit der Schiedsstelle über Berlin hinaus nur 
insoweit zustimmen können, als beide Partner 
darüber einig sind, das Schiedsverfahren in Berlin 
durchzuführen, und der Antragsteller seinen Ar-
beitsplatz in den im Gesetz genannten Ländern hat. 

Der Ausschuß ist sich einig darüber, daß von 
der Bestellung von Beisitzern nach Absatz 4 Per-
sonen, die ihren Wohnsitz im Sowjetsektor haben, 
ausgeschlossen bleiben müssen, um sie vor Kon-
flikten zu bewahren. 

Die Änderung in Absatz 5 dient der Richtigstel-
lung. Im übrigen empfiehlt der Ausschuß, die Ab-
sätze 1 und 3 bis 5 unverändert in der Regierungs-
fassung anzunehmen. 

Zu § 48 a 

§ 48 a schließt das Saarland aus dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes aus. 

Der Ausschuß stellt dazu fest, daß nach dem 
internationalen Arbeitsrecht für die Anwendung 
des Gesetzes der Arbeitsplatz des Arbeitnehmers 
ausschlaggebend ist, daß also Saarländer, die im 
Saarland arbeiten, aber im übrigen Bundesgebiet 
wohnen, von diesem Gesetz nicht erfaßt werden, 
wohl aber jene, die im Saarland wohnen und im 
übrigen Bundesgebiet arbeiten. 

Der Ausschluß des Saarlandes ist vorläufig not-
wendig, weil die Verordnungen von 1942 und 1943 
durch die französisch-saarländische Patentkonven-
tion vom 15. Dezember 1948 aufgehoben wurden 
und der Saarvertrag eine Erstreckung des Ge-
setzes auf das Saarland vor dem Ablauf der Über-
gangszeit ausschließt. Nach der Übergangszeit wird 
im Saarland das deutsche Recht für den gewerb-
lichen Rechtsschutz und das Urheberrecht einge-
führt werden müssen. Darin wird dann auch die 
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Geltung des Gesetzes über Arbeitnehmererfindun-
gen zu regeln sein. 
Der Ausschuß empfiehlt, den § 48 a in der Aus-

schußfassung anzunehmen. 

Zu § 49 

§ 49 bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Der Ausschuß empfiehlt als Termin für das In-
krafttreten den 1. Oktober 1957. 

Die Frist bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
erscheint ausreichend, um den beteiligten Kreisen 
Gelegenheit zu geben, sich mit den Vorschriften 
des Gesetzes vertraut zu machen. 

Bonn, den 2. April 1957 

Frau Dr. Jochmus 
Berichterstatterin 

Anlage 6 	 zu Drucksache, 3405 
(Vgl. S. 11763 B, C) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) über den von der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes (Drucksachen 
3405, 2715). 

Berichterstatter: Abgeordneter Stegner 

Das Verkehrsfinanzgesetz brachte 1955 eine Er

-

höhung der Kraftfahrzeugsteuer für Anhänger; für 
eine bis zum 31. März 1957 bemessene Übergangs-
zeit sollte jedoch diese Steuer um 25 v. H. ermä-
ßigt sein. Der Antrag der FDP-Fraktion bezweckt, 
die Kraftfahrzeugsteuer für Anhänger auf der 
Höhe der Übergangszeit zu belassen und sie nicht 
auf die im Verkehrsfinanzgesetz vorgesehene Höhe 
ansteigen zu lassen. 
Die Antragsteller führten insbesondere wirt-

schaftliche Gründe für ihren Antrag an.  Seit Er-
laß des Verkehrsfinanzgesetzes seien die Unkosten 
des gewerblichen Güterkraftverkehrs angestiegen, 
ohne daß das Gewerbe seine Tarife hätte entspre-
chend anheben können. Die Notlage des meist mit-
telständischen Gewerbes müsse den Gesetzgeber, 
der für die Bindung  der  Tarife mitverantwortlich 
sei, veranlassen, ein weiteres Ansteigen der Un-
kosten, wie es die Steuererhöhung für Anhänger 
zum 1. April 1957 darstelle, zu unterbinden. In 
der Diskussion erklärten sich die Antragsteller zu 
einer Modifizierung ihres Antrages bereit: Die 
Kraftfahrzeugsteuererhöhung sollte nicht gänzlich, 
wohl aber  bis zur fälligen Tarifneuordnung ausge-
setzt werden. 
Gegen den Antrag wurde geltend gemacht, daß 

die Notlage des gewerblichen Güterkraftverkehrs 
keineswegs erwiesen sei. Ein Wirtschaftsprüfer-
Gutachten habe ergeben, daß das Gewerbe durch 
die günstige Konjunktur- und Auftragsentwicklung 
seit Inkrafttreten des Verkehrsfinanzgesetzes seine 
gestiegenen Unkosten habe mehr als kompensieren 
können. Das Gewerbe habe auch im einzelnen Falle 
über den zur Zeit geltenden Tarif ausweichen kön-
nen, und schließlich müsse auch eine Steuererleich-
terung sämtlichen Anhängern zugute kommen, von 
denen aber nur knapp 25 v. H. vom gewerblichen 
Güterkraftverkehr benutzt würden. 

Der an der Beratung mitbeteiligte Ausschuß für 
Verkehrswesen hatte dem federführenden Finanz-
ausschuß bei einer Stimmenthaltung empfohlen, die 
Steuererhöhung für Anhänger bis zum 30. Juni 
1958 auszusetzen. Die Konferenz der Länderfinanz-
minister ließ den Finanzausschuß wissen, sie könne 
sich mit diesen Vorschlägen nicht einverstanden er-
klären. Nicht nur, daß den Ländern jährlich 
40 Mio DM Steuerausfall entständen, die bei der 
Finanzierung des Straßenbaues fehlen würden, 
— sie vermöchten auch nicht, die wirtschaftliche 
Berechtigung des Antrages einzusehen. Hinzu 
komme, daß die für die Zeit ab 1. April 1957 ge-
zahlten höheren Steuern rückerstattet werden 
müßten, was zu einem erheblichen Verwaltungs-
aufwand führen würde. 
Nach zweimaliger Beratung (117. Sitzung am 

3. April 1957 und 118. Sitzung am 10. April 1957) 
beschloß der Ausschuß für Finanz- und Steuerfra-
gen mit 11 : 9 Stimmen, dem Hohen Hause zu emp-
fehlen, die Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer für 
Anhänger bis zum 30. Juni 1958 auszusetzen. 

Bonn,  den  10. April 1957 

Stegner 
Berichterstatter 

Anlage 7 	 zu Drucksache 3409 
(Vgl. S. 11762 B, 11768 A) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht (16. Ausschuß) über den von der Fraktion 
der FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und über 
die Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem 
Gebiete des Familienrechts (Drucksache 112), den 
von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Anpassung des Familienrechts 
an Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes (Drucksache 
178) und den Entwurf eines Gesetzes über die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts (Drucksache 224). 

I. Generalberichterstatter: Abgeordneter Dr. Weber 
(Koblenz) 

Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes lautet: „Män-
ner und Frauen sind gleichberechtigt." Der Grund-
gesetzgeber war sich bewußt, daß eine unmittel-
bare Geltung dieses Grundrechts tiefgreifende Ein-
wirkungen auf das geltende bürgerliche und 
öffentliche Recht, insbesondere auf dem Gebiete 
von Ehe und Familie, haben und deshalb vor der 
Anpassung des geltenden Rechts an dieses Grund-
recht eine erhebliche Rechtsunsicherheit eintreten 
würde. Deshalb bestimmte Artikel 117 Abs. 1, daß 
das dem Artikel 3 Abs. 2 entgegenstehende Recht 
bis zu seiner Anpassung an diese Bestimmung des 
Grundgesetzes in Kraft bleibe, jedoch nicht länger 
als bis zum 31. März 1953. Damit war dem ordent-
li chen Gesetzgeber aufgegeben, diese Anpassung 
bis zum 31. März 1953 vorzunehmen. 

Schon im Parlamentarischen Rat erhoben sich 
Stimmen, die diese bis zum 31. März 1953 vorge-
sehene Frist angesichts der Größe und Bedeutung 
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der zu lösenden Aufgabe als zu kurz bezeichneten. 
Diese Bedenken erwiesen sich später durch den 
Ablauf der Ereignisse auch als allzu begründet. Die 
Bundesregierung nahm die Vorbereitung der zur 
Anpassung erforderlichen Gesetzesvorlagen als-
bald  in Angriff. Das Bundesjustizministerium ver-
öffentlichte mehrere Denkschriften, in denen die 
Lösungsmöglichkeiten eingehend erörtert und auch 
umfassende rechtsvergleichende Untersuchungen 
angestellt wurden. Der damit verfolgte Zweck, 
Öffentlichkeit und Wissenschaft zu einer gründ-
lichen Diskussion der dem Gesetzgeber gestellten 
Problematik anzuregen, wurde aber nur in be-
schränktem Umfange erreicht, wenn man von den 
verdienstvollen Referaten und Diskussionen auf 
dem 38. Deutschen Juristentag im Jahre 1950 in 
Frankfurt (Main), dem Deutschen Notartag 1952 in 
München und den Veröffentlichungen einzelner 
Autoren absieht. Erst im Jahre 1954 wurde die 
Zeitschrift „Ehe und Familie im privaten und 
öffentlichen Recht" ins Leben gerufen und damit 
dankenswerter Weise für die rechtswissenschaft-
liche Erörterung der Fragen um Ehe und Familie, 
insbesondere auch der gesetzgeberischen Durchfüh-
rung des Grundrechts der Gleichberechtigung, ein 
Organ geschaffen, das eine bis dahin bestehende 
Lücke schloß. Schriftleitung und  Verlag sei bei die-
ser Gelegenheit besonders dafür gedankt, daß die 
Zeitschrift all die Jahre über den Mitgliedern des 
Unterausschusses „Familienrechtsgesetz" kostenlos 
geliefert wurde. Manche wertvolle Anregung 
konnte daraus entnommen werden. 
Am 23. Oktober 1952 legte die Bundesregierung 

nach mehrjähriger Vorarbeit in Drucksache Nr. 3802 
dem 1. Deutschen Bundestag den Entwurf eines 
Familienrechtsgesetzes vor, der am 27. November 

I  1952 in 1. Lesung beraten und dem Rechtsausschuß 
überwiesen wurde. Dieser setzte einen Unteraus-
schuß ein, der in der Zeit vom 5. Februar 1953 bis 
6. März 1953 die Vorlage in 15 Sitzungen beriet. 
Da aber bereits in diesem Stadium der Beratungen 
ersichtlich war, daß die Vorlage insgesamt in die-
ser (1.) Wahlperiode nicht mehr würde verabschie-
det werden können, legten die Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP/Z) in Drucksache 
Nr. 4200 vom 19. März 1953 einen Initiativgesetz-
entwurf vor, wonach dem Artikel 117 Abs. 1 GG 
ein zweiter Satz angefügt werden sollte des In-
halts, daß die dem Artikel 3 Abs. 2 GG entgegen-
stehenden Vorschriften des Staatsangehörigkeits-
rechts und des bürgerlichen Rechts einschließlich 
des Verfahrensrechts spätestens mit Ablauf des 
31. März 1955 außer Kraft treten sollten. Dieser 
Entwurf wurde am 26. März 1953 nach der 
1. Lesung dem Rechtsausschuß überwiesen, der 
jedoch bei den weiteren Beratungen der Vorlage 
feststellte, daß die hier gewählte Fassung der 
Grundgesetzergänzung nicht ausreichte. Eine Eini-
gung über Art und Umfang der vorgesehenen Er-
gänzung des Artikels 117 GG konnte nicht mehr 
erzielt werden. Sämtliche im Zusammenhang mit 
der Gleichberechtigung eingebrachten Vorlagen 
wurden somit durch das Ende der 1. Wahlperiode 
erledigt. 
So konnte der Gesetzgeber bis zum 31. März 

1953 weder die Anpassung des geltenden Rechts an 
die Bestimmung des Artikels 3 Abs. 2 GG vorneh-
men, noch wurde eine Verlängerung der Frist des 
Artikels 117 erreicht. 
Mit dem 1. April 1953 trat der Zustand ein, daß 

der Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 2 un-
mittelbar Geltung erlangte und somit die Rechts-

lage lediglich durch ihn selbst normativ bestimmt 
war. Rechtsprechung und Rechtsberatung waren 
damit vor außerordentlich schwierige und verant-
wortungsvolle Aufgaben gestellt. Einzelne Gerichte 
hielten die Rechtsprechung zur Lösung dieser Auf-
gaben nicht für berufen und glaubten aus dem 
„Versagen des Gesetzgebers" die Folgerung ziehen 
zu sollen, daß das dem Gleichberechtigungsgrund-
satz entgegenstehende Recht auch über den 1. April 
1953 hinaus in Geltung sei, bis der zur Lösung die-
ser Aufgabe berufene Gesetzgeber die Anpassung 
vorgenommen habe. Diese Streitfrage wurde durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Dezember 1953 (BVerfGE 3, 225 ff.) dahin ent-
schieden, daß „das dem Artikel 3 Abs. 2 entgegen-
stehende bürgerliche Recht auf dem Gebiete von 
Ehe und Familie mit dem Ablauf des 31. März 
1953 außer Kraft gesetzt" sei und seit diesem 
Zeitpunkt „Mann und Frau auch im Bereich der 
Ehe und Familie gleichberechtigt" seien. 

Dem Gesetzgeber blieb aber nach wie vor die 
Aufgabe gestellt, das Recht alsbald an den Grund-
satz der Gleichberechtigung anzupassen und damit 
den unerwünschten und schwer erträglichen Zu-
stand der Rechtsunsicherheit durch eine positive 
gesetzliche Regelung der in Frage kommenden 
Rechtsgebiete zu beseitigen. So legten dem 2. Deut-
schen Bundestag die Fraktion der FDP in Druck-
sache 112 vom 2. Dezember 1953 und die Fraktion 
der SPD in Drucksache 178 vom 13. Januar 1954 
sowie die Bundesregierung in Drucksache 224 vom 
29. Januar 1954 Entwürfe eines Gesetzes über die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau vor. Diese 
wurden in der 15. Plenarsitzung vom 12. Februar 
1954 gemeinsam in 1. Lesung beraten und dem 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
zur weiteren Behandlung überwiesen. Dieser be-
schloß in seiner 11. Sitzung vom 1. April 1954 die 
Einsetzung des Unterausschusses „Familienrechts-
gesetz" in Stärke von 17 Mitgliedern. Er beschloß 
weiterhin, zur Frage der Auswirkung der Gleich-
berechtigung auf das Güterrecht Sachverständige 
zu hören. In der 21. (öffentlichen) Informations-
sitzung vom 12. Juli 1954 erstatteten die Professo-
ren Dr. Beitzke (Göttingen), Dr. Bosch (Bonn) und 
Dr. Dölle (Tübingen) Referate zu der Reform des 
ehelichen Güterrechts. Damit beendete der Ge-
samtausschuß zunächst seine Beratungen und über-
ließ die weitere Behandlung der Vorlagen dem 
Unterausschuß „Familienrechtsgesetz", der sich in 
der Sitzung vom 10. Februar 1955 konstituierte 
und den Berichterstatter zum Vorsitzenden wählte. 
Der Unterausschuß hat die Vorlagen bis zum 

30. Januar 1957 in 77 Sitzungen beraten und seine 
Ergebnisse dem Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht vorgelegt, der sie in der 172. Sit-
zung vom 12. Dezember, 173. Sitzung vom 13. De-
zember 1956, der 203. Sitzung vom 3. April und der 
206. Sitzung vorn 12. April 1957 beraten und mit 
geringfügigen Änderungen und Ergänzungen ver-
abschiedet hat. 
Der Unterausschuß „Familienrechtsgesetz" hat 

die Beratungen der rechtlich außerordentlich 
schwierigen Materie der Anpassung des geltenden 
Rechts an den Grundsatz der Gleichberechtigung 
so gründlich durchgeführt, wie es der Bedeutung 
der Vorlagen entsprach. Er hat hierbei stets alle 
drei Entwürfe als Arbeitsgrundlage betrachtet und 
alle in ihnen enthaltenen Vorschläge sorgfältig ge-
prüft. Der Unterausschuß teilte seine Arbeit in 
drei große Abschnitte ein, für die jeweils eigene 
Berichterstatter bestellt werden: 
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1. Auswirkung der Gleichberechtigung auf den 

Güterstand; 

2. Auswirkung der Gleichberechtigung auf das 
Verhältnis der Ehegatten zueinander; 

3. Auswirkung der Gleichberechtigung auf das 
Verhältnis der Eltern zu den Kindern. 

Er hat zunächst den wohl schwierigsten und um-
fangreichsten Abschnitt, die Neuregelung des 
Güterrechts, behandelt. Bereits in der 3. Sitzung 
vom 18. April 1955 wurde grundsätzlich beschlos-
sen, einen gesetzlichen Güterstand und daneben 
Wahlgüterstände vorzusehen. Man war sich weiter 
darin einig, daß bei der  gesetzlichen Normierung 
von Wahlgüterständen keine Regelung getroffen 
werde, die mit dem Grundsatz der Gleichberechti-
gung ,des Artikels 3 Abs. 2 GG nicht vereinbar sei, 
ohne daß damit jedoch bereits eine Entscheidung 
über Inhalt und Tragweite des Artikels 3 Abs. 2 
GG getroffen worden wäre. Nach eingehender Er-
örterung der rechtlich möglichen Gestaltungsfor-
men für die Normierung des gesetzlichen Güter-
standes (u. a. Gütergemeinschaft, Errungenschafts-
gemeinschaft) kam man zu dem Entschluß, den in 
allen Entwürfen dem Grundsatze nach vorgesehe-
nen Güterstand ,der Zugewinngemeinschaft zur 
Grundlage der gesetzlichen Regelung zu machen. 
Besondere Schwierigkeiten machte die Prüfung der 
Frage, ob der Zugewinnausgleich im Falle der 
Auflösung der Ehe durch Tod  in Form des in den 
Entwürfen vorgesehenen Vergleichs von Anfangs-
und Endvermögen, also einer Art Abrechnung, 
oder in Form einer vereinfachten pauschalen Ab-
geltung durch eine Erhöhung ,der Erbquote vorzu-
sehen sei. Es schien geboten, diese Frage nochmals 
mit Sachverständigen zu erörtern. In der 15. Sit-
zung vom 18. Mai 1955 hörte der Ausschuß die 
Professoren Dr. Beitzke (Göttingen), Dr. Bosch 
(Bonn)  und  Dr. Knur (Bad Godesberg) zu diesen 
Fragen, insbesondere zu der sogenannten erbrecht-
lichen Lösung, und erörterte außerdem mit den 
Sachverständigen einige andere Fragen von grund-
sätzlicher Bedeutung. Nach mehrmonatigen Erörte-
rungen und Überlegungen beschloß schließlich der 
Ausschuß in der 46. Sitzung vom 5. Mai 1956, die 
erbrechtliche Lösung für ,den Fall der Auflösung 
der Ehe durch Tod vorzusehen. Damit wurde eine 
Entscheidung von weittragender Bedeutung ge-
troffen, die, soweit sich das bis jetzt übersehen 
läßt, weithin Zustimmung gefunden hat. 

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung 
zu tragen, hat  der Ausschuß in seiner 6. Sitzung 
vom 21. April 1955 die Vertreter des Deutschen 
Bauernverbandes und ,des Deutschen Landfrauen-
verbandes gehört und mit ihnen die besonderen 
Anliegen der bäuerlichen Bevölkerung hinsicht-
lich der Neuregelung des Güterrechts erörtert. 

Bei den Beratungen des einzigen noch gesetzlich 
normierten Wahlgüterstandes der allgemeinen 
Gütergemeinschaft hat der Ausschuß in der 28. Sit-
zung vom 28. November 1955 eine Grundsatzent-
scheidung dahin getroffen, daß das Gesamtgut vom 
Mann oder von der Frau oder von ihnen gemein-
schaftlich verwaltet werden kann, und beide Mög-
lichkeiten im einzelnen gesetzlich zu regeln. Damit 
wurde eine der Gleichberechtigung entsprechende 
Lösung des Verwaltungsrechts erreicht. 

Während im Abschnitt „Güterrecht" fast alle Ent-
scheidungen einstimmig gefaßt wurden, ergaben 
sich im Abschnitt „Auswirkung der Gleichberechti-
gung auf das Verhältnis der Ehegatten zuein-

ander" Tvleinungsverschiedenheiten grundsätzlicher 
Art. 

§ 1354 des Regierungsentwurfs, der ein Entschei-
dungsrecht ,des Ehemannes bei Meinungsverschie-
denheiten in Angelegenheiten des gemeinschaft-
lichen ehelichen Lebens vorsah, wurde in  der 

 67. Sitzung vom 15. November 1956 mit 8 zu 7 
Stimmen ersatzlos gestrichen. § 1355 der Regie-
rungsvorlage, wonach der Ehe- und Familienname 
der Name des Mannes bleibt und die Frau berech-
tigt ist, durch Erklärung gegenüber dem Standes-
beamten dem Namen  ides  Mannes ihren Mädchen-
namen hinzuzufügen, wurde in der 56. Sitzung 
vom 29. September 1956 mit 6 gegen 2 Stimmen 
bei einer Enthaltung angenommen. § 1357, der ab-
weichend von den Entwürfen die Schlüsselgewalt 
nur für die Frau und nicht auch für den Mann vor-
sieht, wurde in der 57. Sitzung vom 1. Oktober 
1956 mit Mehrheit angenommen. 

Eine tiefgreifende Kontroverse jedoch ergab sich 
im Abschnitt „Auswirkung der Gleichberechtigung 
auf das Verhältnis der Eltern zu den Kindern", 
und zwar bei § 1628 (Entscheidungsrecht des 
Vaters) und § 1629 (Vertretungsrecht des Vaters). 
Da in der 68. Sitzung des Unterausschusses vom 
26. November 1956 alle Anträge sowohl auf An-
nahme der Regierungsvorlage wie auf Annahme 
des SPD-Entwurfs und dazu gemachter Ände-
rungsvorschläge mit Stimmengleichheit (8 : 8) ab-
gelehnt wurden und damit eine Entscheidung nicht 
erzielt werden konnte, wurden diese beiden Vor-
schriften vorweg dem Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht zur Beschlußfassung vorge-
legt, der sich in seinen Sitzungen vom 12. und 
13. Dezember 1957 mit 13 zu 15 Stimmen für 
§ 1628 und mit 8 zu 5 Stimmen bei einer Stimm-
enthaltung für § 1629 jeweils in der Fassung der 
Regierungsvorlage aussprach. 

Einer grundsätzlichen Entscheidung bedurfte 
schließlich noch die Frage, ob der neue gesetzliche 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft auch für 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Ehen gelten und ob jeder Ehegatte 
oder nur beide gemeinsam das Recht haben soll-
ten, die Geltung des nunmehr auch für diese Ehen 
grundsätzlich vorgesehenen gesetzlichen Güter-
stands der Zugewinngemeinschaft durch eine bin-
nen einer bestimmten Frist gegenüber dem Gericht 
abzugebende Erklärung auszuschließen. In der 
71. Sitzung vom 5. Dezember 1956 wurde mit 10 
gegen 3 Stimmen bei einer Enthaltung beschlossen, 
daß grundsätzlich  der  neue gesetzliche Güterstand 
auch für bestehende Ehen gelten, daß aber jeder 
Ehegatte das Recht haben solle, durch einseitige 
Erklärung den Eintritt der Zugewinngemeinschaft 
auszuschließen. 

Soweit im übrigen Abstimmungen notwendig 
wurden, betrafen sie weniger bedeutungsvolle Pro-
bleme. Es darf hervorgehoben werden, daß die 
Arbeit des Unterausschusses sich in einer außer-
ordentlich harmonischen Atmosphäre vollzog und 
von dem gemeinsamen Willen getragen war, dieses 
bedeutungsvolle Gesetzeswerk unter allen Umstän-
den noch in dieser Wahlperiode zu verabschieden. 

Bonn, den 25. April 1957 

Dr. Weber (Koblenz) 
Generalberichterstatter 
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II. Auswirkung der Gleichberechtigung auf den 
Güterstand 

Berichterstatter: Abgeordneter Seidl (Dorfen) 

A. Allgemeines 

Der bisher geltende gesetzliche Güterstand der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes verstößt 
gegen den Grundsatz der Gleichberechtigung; er 
ist daher am 1. April 1953 außer Kraft getreten. 
Nach fast einmütiger Ansicht der Rechtsprechung 
und Rechtslehre ist die reine ,Gütertrennung an 
seine Stelle getreten. Zwar war auch der Güter-
stand der Verwaltung und Nutznießung des Man-
nes insofern ein Güterstand der Gütertrennung, als 
das Vermögen des Mannes und der Frau nicht ge-
meinschaftliches Vermögen der Ehegatten wurde. 
Das Verwaltungs- und Nutzungsrecht war jedoch 
mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung nicht 
vereinbar. 

Allerdings verwirklicht nicht nur die Gütertren-
nung den Grundsatz der Gleichberechtigung. Es gibt 
eine Reihe anderer Güterstände, die mit diesem 
Grundsatz im Einklang stehen können. All diese 
Güterstände müssen aber bis ins einzelne ausgestal-
tet werden. Diese Aufgabe können die Gerichte, die 
jeweils nur einen bestimmten Fall entscheiden, nicht 
erfüllen; auch sind die Vorstellungen über die 
zweckmäßige Ausgestaltung eines Güterstandes oft 
sehr verschieden. Lediglich der Güterstand ,der Gü-
tertrennung braucht nicht näher ,ausgestaltet zu 
werden. Leben die Ehegatten in diesem Güterstand, 
so werden ihre vermögensrechtlichen Verhältnisse 
durch die Ehe nicht berührt; um diesen Rechtszu-
stand zu verwirklichen, bedarf es keiner weiteren 
Bestimmungen. Die Gerichte haben daher aus Grün-
den der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit sich zu 
Recht durchweg außerstande erklärt, an Stelle des 
weggefallenen gesetzlichen Güterstandes einen an-
deren Güterstand zu schaffen. 

Bei der Neugestaltung ,des Güterrechts ging der 
Ausschuß jedoch von Anfang ,an übereinstimmend 
davon aus, daß die reine Gütertrennung als gesetz-
licher Güterstand dem Wesen der Ehe nicht ent-
spreche. Denn die Frau erhalte keinen Anteil an 
dem, was in der Ehe erworben wird. Dies gilt so-
wohl für die  Frau, die ausschließlich den Haushalt 
führt, wie auch in der Regel für die Frau, die im 
Betrieb ihres Mannes mitarbeitet. Diese Mitarbeit 
der  Ehefrau kommt bei der reinen Gütertrennung 
im Ergebnis rechtlich dem ehemännlichen Vermö-
gen zugute. Lediglich im Falle der Mitarbeit im Ge-
werbebetrieb des Mannes hat die Rechtsprechung 
in bestimmten Sonderfällen helfen können. 

Auch im Falle der Scheidung würde die Frau 
einen zudem oft recht fragwürdigen Unterhaltsan-
spruch erhalten. Im Falle des Todes des Ehemannes 
bleibt ,der Frau auch nur ein geringes Erbrecht, z. B. 
ein Viertel des Nachlasses, wenn Kinder vorhanden 
sind. Die durch die Mitarbeit der Frau erzielte Ver-
mögensmehrung käme daher dem Mann oder 
einem Erben zu. Das erschien dem Ausschuß nicht 
gerecht. Von einer Minderheit wurde der Stand-
punkt vertreten, daß darüber hinaus die reine Gü-
tertrennung als gesetzlicher Güterstand auch nicht 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung entspreche. 
Der Ausschuß kam daher einhellig zu dem Beschluß, 
,die reine Gütertrennung als gesetzlichen Güterstand
abzulehnen. 

Sehr eingehend hat sich der Ausschuß mit ,der 
Frage beschäftigt, ob eine Gütergemeinschaft — sei 
es die allgemeine Gütergemeinschaft oder die Er-
rungenschaftsgemeinschaft, beide angepaßt an den 
Grundsatz der Gleichberechtigung — als gesetz-
licher Güterstand vorgesehen werden könne. Der 
Ausschuß ging dabei davon aus, daß ein Güterstand, 
dessen wesentlicher Inhalt die Bildung eines ge-
meinschaftlichen Vermögens der Ehegatten ist, dem 
Wesen der Ehe und dem Grundsatz der Gleichbe-
rechtigung mehr als irgendein anderer Güterstand 
gerecht würde. Der Ausschuß mußte sich jedoch da-
von überzeugen, daß ein solcher Güterstand für 
eine sehr große Zahl der Ehen als gesetzlicher Gü-
terstand nicht geeignet sei: ein Haupthindernis bil-
det hier die Frage der Verwaltung des Gesamtgutes. 
Das entsprechend dem bisherigen Recht aus prak-
tischen Gründen an sich gebotene Alleinverwal-
tungsrecht eines Ehegatten gesetzlich festzulegen, 
verbot der Grundsatz der Gleichberechtigung. Ein 
selbständiges Verwaltungsrecht eines jeden der bei-
den Ehegatten oder ein gemeinschaftliches Verwal-
tungsrecht würden sowohl ,die Ehegatten, insbeson-
dere die Frau, wie auch den Rechtsverkehr gefähr-
den. Welche Schwierigkeiten die Lösung dieser 
Frage birgt, zeigen die Darlegungen der Regierungs-
vorlage — Drucksache 224 S. 34 ff. —. Diese Schwie-
rigkeiten konnten und mußten für einen Wahlgüter-
stand ihingenommen werden, nicht jedoch für einen 
gesetzlichen. 

Dazu kommt die Schwierigkeit der Regelung der 
Schuldenhaftung. Sollten die Gläubiger nicht außer-
ordentlich benachteiligt werden, so müßte ,das Ge-
samtgut grundsätzlich für ,alle Schulden beider Ehe-
gatten haften. Eine solche Regelung würde das Ver-
mögen ,der Ehegatten jedoch sehr gefährden. 

Für die  Ablehnung der Errungenschaftsgemein-
schaft als gesetzlicher Güterstand war insbesondere 
noch der Gesichtspunkt maßgebend, daß die Frage 
der Auseinandersetzung des Gesamtgutes bei Be-
endigung des Güterstandes außerordentlich schwie-
rig und verwickelt ist. Die schon in den Motiven 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch dargelegten Schwie-
rigkeiten, die damals bereits zur Ablehnung der 
Erruingenschaftsgemeinschaft als gesetzlicher Gü-
terstand geführt haben, sind auch heute noch unver-
ändert gegeben: „Eine ,dem Recht entsprechende 
Auseinandersetzung ist hiernach in der Tat nicht 
anders möglich, als daß die Ausgaben und Einnah-
men sowohl der beiderseitigen Sondergüter als der 
gemeinsamen Errungenschaftsmasse durch die 
ganze Ehe verfolgt und festgestellt werden. Zu dem 
Ende würde die Aufnahme eines genauen und voll-
ständigen Inventars Ides  beiderseitigen Vermögens 
bei Eingehung der Ehe und eine fortlaufende Rech-
nungsführun,g während der Ehe nicht zu entbeh-
ren sein." (Motive Bd. IV S. 154.) 

Eine eingehende Darstellung der mit der Ein-
führung der Errungenschaftsgemeinschaft als ge-
setzlicher Güterstand verbundenen Schwierigkei-
ten würde über den Rahmen dieses Berichts hin-
ausgehen. Insoweit wird auf die Begründung der 
Regierungsvorlage — Drucksache 224 S. 34 ff. — 
verwiesen. Der Ausschuß hat diese Problematik 
eingehend erörtert und auch versucht, bessere Lö-
sungen zu finden. Er hat sich jedoch hierzu außer-
stande gesehen, weil, wie schon die Motive zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch sagen, „keine juristische 
Technik im Stande ist, ihnen abzuhelfen". Da aber 
Grundbedingung für einen gesetzlichen Güter-
stand  ist,  daß er klar und praktisch zu handhaben 
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ist, konnte weder die allgemeine Gütergemein-
schaft noch die Errungenschaftsgemeinschaft als 
gesetzlicher Güterstand gewählt werden. 

B. Gesetzliches Güterrecht 

I. Die Zugewinngemeinschaft als gesetzlicher 
Güterstand 

Nach Ablehnung der in Abschnitt A dargestell-
ten Lösungsmöglichkeiten für den gesetzlichen Gü-
terstand hat  sich der Ausschuß entschlossen, die 
Zugewinngemeinschaft als gesetzlichen Güterstand 
vorzusehen. Bei der Zugewinngemeinschaft behält 
jeder Ehegatte das Vermögen, das er vor der Ehe-
schließung gehabt hat; auch das Vermögen, das er 
in der Ehe erwirbt, gehört ihm allein. Jeder Ehe-
gatte verwaltet, von Ausnahmen abgesehen, sein 
Vermögen selbständig. Wird der Güterstand auf-
gelöst, so wird festgestellt, welchen Zugewinn je-
der Ehegatte in der Ehe erzielt hat;  Zugewinn ist 
der Betrag, um den das Vermögen, das ein Ehe-
gatte bei der Beendigung des Güterstandes besitzt, 
das Vermögen übersteigt, das er beim Eintritt des 
Güterstandes besessen  hat. Soweit der Zugewinn 
eines Ehegatten den Zugewinn des anderen über-
steigt, muß er den anderen Ehegatten an dem 
Überschuß beteiligen; dem anderen Ehegatten steht 
ein Teil des Überschusses als Ausgleichsforderung 
zu. Der Ausschuß hat sich mit dem Beschluß, den 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft als gesetz-
lichen Güterstand vorzusehen, den Entwürfen der 
Fraktionen der FDP und  SPD sowie der Bundes-
regierung angeschlossen, die gemeinsam den Be-
ratungen zugrunde lagen. Er hat aber für den Fall, 
daß der Güterstand durch den Tod eines Ehegatten 
endet, eine Sonderregelung getroffen. In diesem 
Fall wird der Ausgleich des Zugewinns dadurch 
verwirklicht, daß sich der gesetzliche Erbteil des 
überlebenden Ehegatten um ein Viertel erhöht; 
nur wenn der überlebende Ehegatte nicht Erbe 
und auch nicht Vermächtnisnehmer wird, steht ihm 
eine Ausgleichsforderung zu, wie wenn der Güter-
stand auf andere Weise als durch den Tod eines 
Ehegatten beendet wäre. Da der Tod eines Ehe-
gatten den Hauptfall darstellt, durch den ein Gü-
terstand endet, weicht diese Regelung von den 
bisher gemachten Vorschlägen erheblich ab (vgl. 
hierzu die Ausführungen in Abschnitt II Nr. 3). 

Die Zugewinngemeinschaft in der vom Ausschuß 
vorgeschlagenen Form als gesetzlicher Güterstand 
trägt den Geboten der Gerechtigkeit und der 
Gleichberechtigung vor allem dadurch Rechnung, 
daß an dem, was in der Ehe erworben wird, beide 
Ehegatten gleichmäßig beteiligt werden. Dabei kam 
es dem Ausschuß vor allem darauf an, mit dieser 
Lösung festzustellen, daß die Tätigkeit beider Ehe-
gatten — welcher Art immer sie sein möge, vor 
allem auch die Tätigkeit der Ehefrau als Haus-
frau — als gleichberechtigt angesehen wird. Durch 
die vorgeschlagenen Verfügungsbeschränkungen, 
insbesondere hinsichtlich des Hausrates, sollen die 
wirtschaftlichen Grundlagen der Ehe geschützt und 
der Charakter der Ehe als eine Gemeinschaft be-
sonders betont werden. Schließlich hält der Aus-
schuß diesen Güterstand auch für praktisch durch-
führbar, besonders im Hinblick darauf, daß bei 
Beendigung der Ehe durch Tod (die weitaus über-
wiegende Beendigung des Güterstandes) eine durch 
die Erhöhung des Erbrechts pauschale Ausglei-
chung des Zugewinns erfolgt. 

II. Die einzelnen Vorschriften der 
Zugewinngemeinschaft 

1. Begriffsbestimmung des Güterstandes und 
Verwaltung des Vermögens 

§ 1363 Abs. 1 ordnet an, daß die Zugewinn-
gemeinschaft gesetzlicher Güterstand ist. Der Aus-
schuß ist stets davon ausgegangen, daß den Ehe-
gatten entsprechend dem Grundsatz der Vertrags-
freiheit das Recht verbleiben müsse, ihre güter-
rechtlichen Verhältnisse auch abweichend von dem 
vom Gesetzgeber zur Verfügung gestellten gesetz-
lichen Güterstand zu regeln. Die Ehegatten leben 
also — wenn sie nicht etwas anderes durch Ehe-
vertrag vereinbaren — im Güterstand der Zu-
gewinngemeinschaft. Der Regierungsentwurf (§1363) 
hatte den Güterstand der Zugewinngemeinschaft 
mit dem in Klammern gesetzten Zusatz „Güter-
stand des Zugewinnausgleiches" versehen, um nicht 
die irrige Vorstellung zu erwecken, ein Ehegatte 
sei an dem Vermögen des anderen dinglich betei-
ligt. Der Ausschuß hat, um diesen Eindruck zu ver-
hindern, dem § 1363 Abs. 1 einen zweiten Absatz 
angefügt, in dem der Inhalt der Zugewinngemein-
schaft kurz wiedergegeben wird. Wer das Gesetz 
liest, soll gleich wissen, was er sich unter diesem 
Güterstand vorzustellen hat. Das Vermögen des 
Mannes und das Vermögen der Frau werden nicht 
gemeinschaftliches Vermögen der Ehegatten; dies 
gilt auch für Vermögen, das ein Ehegatte nach der 
Eheschließung erwirbt. Der Zugewinn, den die Ehe-
gatten in der Ehe erzielen, wird jedoch ausgegli-
chen, wenn die Zugewinngemeinschaft beendet 
wird. 

§ 1364 Halbsatz 1 enthält den Grundsatz, daß 
jeder Ehegatte sein Vermögen selbständig verwal-
tet und  damit auch über die ihm gehörenden Ver-
mögensgegenstände selbständig verfügen kann. 
Von diesem Grundsatz hat der Ausschuß jedoch im 
Interesse der Familiengemeinschaft zwei Aus-
nahmen gemacht, auf die § 1364 Halbsatz 2 hin-
weist. Die Worte „im Interesse der Familien-
gemeinschaft" in das Gesetz selbst aufzunehmen, 
wie es § 1371 Halbsatz 2 des Regierungsentwurfs 
vorgeschlagen hatte, hat der Ausschuß jedoch nicht 
für nötig gehalten, weil ein solcher Zusatz nach 
seiner Meinung eine Begründung dieser Vorschrift 
darstelle und daher nicht in das Gesetz selbst 
gehöre. Der  Ausschuß ist damit einem Vorschlag 
des Bundesrates gefolgt. 

§ 1365 enthält die erste Ausnahme von dem 
Grundsatz, daß ein Ehegatte bei der Verwaltung 
seines Vermögens nicht an die Mitwirkung des an-
deren Ehegatten gebunden ist. Nach § 1365 Abs. 1 
kann sich ein Ehegatte nur mit Einwilligung des 
anderen Ehegatten verpflichten, über sein Ver-
mögen im ganzen zu verfügen. Hat er sich ohne 
Zustimmung des anderen Ehegatten verpflichtet, 
so kann er die Verpflichtung nur erfüllen, wenn 
der andere Ehegatte einwilligt. 

Nach § 1365 Abs. 2 kann die Zustimmung des 
anderen Ehegatten durch das Vormundschafts-
gericht ersetzt werden, wenn das Rechtsgeschäft 
den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Verwal-
tung entspricht und  der andere Ehegatte die Zu-
stimmung ohne ausreichenden Grund verweigert 
oder durch Krankheit oder Abwesenheit an der 
Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem 
Aufschub Gefahr verbunden ist.  Der Ausschuß hat 
die vom Regierungsentwurf (§ 1372 Abs. 2) vor-
gesehene Fassung, es solle darauf ankommen, ob 
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das Rechtsgeschäft zur ordnungsmäßigen Verwal-
tung des Vermögens erforderlich sei, nicht über-
nommen, weil er befürchtet, diese Fassung könne 
zu eng ausgelegt werden. Der Ausschuß hat weiter, 
der Klarstellung halber, hervorgehoben, die Zu-
stimmung könne nur ersetzt werden, wenn der 
andere Ehegatte sie „ohne ausreichenden Grund" 
verweigere. Der Ausschuß hat schließlich die Mög-
lichkeit, die fehlende Zustimmung des anderen 
Ehegatten zu ersetzen, abweichend vom Regie-
rungsentwurf (§ 1372 Abs. 2), nicht für den Fall 
vorgesehen, daß das Rechtsgeschäft die Rechte des 
anderen Ehegatten auf den Ausgleich des Zuge-
winnes nicht oder nicht wesentlich gefährde. Der 
Ausschuß ist hierbei von folgenden Erwägungen 
ausgegangen: Nehme ein Ehegatte ein Rechtsge-
schäft vor, das sein Vermögen im ganzen betreffe, 
so könne er der ehelichen Lebensgemeinschaft die 
wirtschaftliche Grundlage entziehen. Die Wirkun-
gen eines derartigen Rechtsgeschäfts träfen den 
anderen Ehegatten auch dann in erheblichem Um-
fang, wenn sein Ausgleichsanspruch davon nicht 
berührt werde. Seine Zustimmung solle daher nicht 
mit der Begründung ersetzt werden können, sein 
Ausgleichsanspruch werde durch das Rechtsgeschäft 
nicht gefährdet. 

Wie noch ausdrücklich bemerkt werden soll, war 
sich der Ausschuß darüber im klaren, daß durch 
die vorgesehene Mitwirkung des anderen Ehe-
gatten bei der Verfügung über Vermögen im gan-
zen wie auch bei der nachher behandelten Ver-
fügung über Gegenstände des ehelichen Haushaltes 
der Rechtsverkehr erschwert werden kann. Er 
glaubt dies aber im Interesse der Familiengemein-
schaft und der Erhaltung der wirtschaftlichen 
Grundlage der Familie hinnehmen zu müssen. 
Weiter war der Ausschuß der Ansicht, daß diese 
Erschwerung des Rechtsverkehrs besonders im 
Hinblick auf schon bisherige Rechtsprechung zu 
ähnlichen Rechtsverhältnissen verhältnismäßig ge-
ring sein werde. Es mag zwar zweifelhaft sein, ob 
§ 1365 des Entwurfs (wie der BGH — III ZR 
155/55, Urteil vom 28. Januar 1957 — zu § 1822 
Nr. 1 BGB ausgeführt hat) nur solche Verträge 
ergreift, bei denen der Wille beider Vertrags-
partner auf eine Verpflichtung zur Übertragung 
des gesamten gegenwärtigen Vermögens als eines 
solchen geht,also einen auf Übertragung einzelner 
bestimmter Vermögensstücke gerichteten Vertrag 
auch dann nicht erfaßt, wenn diese Gegenstände 
das ganze Vermögen einer Partei ,ausmachen und 
den Parteien dies auch bekannt ist. Jedenfallsaber 
setzt nach Ansicht des Ausschusses die Anwend-
barkeit des § 1365 des Entwurfs voraus, daß die 
Parteien, wenn ihr Wille nur auf Übertragung 
eines Vermögensgegenstandes oder einer Mehrheit 
von Vermögensgegenständen gerichtet ist,  die posi-
tive Kenntnis davon haben, daß der einzelne 
Gegenstand oder die Mehrheit der Gegenstände 
das gesamte Vermögen des Ehegatten darstellt 
(vgl. RG 94, 317). 

Nach § 1366 Abs. 1 ist ein Vertrag, den  ein Ehe-
gatte ohne die erforderliche Einwilligung des ande-
ren Ehegatten schließt, schwebend unwirksam. § 1366 
Abs. 2 berechtigt den Vertragspartner des Ehe-
gatten zum Widerruf, § 1366 Abs. 3 ermöglicht 
ihm, die Frage, ob der andere Ehegatte den Ver-
trag genehmige, alsbald zu klären. Nach § 1366 
Abs. 4 ist der Vertrag unwirksam, wenn die Ge-
nehmigung verweigert wird; er kann dann auch 
nach Beendigung des Güterstandes nicht mehr 
wirksam werden. 

Nach § 1367 ist ein einseitiges Rechtsgeschäft, 
das ohne die erforderliche Einwilligung vorgenom-
men wird, unwirksam. 

Nach § 1368 kann auch der andere Ehegatte 
Rechte, die sich aus der Unwirksamkeit der Ver-
fügung ergeben, gegen den Dritten gerichtlich gel-
tend machen, wenn ein Ehegatte ohne die erforder-
liche Zustimmung über 'sein Vermögen verfügt hat. 
Diese Bestimmung ist zum Schutze des anderen 
Ehegatten erforderlich. 

§ 1369 enthält die zweite Ausnahme von dem 
Grundsatz, daß jeder Ehegatte sein Vermögen 
selbständig verwaltet. Nach § 1369 Abs. 1 kann ein 
Ehegatte über ihm gehörende Gegenstände des 
ehelichen Haushalts nur verfügen und sich zu einer 
solchen Verfügung auch nur verpflichten, wenn 
der ,andere Ehegatte einwilligt. Das Vormund-
schaftsgericht kann die Zustimmung des anderen 
Ehegatten gemäß § 1369 Abs. 2 ersetzen, wenn 
dieser sie ohneausreichenden Grund verweigert 
oder durch Krankheit oder Abwesenheit verhin-
dert ist,  eine Erklärung ,abzugeben. Nach § 1369 
Abs. 3 gelten die §§ 1366 bis 1368 entsprechend. 

Mit dieser Regelung hat  'der  Ausschuß den Vor-
schlag des Entwurfs der Fraktion 'der  SPD —
Drucksache 178 — abgelehnt, der in seinen §§ 2 
und 3 vorsah, eine eigene Vermögensmasse, 
nämlich das Hausgut, zu bilden, das von der 
Gütertrennung und der Gewinnteilung ausge-
schlossen sein sollte. Hausgut sollten das Recht auf 
die Wohnung, der Hausrat sowie Ansprüche aus 
Sozialversicherung, Lebensversicherungen oder an-
deren zur Vorsorge für den Haushalt üblichen 
Versicherungen sein. Es sollte mit der Einbringung 
in die Ehe oder mit dem Erwerb während der 
Ehe gemeinschaftliches Eigentum der Ehegatten 
werden und der gemeinschaftlichen Verwaltung und 
Nutznießung unterliegen. Über das Hausgut sollten 
die Ehegatten nur gemeinschaftlich verfügen 
können. 
Der Ausschuß hat diesen Vorschlag sehr ein-

gehend beraten. Hinsichtlich der Vergemeinschaf-
tung des Hausrates ist er zu dem Ergebnis gekom-
men, daß die Lösung, ein Verfügungsverbot vor-
zusehen, einer Vergemeinschaftung vorzuziehen 
sei. Maßgebend war hierbei insbesondere die Über-
legung, daß die Vergemeinschaftung zu Unbillig-
keiten führe, weil die Ehegatten dann verschieden 
behandelt würden, j e nachdem ob sie Hausrat oder 
Geld mit in die Ehe brächten. Bringe ein Ehegatte 
Geld ein, so behalte er es, bringe er aber Haus-
ratsgegenstände 'ein, so verliere 'er mit Abschluß 
der Ehe daran die Hälfte. Außerdem ergäben sich 
Schwierigkeiten bezüglich der Schuldenhaftung. 
Würde der Hausrat für die Schulden eines jeden 
Ehegatten haften, so habe das eine Gefährdung des 
nichtschuldenden Ehegatten zur Folge. Hafte der 
Hausrat aber nur für die Verbindlichkeiten, für 
die beide Ehegatteneinzustehen hätten, so führe 
das zu einer Benachteiligung der Gläubiger, die 
lediglich eine Forderung gegen einen der Ehe-
gatten haben. Dazu komme, daß — wenn die Ehe-
gatten über den Hausrat als gemeinschaftliches 
Eigentum nur gemeinsam verfügen könnten — für 
den einzelnen Ehegatten eine Schmälerung seiner 
Kreditunterlage eintreten würde. Trotz des ge-
meinsamen Bestrebens des Ausschusses, das Insti-
tut der Ehe zu festigen und die dazu erforderliche 
materielle Grundlage so weit wie irgend möglich 
zu erhalten, konnte der Ausschuß sich aus den ge-
nannten Gründen nicht entschließen, eine Ver-
gemeinschaftung Ides  Hausrates vorzusehen. 
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Mit der in § 1368 getroffenen Regelung hat der 

Ausschuß den Vorschlag abgelehnt, die Veräuße-
rung von Hausrat grundsätzlich für wirksam zu 
halten, dem anderen Ehegatten aber das Recht zu 
gewähren, die Unwirksamkeit des Rechtsgeschäftes 
innerhalb einer bestimmten Frist herbeizuführen. 
Eine derartige Regelung, die übrigens auch bis ins 
einzelne ,ausgestaltet werden müßte, würde ,den 
anderen Ehegatten praktisch zu wenig schützen. 
Die vom Regierungsentwurf vorgeschlagene und 

vom Ausschuß übernommene Regelung wird der 
Aufgabe gerecht, den ehelichen Hausrat für die 
Familie zu erhalten. Solange die Ehe besteht, 
kann kein Ehegatte ohne Zustimmung des anderen 
über Hausrat verfügen. Wird die Ehe durch den 
Tod eines Ehegatten aufgelöst, so schützt § 1932 
BGB in der Fassung der Vorlage den überleben-
den Ehegatten durch Gewährung des Voraus. Wird 
die Ehe geschieden, so sorgt die Hausratsordnung 
für eine familiengerechte Verteilung des Hausrates. 
Hinsichtlich des Rechts auf Wohnung war der 

Ausschuß der Auffassung, daß die Frage der ehe-
lichen Wohnung im Falle der Scheidung durch die 
Hausratsverordnung vom 21. Oktober 1944 (§§ 3 ff.)
befriedigend geregelt sei. Für den Fall des Todes 
würden die allgemeinen Vorschriften des BGB 
(§§ 535 ff. BGB) sowie die Bestimmungen des 
Mieterschutzgesetzes vom 1. Juni 1923 in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. Dezember 1942 
eine hinreichende Sicherung des Rechts auf Woh-
nung für den überlebenden Ehegatten darstellen. 
Der Ausschuß hat daher ein Bedürfnis für die Ver-
gemeinschaftung des Rechts auf Wohnung ver-
neint. 
Ausführlich hat sich der Ausschuß auch mit ,der 

Frage beschäftigt, ob und  in welcher Form Ver- 
Sicherungen der in § 2 des SPD-Entwurfs vor-
gesehenen Art vergemeinschaftet werden könnten. 
Dies scheiterte jedoch daran, daß das Versiche-
rungsvertragsrecht von dem Grundsatz der Ver-
tragsfreiheit beherrscht ist, wonach der Vertrag-
schließende in voller Freiheit darüber bestimmen 
kann, ob und  wie und zu wessen Gunsten er eine 
Lebensversicherung abschließen will. Der Ver-
tragspartner ist jederzeit berechtigt, die Lebens-
versicherung zu kündigen und sich den angespar-
ten Betrag auszahlen zu lassen. Es schien dem 
Ausschuß mit diesem Grundsatz nicht vereinbar, 
für einen bestimmten Personenkreis, nämlich für 
Ehegatten, eine Ausnahme vorzusehen. Dies hätte 
zur Folge gehabt, daß das Versicherungsvertrags-
recht einer grundsätzlichen Umgestaltung hätte 
unterzogen werden müssen. Eine solch weit-
gehende Einschränkung des Grundsatzes der Ver-
tragsfreiheit schien dem Ausschuß weder gerecht-
fertigt noch veranlaßt. Auch die Lösung, wonach 
Versicherungen, die zur Versorgung der Familie 
abgeschlossen worden sind, einer Verfügungsbe-
schränkung unterliegen sollten, um die Möglichkeit 
einer einseitigen Kündigung ,auszuschließen, ist 
vom Ausschuß abgelehnt worden. Sie erschien will-
kürlich und hätte außerdem den Rechtsverkehr er-
heblich erschwert. Schließlich hätte die Gefahr be-
standen, daß die Ehegatten vom Abschluß eines 
Versicherungsvertrages überhaupt Abstand neh-
men, um dieser Bindung zu entgehen. Damit wäre 
das vom Ausschuß erstrebte Ziel einer Stärkung 
und Erhaltung der materiellen Grundlage der Ehe 
in Frage gestellt worden. 
Dazu kam die Schwierigkeit, festzustellen, 

welche Lebensversicherungen erkennbar für den 
Schutz der Familie bestimmt sind. Der Kreis der 
hier in Betracht kommenden Versicherungen kann  

nicht ;genau abgegrenzt werden. Auch bietet das 
geltende Versicherungsvertragsrecht genügend 
Möglichkeiten zum Schutze der  Ehegatten und der 
Familie. 

Gegenstand eingehender Beratungen war die 
Frage, ob es möglich und wünschenswert sei, die 
Verfügung über Grundstücke an die Zustimmung 
beider Ehegatten zu binden. Im Ausschuß wurde 
der  An trag gestellt, in § 1369 eine Bestimmiung 
aufzunehmen, wonach ein Ehegatte ein Grund-
stück, das er während der Ehe erworben hat, nur 
veräußern und sich zu einer solchen Veräußerung 
nur verpflichten könne, wenn der  andere Ehegatte 
einwillige. Dieser Antrag ist jedoch abgelehnt 
worden. Entscheidend hierfür war der Gesichts-
punkt, daß die Tatsache und der Zeitpunkt der 
Eheschließung nicht aus dem Grundbuch ersicht-
lich ist. Dadurch, daß diese Verfügungsbeschrän-
kung nicht aus dem Grundbuch ersichtlich ist, würde 
der öffentliche Glaube des Grundbuches beeinträch-
tigt und die Sicherheit des Rechtsverkehrs gefährdet. 

Ein anderer Antrag, vorzusehen, daß ein Ehe-
gatte nur mit Einwilligung desanderen Ehegatten 
über ein Grundstück verfügen könne, das als Fa-
milienheimstätte im Grundbuch eingetragen ist, 
verrnochte s ich im Ausschuß nicht durchzusetzen. 
Es erschien dem Ausschuß fraglich, ob die Förde-
rung  von Familienheimen ein Anliegen dieses Ent-
wurfs, der sich ausschließlich mit den Auswirkun-
gen der Gleichberechtigung auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts befasse, sein könne. Dazu kam 
die Überlegung, daß in der großen Masse der 
Fälle die Ehegatten bereits gemeinsam als Eigen-
tümer des Eigenheims im Grundbuch eingetragen 
sind. Angesichts dieser Tendenz der Praxis glaubte 
der Ausschuß, mit einer Verfügungsbeschränkung 
hinsichtlich des Eigenheims nicht mehr viel in dieser 
Richtung tun zu können. Für die Haltung des Aus-
schusses zu dem Fragenkomplex der Verfügungs-
beschränkung über Grundstücke war die Über-
legung entscheidend, daß bei einer zu starken Bin-
dung der Ehegatten im gesetzlichen Güterstand die 
Gefahr bestehe, daß sie auf einen vertraglichen 
Güterstand ausweichen und damit die sich aus dem 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft ergebenden, 
dem Gebote der Gleichberechtigung entsprechenden 
Konseqenzen ausgeschlossen würden. 

Die vom Ausschuß gefundene Lösung, wonach 
die Verfügung lediglich über das Vermögen im 
ganzen und über die Gegenstände des ehelichen 
Haushalts der Bindung an die Einwilligung des 
anderen Ehegatten unterliegt, konnte zwar im 
Hinblick auf den Schutz der Familiengemeinschaft 
nicht allen Vorstellungen voll gerecht werden. Sie 
war jedoch das Äußerste, was mit Rücksicht auf 
die Brauchbarkeit des Güterstandes und im Hin-
blick auf die Sicherung des Rechtsverkehrs ver-
tretbar erschien. 

Nach § 1370 werden Haushaltsgegenstände, die 
an Stelle von nicht mehr vorhandenen oder wert-
los gewordenen Gegenständen angeschafft worden 
sind, Eigentum des Ehegatten, dem die nicht mehr 
vorhandenen oder wertlos gewordenen Gegen-
stände gehört haben. Der Ausschuß hat damit nor-
miert, daß die nach seiner Ansicht von den Ehe-
gatten in aller Regel gewollte Rechtslage kraft ge-
setzlicher Vorschrift stets gelten solle. Ohne eine 
solche Bestimmung müßte in jedem Falle ermittelt 
werden, welchen Willen die Ehegatten beim Erwerb 
gehabt haben. § 1370 will verhindern, daß derartige 
Ermittlungen angestellt werden. 
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2. Ausgleich des Zugewinns bei Beendigung des 

Güterstandes auf andere Weise als durch den 
Tod eines Ehegatten 

Die §§ 1371 ff. enthalten den Kern des neuen 
Güterstandes; sie regeln den Ausgleich des Zuge-
winns. Der Zugewinn wird bei Beendigung des 
Güterstandes ausgeglichen. Diese Anordnung ist 
bereits in § 1363 Abs. 2 Satz 2 enthalten. Der Zu-
gewinn wird, wie oben bereits kurz ausgeführt, in 
verschiedener Weise ,ausgeglichen, je nachdem der 
Güterstand durch den Tod eines Ehegatten oder 
auf andere Weise beendet wird. § 1371 regelt den 
Fall, daß der Güterstand durch den  Tod eines Ehe-
gatten endet. Der Ausgleich des Zugewinns wird in 
diesem Fall gemäß § 1371 Abs. 1 dadurch verwirk-. 
licht, daß sich der gesetzliche Erbteil des über-
lebenden Ehegatten um 1/4 der Erbschaft erhöht. 
Wird der überlebende Ehegatte nicht Erbe und 
steht ihm auch kein Vermächtnis zu, so kann er 
jedoch nach § 1371 Abs. 2 Ausgleich des Zugewinns 
grundsätzlich in der  Weise  verlangen, in der er ge-
währt wird, wenn der Güterstand auf andere 
Weise als durch den  Tod eines Ehegatten endet. 
§ 1371 modifiziert also für den Fall, daß der Güter-
stand durch den Tod eines Ehegatten endet,  die 

 Regelung, die für die übrigen Fälle der Beendi-
gung des Güterstandes gilt. Es wird daher zur Er-
leichterung des Verständnisses zunächst die für die 
übrigen Fälle geltende Regelung dargestellt. 
§ 1371 wird unter Nr. 3 dieses Abschnittes behan-
delt. Die folgenden Ausführungen beziehen sich 
also sauf die Fälle, in denen die Ehe geschieden, 
aufgehoben oder (vgl. § 27 EheG) für nichtig er-
klärt wird, in denen ein Ehegatte ein Urteil auf 
vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns erwirkt 
(vgl. § 1388) oder die Ehegatten die Zugewinnge-
meinschaft durch Ehevertrag beenden. In Idiesen 
Fällen sieht § 1372 einen Ausgleich des Zugewinns 
gemäß den Vorschriften der §§ 1373 bis 1390 vor. 

§ 1373 bestimmt den Begriff dies Zugewinns. Zu-
gewinn ist der  Betrag,  um Iden ,das Endvermögen 
eines Ehegatten das Anfangsvermögen übersteigt. 
Der Zugewinn ist also eine Rechnungsgröße, keine 
Vermögensmasse. Der Ausschuß hat, um diesen 
Gedanken möglichst klar zum Ausdruck zu brin-
gen, die Formulierung gewählt, der Zugewinn sei 
ein Betr
(§ 1379) den Zugewinn als den Wert definierte, um 

ag, während der Regierungsentwurf 

den das Endvermögen das Anfangsvermögen über-
steigt. Sachlich b esteht zwischen den  beiden Fas-
sungen kein Unterschied. 

§ 1374 bestimmt den Begriff ,des Anfangsver-
mögens. Anfangsvermögen ist nach § 1374 Abs. 1 
Halbsatz 1 das Vermögen, das einem Ehegatten 
nach Abzug der Verbindlichkeiten beim Eintritt 
des Güterstandes gehört. Das Vermögen umfaßt 
die Vermögensgegenstände, nicht die  Schulden; es 
mußte deshalb angeordnet werden, daß die Ver-
bindlichkeiten von dem Vermögen abzuziehen sind. 
Die Verbindlichkeiten sollen nach § 1374 Abs. 1 
Halbsatz 2 nur bis zur Höhe des Vermögens ab-
gezogen werden können. Diese Bestimmung dient 
der Klarstellung. 

Daß die Verbindlichkeiten nur bis zur Höhe des 
Vermögens abgezogen werden können, ist von er-
heblicher Bedeutung. Hat ein Ehegatte z. B. beim 
Eintritt des Güterstandes ein Vermögen von 
10 000 DM, aber 20 000 DM Schulden, so ist sein 
Anfangsvermögen gleich null, nicht etwa minus 
10 000 DM. Hat ,der Ehegatte die 20 000 DM Schul-
den in der Ehe abgetragen, so beträgt sein Zuge-

winn 10 000 DM; das Endvermögen (10 000 DM) 
übersteigt das Anfangsvermögen (= 0) um den 
Betrag von 10 000 DM. Könnte das Anfangsver-
mögen negativ sein, so betrüge der Zugewinn 
20 000 DM; das Endvermögen von 10 000 DM 
würde das Anfangsvermögen (= minus 10 000 DM) 
um diesen Betragübersteigen. Der Ehegatte müßte 
dann den anderen Ehegatten, der keinen Zuge-
winn erzielt hat, an einem Zugewinn von 
20 000 DM beteiligen. Gemäß § 1378 Abs. 1, auf 
den später eingegangen wird, müßte er dann die 
Hälfte des Zugewinns, also 10 000 DM, an den 
anderen Ehegatten zahlen und ihm damit sein 
ganzes Vermögen übertragen. Der Ausschuß lehnte 
eine solche Lösung nach eingehenden Beratungen 
ab, ,denn der andere Ehegatte soll grundsätzlich 
nur an  dem Erwerb teilnehmen, der bei Beendi-
gung des  Güterstandes tatsächlich vorhanden ist, 
in ,dem Beispiel also nur die Hälfte von 10 000 DM 
erhalten. Dieses Ergebnis wird erreicht, wenn an-
geordnet wird, daß das Anfangsvermögen nicht 
negativ sein kann; das Endvermögen kann dann 
das Anfangsvermögen höchstens um den Betrag 
übersteigen, den es selbst darstellt. 

Nach § 1374 Abs. 2 wird Vermögen, das ein Ehe-
gatte nach Eintritt des Güterstandes von Todes 
wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges Erb-
recht, durch Schenkung oder Ausstattung erwirbt, 
nach Abzug der Verbindlichkeiten dem Anfangs-
vermögen hinzugerechnet, soweit es nicht den Um-
ständen nach zu den Einkünften zu rechnen ist. 
An dem Vermögen, das ein Ehegatte unentgeltlich 
erwirbt, soll der andere Ehegatte, wie bei der  Er-
rungenschaftsgemeinschaft des BGB, nicht beteiligt 
werden; es handelt sich insoweit um Vermögen, 
zu dessen Erwerb der andere Ehegatte weder un-
mittelbar noch mittelbar beigetragen hat. 

Die unentgeltliche Zuwendung soll dem Ehegat-
ten, der die Zuwendung erhalten hat, in vollem 
Umfang allein zugute kommen. Hat der Ehegatte, 
der bei Eintritt des Güterstandes 10 000 DM be-
sessen und 20 000 DM Schulden gehabt hatte, spä-
ter 10 000 DM geerbt, so ist sein Anfangsvermögen 
einschließlich des hinzuzurechnenden Vermögens 
nicht etwa mit null anzusetzen; es beträgt viel-
mehr 10 000 DM, weil die Erbschaft in Höhe von 
10 000 DM gemäß § 1374 Abs. 2 dem nach § 1374 
Abs. 1 errechneten Anfangsvermögen (= 0, nicht 
= — 10 000 DM) hinzugerechnet wird. Tilgt der 
Ehegatte mit seinen Einkünften, die er während 
der Ehe erzielt hat, die 20 000 DM Schulden und 
besitzt er am Ende der Ehe 20 000 DM (10 000 DM 
ursprüngliches Vermögen + 10 000 DM Erbschaft), 
so stellt dieser Betrag sein Endvermögen dar. Der 
Ehegatte hat demgemäß nur einen Gewinn von 
10 000 DM erzielt; um diesen Betrag übersteigt das 
Endvermögen von 20 000 DM das Anfangsver-
mögen einschließlich ,des hinzuzurechnenden Ver-
mögens von 10 000 DM. 

§ 1375 bestimmt den Begriff  Ides  Endvermögens. 
Nach § 1375 Abs. 1 Satz 1 ist Endvermögen das 
Vermögen, daß einem Ehegatten nach Abzug der 
Verbindlichkeiten bei der Beendigung des Güter-
standes gehört. Verbindlichkeiten können auch bei 
der Berechnung des Endvermögens grundsätzlich 
nur bis zur Höhe Ides  Vermögensabgezogen wer-
den. Dies ist in § 1375 — anders als in § 1374 
Abs. 1 Halbsatz 2 — nicht ausdrücklich bestimmt, 
ergibt sich aber aus § 1375 Abs. 1 Satz 2, wonach 
in einem später zu erörternden Sonderfall Ver-
bindlichkeiten auch über die Höhe des Vermögens 
hinaus abgezogen werden können. Hat ein Ehe- 
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gatte bei der  Beendigung des Güterstandes ein 
Vermögen von 12 000 DM und eine Schuldenlast 
von 18 000 DM, so ist also sein Endvermögen 
grundsätzlich gleich null. 

Nach § 1375 Abs. 2 werden bestimmte Beträge 
dem Endvermögen hinzugerechnet, wenn der Ehe-
gatte sein Vermögen nach Eintritt des Güterstan-
des vermindert hat; ohne eine ,derartige Bestim-
mung könnte ein Ehegatte die Erzielung eines Zu-
gewinns und damit die Beteiligung des anderen 
Ehegatten an seinem Erwerb vereiteln. Der Aus-
schuß hat,  wie in  § 1373, auch hier die Bezeich-
nung „Betrag" dem Ausdruck „Wert" vorgezogen. 

Nach § 1375 Abs. 2 Nr. 1 wird dem Endver-
mögen der Betrag hinzugerechnet, um den dieses 
Vermögen dadurch vermindert ist, daß ein Ehe-
gatte unentgeltliche Zuwendungengemacht hat, 
durch die er nicht einer sittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht ent-
sprochen hat. Die von dem Ausschuß gewählte 
Formulierung entspricht der  Ausdrucksweise des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (vgl. § 1446 Abs. 2 
BGB). Der Ausschuß will es bei dieser Ausdrucks-
weise belassen, weil er befürchtet, die Recht-
sprechung könnte die  neue Formulierung anders 
auslegen als die alte Fassung. 

Nach § 1375 Abs. 2 Nr. 2 und 3 wird dem End-
vermögen ferner der Betrag hinzugerechnet, um 
den ein Ehegatte sein Vermögen dadurch vermin-
dert hat, daß er Vermögen verschwendet oder 
Handlungen in der Absicht vorgenommen hat, den 
anderen Ehegatten zu benachteiligen. 

Der Ausschuß hat jedoch nicht den Vorschlag des 
Regierungsentwurfs (§ 1381 Abs. 2 Nr. 2) übernom-
men, es solle dem Endvermögen auch der Wert der 
Vermögensminderung hinzugerechnet werden, die 
dadurch eingetreten sei, daß ein Ehegatte vorsätz-
lich eine unerlaubte Handlung begangen habe. Der 
Ausschuß ist der Auffassung, die zwischen den Ehe-
gatten bestehende Schicksalsgemeinschaft müsse 
dazu führen, daß der andere Ehegatte die durch die 
unerlaubte Handlung eingetretene Vermögensmin-
derung insoweit mittragen müsse, als sie seine Aus-
gleichsforderung verringere. Die von dem Regie-
rungsentwurf vorgeschlagene Regelung könne auch 
zu Härten führen. Besitze z. B. ein Ehegatte, der 
wegen einer unerlaubten Handlung 5000 DM Scha-
densersatz habe leisten müssen, bei Beendigung des 
Güterstandes ein Vermögen von 5000 DM, so müsse 
er diesen Betrag in vollem Umfang an den anderen 
Ehegatten zahlen (wenn er kein Anfangsvermögen 
besessen und der andere Ehegatte keinen Zuge-
winn erzielt habe). Es sei gerechter, wenn sich die 
Ehegatten die vorhandenen 5000 DM teilten. 

Die Bestimmung, daß dem Endvermögen be-
stimmte Beträge hinzuzurechnen sind, wird aller-
dings in manchen Fällen von geringer praktischer 
Bedeutung sein. Nach § 1378 Abs. 2, der später zu 
erörtern ist, wird die Ausgleichsforderung im Inter-
esse der Gläubiger durch den Wert des Vermögens 
begrenzt, das nach Abzug der Verbindlichkeiten bei 
der Beendigung des Güterstandes tatsächlich vor-
handen ist. Hat in dem oben aufgeführten Beispiel 
(Endvermögen 12 000 DM, Schuldenlast 18 000 DM) 
der Ehegatte in der Ehe 24 000 DM verschenkt, so 
werden zwar dem Endvermögen 24 000 DM hinzu-
gerechnet. Das würde bedeuten, daß rechnerisch 
ein Vermögen von 36 000 DM minus 18 000 DM 

18 000 DM vorhanden ist. Tatsächlich sind aber 

nur 12 000 DM Vermögen vorhanden. Von diesem 
Betrag können nicht einmal die Schulden gedeckt 
werden. Nach Abzug dieser Verbindlichkeiten ist 
also kein Vermögen mehr vorhanden. 

Nach § 1375 Abs. 3 wird der Betrag der Ver-
mögensminderung dem Endvermögen nicht hinzu-
gerechnet, wenn sie mindestens 10 Jahre vor Be-
endigung des Güterstandes eingetreten oder wenn 
der andere Ehegatte mit der unentgeltlichen Zu-
wendung oder der Verschwendung einverstanden 
gewesen ist. Auch hier ist das Wort „Wert" durch 
den Ausdruck „Betrag" ersetzt. 

§ 1375 Abs. 1 Satz 2 enthält eine Ausnahme von 
dem Grundsatz, daß das Endvermögen nicht nega-
tiv sein kann. Nach dieser Bestimmung werden, 
wenn Dritte gemäß § 1390 in Anspruch genommen 
werden können, Verbindlichkeiten von dem Ver-
mögen auch insoweit abgezogen, als sie die Höhe 
des Vermögens übersteigen. § 1390 sieht vor, daß 
in den Fällen, in denen gemäß § 1378 Abs. 2 keine 
Ausgleichsforderung entsteht, dritte Personen in 
Anspruch genommen werden können; hat ein Ehe-
gatte in der Absicht, den anderen Ehegatten zu 
benachteiligen, unentgeltliche Zuwendungen an 
einen Dritten gemacht, so ist der Dritte verpflich-
tet, das Erlangte nach den Vorschriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
an den anderen Ehegatten zum Zwecke der Befrie-
digung wegen der ausgefallenen Ausgleichsforde-
rung herauszugeben. Hat z. B. der Ehegatte, der 
bei Beendigung des Güterstandes 12 000 DM Ver-
mögen besitzt, aber 18 000 DM Schulden hat, wäh-
rend der Ehe 24 000 DM verschenkt, so bestünde 
nach § 1375 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 eine Ausgleichs-
forderung von 12 000 DM. Nach § 1378 Abs. 2 ist 
diese Ausgleichsforderung aber nicht zur Ent-
stehung gelangt. Wegen dieses Betrages könnte 
der mit der Ausgleichsforderung ausgefallene Ehe-
gatte den Dritten gemäß § 1390 Abs. 1 in Anspruch 
nehmen, wenn der andere Ehegatte die 24 000 DM 
verschenkt hat, um ihn zu benachteiligen. Dieses 
Ergebnis wäre unbillig. Wenn der Betrag von 
24 000 DM nicht verschenkt worden wäre, sondern 
sich noch im Vermögen des Ehegatten befände, so 
betrüge sein Vermögen (12 000 -I- 24 000 =) 
36 000 DM. Diesem Vermögen stünde eine Schul-
denlast von 18 000 DM gegenüber. Das Endvermö-
gen betrüge also 18 000 DM. die Ausgleichsforde-
rung 9000 DM. Der Ehegatte darf also den Dritten 
nur in Höhe dieses Betrages in Anspruch nehmen 
können. 

Man könnte dieses Ergebnis schon durch eine 
entsprechende Auslegung des § 1375 Abs. 2 er-
reichen; das Endvermögen ist durch die Schenkung 
nicht um den vollen Betrag von 24 000 DM, son-
dern in Wirklichkeit nur um 18 000 DM vermin-
dert, weil das Endvermögen ohne die Schenkung 
nicht 0 DM + 24 000 DM, sondern 12 000 — 18 000 
+ 24 000 = 18 000 DM betrüge. Wenn diese Aus-
legung des § 1375 Abs. 2 nicht zwingend sein 
sollte, könnte, damit jeder Zweifel ausgeschlossen 
würde, Absatz 2 anders gefaßt werden. Dieser 
Weg hätte den Vorteil, daß man auch beim End-
vermögen niemals zu einem negativen Wert käme. 
Der Ausschuß hat — um den Zusammenhang mit 
§ 1390 deutlich werden zu lassen — einen anderen 
Weg gewählt und vorgesehen, daß die Verbind-
lichkeit, wenn Dritte in Anspruch genommen wer-
den können, auch insoweit vom Vermögen abge-
zogen werden, als sie die Höhe des Vermögens 
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übersteigen. Es müssen also von den 12 000 DM 
Vermögen zunächst die Schulden in voller Höhe 
mit 18 000 DM abgezogen werden; das Endver-
mögen beträgt also minus 6000 DM. Diesem Be-
trag muß die unentgeltliche Zuwendung — jetzt 
natürlich in voller Höhe — hinzugerechnet wer-
den, so daß das Endvermögen minus 6000 + 24 000 

18 000 DM, die Ausgleichsforderung somit 9000 
DM beträgt. 
§ 1376 regelt die Bewertung des Anfangs- und 

Endvermögens. Nach § 1376 Abs. 1 wird der Be-
rechnung des Anfangsvermögens der Wert zu-
grunde gelegt, den das beim Eintritt des Güter-
standes vorhandene Vermögen in diesem Zeit-
punkt, das dem Anfangsvermögen hinzuzurech-
nende Vermögen im Zeitpunkt des Erwerbs hatte. 
Der Berechnung des Endvermögens wird dement-
sprechend der Wert zugrunde gelegt, den das bei 
Beendigung des Güterstandes vorhandene Ver-
mögen in diesem Zeitpunkt, eine dem Endver-
mögen hinzuzurechnende Vermögensminderung in 
dem Zeitpunkt hatte, in dem sie eingetreten ist. 
Nach § 1376 Abs. 3 gelten diese Vorschriften ent-
sprechend für die Bewertung der Verbindlichkei-
ten, die jeweils von dem Vermögen abgezogen 
werden müssen, das ein Ehegatte beim Eintritt 
und bei Beendigung des Güterstandes besitzt. 

Hiernach kommt es also ausschließlich darauf 
an, welchen Wert ein Gegenstand beim Eintritt 
und bei der Beendigung des Güterstandes hat. Ist 
ein zum Anfangsvermögen gehörender Gegenstand 
während der Ehe im Wert gestiegen, so wird er 
bei der Berechnung des Anfangsvermögens mit 
dem früheren, bei der Berechnung des Endver-
mögens mit dem höheren Wert angesetzt. Es ist 
also ein Zugewinn entstanden, an dem der andere 
Ehegatte beteiligt wird. Ist ein zum Anfangsver-
mögen gehörender Gegenstand untergegangen oder 
im Wert gesunken, so vermindert sich das End-
vermögen und der Zugewinn des Ehegatten und 
damit die Ausgleichsforderung des anderen Ehe-
gatten. Der Ausschuß ist nach eingehenden Bera-
tungen zu der Überzeugung gekommen, daß die 
Regelung einfach und klar sei und dem Wesen der 
Ehe als einer Schicksalsgemeinschaft entspreche; 
Härten, die diese Regelung mit sich bringen könne, 
müßten in Kauf genommen werden. Eine Rege-
lung, nach der Wertschwankungen eines zum An-
fangsvermögen gehörenden Gegenstandes und 
seiner Surrogate sich jeweils nur zugunsten und 
zu Lasten des jeweiligen Eigentümers auswirkten, 
führe zu so erheblichen Schwierigkeiten, daß die 
Praktikabilität des Güterstandes gefährdet werde. 
Im Interesse der Rechtssicherheit und der Rechts-
klarheit hat der Ausschuß auch abgelehnt, dem 
Richter zu gestatten, das Anfangs- und Endver-
mögen abweichend von § 1376 Abs. 1 bis 3 zu be-
rechnen, wenn diese Berechnung im Einzelfall zu 
Härten führe. 

§ 1376 Abs. 4 sieht vor, daß ein land- oder forst-
wirtschaftlicher Betrieb, der bei der Berechnung 
des Anfangsvermögens und des Endvermögens zu 
berücksichtigen ist, mit dem Ertragswert angesetzt 
werden soll. Der Ausschuß hat es auf den Ertrags-
wert und nicht auf den Verkehrswert abgestellt, 
weil der Ertragswert der Wert ist, den der  land-
oder forstwirtschaftliche Betrieb für den Ehegatten 
hat, solange er ihn nicht veräußert; zu einer Ver-
äußerung soll der Ehegatte aber nicht gezwungen 
werden. § 1376 Abs. 4 stellt es nur dann auf den 
Ertragswert ab, wenn der land- oder forstwirt-

schaftliche Betrieb bei der Berechnung des An-
fangs- und des Endvermögens zu berücksichtigen 
ist; es ist also der Verkehrswert maßgebend, wenn 
der Betrieb entweder nur bei der Berechnung des 
Anfangsvermögens oder nur bei der Berechnung 
des Endvermögens bewertet werden muß. Hierbei 
ist allerdings zu beachten, daß ein Betrieb auch 
dann bei der Berechnung des Anfangsvermögens 
zu berücksichtigen ist, wenn ein Ehegatte ihn nach 
Eintritt des Güterstandes von Todes wegen oder 
mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ausstattung erworben hat. 
§ 1377 behandelt die Inventarerrichtung. Nach 

§ 1377 Abs. 1 wird im Verhältnis der Ehegatten 
zueinander vermutet, daß ein Verzeichnis, in dem 
die Ehegatten den Bestand und den Wert des 
Anfangsvermögens festgestellt haben, richtig ist. 
Der  Ausschuß hat auch die Frage erörtert, ob es 
erforderlich sei, eine Bestimmung aufzunehmen, 
wonach ein Ehegatte zur Auskunft über sein Ver-
mögen, eventuell zur Ableistung eines Offen-
barungseides hierüber, verpflichtet ist. Der Aus-
schuß hat jedoch davon abgesehen, da nach seiner 
Meinung nach der allgemeinen Vorschrift des 
BGB bereits eine solche Rechtspflicht der Ehe-
gatten besteht. Jeder Ehegatte kann gemäß § 1377 
Abs. 2 verlangen, daß der andere Ehegatte an der 
Aufnahme eines derartigen Verzeichnisses mit-
wirkt. Haben die Ehegatten kein Verzeichnis auf-
genommen, so wird nach § 1377 Abs. 3 vermutet, 
daß das Endvermögen eines Ehegatten seinen Zu-
gewinn darstellt. Diese Bestimmung erleichtert 
einem Ehegatten, die ihm zustehende Ausgleichs-
forderung zu verwirklichen. Er braucht nur das 
Endvermögen seines Ehegatten nachzuweisen; die-
sen Nachweis kann er auf Grund des § 1379 er-
bringen. Es wird dann vermutet, daß dieses End-
vermögen den Zugewinn des anderen Ehegatten 
darstellt; es wird also vermutet, daß der andere 
Ehegatte kein Anfangsvermögen besessen hat. Es 
bleibt dem anderen Ehegatten überlassen, diese 
Vermutung zu widerlegen. § 1377 stimmt mit 
§ 1384 des Regierungsentwurfs überein; der Aus-
schuß hat diese Bestimmung nach eingehenden Be-
ratungen wörtlich übernommen. 

§ 1378 behandelt die Ausgleichsforderung. Über-
steigt der Zugewinn eines Ehegatten den Zuge-
winn des anderen, so steht dem anderen Ehegat-
ten die Hälfte des Überschusses als Ausgleichs-
forderung zu. Der Regierungsentwurf (§ 1385 
Abs. 1) und ebenso der Entwurf der FDP (§ 1386 
Abs. 1) wollten dem Ehegatten, der den höheren 
Zugewinn erzielt hat, 1 /4 des Überschusses vorab 
gewähren. Beide Entwürfe sind dabei von der Er-
wägung ausgegangen, daß ein Ehegatte seinen 
etwaigen Verlust allein tragen und für diese Ver-
lustgefahr einen Ausgleich erhalten müsse; es sei 
keine gerechte Regelung, wenn ein Ehegatte, der 
einen Verlust in vollem Umfang allein zu tragen 
habe, den anderen Ehegatten an seinem Gewinn 
zur Hälfte beteiligen müsse. Der Ausschuß hat sich 
diesen Erwägungen nicht angeschlossen. Nach sei-
ner Auffassung wird es dem Wesen der ehelichen 
Lebensgemeinschaft am besten gerecht, wenn der 
in der Ehe erzielte Gewinn in gleicher Weise 
unter die Ehegatten geteilt werde. Erleide ein Ehe-
gatte einen erheblichen wirtschaftlichen Verlust, so 
werde hierdurch auch die Lebenshaltung beider 
Ehegatten betroffen. 

Absatz 2 dient, wie bereits erwähnt, dem Schutz 
der Gläubiger. Nach § 1375 Abs. 2 werden dem 
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Endvermögen bestimmte Beträge hinzugerechnet. 
Dies darf nicht zur Folge haben, daß die Aus-
gleichsforderung höher ist als das nach Abzug der 
Verbindlichkeiten bei der Beendigung des Güter-
standes tatsächlich vorhandene Vermögen. Die 
Gläubiger des Ehegatten, der den größeren Zuge-
winn erzielt hat, müssen dem anderen Ehegatten 
vorgehen. 

Nach § 1378 Abs. 3 entsteht die Ausgleichsfor-
derung mit der Beendigung des Güterstandes. Von 
diesem Zeitpunkt an ist sie vererblich und über-
tragbar; vorher kann sich ein Ehegatte auch nicht 
verpflichten, über sie zu verfügen. Die Ausgleichs-
forderung soll nicht Gegenstand des Rechtsver-
kehrs sein, bevor feststeht, ob sie zur Entstehung 
gelangt. 

§ 1378 Abs. 4 regelt die Verjährung der Aus-
gleichsforderung. Die Verjährungsfrist beträgt nach 
§ 1378 Abs. 4 Halbsatz 1 drei Jahre. Die Frist soll 
nicht bereits mit der Beendigung des Güterstan-
des, sondern gemäß § 1378 Abs. 4 Satz 1 Halb-
satz 2 erst mit  dem Zeitpunkt beginnen, in dem 
der Ehegatte erfährt, daß der Güterstand beendet 
ist. Die Forderung soll jedoch nach § 1378 Abs. 4 
Satz 2 spätestens dreißig Jahre nach der Beendi-
gung des Güterstandes verjähren. Der Ausschuß 
hat die Bestimmungen über die Verjährung der 
Ausgleichsforderung möglichst eng an die Vor-
schriften anpassen wollen, die die Verjährung von 
Pflichtteilsansprüchen regeln (vgl. § 2332 BGB). 
§ 1378 Abs. 4 Satz 3 enthält eine zusätzliche Re-
gelung für den Fall , daß der Güterstand durch den 
Tod eines Ehegatten endet; diese Bestimmung soll 
im Zusammenhang mit den übrigen Vorschriften 
behandelt werden, die für diesen Fall gelten. 

Nach § 1379 ist jeder Ehegatte nach der Beendi-
gung des Güterstandes verpflichtet, über den Be-
stand seines Endvermögens Auskunft zu geben. 

§ 1380 regelt die Frage, inwieweit Zuwendungen 
unter Lebenden auf die Ausgleichsforderung an-
gerechnet werden sollen. Nach § 1380 Abs. 1 Satz 1 
ist auf die Ausgleichsforderung eines Ehegatten 
anzurechnen, was ihm von dem anderen Ehegatten 
durch Rechtsgeschäft unter Lebenden mit der  Be-
stimmung zugewendet ist, daß es auf die Aus-
gleichsforderung angerechnet werden soll. Die Zu-
wendung stellt eine vorweggenommene Erfüllung 
der Ausgleichsforderung dar. 

Nach § 1380 Abs. 1 Satz 2 ist im Zweifel anzu-
nehmen, daß Zuwendungen angerechnet werden 
sollen, wenn ihr Wert den Wert von Gelegenheits-
geschenken übersteigt, die nach den Lebensverhält-
nissen der Ehegatten üblich sind. Der Ausschuß ist 
damit von der Fassung des Regierungsentwurfs 
(§ 1387 Abs. 1 Satz 2) abgewichen, wonach Zu-
wendungen angerechnet werden sollten, wenn sie 
das nach den Verhältnissen der Ehegatten übliche 
Maß übersteigen. Manche Zuwendungen übersteigen 
nicht das übliche Maß, wohl aber den Wert üblicher 
Gelegenheitsgeschenke; auch diese Zuwendungen 
sollen im Zweifel angerechnet werden. Hierbei hat 
der Ausschuß vor allem an die Lebensversicherung 
gedacht, die ein Ehegatte zugunsten des anderen 
abgeschlossen hat; die Lebensversicherungssumme 
soll im Zweifel auf die Ausgleichsforderung an-
gerechnet werden. 

§ 1380 Abs. 2 regelt die Frage, in welcher Weise 
die Berechnung auf die Ausgleichsforderung durch-
geführt wird. 

Die §§ 1388 bis 1390 des Regierungsentwurfs sind 
in die Ausschußvorlage nicht mit aufgenommen 
worden, da sie Bestimmungen für den Fall vor-
sahen, daß der Güterstand durch den Tod eines 
Ehegatten endet. Nach § 1388 sollte auf die Aus-
gleichsforderung eines Ehegatten angerechnet wer-
den, was ihm nach § 1932 als Voraus gebührte. Die 
sehr komplizierte Regelung des § 1389 gab in Ab-
satz 2 eine Auslegungsregel für den Fall, daß ein 
Ehegatte dem anderen durch Verfügung von Todes 
wegen mehr zugewendet hatte, als dem gesetzlichen 
Erbteil entsprach. Dann hätte das, was der andere 
Ehegatte über den gesetzlichen Erbteil hinaus 
erhielt, nach dem Willen des Erblassers auf die 
Ausgleichsforderung angerechnet werden sollen. 
§ 1390 schlug vor, daß dem erbunwürdigen Ehe-
gatten keine Ausgleichsforderung zustehen solle, es 
sei denn, daß der andere Ehegatte ihm seine Ver-
fehlungen verziehen habe. Diese Vorschriften sind 
dadurch gegenstandslos geworden, daß der Aus-
schuß sich zu der in § 1371 normierten erbrecht-
lichen Lösung entschloß. Für diese Entscheidung 
war nicht zuletzt die außerordentlich komplizierte 
Regelung des § 1389 des Regierungsentwurfs maß-
gebend, nach der die Feststellung der Höhe der 
Ausgleichsforderung nur im Wege schwieriger Be-
rechnungsmethoden möglich gewesen wäre. 

Nach § 1381 Abs. 1 kann der Schuldner die Er-
füllung der Ausgleichsforderung verweigern, soweit 
der Ausgleich des Zugewinns nach den Umständen 
des Falles grob unbillig wäre. Diese Vorschrift ist 
erforderlich, weil die Gewährung einer Ausgleichs-
forderung oder jedenfalls die Gewährung einer 
Ausgleichsforderung in der  in  § 1378 vorgesehenen 
Höhe in manchen Fällen dem Gerechtigkeitsemp-
finden in unerträglicher Weise widersprechen kann. 

§ 1381 Abs. 2 enthält ein Beispiel für einen 
derartigen Fall. Grobe Unbilligkeit kann hiernach 
insbesondere dann vorliegen, wenn der Ehegatte, 
der den geringeren Zugewinn erzielt hat, längere 
Zeit hindurch die wirtschaftlichen Verpflichtungen, 
die sich aus dem ehelichen Verhältnis ergeben, 
schuldhaft nicht erfüllt hat. Nach § 1391 Abs. 2 
Halbsatz 2 des Regierungsentwurfs gehört zu den 
wirtschaftlichen Verpflichtungen auch die Ver-
pflichtung, den Haushalt zu führen. Der Ausschuß 
hat diese Bestimmung nicht übernommen; er ist 
der Auffassung, sie sei überflüssig, weil sich die in 
ihr enthaltene Regelung von selbst verstehe. 

Nach § 1382 kann das Vormundschaftsgericht 
eine Ausgleichsforderung auf Antrag stunden, 
soweit die sofortige Zahlung den Schuldner be-
sonders hart treffen würde und soweit dem Gläu-
biger eine Stundung zugemutet werden kann. Da-
mit ist die Möglichkeit einer ratenweisen Zahlung 
gegeben. 

§ 1383 gewährt einem Ehegatten, dem die Aus-
gleichsforderung zusteht, unter bestimmten Vor-
aussetzungen das Recht, von dem anderen Ehe-
gatten anstatt Geld Sachwerte zu verlangen. Der 
Ausschuß hat in § 1383 Abs. 1 vorgesehen, das 
Vormundschaftsgericht könne auf Antrag des 
Gläubigers anordnen, daß der Schuldner dem 
Gläubiger bestimmte Gegenstände seines Vermö-
gens unter Anrechnung auf die Ausgleichsforderung 
zu übertragen habe, wenn dies erforderlich sei, um 
eine grobe Unbilligkeit für den Gläubiger zu ver-
meiden, und wenn dies weiter dem Schuldner 
zugemutet werden könne; in der Entscheidung des 
Vormundschaftsgerichts sei der Betrag festzusetzen, 
der auf die Ausgleichsforderung angerechnet 
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werde. Der Ausschuß hat die gegen diese Lösung 
vorgetragenen Bedenken gewürdigt. Wenn er sich 
trotzdem für die Regelung der Vorlage entschied, 
so ließ er sich hierbei von dem Bestreben leiten, 
soweit wie es der nunmehrige Güterstand zulasse, 
eine Beteiligung der Ehegatten an Sachwerten zu 
ermöglichen. Nach § 1383 Abs. 2 muß der Gläubiger 
die Gegenstände, deren Übertragung er begehrt, in 
seinem Antrag bezeichnen; diese Vorschrift soll dazu 
beitragen, das Verfahren zu vereinfachen. 

§ 1384 sieht vor, daß der Berechnung des Zu-
gewinns ein anderer Zeitpunkt zugrunde gelegt 
wird als das Ende des Güterstandes. 

Wird die Ehe geschieden, so tritt nach § 1384 
Abs. 1 für die Berechnung des Zugewinns an die 
Stelle der Beendigung des Güterstandes der Zeit-
punkt, in dem die Klage auf Scheidung erhoben 
ist. Die Bestimmung will verhindern, daß ein Ehe-
gatte nach Erhebung der Scheidungsklage seinen 
Zugewinn zum Nachteil des anderen Ehegatten zu 
verringern sucht. 

Die §§ 1385, 1386 sehen die Möglichkeit vor, daß 
ein Ehegatte unter bestimmten Voraussetzungen 
auf vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns klagen 
kann. 
§ 1385 betrifft den Fall, daß die Ehegatten seit 

mindestens drei Jahren getrennt leben. Der Re-
gierungsentwurf (§ 1395) wollte in diesem Fall 
jedem Ehegatten das Recht, auf vorzeitigen Aus-
gleich des Zugewinns zu klagen, gewähren. Danach 
sollte es unerheblich sein, ob ein Ehegatte getrennt 
leben dürfe. Ein Ehegatte sollte die Klage auf 
vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns auch dann 
erheben können, wenn er nicht zum Getrenntleben 
berechtigt sei und dem anderen Ehegatten durch 
sein Verhalten einen Grund gegeben habe, sich von 
ihm zu trennen. Der Ehegatte müsse in derartigen 
Fällen den anderen Ehegatten unterhalten, solle 
ihn aber (neben dieser Unterhaltspflicht) nach drei-
jähriger Trennung nicht mehr an seinem künftigen 
Erwerb beteiligen müssen, weil die Grundlage 
dieser Beteiligung, das Bestehen einer ehelichen 
Lebensgemeinschaft, seit langem weggefallen sei. 
Der Ausschuß hat sich diesem Vorschlag des Re-
gierungsentwurfs nicht angeschlossen. Leben die 
Ehegatten seit mindestens drei Jahren getrennt, so 
soll nach dem Vorschlag des Ausschusses nur der 
Ehegatte auf vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns 
klagen können, der zum Getrenntleben berechtigt 
ist; auch diesem Ehegatten steht das Recht, die 
Klage zu erheben, nicht zu, wenn auch der andere 
Ehegatte getrennt leben darf. Der Ausschuß halt es 
nicht für tragbar, daß der Ehegatte, der die Tren-
nung verschuldet hat oder im Einvernehmen mit 
dem anderen Ehegatten getrennt lebt, den anderen 
Ehegatten von seinem künftigen Erwerb aus-
schließen kann. 
§ 1386 enthält drei weitere Fälle, in denen ein 

Ehegatte auf vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns 
klagen kann. Nach Absatz 1 steht ihm dieses Recht 
dann zu, wenn der andere Ehegatte lange Zeit 
hindurch die wirtschaftlichen Verpflichtungen, die 
sich aus dem ehelichen Verhältnis ergeben, schuld-
haft nicht erfüllt hat und anzunehmen ist, daß er 
sie auch in Zukunft nicht erfüllen wird. Nach Ab-
satz 2 ist er zu einer solchen Klage berechtigt, 
wenn der andere Ehegatte entweder ein Rechts-
geschäft der in § 1365 bezeichneten Art ohne die 
erforderliche Zustimmung vorgenommen hat oder 
sein Vermögen durch eine der in § 1 . 375 bezeich-
neten Handlungen vermindert hat und eine erheb-

liche Gefährdung der künftigen Ausgleichsforde-
rung zu besorgen ist. Über den Regierungsentwurf 
hinaus gibt die Vorlage in Absatz 3 dem Ehegatten 
ein Klagerecht auf vorzeitigen Zugewinnausgleich 
dann, wenn der andere Ehegatte sich ohne aus-
reichenden Grund beharrlich weigert, ihn über den 
Bestand seines Vermögens zu unterrichten. In 
diesem Falle besteht der Verdacht, daß der Ehe-
gatte sich seiner Verpflichtung entziehen will, den 
anderen Ehegatten an dem, was er in der Ehe 
erwirbt, zu beteiligen. 

Wird auf vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns 
erkannt, so tritt nach § 1387 für die Berechnung 
des Zugewinns an die Stelle der Beendigung des 
Güterstandes der Zeitpunkt, in dem die Klage auf 
vorzeitigen Ausgleich erhoben ist. Die Bestimmung 
will verhindern, daß ein Ehegatte nach Erhebung 
der Klage sein Vermögen in der Absicht verringert, 
seinen Ehegatten zu benachteiligen. 

Mit der Rechtskraft des Urteils, durch das auf 
vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns erkannt ist, 
tritt nach § 1388 Gütertrennung ein. Die Ehegatten 
brauchen den Zugewinn, den sie nach diesem Zeit-
punkt erzielen, nicht mehr auszugleichen. Der 
Unterausschuß hatte diese Bestimmung zunächst ge-
strichen. Er befürchtete, daß sie dazu mißbraucht 
werden könne, daß ein böswilliger Ehegatte eine 
Klage auf vorzeitigen Gewinnausgleich provoziere, 
um damit einen Gewinnausgleich für die Zukunft zu 
verhindern. Es erschien dem Ausschuß als außer

-

erdentliche Härte, daß der Ehegatte, der auf vorzei-
tigen Zugewinnausgleich geklagt habe und dann 
noch weiter jahrelang in der Ehe mitarbeite, am spä-
teren Zugewinn nicht mehr beteiligt sein solle. Damit 
würde derjenige Ehegatte, der einen Grund gesetzt 
hat, wonach der andere Ehegatte auf vorzeitigen Zu-
gewinn klagen könne, besser gestellt, da er diesen 
an seinem Zugewinn nicht mehr zu beteiligen 
brauche. In den weiteren Beratungen wurde ein 
Kompromißvorschlag im Grundsatz angenommen, 
wonach der ausgleichsberechtigte Ehegatte, der ein 
Urteil auf vorzeitigen Zugewinnausgleich erstritten 
hat, das Recht erhalten solle, innerhalb eines 
Monats nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils 
notariell oder gerichtlich zu erklären, ob er als 
Rechtsfolge dieses Urteils den gesetzlichen Güter-
stand oder die Gütertrennung wählen wolle. Der 
Ausschuß hat jedoch, nachdem er die erbrechtliche 
Lösung beschlossen hatte, seine frühere Entschei-
dung zu § 1388 nicht aufrechterhalten und diese 
Vorschrift in der Fassung der Regierungsvorlage 
(§ 1397) wiederhergestellt. Entscheidend war für 
ihn hierbei die Überlegung, daß der Eintritt der 
Gütertrennung nach Rechtskraft des Urteils auf 
vorzeitigen Zugewinnausgleich klare Rechtsver-
hältnisse schaffe und mögliche Streitigkeiten zwi-
schen den Eheleuten ausschließen bzw. mindern 
würde; denn Klage auf vorzeitigen Zugewinnaus-
gleich nach den §§ 1385 und 1386 setze an sich schon 
ein erhebliches Maß von Ehezerrüttung voraus. Es 
nach Rechtskraft dieses Urteils bei dem bisherigen 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft zu belassen, 
würde die an sich schon gefährdete Ehe noch weiter 
gefährden. Schließlich würde die Eröffnung einer 
Wahlmöglichkeit für den Ehegatten, der das Urteil 
erstritten hat, eine Reihe eingehender Vorschriften 
erfordern, durch welche das Güterrecht an Über-
sichtlichkeit verlieren würde. Aus diesen Gründen 
hat der Ausschuß § 1388 zugestimmt. 

§ 1389 regelt den Anspruch eines Ehegatten auf 
Sicherheitsleistung, wenn nach Erhebung der Klage 
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auf vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns oder auf 
Nichtigerklärung, Scheidung oder Aufhebung der 
Ehe wegen des Verhaltens des anderen Ehegatten 
zu besorgen ist, daß sein Recht auf den künftigen 
Ausgleich des Zugewinns erheblich gefährdet 
werde. 

§ 1390 regelt die Ansprüche des ausgleichsberech-
tigten Ehegatten gegen Dritte. 

Der Anspruch eines Ehegatten auf den Ausgleich 
des Zugewinns wird nach § 1378 Abs. 2 durch das 
Vermögen begrenzt, das der andere Ehegatte beim 
Ende des Güterstandes nach Abzug seiner Verbind-
lichkeiten besitzt. Diese Begrenzung ist zum Schutze 
der Gläubiger erforderlich. In Sonderfällen muß 
aber der Schutz des Ehegatten dem eines Dritten 
vorgehen. Dies ist nach § 1390 Abs. 1 der Fall, 
wenn der Ehegatte, der den größeren Zugewinn 
erzielt hat, einem Dritten unentgeltliche Zuwen-
dungen gemacht und dies in der Absicht getan hat, 
seinen Ehegatten zu benachteiligen; der Dritte ist 
in diesem Fall verpflichtet, dem Ehegatten das 
Erlangte nach den Vorschriften über die ungerecht-
fertigte Bereicherung zum Zwecke der Befriedigung 
der ausgefallenen Ausgleichsforderung heraus-
zugeben. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob das 
Endvermögen positiv oder negativ ist (vgl. die 
Ausführungen zu § 1375 Abs. 1 Satz 2). 

Nach § 1390 Abs. 3 verjährt der Anspruch gegen 
den Dritten drei Jahre nach der Beendigung des 
Güterstandes. Es kommt nicht darauf an, wann 
der Ehegatte von der Beendigung des Güterstandes 
Kenntnis erhält. Diese Regelung dient dem Schutze 
des Dritten und ist dem § 2332 BGB nachgebildet, 
wonach der Anspruch des Pflichtteilsberechtigten 
gegen den Erben drei Jahre nach Kenntnis von 
dem Erbfall, der Anspruch des Pflichtteilsberech-
tigten gegen den Beschenkten drei Jahre nach dem 
Eintritt des Erbfalls verjährt. § 1390 Abs. 3 Satz 2 
enthält eine Regelung für den Fall, daß der Güter-
stand durch den Tod eines Ehegatten endet; diese 
Bestimmung wird im Zusammenhang mit den 
übrigen Vorschriften dargestellt, die für diesen 
Fall anzuwenden sind. 
Nach § 1390 Abs. 4 kann ein Ehegatte von dem 

Dritten Sicherheitsleistungen verlangen. Die Be-
stimmung entspricht dem § 1399 Abs. 4 des Re-
gierungsentwurfs. 

3. Ausgleich des Zugewinns bei Beendigung des 
Güterstandes durch den Tod eines Ehegatten 

Gegen den Vorschlag, einem Ehegatten nach den 
Regeln der Zugewinngemeinschaft eine Ausgleichs-
forderung zu gewähren, hat Prof. Wieruszowski im 
Jahre 1924 auf dem Heidelberger Juristentag Be-
denken erhoben. Prof. Knur hat diese Bedenken 
im Jahre 1952 auf dem Deutschen Notartag in 
München aufgegriffen. Die Gemeinschaft des deut-
schen Notariats hat sich der Stellungnahme von 
Prof. Knur angeschlossen. Die Gegner der Zuge-
winngemeinschaft machen vor allem geltend, die-
ser Güterstand werde in der Praxis zu sehr er-
heblichen Schwierigkeiten führen. Da der Zuge-
winn der Betrag sei, um den das Endvermögen 
das Anfangsvermögen übersteige, müsse der Wert 
dieser Vermögen berechnet werden. Es sei sehr 
schwierig, den Wert eines Vermögens zu ermit-
teln. Die Gerichte kämen in derartigen Fällen nicht 
ohne Sachverständige aus, deren Ansichten je-
doch auseinandergingen. Denn es gebe keine 
einheitliche Methode, um den Verkehrswert eines 

Gegenstandes festzustellen. Die Gutachten der 
Sachverständigen fielen demgemäß, wie die Pra-
xis zeige, außerordentlich unterschiedlich aus. 
Dies trete vor allem bei der Bewertung von Han-
delsgeschäften und Grundstücken zutage, sei aber 
auch sonst häufig der Fall. Bei der Berechnung des 
Zugewinns ergebe sich die weitere Schwierigkeit, 
daß auch der Wert des Anfangsvermögens ermit-
telt, also festgestellt werden müsse, was die Ehe-
gatten beim Eintritt des Güterstandes, der 30 oder 
mehr Jahre zurückliegen könne, besessen hätten 
und was diese Gegenstände damals wert gewesen 
seien; das gleiche gelte für die Verbindlichkeiten 
der Ehegatten. Da die Ehegatten im allgemeinen 
kein Inventar über Bestand und Wert des An-
fangsvermögens errichten würden, werde es kaum 
möglich sein, hierüber exakte Feststellungen zu 
treffen. Es sei zu berücksichtigen, daß sieh der 
Verkehrswert der Gegenstände ständig ändere. 
Hinzu komme, daß auch das Endvermögen nicht 
selten erst längere Zeit nach der Beendigung des 
Güterstandes bewertet werden müsse. Zwar könne 
für die Verjährung der Ausgleichsforderung eine 
kurze Frist vorgesehen und der Gläubiger da-
durch veranlaßt werden, die Forderung alsbald 
geltend zu machen. Nach § 204 BGB sei aber die 
Verjährung von Ansprüchen zwischen Eltern und 
Kindern während der Minderjährigkeit der Kin-
der gehemmt. Diese Bestimmung könne nicht für 
die Verjährung von Ausgleichsforderungen aus-
geschlossen werden; die Ausgleichsforderung 
würde sonst in Fällen dieser Art oft nicht verwirk-
licht werden, da der überlebende Ehegatte im all-
gemeinen keine Pfleger für die Kinder bestellen 
lasse, um seine Ausgleichsforderung innerhalb der 
Verjährungsfrist durchzusetzen. Nach alledem ge-
fährde die Zugewinngemeinschaft die Rechtssicher-
heit in erheblichem Maße und biete einen gefähr-
lichen Anreiz zur Führung von Prozessen, die ge-
rade unter Angehörigen vermieden werden müßten. 

Selbst wenn sich aber im einzelnen Fall ermit-
teln lasse, welchen Wert Anfangs- und Endver-
mögen jeweils gehabt hätten, würde die Gegen-
überstellung dieser Werte nicht genau angeben, 
was ein Ehegatte während der Ehe verdient habe. 
Dies wäre nur der Fall, wenn der Wertmesser, mit 
dem Anfangs- und Endvermögen gemessen wür-
den, wenn also der Geldwert zwischen Anfang 
und Ende des Güterstandes unverändert bliebe. 
Diese Voraussetzung sei nicht gegeben. Der Geld-
wert ändere sich allmählich. Dies habe, insbeson-
dere bei langdauernden Ehen, zur unausbleiblichen 
Folge, daß die Gegenüberstellung des Anfangs-
und Endvermögens zu verzerrten Ergebnissen 
führe. Steige der Geldwert, so weise die Gegen-
überstellung keinen Zugewinn aus, obwohl der 
Ehegatte in Wirklichkeit einen Zugewinn erzielt 
habe. Sinke der Geldwert, so werde ein Zugewinn 
ausgewiesen; dieser Zugewinn sei aber nur schein-
bar erzielt worden und dürfe nach der Grund-
auffassung der Zugewinngemeinschaft nicht aus-
geglichen werden. Die Gegner der Zugewinnge-
meinschaft haben deshalb vorgeschlagen, diesen 
Güterstand nicht als gesetzlichen Güterstand vor-
zusehen, sondern einem Ehegatten einen Abgel-
tungsanspruch zu gewähren, wenn die Ehe ge-
schieden, und das Erbrecht des überlebenden Ehe-
gatten zu erhöhen, wenn sie durch den Tod eines 
Ehegatten aufgelöst werde. 

Werde die Ehe geschieden, so solle einem Ehe-
gatten als Entgelt für seine Mitarbeit in der Ehe 
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ein Anspruch auf Beteiligung an der Vermögens-
mehrung zustehen, die im Vermögen des anderen 
Ehegatten während der Ehe eingetreten sei. Das 
Gericht solle nach billigem Ermessen entscheiden, 
welcher Ehegatte entgeltspflichtig und in welcher 
Höhe das Entgelt zu gewähren sei. 

Dieser Vorschlag ist nicht empfehlenswert. Der 
Richter würde vor eine kaum lösbare Aufgabe 
gestellt. Die Rechtssicherheit wäre in weit größe-
rem Umfang preisgegeben, als dies bei Einführung 
der Zugewinngemeinschaft der Fall sein wird. Der 
Gesetzgeber kann die Regelung, in welchem Um-
fang und in welcher Weise ein Ehegatte an dem 
Vermögen des anderen zu beteiligen ist, nicht dem 
Richter überlassen; diese Aufgabe muß er selbst 
lösen. Die Schwierigkeiten, die sich bei der Be-
wertung des Anfangs- und Endvermögens erge-
ben, müssen insoweit in Kauf genommen werden. 
Diese Schwierigkeiten sind auch für den Fall, daß 
die Ehe geschieden wird, nicht so erheblich wie in 
dem Fall, in dem der Güterstand durch den Tod 
eines Ehegatten endet. Da beide Ehegatten leben, 
wird sich ermitteln lassen, welches Anfangs- und 
Endvermögen die Ehegatten gehabt haben. Ehen, 
die geschieden werden, haben im Durchschnitt auch 
nicht so lange gedauert wie Ehen, die durch den 
Tod eines Ehegatten aufgelöst werden; die größ-
ten Bewertungsschwierigkeiten ergeben sich aber, 
wenn zwischen Eintritt und Beendigung des 
Güterstandes ein großer zeitlicher Abstand be-
steht. Der Ausschuß hat deshalb, wie oben bereits 
im einzelnen dargelegt worden ist, für den Fall, 
daß die Ehe geschieden wird, und für die übrigen 
Fälle, in denen der Güterstand auf andere Weise 
als durch den Tod eines Ehegatten endet, die Zu-
gewinngemeinschaft als gesetzlichen Güterstand 
vorgesehen. 
Für den Fall, daß der Güterstand durch den 

Tod eines Ehegatten beendet wird, hält der Aus-
schuß jedoch die Bedenken, die gegen die Zuge-
winngemeinschaft vorgetragen sind, in gewissem 
Umfang für berechtigt. Der Ausschuß hat dabei 
insbesondere folgende Erwägungen angestellt: Im 
Fall des Todes eines Ehegatten könnten die 
Schwierigkeiten, Bestand und Wert des Anfangs-
vermögens zu ermitteln, sehr erheblich sein. Im 
Gegensatz zum Scheidungsfall sei hier durch die 
Erhöhung des Erbrechts eine andere, und zwar 
sehr einfache Möglichkeit gegeben, den überleben-
den Ehegatten an dem Vermögen des anderen 
Ehegatten zu beteiligen. Die erbrechtliche Lösung 
diene der Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit 
und biete weiter den Vorteil, daß der überlebende 
Ehegatte an dem Vermögen des anderen dinglich 
beteiligt werde. Hierdurch werde den Belangen 
des überlebenden Ehegatten besser Rechnung ge-
tragen als durch die Gewährung einer Geldforde-
rung. Die dingliche Beteiligung liege auch im In-
teresse der Erben. Stehe dem überlebenden Ehe-
gatten eine Geldforderung zu, so werde er sie 
häufig durchsetzen, ohne auf den Nachlaß Rück-
sicht zu nehmen; als Miterbe sei er an einer ord-
nungsmäßigen Verwaltung und Verwertung des 
Nachlasses interessiert. 
Gegen die erbrechtliche Lösung sind jedoch 

ebenfalls Bedenken geltend gemacht worden. Der 
Ausschuß hat sich vor allem mit folgenden fünf 
Einwänden auseinandergesetzt: 

Die erbrechtliche Regelung, die ausschließlich 
eine Beteiligung am Nachlaß (also keine Verfü-

gungsbeschränkungen und keinen vorzeitigen Aus-
gleich des Zugewinnes) vorsehe, gebe den Ehe-
gatten keine Rechte während des Bestehens der 
Ehe. Jeder Ehegatte könne frei über sein Ver-
mögen verfügen. Dies könne zur Folge haben, daß 
der Nachlaß nichts mehr wert sei und der andere 
Ehegatte leer ausgehe. Diesem Ehegatten stehe 
zwar möglicherweise ein Pflichtteilse'rgänzungs-
anspruch zu; dieser Anspruch reiche aber nicht aus, 
um ihn wirksam zu schützen. 

Die erbrechtliche Beteiligung des überlebenden 
Ehegatten an dem Vermögen des anderen Ehe-
gatten sei nicht gesichert, da die Testierfreiheit der 
Ehegatten nicht angetastet werden dürfe. Es stehe 
im Belieben jedes Ehegatten, ob er dem anderen 
Ehegatten das erhöhte Erbrecht zukommen lassen 
wolle; werde der gesetzliche Erbteil auf die Hälfte 
des Nachlasses erhöht, dann erhalte der über-
lebende Ehegatte, wenn er auf den Pflichtteil ge-
setzt werde, nicht mehr aas dem Nachlaß, als ihm 
auf Grund seines bisherigen gesetzlichen Erbteils 
zustehe. Man könne die Testierfreiheit auch nicht 
weiter einschränken; denn ein Ehegatte müsse ver-
hindern können, daß seinem Ehegatten stets min-
destens die Hälfte des Nachlasses zufalle. Hierfür 
sei insbesondere dann ein Bedürfnis gegeben, wenn 
der überlebende Ehegatte auf andere Weise, zum 
Beispiel durch eine Pensiuneder durch eine Le-
bensversicherung, sichergestellt sei, die unversorg-
ten Kinder aber auf den Nachlaß angewiesen seien. 

Die erbrechtliche Lösung führe weiter in den 
Fällen, in denen einem Ehegatten nach § 1933 BGB 
kein Erbrecht und nach § 2335 BGB kein Pflicht-
teil zustehe, nicht zu sachgerechten Ergebnissen; 
es könne durchaus angemessen sein, einen Ehe-
gatten auch dann wegen seiner Mitarbeit in der 
Ehe an dem Erwerb des anderen Ehegatten zu be-
teiligen, wenn er ihn nicht beerbe und ihm auch 
der Pflichtteil wirksam entzogen sei. 

Die erbrechtliche Regelung passe ferner nicht 
für den Fall, daß der Ehegatte, der den geringeren 
Zugewinn erzielt habe, zuerst sterbe. Es sei nicht 
einzusehen, warum der überlebende Ehegatte, 
der in der Ehe den größeren Zugewinn erzielt habe, 
an dem Nachlaß des verstorbenen Ehegatten in 
größerem Maße beteiligt werden solle als bisher. 
Sterbe zum Beispiel der Mann, der in der Ehe 
den größeren Zugewinn erzielt habe, vor der Frau, 
so sei es gerechtfertigt, das Erbrecht der Frau zu 
erhöhen. Sterbe aber die Frau, die den geringeren 
Zugewinn erzielt habe, vor dem Mann, so habe es 
keinen Sinn, den gesetzlichen Erbteil des Mannes 
zu vergrößern. Dies geschehe auf Kosten der Kin-
der der Frau und sei insbesondere dann ungerecht, 
wenn die Kinder nicht aus dieser Ehe stammten, 
den Ehemann ihrer Mutter also später nicht be-
erbten. 

Es werde schließlich dem Willen eines Ehegatten 
oft nicht entsprechen, daß der überlebende Ehe-
gatte auch dann mindestens die Hälfte des Nach-
lasses erhalte, wenn die Ehe nur kurze Zeit ge-
dauert habe. 
Der Ausschuß hat die Vorteile und Nachteile 

der reinen Zugewinngemeinschaft (der Zugewinn-
gemeinschaft also, die bei Beendigung des Güter-
standes durch den Tod eines Ehegatten den Zuge-
winn in derselben Weise ausgleicht wie in den 
übrigen Fällen der Beendigung) und der erbrecht-
lichen Lösung in vielen Beratungen eingehend er-
örtert. Er ist dann — für den Fall, daß der Güter- 
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stand durch den Tod eines Ehegatten endet — zu 
einer Mittellösung gelangt. Er hat die beiden Vor-
schläge miteinander verbunden und auf diese 
Weise versucht, die Vorteile der erbrechtlichen 
Lösung zu übernehmen und den Bedenken, die 
gegen diesen Vorschlag erhoben worden sind, in 
weitem Umfang Rechnung zu tragen. Die vom Aus-
schuß getroffene Regelung ist in § 1371 enthalten. 

§ 1371 Abs. 1 enthält den Grundsatz der erb-
rechtlichen Lösung. Nach § 1371 Abs. 1 Halbsatz 1 
wird, wenn der Güterstand durch den Tod eines 
Ehegatten endet, der Ausgleich des Zugewinns 
dadurch verwirklicht, daß sich der gesetzliche Erb-
teil des überlebenden Ehegatten um ein Viertel 
erhöht. Der überlebende Ehegatte ist also künftig 
neben Abkömmlingen zu 1 /2, neben Eltern und 
deren Abkömmlingen und neben Großeltern zu 
3/4 der Erbschaft als gesetzlicher Erbe berufen. Das 
gesetzliche Erbrecht wird nur erhöht, wenn die 
Ehegatten im Güterstand der Zugewinngemein

-

schalt leben; leben sie in Gütertrennung oder in 
Gütergemeinschaft, so bleibt es bei der bisherigen 
Erbquote. Die Erhöhung des gesetzlichen Erbrechts 
ist nichts anderes als eine besondere Art des Zu-
gewinnausgleichs im Rahmen der Zugewinnge-
meinschaft. Sie beteiligt den überlebenden Ehe-
gatten, der im Falle der Scheidung oder des vor-
zeitigen Zugewinnausgleichs einen Ausgleichs-
anspruch erhalten würde, auf eine andere Art und 
Weise als durch Gewährung einer Ausgleichsfor-
derung an dem Erwerb des anderen Ehegatten. 
Nach § 1371 Abs. 1 Halbsatz 2 kommt es aller-
dings nicht darauf an, ob die Ehegatten im ein-
zeinen Fall einen Zugewinn erzielt haben. Würde 
das Erbrecht nur erhöht werden, wenn der ver-
storbene Ehegatte einen Zugewinn erzielt hätte 
und dieser Zugewinn größer wäre als der Zuge-
winn des überlebenden Ehegatten, so müßten wie-
der Ermittlungen angestellt werden, die die erb-
rechtliche Lösung im Interesse der Rechtssicher-
heit und Rechtsklarheit vermeiden will. 

Der überlebende Ehegatte wird zu einem wei-
teren Viertel Vollerbe, nicht Vorerbe. Die Rege-
lung, wonach der überlebende Ehegatte zu einem 
Viertel des Nachlasses Vollerbe, zu einem Viertel 
Vorerbe werden würde, wäre recht kompliziert; sie 
könnte schon aus diesem Grunde nicht vorgeschla-
gen werden. Im übrigen reicht auch die Stellung, 
die normalerweise einem Vorerben zusteht, nicht 
aus, um den überlebenden Ehegatten sicherzu-
stellen; dies würde auch dann gelten, wenn der 
gesetzliche Erbteil des überlebenden Ehegatten in 
noch größerem Umfang erhöht würde, als der Ent-
wurf dies vorsieht. Dem gewöhnlichen Vorerben 
gebühren nur die Nutzungen der Erbschaft. Der 
überlebende Ehegatte wird jedoch häufig, um in 
seinen alten Tagen versorgt zu sein, den Stamm 
der Erbschaft angreifen müssen. Würde man den 
überlebenden Ehegatten aber zur freien Verfü-
gung über die Vorerbschaft berechtigen, dann 
würde die Stellung der Nacherben — in der Regel 
der Kinder — zu wenig geschützt sein. Weitere 
Schwierigkeiten ergäben sich bei der Frage, ob 
der Fall der Nacherbfolge nur beim Tode des 
überlebenden Ehegatten oder auch dann eintreten 
sollte, wenn der überlebende Ehegatte sich wieder 
verheiratet. Würde der Eintritt der Nacherbfolge 
bei der Wiederverheiratung vorgesehen werden, so 
würde der überlebende Ehegatte, um die Vorerb-
schaft zu behalten, in manchen Fällen von der 
Eheschließung absehen und in gesetzlosen Ver-

hältnissen leben; würde die Nacherbfolge nur beim 
Tode des überlebenden Ehegatten eintreten, dann 
wäre die Stellung der Nacherben zu sehr gefährdet. 

Die Erhöhung des gesetzlichen Erbteils ist für 
den überlebenden Ehegatten vor allem dann von 
Bedeutung, wenn der Erblasser keine Verfügung 
von Todes wegen errichtet hat. Sie kann dem über-
lebenden Ehegatten aber auch dann zugute kom-
men, wenn der Erblasser testiert hat. Die Erhöhung 
des gesetzlichen Erbteils hat eine Erhöhung des 
gesetzlichen Pflichtteils zur Folge; der Pflichtteil 
des überlebenden Ehegatten beträgt künftig neben 
Verwandten der ersten Ordnung 1 /4 und neben 
Verwandten der zweiten Ordnung und Groß-
eltern 3/8 des Nachlaßwertes. Die Erhöhung des 
Pflichtteils kann für den überlebenden Ehegatten 
in einer Reihe von Fällen vorteilhaft sein. Ist 
einem Pflichtteilsberechtigten ein Erbteil hinter-
lassen, das geringer ist als die Hälfte des gesetz-
lichen Erbteils, so kann er nach § 2305 BGB den 
Wert des fehlenden Teils als Pflichtteil verlangen. 
Ist also der Ehegatte, der nach § 2303 BGB pflicht-
teilsberechtigt ist, zu 1/10  als Erbe eingesetzt, so 
kann er, wenn Abkömmlinge vorhanden sind, den 
Unterschied zwischen 1 /10 und 1 /4 (nicht wie bisher 
zwischen 1 / 10  und 1/8) der Erbschaft als Pflichtteil 
verlangen. Ist ein als Erbe berufener Pflichtteils-
berechtigter durch Einsetzung eines Nacherben, die 
Ernennung eines Testamentsvollstreckers oder 
eine Teilungsanordnung beschränkt, oder ist er 
mit einem Vermächtnis oder einer Auflage be-
schwert, so gilt die Beschränkung oder die Be-
schuwerung nach § 2306 Abs. 1 Satz 1 BGB als 
nicht angeordnet, wenn der ihm hinterlassene Erb-
teil die Hälfte des gesetzlichen Erbteils nicht über-
steigt; ist der Ehegatte also nur zu 1/4 als Erbe 
eingesetzt, dann fallen, im Gegensatz zum bis-
herigen Recht, die angeordneten Beschränkungen 
und Beschwerungen weg. Ist einem Pflichtteilsbe-
rechtigten ein Vermächtnis zugewendet, so kann er 
neben dem Vermächtnis den Pflichtteil verlangen, 
soweit der Pflichtteil den Wert des Vermächtnisses 
übersteigt (vgl. § 2307 BGB). Einem pflichtteils-
berechtigten Vermächtnisnehmer gegenüber ist 
nach § 2318 Abs. 2 BGB eine nach § 2318 Abs. 1 
BGB vorzunehmende Kürzung nur so weit zuläs-
sig, daß ihm der Pflichtteil verbleibt. Der Erbe 
kann schließlich Pflichtteilsergänzungsansprüche 
gegen einen Dritten gemäß § 2329 BGB geltend 
machen. In all diesen Fällen kommt die Erhöhung 
des Pflichtteils dem überlebenden Ehegatten zu-
statten. 

Die Erhöhung des gesetzlichen Erbrechts ist eine 
besondere Art des Zugewinnausgleichs im Rahmen 
der Zugewinngemeinschaft; die Ehegatten leben 
also, mag ihre Ehe später durch den Tod eines 
Ehegatten oder auf andere Weise aufgelöst wer-
den, im Güterstand der Zugewinngemeinschaft. 
Jeder Ehegatte ist demgemäß bei der Verwaltung 
seines Vermögens nach Maßgabe der §§ 1365 bis 
1369 an die Mitwirkung des anderen Ehegatten 
gebunden. Für die Anschaffung von Haushalts-
gegenständen gilt § 1370. Jeder Ehegatte ist be-
rechtigt, auf vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns 
zu klagen, wenn die Voraussetzungen der §§ 1385, 
1386 vorliegen; nach Erhebung der Klage kann er 
Sicherheitsleistung gemäß § 1389 verlangen. Auf 
diese Weise ist der Ehegatte auch während des 
Bestehens der Ehe in ausreichendem Maße ge-
schützt. 
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§ 1371 Abs. 2 regelt den Fall, daß der überlebende 

Ehegatte nicht Erbe wird und ihm auch kein Ver-
mächtnis zusteht. In diesem Fall kann der über-
lebende Ehegatte gemäß § 1371 Abs. 2 Halbsatz 1 
Ausgleich des Zugewinnes nach den §§ 1373 bis 1383, 
1390 verlangen. § 1371 Abs. 2 Halbsatz 1 verweist 
also auf die Bestimmungen, die gemäß § 1372 für 
den Ausgleich des Zugewinnes gelten, wenn der 
Güterstand auf andere Weise als durch den Tod 
eines Ehegatten beendet wird. Lediglich die §§ 1384 
bis 1389 sind in der Verweisung nicht erwähnt. 
Diese Bestimmungen sind gegenstandslos, wenn 
die Ehe durch den Tod des Ehegatten endet. § 1384 
enthält für den Fall, daß die Ehe geschieden wird, 
eine Sonderregelung über den Zeitpunkt, der für 
die Berechnung des Zugewinnes maßgebend ist. Die 
§§ 1385 bis 1388 regeln den vorzeitigen Ausgleich 
des Zugewinnes. Hat ein Ehegatte ein Urteil auf 
vorzeitigen Ausgleich des Zugewinnes erwirkt, 
dann ist die Zugewinngemeinschaft bereits mit 
Rechtskraft des Urteils, nicht erst, wie § 1371 vor-
aussetzt, durch den Tod eines Ehegatten beendet. 
Hat der Ehegatte ein derartiges Urteil nicht er-
wirkt, so kann er es auch künftig nicht mehr er-
wirken. Der Güterstand hat durch den Tod des 
Ehegatten sein Ende gefunden; der Zugewinn kann 
nicht mehr vorzeitig ausgeglichen werden. § 1389 
gewährt schließlich dem Ehegatten während Be-
stehens des Güterstandes einen Anspruch auf 
Sicherheitsleistung, wenn die Klage auf vorzeitigen 
Ausgleich des Zugewinnes oder auf Nichtigerklä-
rung, Scheidung oder Aufhebung der Ehe erhoben 
ist; die Bestimmung ist gegenstandslos, wenn der 
Güterstand (durch den Tod eines Ehegatten) be-
endet ist. 
Wird der überlebende Ehegatte nicht Erbe und 

steht ihm auch kein Vermächtnis zu, so kann er 
also Ausgleich des Zugewinnes verlangen, wie 
wenn der Güterstand auf andere Weise als durch 
den Tod geendet hätte. Entweder ist der über-
lebende Ehegatte Erbe bzw. Vermächtnisnehmer, 
dann steht ihm nach § 1371 Abs. 1 keine Aus-
gleichsforderung zu. Oder er ist nicht Erbe und 
auch nicht Vermächtnisnehmer, dann kann er nach 
§ 1371 Abs. 2 Halbsatz 1 — wie in den übrigen 
Fällen, in denen der Güterstand endet — Aus-
gleich des Zugewinnes verlangen. Indiesem Fall 
besteht kein Grund, auch seine erbrechtliche Stel-
lung zu verbessern. Die Erhöhung des gesetzlichen 
Erbrechts und die damit verbundene Erhöhung des 
Pflichtteils verwirklichen den Ausgleich des Zu-
gewinnes. Wird der Zugewinn auf andere Weise 
ausgeglichen, dann muß es erbrechtlich bei der bis-
herigen Regelung bleiben. Demgemäß bestimmt 
§ 1371 Abs. 2 Halbsatz 2, daß sich der Pflichtteil 
des überlebenden Ehegatten in  diesem Fall nach 
dem nicht erhöhten gesetzlichen Erbteil bestimmt. 
Ist also der überlebende Ehegatte nicht Erbe und 
steht ihm auch kein Vermächtnis zu, dann beträgt 
sein Pflichtteil — wie nach geltendem Recht — 
neben Verwandten der ersten Ordnung 1/8, neben 
Verwandten der zweiten Ordnung und Großeltern 
1/4 des Nachlaßwertes. Hierbei ist gleichgültig, ob 
der überlebende Ehegatte auf Grund des § 1371 
eine Ausgleichsforderung erhält oder ob ihm eine 
derartige Forderung nicht zusteht, weil der ver-
storbene Ehegatte keinen oder den geringeren Zu-
gewinn erzielt hat. Es kommt allein darauf an, ob 
der überlebende Ehegatte, abstrakt gesehen, die 
Möglichkeit hat, Ausgleich des Zugewinnes zu ver-
langen, wie wenn der Güterstand auf andere Weise 
als durch den Tod eines Ehegatten beendet wäre. 

Der Pflichtteil des überlebenden Ehegatten ist also 
verschieden groß, je nachdem die Voraussetzungen 
des  § 1371 Abs. 1 oder des § 1371 Abs. 2 vorliegen. 
Es erhöht sich der gesetzliche Erbteil des über-
lebenden Ehegatten also nur im Falle des § 1371 
Abs. 1. Der Pflichtteil beträgt dann stets die Hälfte 
des Wertes des gesetzlichen Erbteils. 
Die in § 1371 Abs. 1, 2 für den überlebenden 

Ehegatten getroffene Regelung wirkt sich auch auf 
Dritte aus. Wird der gesetzliche Erbteil des über-
lebenden Ehegatten gemäß § 1371 Abs. 1 erhöht, 
so verringern sich die Erbteile der Miterben. Das 
(einzige) Kind ist nicht mehr, wie bisher, Miterbe 
zu 3/4, sondern Miterbe zu 1/2; sein Pflichtteil be-
trägt demgemäß nicht mehr 3/8, sondern 1/4 des 
Nachlaßwertes. Beträgt aber der Pflichtteil des 
überlebenden Ehegatten gemäß § 1371 Abs. 2 
Halbsatz 2 nur 1/8 des Wertes der Erbschaft, dann 
muß der Pflichtteil des Kindes wieder 3 /8 betragen. 
Es ist gerechtfertigt, das Erbrecht des Kindes von 
3/4 auf 1/2 und demgemäß den Pflichtteil von 3/8 
auf 1/4 herabzusetzen, wenn dem überlebenden 
Ehegatten keine Ausgleichsforderung zustehen 
kann, die aus dem Nachlaß befriedigt werden 
müßte. Kann der überlebende Ehegatte aber auf 
Kosten des Nachlasses (und damit anderer Pflicht-
teilsberechtigter) Ausgleich des Zugewinnes verlan-
gen, dann kann nicht zusätzlich noch der Pflicht-
teil des Kindes gekürzt werden. Demgemäß sieht 
§ 1371 Abs. 2 Halbsatz 2 für diesen Fall vor, daß 
sich nicht nur der Pflichtteil des überlebenden 
Ehegatten, sondern auch der Pflichtteil anderer 
Pflichtteilsberechtigter nach dem nicht erhöhten 
gesetzlichen Erbteil des überlebenden Ehegatten, 
also nach dem bisherigen Erbrecht, bestimmt. Ist 
der überlebende Ehegatte nicht Erbe und steht ihm 
auch kein Vermächtnis zu, so beträgt demgemäß 
der Pflichtteil des Kindes 3/8 des Nachlaßwertes. 
Man kann sich dies so vorstellen, daß der gesetz-
liche Erbteil des Kindes, wenn für den überleben-
den Ehegatten die Voraussetzungen des § 1371 
Abs. 1 vorliegen (1 — 1/2 =) 1 /2, wenn die Voraus-
setzungen des § 1371 Abs. 2 gegeben sind (1 — 1/4 =) 
3/4 der Erbschaft beträgt; der Pflichtteil des Kindes 
ist dann immer die Hälfte des Wertes seines ge-
setzlichen Erbteils. 
Die  Voraussetzungen des § 1371 Abs. 2 können 

einmal kraft Gesetzes gegeben sein. Das Erbrecht 
des überlebenden Ehegatten ist z. B. nach § 1399 
BGB ausgeschlossen, wenn  der  Erblasser zur Zeit 
seines Todes auf Scheidung oder Aufhebung der 
Ehe zu klagen berechtigt war und die Klage er-
hoben hatte, sofern im Falle der Scheidung oder 
Aufhebung der Ehe der Ehegatte als schuldig an-
zusehen wäre. In diesem Fall kann der überlebende 
Ehegatte Ausgleich des Zugewinnes verlangen, wie 
wenn  die  Ehe geschieden oder aufgehoben wäre. 
Hierbei ist allerdings zu beachten, daß der Schuld-
ner gemäß § 1381 die Erfüllung der Ausgleichsfor-
derung verweigern darf, soweit der Ausgleich des 
Zugewinnes grob unbillig wäre. Ob diese Voraus-
setzung vorliegt, muß aber im Einzelfalle geprüft 
werden. Der Ehegatte, dem kein Erbrecht zusteht, 
kann jedenfalls grundsätzlich Ausgleich des Zu-
gewinnes verlangen. 
Die Voraussetzungen des § 1371 Abs. 2 können 

weiter durch den überlebenden Ehegatten herbei-
geführt werden. Schlägt er die Erbschaft oder das 
ihm zugewendete Vermächtnis aus, so gilt der An-
fall der Erbschaft als nicht erfolgt, das Vermächt-
nis als nicht zugewendet (§§ 1954, 2180 BGB); der 
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überlebende Ehegatte ist nicht Erbe geworden, ihm 
steht kein Vermächtnis zu. Der überlebende Ehe-
gatte kann also die erbrechtliche Lösung ablehnen 
und statt dessen Ausgleich des Zugewinnes ver-
langen, wie wenn der Güterstand auf andere 
Weise als durch den Tod eines Ehegatten beendet 
wäre. 
Diese Befugnis steht dem Ehegatten einmal zu, 

wenn er gesetzlicher Erbe geworden ist. Dann 
wird er allerdings nur selten von ihr Gebrauch 
machen. Der halbe Nachlaß wird ihm mehr wert 
sein als Ausgleichsforderung und Pflichtanteil. Die 
Ausgleichsforderung beträgt zwar, wenn der ver-
storbene Ehegatte sein gesamtes Vermögen in der 
Ehe verdient hat, 50 v. H. des Nachlasses, der 
Pflichtteil, wenn Abkömmlinge vorhanden sind, 
1/8 des Wertes des um die Ausgleichsforderung ge-
kürzten Nachlasses; dem überlebenden Ehegatten 
könnten also  insgesamt 56,25 v. H. des Nachlaß

-

wertes zustehen. Im allgemeinen wird dem Ehe-
gatten aber die dingliche Beteiligung am Nachlaß 
zur Hälfte mehr wert sein als eine Geldforderung 
in Höhe von 56,25 v. H. Der Ehegatte kann jedoch 
ein Interesse an der Ausschlagung haben, wenn der 
andere Ehegatte sein Vermögen durch Handlungen 
verringert hat, die nach § 1375 Abs. 2 zur Folge 
haben, daß der Wert der Vermögensverminderun-
gen dem Endvermögen hinzugerechnet wird. Hat 
der verstorbene Ehegatte zum Beispiel große Be-
träge verschenkt, so kann der überlebende Ehe-
gatte, wenn er die Erbschaft ausschlägt, unter Um-
ständen erheblich mehr als die Hälfte des Nach-
lasses erhalten. 

Derartige Fälle stellen aber Ausnahmen dar. Im 
allgemeinen wird der Ehegatte die Erbschaft oder 
das Vermächtnis nur ausschlagen, wenn ihm durch 
Verfügung von Todes wegen weniger zugewendet 
ist, als ihm kraft Gesetzes gebührt. Jeder Ehegatte 
kann frei testieren und dem anderen Ehegatten 
weniger zuwenden, als ihm kraft Gesetzes zu-
steht. Der überlebende Ehegatte kann neben dem 
hinterlassenen Erbteil oder dem zugewendeten 
Vermächtnis keine Ausgleichsforderung geltend 
machen. Ist er mit dem, was er auf diese Weise 
erhält, nicht zufrieden, so bleibt es ihm aber un-
benommen, die Erbschaft oder das Vermächtnis 
auszuschlagen und Ausgleichsforderung und 
Pflichtteil zu verlangen. Auf diese Weise ist der 
überlebende Ehegatte, ohne daß die Testierfreiheit 
eingeschränkt ist, hinreichend geschützt. 
Die in § 1371 Abs. 2 getroffene Regelung schafft 

klare Verhältnisse. Der Ehegatte muß, um  die 
 Ausgleichsforderung erhalten zu können, die Erb-

schaft oder das Vermächtnis ausschlagen. Die Erb-
schaft muß nach § 1944 Abs. 1 BGB innerhalb von 
sechs Wochen ausgeschlagen werden. Die Frist be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Erbe von 
dem Anfall und dem Grund der Berufung Kennt-
nis erlangt; ist eine Verfügung von Todes wegen 
errichtet, so beginnt die Frist nicht vor der Ver-
kündung dieser Verfügung (vgl. § 1944 Abs. 2 
BGB). Nach Ablauf dieser Frist steht fest, ob der 
Ehegatte Erbe geworden ist oder Ausgleich des 
Zugewinns verlangen kann, wie wenn der Güter-
stand auf andere Weise als durch den Tod eines 
Ehegatten geendet hätte. 
Dem Ehegatten ist auch zuzumuten, sich inner-

halb dieser Frist zu entscheiden. Bei gesetzlicher 
Erbfolge wird eine Ausschlagung, wie oben dar-
gelegt, nur in den Ausnahmefällen des § 1375, und 
zwar vor allem dann in Betracht kommen, wenn  

der verstorbene Ehegatte erhebliches Vermögen 
verschenkt hat. Ob diese Voraussetzungen vor-
liegen, wird der Ehegatte im allgemeinen schon 
während der Ehe erfahren haben. Sollte er aber 

 im einzelnen Fall von einer erheblichen Schenkung 
nichts wissen und aus diesem Grunde nicht aus-
schlagen, dann steht ihm jedenfalls gemäß § 1371 
Abs. 1 der erhöhte Pflichtteil zu; dies kann, wie 
zu § 1371 Abs. 1 ausgeführt, insbesondere für den 
Umfang etwaiger Pflichtteilsergänzungsansprüche 
von Bedeutung sein. Ist der Ehegatte durch Ver-
fügung von Todes wegen eingesetzt, dann wird er 
aus dieser Verfügung ersehen können, ob er es 
hierbei belassen oder ob er die Erbschaft aus-
schlagen und Ausgleichsforderung und Pflichtteil 
verlangen soll. 

Die Voraussetzungen des § 1371 Abs. 2 können 
schließlich auch von dem Ehegatten herbeigeführt 
sein, der verstorben ist. Ein Ehegatte kann frei 
testieren; er kann also den anderen enterben. Hat 
er ihn enterbt, dann steht dem anderen Ehegatten 
jedoch das Recht zu, Ausgleich des Zugewinns nach 
den allgemeinen Vorschriften zu verlangen. Da-
neben erhält er den Pflichtteil. Dieser beträgt, 
wenn Abkömmlinge vorhanden sind, 1/8 des Nach-
laßwertes, gleichgültig, ob tatsächlich eine Aus-
gleichsforderung besteht. 

Von der Möglichkeit, die  erbrechtliche Lösung 
abzulehnen, kann auch der Ehegatte Gebrauch 
machen, der den geringeren Zugewinn erzielt. Hat 
dieser Ehegatte den anderen enterbt, so erhält der 
andere lediglich seinen Pflichtteil, der sich dann, 
wie oben dargelegt, gemäß § 1371 Abs. 2 Halbsatz 2 
nach dem nicht erhöhten gesetzlichen Erbteil be-
stimmt; eine Ausgleichsforderung steht ihm nicht 
zu, weil sein Zugewinn größer ist als der Zugewinn 
seines Ehegatten. Der  Ehegatte, der  den  geringe-
ren Zugewinn erzielt, kann auf diese Weise ver-
hindern, daß der andere Ehegatte auf Kosten der 
Kinder in größerem Umfang an seinem Vermögen 
beteiligt wird, als es dem bisherigen Recht ent-
spricht. Er kann allerdings nicht erreichen, daß 
seine Kinder an dem in der Ehe erworbenen Ver-
mögen des anderen Ehegatten teilnehmen. Eine 
derartige Möglichkeit sah auch die Regelung des 

 Regierungsentwurfs nicht vor, die in jedem Falle 
einen Ausgleich des Zugewinns wollte, also  auch 
im Falle des Todes: eine Ausgleichsforderung sollte 
nach § 1385 Abs. 4 des Regierungsentwurfs nicht 
zur Entstehung gelangen, wenn der Ehegatte, der 
den geringeren Zugewinn erzielt hat, zuerst ver-
stirbt. 
§ 1371 Abs. 2 behandelt alle Fälle, in denen der 

überlebende Ehegatte nicht Erbe wird. Diese Vor-
aussetzung ist unter anderem gegeben, wenn der 
überlebende Ehegatte die Erbschaft ausschlägt. Für 
diesen Sonderfall enthält § 1371 Abs. 3 eine zu-
sätzliche Regelung. § 1371 Abs. 2 erfaßt also auch, 
§ 1371 Abs. 3 n u r den Fall der Ausschlagung. 

Schlägt der Ehegatte die Erbschaft aus, so kann 
er nach § 1371 Abs. 3 Halbsatz 1 neben dem Aus-
gleich dies  Zugewinns den Pflichtteil auch dann 
verlangen, wenn dieser ihm nach den erbrecht-
lichen Bestimmungen nicht zustünde. Nach § 2303 
Abs. 2 BGB kann ein Ehegatte den Pflichtteil ver-
langen, wenn er durch Verfügung von Todes we-
gen von der Erbschaft ausgeschlossen ist. Ein 
Pflichtteil steht dem Ehegatten jedoch grundsätz-
lich nicht zu, wenn er die Erbschaft ausschlägt und 
aus diesem Grund nicht Erbe wird; nur in Aus-
nahmefällen kann ein Erbe, der die Erbschaft aus- 
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geschlagen hat, Pflichtteilsansprüche geltend ma-
chen. Nach § 1371 Abs. 3 soll der überlebende 
Ehegatte künftig stets den Pflichtteil beanspru-
chen dürfen, wenn er die Erbschaft ausschlägt. Die 
Erbenstellung ist für den überlebenden Ehegatten 
mit dem Wegfall des Rechts verbunden, Ausgleich 
des Zugewinns nach den Vorschriften zu verlan-
gen, die für die übrigen Fälle der Beendigung des 
Güterstandes gelten. Der Ehegatte kann diesen 
Ausgleich nur verlangen, wenn er nicht Erbe ist. 
Er kann also ein schutzwürdiges Interesse daran 
haben, die Erbschaft auszuschlagen, und soll des-
halb durch die Ausschlagung der Erbschaft nicht 
den Pflichtteilsanspruch einbüßen; er soll vielmehr 
zwischen der Erbschaft ohne Ausgleichsforderung 
und der Ausgleichsforderung ohne Erbteil, aber 
mit Pflichtteil, frei wählen können. Diese Rege-
lung entspricht der Wertung, die dem § 2306 Abs. 1 
Satz 2 BGB zugrunde liegt. 

Die in § 1371 Abs. 3 Halbsatz 1 getroffene Rege-
lung gilt nach § 1371 Abs. 3 Halbsatz 2 nicht, wenn 
der überlebende Ehegatte durch Vertrag mit sei-
nem Ehegatten auf sein Pflichtteilsrecht verzichtet 
hat. Hat der überlebende Ehegatte auf sein gesetz-
liches Erbrecht und damit nach § 2346 Abs. 1 BGB 
auch auf sein Pflichtteilsrecht oder gemäß § 2346 
Abs. 2 BGB ausschließlich auf sein Pflichtteilsrecht 
verzichtet, dann besteht kein Grund, ihm entgegen 
diesem Vertrag den Anspruch auf den Pflichtteil 
zu gewähren, wenn er später (bei Verzicht auf sein 
gesetzliches Erbrecht auf Grund eines Testaments) 
Erbe wird und die Erbschaft dann ausschlägt. 
Da die Erhöhung des gesetzlichen Erbteils eine 

besondere Art des Zugewinnausgleichs darstellt 
und sich der Ehegatte gemäß § 1380 bestimmte 
Zuwendungen auf die  Ausgleichsforderung an-
rechnen lassen muß, hat der Ausschuß geprüft, ob 
derartige Zuwendungen auch auf den erhöhten 
gesetzlichen Erbteil des überlebenden Ehegatten 
angerechnet werden sollen. Das Bürgerliche Ge-
setzbuch kennt eine Anrechnungspflicht bei Ab-
kömmlingen. Diese haben bei der Erbauseinander-
setzung bestimmte Zuwendungen (Ausstattungen 
und dergleichen) untereinander zur Ausgleichung 
zu bringen. Jedes Kind soll grundsätzlich gleich 
viel aus dem Nachlaß erhalten; das ist Sinn und 
Zweck dieses Ausgleichs, der nur unter den Ab-
kömmlingen vorgenommen wird, also nur den an-
deren Abkömmlingen zugute kommt. Der über-
lebende Ehegatte müßte sich die Zuwendungen aus 
einem anderen Grund anrechnen lassen. Die Er-
höhung des gesetzlichen Erbrechts verwirklicht den 
Ausgleich des Zugewinns. Die Zuwendung könnte 
einen vorgenommenen Ausgleich darstellen. Die 
Anrechnungspflicht hätte also den Zweck, einen 
doppelten Ausgleich zu verhindern. Die Zuwen-
dung könnte demgemäß nur auf das eine Viertel 
der Erbschaft angerechnet werden, um das der 
gesetzliche Erbteil des überlebenden Ehegatten er-
höht wird, die Anrechnung müßte weiter allen 
Miterben zugute kommen. Die Bestimmungen, die 
das Bürgerliche Gesetzbuch für die Anrechnung 
der Zuwendungen unter Abkömmlingen getroffen 
hat, könnten daher nicht übernommen werden; die 
Anrechnungspflicht müßte vielmehr selbständig 
ausgestaltet werden. Die Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches über die Anrechnung (§§ 2050 ff. 
BGB) und ihre Auswirkungen auf die Errechnung 
der Pflichtteile (§§ 2315, 2316 BGB) sind außer-
ordentlich kompliziert; ihre Auslegung ist auch 
heute noch in Einzelheiten umstritten. Die Anrech-
nungspflicht für den überlebenden Ehegatt en  könnte  

nicht weniger kompliziert ausgestaltet werden. Sie 
würde den Vorteil der erbrechtlichen Lösung, klare 
und einfache und übersichtliche Ergebnisse zu 
schaffen, erheblich beeinträchtigen. 
Für eine derartige Anrechnung besteht auch kein 

dringendes Bedürfnis. Der Ehegatte, der dem an-
deren etwas unter Lebenden zugewendet hat, kann 
über seinen Nachlaß frei verfügen und hierbei die 
Zuwendung berücksichtigen. Er kann sie sogar auf 
den Pflichtteil seines Ehegatten anrechnen, wenn 
er dies bei der Zuwendung bestimmt hat (vgl. 
§ 2315 BGB). Hat er dies bei der Zuwendung nicht 
bestimmt, so steht dem anderen Ehegatten zwar 
der Pflichtteil zu. Dieser bestimmt sich aber, wenn 
der Ehegatte enterbt wird, gemäß § 1371 Abs. 2 
nach dem nicht erhöhten gesetzlichen Erbrecht. Der 
Ehegatte, der die Zuwendung gemacht hat, kann 
also durch die Enterbung seines Ehegatten errei-
chen, daß dieser nur den Pflichtteil erhält, der ihm 
nach bisherigem Recht zusteht. Steht dem über-
lebenden Ehegatten aber kein erhöhter Pflichtteil 
zu, dann besteht kein Grund, die Zuwendung an-
zurechnen. Die Anrechnung soll einen doppelten 
Ausgleich (Zuwendung + Erhöhung des Erbteils) 
verhindern; von einem derartigen doppelten Aus-
gleich kann keine Rede sein, wenn der überlebende 
Ehegatte den nach dem nicht erhöhten gesetzlichen 
Erbteil berechneten Pflichtteil erhält. Dem über-
lebenden Ehegatten steht allerdings, wenn er ent-
erbt wird oder die Erbschaft ausschlägt, neben dem 
Pflichtteil die Ausgleichsforderung zu. Auf die 
Ausgleichsforderung wird die Zuwendung aber 
gemäß § 1380 angerechnet. Der Ausschuß hat aus 
diesen Erwägungen beschlossen, daß eine Zuwen-
dung nicht kraft Gesetzes auf den erhöhten Erbteil 
des überlebenden Ehegatten angerechnet werden 
soll. 
Die vom Ausschuß beschlossene Regelung ge-

währt dem überlebenden Ehegatten, der Erbe oder 
Vermächtnisnehmer geworden ist, keine Aus-
gleichsforderung; dies gilt auch dann, wenn der 
Erbteil, der ihm hinterlassen, oder das Vermächt-
nis, das ihm zugewendet ist, gering ist. Will der 
Ehegatte die Ausgleichsforderung geltend machen, 
so muß er die Erbschaft oder das Vermächtnis 
ausschlagen. Er erhält dann Pflichtteil und Aus-
gleichsforderung. Der Ausschuß, der von der erb-
rechtlichen Lösung ausgeht und die Testierfreiheit 
nicht einschränken will, erreicht durch diese Re-
gelung, daß ein Ehegatte an dem, was der andere 
in der Ehe erworben hat, auch dann beteiligt wird, 
wenn ihm von Todes wegen weniger zugewendet 
wird, als ihm kraft Gesetzes gebührt. Der über-
lebende Ehegatte verliert aber durch die Ausschla-
gung den ihm hinterlassenen Teil der Erbschaft 
oder das ihm zugewendete Vermächtnis und ist 
auf Geldansprüche, Pflichtteil und Ausgleichsfor-
derung angewiesen; nur unter den Voraussetzun-
gen des § 1383 kann er Sachwerte verlangen. Der 
Ausschuß hat erwogen, ob es nicht möglich sei, dem 
Ehegatten das, was ihm unter Verfügung von 
Todes wegen zugewendet ist, zu belassen, und ihm 
darüber hinaus die Ausgleichsforderung bis zur 
Höhe des erhöhten gesetzlichen Erbteils zu ge-
währen. 
Eine derartige Regelung könnte nicht getroffen 

werden, wenn der Erblasser seinem Ehegatten 
mehr als den gesetzlichen Erbteil hinterlassen, ihn 
aber durch die Einsetzung eines Nacherben, die 
Ernennung eines Testamentsvollstreckers oder eine 
Teilungsordnung beschränkt oder ihn mit einem 
Vermächtnis oder einer Auflage beschwert hätte. 
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Es ließen sich hier vielfach keine objektiven Aus-
sagen darüber machen, in welchem Umfang die 
Beschränkungen oder Beschwerungen den Wert 
der hinterlassenen Erbschaft verminderten. Mit 
welchem. Wert sollte z. B. die Einsetzung eines 
Nacherben oder die Ernennung eines Testaments-
vollstreckers angesetzt werden? Es könnte also 
nicht festgestellt werden, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die mit den Beschränkungen 
oder Beschwerungen belastete Erbschaft weniger 
wert wäre als der  gesetzliche Erbteil. Es könnte 
demnach nicht ermittelt werden, ob und gegebenen-
falls in welcher Höhe dem überlebenden Ehegatten 
neben dieser Erbschaft eine Ausgleichsforderung 
zustünde. Auch das Bürgerliche Gesetzbuch (§ 2306 
Abs. 1 Satz 2 BGB) sieht in Fällen dieser Art vor, 
daß der Erbe entweder die Erbschaft so, wie sie 
ist, annehmen oder die Erbschaft ausschlagen muß 
und dann den Pflichtteil erhält. In diesen Fällen 
müßte es  also  jedenfalls bei der Regelung bleiben, 
daß der überlebende Ehegatte ausschlagen muß, 
um (den Pflichtteil und) die Ausgleichsforderung 
zu erhalten. Gerade diese Fälle sind aber überaus 
häufig. Ehegatten setzen einander sehr oft zu ge-
wöhnlichen oder befreiten Vorerben ein und be-
stimmen für den Fall, daß der überlebende Ehe-
gatte verstirbt oder sich wieder verheiratet, die 
Kinder als Nacherben. 

Der Vorschlag, dem überlebenden Ehegatten das 
Zugewendete zu belassen und darüber hinaus die 
Ausgleichsforderung bis zur Höhe des gesetzlichen 
Erbteils zu gewähren, wäre weiterhin gegenstands-
los, wenn der Erblasser seinen Ehegatten enterbt 
oder mit einem Vermächtnis in Geld bedenkt; in 
diesen Fällen stehen dem Überlebenden ohnehin 
keine Sachwerte zu. Die Regelung würde also nur 

) in den Fällen von Bedeutung sein können, in denen 
der Ehegatte zu einem Bruchteil als Erbe ein-
gesetzt oder mit einem auf Sachwerte gerichteten 
Vermächtnis bedacht und die Erbschaftsquote oder 
der Wert des Vermächtnisses kleiner wäre als der 
erhöhte gesetzliche Erbteil. Diese Fälle sind ver-
hältnismäßig selten. 

Der Vorschlag, dem überlebenden Ehegatten in 
diesen Fällen neben der Erbschaft oder dem Ver-
mächtnis eine Ausgleichsforderung zu gewähren, 
hat sehr erhebliche Nachteile. Einmal würde der 
Wille des Testators häufig vereitelt werden. Wenn 
der Erblasser testiert, dann geht er davon aus, 
daß das, was er anordnet, so, wie er es anordnet, 
ausgeführt und nicht dadurch modifiziert wird, daß 
der andere Ehegatte das, was ihm hinterlassen ist, 
auf Kosten der anderen Miterben auffüllen kann. 
Setzt ein Erblasser seinen Ehegatten und seine 
beiden Kinder zu je 1/2  als Erben ein, ordnet er 
z. B. an, daß jeder von ihnen ein bestimmtes Haus 
erhalten soll, dann will er, daß jeder der drei Er-
ben 1/3  der Erbschaft, eben das Haus bekommen 
soll; er will aber nicht, daß der überlebende Ehe-
gatte neben seinem Drittel eine Ausgleichsforde-
rung bis zur Höhe des halben Nachlaßwertes gel-
tend machen und  dadurch erreichen kann, daß die 
Kinder ihre Häuser belasten oder veräußern müs-
sen, um die Ausgleichsforderung zu erfüllen. Es 
wäre für den Erblasser in vielen Fällen ohne prak-
tische Bedeutung, ob er den Ehegatten zu 1 /2o, zu 
1 /1o, zu 1/4, zu 1 /3 oder zu 2/5 der Erbschaft einsetzen 
würde, wenn der Ehegatte den ihm hinterlassenen 
Erbschaftsteil durch eine (ihm möglicherweise zu-
stehende) Ausgleichsforderung jeweils bis zur Höhe 
des halben Nachlaßwertes auffüllen könnte. Es 
wird also in der Regel dem Willen des Erblassers  

entsprechen, daß sein Ehegatte (wie es der Aus-
schuß auch vorgesehen hat) entweder die Erbschaft 
ohne die Ausgleichsforderung oder die Ausgleichs-
forderung ohne die Erbschaft erhält. Der Erblasser 
könnte diese Rechtslage dadurch herbeiführen, daß 
er seinen Ehegatten für den Fall, daß er die Aus-
gleichsforderung geltend macht, enterbt. Eine Re-
gelung, die dem Ehegatten neben der Erbschaft 
eine Ausgleichsforderung gewähren würde, würde 
also dem Willen des Erblassers widersprechen und 
von diesem auch durchkreuzt werden können, wenn 
er entsprechend beraten wäre. 

Könnte die Erbquote des überlebenden Ehegat-
ten mit  der  Ausgleichsforderung aufgefüllt wer-
den, so wären auch die Vorteile der erbrechtlichen 
Lösung, einfache und klare Verhältnisse zu schaf-
fen, weitgehend preisgegeben. Einmal wäre die 
Abwicklung des  Nachlasses erschwert. Die Aus-
gleichsforderung stellt eine Nachlaßverbindlichkeit 
dar. Es besteht für alle Beteiligten ein dringendes 
Interesse daran, alsbald zu erfahren, ob eine solche 
Verbindlichkeit, die nicht wie ein Vermächtnis oder 
ein Pflichtteilsanspruch den Forderungen der übri-
gen Nachlaßgläubiger nachgeht, zur Entstehung 
gelangt und in welcher Höhe dies der Fall ist. Die-
sem Interesse würde nicht entsprochen, falls die 
Ausgleichsforderung auch dann geltend gemacht 
werden könnte, wenn der Ehegatte die Erbschaft 
nicht ausschlüge. Auch eine kurze Verjährungs-
frist würde wegen der in § 204 BGB getroffenen 
Regelung nicht verhindern, daß die Klärung dieser 
Frage oft auf lange Zeit verzögert würde. 

Die Ehegatten würden die Ausgleichsforderung 
auch sehr viel häufiger geltend machen, wenn sie 
die Erbschaft nicht auszuschlagen brauchten. Dies 
würde wiederum zur Folge haben, daß die Er-
mittlungen und Berechnungen, die  die erbrecht-
liche Lösung vermeiden will, in vielen Fällen doch 
wieder angestellt werden müßten. 
Schließlich würde der Vorschlag, den Erbteil des 

überlebenden Ehegatten mit dem Ausgleichsan-
spruch aufzufüllen, zu so erheblichen rechnerischen 
Schwierigkeiten führen, daß die Praktikabilität 
der erbrechtlichen Lösung ,gefährdet würde. Die 
Schwierigkeiten ergäben sich, was hier nicht näher 
dargestellt werden soll, vor allem daraus, daß die 
Ausgleichsforderung als Nachlaßverbindlichkeit 
von dem Ehegatten, dessen Erbteil sie auffüllte, 
mitgetragen werden müßte. Der Ausschuß hat des-
halb erwogen, ob sich diese Schwierigkeiten nicht 
dadurch beheben ließen, daß angeordnet werde, 
die Ausgleichsforderung solle, wie ein dem über-
lebenden Ehegatten zugewendetes Vorausver-
mächtnis, ausschließlich den anderen Miterben zur 
Last fallen. Die Ausgleichsforderung könnte dann 
leichter berechnet werden. Ihre Berechnung wäre 
aber auch dann noch umständlich. Die  Ausgleichs-
forderung könnte dem Ehegatten nicht einfach 
neben seinem Erbteil, von dem die Ausgleichsfor-
derung nicht abgezogen würde, bis zur Höhe des 
Wertes des halben Nachlasses hinzugerechnet wer-
den. Man müßte vielmehr, um dem Willen des Erb-
lassers und den Belangen der übrigen Miterben 
einigermaßen Rechnung zu tragen, die Ausgleichs-
forderung auf den Pflichtteil des überlebenden 
Ehegatten aufstocken und dem Ehegatten nur in 
der Höhe zubilligen, in der die Summe von Pflicht-
teil und Ausgleichsforderung den Wert des hinter-
lassenen Erbteils überstiege. Hiervon müßte dann, 
damit der Ehegatte nicht (durch die Berechnung 
des Pflichtteils nach dem erhöhten gesetzlichen 
Erbteil) einen doppelten Ausgleich erhielte, der 
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Betrag abgezogen werden, um den der nach dem 
erhöhten gesetzlichen Erbteil berechnete Pflicht-
teil den Pflichtteil überstiege, der nach dem nicht 
erhöhten gesetzlichen Erbteil berechnet würde. 
Wäre also z. B. der überlebende Ehegatte zu 1/3 
des Nachlasses, der 120 000 DM wert wäre, als 
Erbe eingesetzt worden, und betrüge die Aus-
gleichsforderung 30 000 DM, so müßte dieser Be-
trag auf den Pflichtteil von 30 000 DM aufgestockt 
werden und dann um den Betrag von 15 000 DM, 
um den der Pflichtteil den nach dem nicht erhöhten 
gesetzlichen Erbteil berechneten Pflichtteil über-
stiege, gekürzt werden. Es ergäbe sich dann ein 
Betrag von (60 000 — 15 000 =) 45 000 DM. Dieser 
Betrag würde die dem Ehegatten hinterlassene 
Erbschaft von 40 000 DM um 5000 DM übersteigen. 
Der Ehegatte könnte also neben seinem Erbteil 
eine Ausgleichsforderung von 5000 DM geltend 
machen. Diese Berechnung wäre aber nicht ganz 
unbedenklich, weil sie zu sehr auf Kosten der an-
deren Erben ginge. Der Pflichtteil des überleben-
den Ehegatten und anderer Pflichtteilsberechtigter, 
etwa enterbter Kinder, würde nach dem Nachlaß 
berechnet, von dem die Ausgleichsforderung nicht 
abgezogen wäre; den Erben stünde aber nur ein 
um die Ausgleichsforderung gekürzter Nachlaß zu. 

Würde der überlebende Ehegatte schließlich die 
Ausgleichsforderung neben seinen erbrechtlichen 
Ansprüchen geltend machen können, so würde er 
dritte Personen sowohl nach § 1390 als auch nach 
§ 2329 BGB in Anspruch nehmen können. Auch 
hierdurch ergäben sich erhebliche Schwierigkeiten. 
Aus all diesen Gründen hat der Ausschuß den Vor-
schlag abgelehnt, dem überlebenden Ehegatten 
neben dem ihm hinterlassenen Erbteil oder dem 
ihm zugewendeten Vermächtnis eine Ausgleichs-
forderung zu gewähren. 

Wird der überlebende Ehegatte nicht Erbe und 
steht ihm auch kein Vermächtnis zu, so kann er 
gemäß § 1371 Abs. 2 Ausgleich des Zugewinns nach 
den Vorschriften der §§ 1373 bis 1383, 1390 ver-
langen. Diese Bestimmungen sind bereits in dem 
Abschnitt dargestellt, der  den Ausgleich des Zu-
gewinns für die Fälle zum Gegenstand hatte, in 
denen der Güterstand auf andere Weise als durch 
den Tod eines Ehegatten beendet wird. Nur zwei 
Vorschriften, die Bestimmungen des § 1378 Abs. 4 
Satz 3 und des § 1390 Abs. 3 Satz 2, sind dort nicht 
erörtert worden, weil sie ausschließlich für den 
Fall gelten, daß der Güterstand durch den Tod 
eines Ehegatten endet. 

Nach § 1378 Abs. 4 Satz 1 verjährt die Aus-
gleichsforderung in drei Jahren; die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem der Ehegatte erfährt, 
daß der Güterstand beendet ist. Die Forderung 
verjährt nach § 1378 Abs. 4 Satz 2 spätestens drei-
ßig Jahre nach der Beendigung des Güterstandes. 
Diese Vorschriften gelten sowohl für die Beendi-
gung des Güterstandes durch den Tod eines Ehe-
gatten als auch für den Fall, daß der Güterstand 
auf andere Weise endet. § 1378 Abs. 4 Satz 3 ent-
hält eine weitere Regelung für den Fall, daß der 
Güterstand durch den Tod eines Ehegatten beendet 
wird. Für diesen Fall sollen im übrigen die Vor-
schriften anzuwenden sein, die für die Verjährung 
eines Pflichtteilsanspruches gelten. Pflichtteilsan-
spruch und Ausgleichsforderung sollen derselben 
Verjährung unterliegen. Die Verjährung des 
Pflichtteilsanspruches wird nach § 2332 Abs. 3 
nicht dadurch gehemmt, daß der Anspruch erst 
nach Ausschlagung der Erbschaft oder eines Ver-

mächtnisses geltend gemacht werden kann. Diese 
Bestimmung soll auf Grund des § 1378 Abs. 4 
Satz 3 auch für die Verjährung der Ausgleichs-
forderung gelten. 

Dieselbe Regelung ist in § 1390 Abs. 3 Satz 2 
für den Anspruch des überlebenden Ehegatten ge-
gen den Dritten getroffen. Diese Bestimmung ent-
spricht der Regelung, die § 2332 Abs. 2, 3 BGB 
für den Anspruch getroffen hat, der dem Pflicht-
teilsberechtigten nach § 2329 gegen den Beschenk-
ten zusteht. 
Der Regierungsentwurf enthielt in § 1391 Abs. 3 

eine weitere Sonderregelung für den Fall, daß der 
Güterstand durch den Tod eines Ehegatten endet. 
Dem Erben sollte das Recht, die Erfüllung der Aus-
gleichsforderung wegen grober Unbilligkeit zu ver-
weigern, nur zustehen, wenn anzunehmen ist, daß 
dies dem Willen des Erblassers entspricht. Der 

 Ausschuß hat in § 1381 eine derartige Regelung 
nicht übernommen. Auf Grund des § 1371 steht 
dem überlebenden Ehegatten eine Ausgleichsfor-
derung nur in den Ausnahmefällen zu, in denen er 
nicht Erbe und auch nicht Vermächtnisnehmer ge-
worden ist. Der überlebende Ehegatte kann ent-
weder kraft Gesetzes als Erbe ausscheiden, weil 
er z. B. seinem Ehegatten einen Scheidungsgrund 
gegeben hat und von diesem bereits auf Scheidung 
verklagt oder weil er erbunwürdig ist (vgl. §§ 1933, 
2339 bis 2345 BGB) oder er ist nicht Erbe oder 
Vermächtnisnehmer geworden, weil er von seinem 
Ehegatten enterbt worden ist oder die Erbschaft 
ausgeschlagen hat. Dem Willen des Erblassers wird 
es häufig entsprechen, daß sein Ehegatte in diesen 
Ausnahmefällen nichts, also auch keine Ausgleichs-
forderung erhält. Im Rahmen der erbrechtlichen 
Lösung empfiehlt es sich daher nicht, das Recht, die 
Erfüllung der Ausgleichsforderung wegen grober 
Unbilligkeit zu verweigern, dem Erben nur zu ge-
währen, wenn er im einzelnen Falle nachweist, 
dies entspreche dem Willen des Erblassers. 

III. Änderungen des Erbrechts 

Die Neuregelung des gesetzlichen Güterstandes 
machte die Änderung einiger Vorschriften des Erb-
rechts erforderlich. 
§ 1931 BGB regelt die Frage, welches gesetz-

liche Erbrecht dem überlebenden Ehegatten des 
Erblassers zusteht. Der Ausschuß hat dieser Be-
stimmung einen dritten Absatz angefügt, wonach 
die Vorschriften des § 1371 unberührt bleiben. 
Dieser Absatz weist darauf hin, daß im ehelichen 
Güterrecht erbrechtliche Vorschriften enthalten 
sind und stellt klar, daß diese Vorschriften durch 
den § 1931 BGB nicht geändert werden. 

§ 1932 BGB regelt den Voraus. Ist der über-
lebende Ehegatte neben Verwandten zweiter Ord-
nung, neben Eltern also und deren Abkömmlin-
gen, oder neben Großeltern gesetzlicher Erbe, so 
gebühren ihm nach § 1932 Abs. 1 BGB außer dem 
Erbteil die  zum ehelichen Haushalt gehörenden 
Gegenstände, soweit sie nicht Zubehör eines 
Grundstücks sind, und 'die Hochzeitsgeschenke als 
Voraus. Nach § 1932 Abs. 2 BGB sind auf den 
Voraus die für Vermächtnisse geltenden Vorschrif-
ten anzuwenden. Neben den Verwandten erster 
Ordnung, neben Abkömmlingen also, steht dem 
Ehegatten kein Voraus zu, weil, wie die  Motive 
(Band V S. 372 ff.) ausführen, die Zubilligung des 
Voraus neben dem gesetzlichen Erbanteil den Ab- 
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kömmlingen gegenüber als zu große Belastung des 
Nachlasses erscheine. Der Regierungsentwurf hatte 
demgegenüber vorgeschlagen, dem überlebenden 
Ehegatten den Voraus auch neben Verwandten der 
ersten Ordnung zu gewähren, weil die Versagung 
des Voraus oft zu großen Härten führe und es auch 
der Rechtssitte und der Familienanschauung wider-
spreche, daß der überlebende Ehegatte von den 
Haushaltsgegenständen, die er während der Ehe 
mit dem verstorbenen Lebensgenossen gemeinsam 
innegehabt und als gemeinsames Hausgut betrach-
tet habe, drei Viertel an die  Kinder herausgeben 
müsse und dann oft nicht genügend Hausrat be-
halte, um den eigenen Haushalt zu führen. 

Der Ausschuß hat sich diesem Vorschlag im Hin-
blick auf die erbrechtliche Lösung nicht angeschlos-
sen. Nachdem nunmehr der gesetzliche Erbteil um 
1 /4 erhöht wurde und die zum ehelichen Haushalt 
gehörenden Gegenstände im Regelfall einen erheb-
lichen Teil des Nachlasses ausmachen, konnte 
§ 1932 in dieser weitgehenden Fassung nicht be-
lassen werden. Der überlebende Ehegatte wird 
künftig, wenn er im gesetzlichen Güterstand ge-
lebt hat, neben Abkömmlingen zur Hälfte als ge-
setzlicher Erbe berufen (vgl. § 1371 der Vorlage). 
Würde dem überlebenden Ehegatten neben der 
Hälfte des Nachlasses noch der Voraus gebühren, 
so würde dies die Abkömmlinge des Erblassers zu 
sehr benachteiligen. Der Ausschuß hat  deshalb in 
§ 1932 Abs. 1 Satz 2 vorgesehen, dem überleben-
den  Ehegatten neben Verwandten der ersten Ord-
nung die in § 1932 Abs. 1 Satz 1 aufgeführten 
Gegenstände nur insoweit zuzubilligen, als er sie 
zur Führung eines angemessenen Haushalts be-
nötigt. Diese Regelung, die unabhängig davon gilt, 
in welchem Güterstand die Ehegatten gelebt 
haben,  hat  ihr Vorbild in § 758 des österreichischen 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches, wonach 
dem überlebenden Ehegatten außer dem Erbanteil 
als Vorausvermächtnis die zum ehelichen Haushalt 
gehörenden beweglichen Sachen gebühren, neben 
Kindern des Erblassers jedoch nur das für seinen 
eigenen Bedarf Nötige; diese Regelung hat sich in 
Osterreich bewährt. 

Nach § 2303 Abs. 2 BGB steht dem Ehegatten 
ein Pflichtteilanspruch zu, wenn er durch Ver-
fügung von Todes wegen von der Erbfolge ausge-
schlossen ist. Der Ausschuß hat dieser Bestimmung 
einen zweiten  Satz  angefügt, wonach die Vorschrif-
ten des § 1371 unberührt bleiben. Er weist darauf 
hin, daß sich im ehelichen Güterrecht Vorschriften 
über den Pflichtteilanspruch eines Ehegatten be-
finden, und stellt klar, daß diese Vorschriften 
durch § 2303 BGB keine Änderung erleiden. 

Nach § 2311 Abs. 1 Satz 2 BGB bleibt bei der 
Berechnung des Pflichtteils der Eltern ,der dem 
überlebenden Ehegattengebührende Voraus außer 
Ansatz. Da der Ehegatte nach § 1932 Abs. 1 Satz 2 
des Entwurfs den Voraus auch neben Abkömmlin-
gen erhalten soll und die Interessenlage insoweit 
die gleiche ist, muß diese Regelung auch bei der 
Berechnung des Pflichtteils eines Abkömmlings 
gelten. Der Entwurf hat demgemäß in § 2311 
Abs. 1 Satz 2 vorgesehen, daß der Voraus des über-
lebenden Ehegatten bei der Berechnung des 
Pflichtteils eines Abkömmlings und der Berech-
nung des Pflichtteils der Eltern des Erblassers 
außer Ansatz bleibt. 
Wer die Erteilung des Erbscheins als gesetzlicher 

Erbe beantragt, hat nach § 2354 Abs. 1 Nr. 2 BGB 
das Verhältnis anzugeben, auf dem sein. Erbrecht 
beruht. Nach § 2356 Abs. 1 BGB muß der Antrag-

steller die Richtigkeit dieser Angaben durch 
öffentliche Urkunden nachweisen. Das Verhältnis, 
auf dem das Erbrecht beruht, kann künftig davon 
abhängen, in welchem Güterstand der verstorbene 
Erblasser gelebt hat; beim gesetzlichen Güterstand 
der Zugewinngemeinschaft erhöht sich der gesetz-
liche Erbteil des überlebenden Ehegatten (vgl. 
§ 1371 Abs. 1 der Vorlage) und verringern sich 
demgemäß die Erbteile der Miterben. Der Antrag-
steller kann durch öffentliche Urkunden nach-
weisen, daß die Ehegatten nicht im gesetzlichen 
Güterstand gelebt haben; er kann z. B. den Ehe-
vertrag vorlegen, durch den  die Ehegatten einen 
anderen Güterstand vereinbart ihaben, oder das 
Urteil, durch den auf vorzeitigen Ausgleich des 
Zugewinns erkannt warden ist. Der Antragsteller 
kann aber nicht durch öffentliche Urkunden nach-
weisen, daß der Güterstand der Zugewinngemein-
schaft bestanden hat, also nicht von den Ehegatten 
ausgeschlossen oder aufgehoben oder nicht durch 
gerichtliche Entscheidung beendet worden ist. In-
soweit muß es genügen, aber auch erforderlich 
sein, daß der Antragsteller an Eides Statt ver-
sichert, es sei ihm nichts bekannt, was der Richtig-
keit seiner Angaben entgegenstehe. Diese Rege-
lung hat der Ausschuß in  der Neufassung des 
§ 2356 Abs. 2 vorgesehen. 

C. Vertragsmäßiges Güterrecht 
Die Bestimmungen der Vorlage über das ver-

tragsmäßige Güterrecht gliedern sich in die Ab-
schnitte: 

I. Allgemeine Vorschriften (§§ 1408 bis 1413) 

II. Gütertrennung (§ 1414) 

III. Gütergemeinschaft 

1. Allgemeine Vorschriften (§§ 1415 bis 1421) 
2. Verwaltung des Gesamtguts durch den 

Mann oder die Frau (§§ 1422 bis 1449) 
3. Gemeinschaftliche Verwaltung des Gesamt-
guts durch die Ehegatten (§ 1450 bis 1470) 

4. Auseinandersetzung des Gesamtguts 
(§§ 1471 bis 1482) 

5. Fortgesetzte Gütergemeinschaft (§§ 1483 bis 
1518). 

I. Allgemeine Vorschriften 

Die §§ 1408 bis 1410 der Vorlage entsprechen den 
§§ 1432 bis 1434 BGB; § 1411 entspricht dem 
§ 1437 BGB, § 1412 dem § 1435 BGB und § 1413 
dem § 1430 BGB. Der Regierungsentwurf hatte diese 
Vorschriften an die Spitze des Sechsten Titels über 
das eheliche Güterrecht gestellt (vgl. §§ 1364 ff. des 
Regierungsentwurfs) und behandelte erst dann den 
gesetzlichen Güterstand. Dem Ausschuß schien es 
richtiger, zur Systematik des BGB zurückzukehren, 
weil es sich bei den  genannten Bestimmungen um 
allgemeine Vorschriften über das vertragsmäßige 
Güterrecht handelt. 

§ 1408 der Vorlage, der die Vertragsfreiheit auf 
dem Gebiete des Güterrechts garantiert, über-
nimmt wörtlich den § 1432 BGB. Die Ehegatten 
können also z. B. die im gesetzlichen Güterstand 
bestehenden Verfügungsbeschränkungen ausschlie-
ßen oder einschränken, den Ausgleich des Zuge-
winnes ausschließen oder abweichend von den ge- 
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setzlichen Bestimmungen regeln, während des Be-
stehens des  Güterstandes einen zwischenzeitlichen 
Ausgleich des Zugewinnes vereinbaren oder einen 
vom gesetzlichen Güterstand abweichenden Güter-
stand vereinbaren, ändern oder .aufheben. Der 
Ausschuß hat davon abgesehen, im Gesetzestext 
Beispiele aufzuführen. 

§ 1409 der Vorlage entspricht dem § 1433 BGB. 
Die Ehegatten sollen auch künftig den Güterstand 
nicht dadurch bestimmen können, daß sie auf ein 
nicht mehr geltendes oder auf einausländisches 
Gesetz verweisen. Die Ehegatten können also auch 
dein Güterstand der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes oder die Errungenschafts- oder Fahr-
nisgemeinschaft nicht mehr durch Verweisung auf 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
vereinbaren. § 1409 Abs. 2 sieht vor, daß die Aus-
nahmeregelung des § 1433 Abs. 2 BGB nicht nur 
gilt, wenn der Mann seinen Wohnsitz im Ausland 
hat, sondern auch dann, wenn die Frau im Ausland 
wohnt. 
§ 1410 der Vorlage (über die Form des Ehever-

trages) entspricht wörtlich dem § 1434 BGB. 

§ 1411 der Vorlage handelt von dem Abschluß 
von Eheverträgen durch nicht Vollgeschäftsfähige. 
Er entspricht dem § 1437 BGB. Es sind lediglich 
sprachliche Verbesserungen vorgenommen worden. 

Das gleiche gilt für § 1412 der Vorlage (vgl. auch 
§ 1435 BGB), der die Frage behandelt, welche Wir-
kungen güterrechtliche Vereinbarungen im Ver-
hältnis der Ehegatten zu Dritten haben. 

§ 1413 der Vorlage betrifft den Fall, daß ein 
Ehegatte sein Vermögen der Verwaltung des  ande-
ren Ehegatten überläßt (vgl. hierzu § 1430 BGB). 
Der Ausschuß änderte den Regierungsentwurf inso-
weit ab, als das Recht der Ehegatten, die Über-
lassung jederzeit zu widerrufen, im Gesetz nicht 
besonders hervorgehoben wird. Er war der An-
sicht, daß das Widerrufsrecht nach allgemeinen 
Vorschriften bereits besteht. Es brauchte deshalb 
an dieser Stelle nur bestimmt zu werden, daß das 
Recht des jederzeitigen Widerrufs durch Ehever-
trag ausgeschlossen oder eingeschränkt werden 
kann. 

II. Gütertrennung 

Der Ausschuß empfiehlt, in Anlehnung an das 
Bürgerliche Gesetzbuch der Gütertrennung in 
§ 1414 wieder einen eigenen Unterabschnitt zu 
widmen. 

Die meisten Bestimmungen des BGB über die 
Gütertrennung (§§ 1426 bis 1431 BGB) konnten 
nicht übernommen werden. Die §§ 1427 bis 1429 
behandeln dein ehelichen Aufwand, einen Begriff, 
den  der vorliegende Entwurf nicht mehr kennt; 
die entsprechenden unterhaltsrechtlichen Vorschrif-
ten werden an anderer Stelle des Gesetzentwurfs 
behandelt. § 1430 BGB enthält eine Vorschrift, die 
nicht nur im Falle der Gütertrennung gilt, son-
dern von allgemeiner Bedeutung ist und deshalb 
nach § 1413 des Entwurfs übernommen worden ist. 
§ 1431 BGB schließlich (über die Wirkungen der 
Gütertrennung im Verhältnis zu Dritten) ist in die 
allgemeine Vorschrift des § 1412 des Entwurfs ein-
gegangen. 
Eine Begriffsbestimmung der Gütertrennung 

enthält die Vorlage ebensowenig wie das BGB und 
der Regierungsentwurf. Die Gütertrennung könnte 
auch nur negativ dahin bestimmt werden, daß die  

güterrechtlichen Verhältnisse der Ehegatten die 
gleichen sind, wie wenn eine Ehe zwischen ihnen 
nicht bestünde. Es ist nicht notwendig, dies beson-
ders auszusprechen. Es ist aber auch nicht zweck-
mäßig, weil 'dadurch leicht der Eindruck erweckt 
werden könnte, als ob bei Gütertrennung die Ehe 
keinen Einfluß auf die vermögensrechtlichen Be-
ziehungen der Ehegatten habe; ein solcher Einfluß 
besteht natürlich auch im Falle der Gütertrennung 
im weiten Umfange (z. B. Unterhaltsverpflichtun-
gen). 

III. Gütergemeinschaft 

Als gesetzlich normierten Wahlgüterstand sieht 
der Ausschuß ebenso wie der Entwurf der Bundes-
regierung lediglich die Gütergemeinschaft (bisher 
„allgemeine Gütergemeinschaft" genannt) vor. Der 
Ausschuß hat sich ,eingehend mit der Frage ausein-
andergesetzt, ob — wie der Entwurf der SPD es 
vorschlug — die Errungenschaftsgemeinschaft und 
Fahrnisgeme'inschaft als Wahlgüterstände fortbe-
stehen sollen. Der Regierungsentwurf und der Ent-
wurf der FDP hatten ihren Wegfall vorgeschlagen. 
Der Ausschuß war der Auffassung, daß kein Be-
dürfnis dafür bestehe, diese beiden Wahlgüter-
stände beizubehalten. Die Fahrnisgemeinschaft des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, die Gemeinschaft also 
des beweglichen Vermögens und der Errungen-
schaft, wird heute kaum mehr vereinbart. Den Ge-
danken der Errungenschaftsgemeinschaft verwirk-
licht die als gesetzlicher Güterstand vorgesehene 
Zugewinngemeinschaft. Sollten die Ehegatten 
dennoch den Wunsch haben, schon während der 
Ehe hinsichtlich des Errungenen eine sachenrecht-
liche (dingliche) Gemeinschaft zu bilden, so haben 
sie die Möglichkeit, durch Ehevertrag die Güter-
gemeinschaft der Vorlage zu vereinbaren und in 
dem Ehevertrag die eingebrachten Gegenstände 
zum Vorbehaltsgut zu erklären (§ 1418 Abs. 2 Nr. 1 
der Vorlage). 

Die Vorlage schließt sich in der gesetzlichen Rege-
lung der Gütergemeinschaft ebenso wie der Regie-
rungsentwurf eng an die Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuchs über die allgemeine Güterge-
meinschaft an. Im Hinblick auf den Grundsatz der 
Gleichberechtigung der Geschlechter konnten jedoch 
die Regelungen des BGB, wonach bei der Güterge-
meinschaft der Mann kraft Gesetzes das Gesamt-
gut verwaltet, nicht übernommen werden. Der Re-
gierungsentwurf (§ 1442 a) sah vor, daß die Ehe-
gatten in dem Ehevertrag, durch den sie die Güter-
gemeinschaft vereinbaren, eine Bestimmung dar- 
über aufnehmen müssen, wer von ihnen das Ge-
samtgut verwaltet, und daß ein Ehevertrag, der 
keine Bestimmung hierüber enthält, unwirksam 
ist, so daß die Ehegatten im gesetzlichen Güter-
stand der Zugewinngemeinschaft lebten. Der Re-
gierungsentwurf sah also keine Vereinbarung vor, 
wonach die Ehegatten das Gesamtgut gemeinschaft-
lich sollten verwalten können oder jedem Ehegatten 
ein selbständiges Verwaltungsrecht zustehen sollte. 

Ein selbständiges Verwaltungsrecht jedes Ehe-
gatten hat auch der Ausschuß abgelehnt, weil eine 
solche Regelung zu widersprechenden Verwal-
tungshandlungen der Ehegatten führen, eine 
Quelle von Streit schaffen und jeden Ehegatten 
erheblich gefährden könnte. Dagegen hat der Aus-
schuß geglaubt, eine gemeinschaftliche Verwal-
tung des Gesamtguts durch die Ehegatten vorsehen 
zu sollen. Der Regierungsentwurf hält eine ge- 
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meinschaftliche Verwaltung des Gesamtguts durch 
beide Ehegatten aus drei Gründen für unzweck-
mäßig, die in der Begründung angeführt werden: 
der Rechtsverkehr wird erschwert; die gemein-
schaftliche Verwaltung führt zu Streitigkeiten, so 
daß der Richter  in  unerwünschtem Umfange einge-
schaltet werden muß; eine gemeinschaftliche Ver-
waltung gefährdet vor allem die Frau. Der Aus-
schuß hat nicht verkannt, daß diese Bedenken be-
stehen können. Er ist aber der Meinung, daß bei 
einer an den Grundsatz der Gleichberechtigung an-
gepaßten Gütergemeinschaft es den Ehegatten 
nicht versagt werden könne, zu vereinbaren, daß 
sie Idas gemeinschaftliche Vermögen auch gemein-
schaftlich verwalten. Es muß nach Auffassung des 

 Ausschusses der Entschließung der Ehegatten, die 
vor Abschluß des Ehevertrages von dem Richter 
oder Notar belehrt werden, überlassen bleiben, ob 
sie die Schwierigkeiten einer gemeinschaftlichen 
Verwaltung in Kauf nehmen wollen. 

Dem Fall, daß die Ehegatten keine Bestimmung 
über die Verwaltung des Gesamtguts treffen, mißt 
der Ausschuß keine größere praktische Bedeutung 
zu. Da  der  Ehevertrag vor Gericht oder vor einem 
Notar geschlossen werden muß, ist nicht damit zu 
rechnen, daß diese wesentliche Frage in dem Ver-
trag übergangen wird. Deshalb hat der Ausschuß 
keine Bedenken dagegen, daß, wenn im Einzelfalle 
eine entsprechende Bestimmung dennoch einmal 
fehlen sollte, gemeinschaftliche Verwaltung des 
Gesamtgutes durch beide Ehegatten eintritt. Der 
Auffassung des Regierungsentwurfs, daß ein Ver-
trag unwirksam sei, in dem eine Bestimmung über 
die Verwaltung fehle, hat sich der Ausschuß nicht 
angeschlossen, weil eine solche Regelung dem Wil

-

len der Ehegatten nicht entsprechen würde. 

Der Ausschuß hat es im Interesse einer besseren 
Übersichtlichkeit für zweckmäßig gehalten, auch 
die sachlich unverändert gebliebenen Bestimmun-
gen des BGB in den Entwurf aufzunehmen, wäh-
rend sich der Regierungsentwurf darauf be-
schränkte, nur die zu ändernden Vorschriften anzu-
führen. 

1. Allgemeine Vorschriften 

Die Bestimmungen über die Bildung des  Ge-
samtguts (§ 1416), des Sonderguts (§ 1417) und des 
Vorbehaltsguts (§ 1418) entsprechen den §§ 1438 bis 
1441 BGB; eine durch den Grundsatz der Gleich-
berechtigung der Geschlechter gebotene Änderung 
liegt insoweit vor, als in Zukunft das Sondergut 
der Frau nicht mehr vom Manne (vgl. § 1439 in 
Verbindung mit §§ 1525 Abs. 2 BGB), sondern von 
der Frau selbst verwaltet wird. 

Der Ausschuß hat  die Frage erörtert, ob ent-
sprechend dem Entwurf der Fraktion der FDP und 
entsprechend Vorschlägen, die in der Literatur ge-
macht worden waren, die ausschließlich zum per-
sönlichen Gebrauch eines Ehegatten bestimmten 
Gegenstände kraft Gesetzes Vorbehaltsgut eines 
Ehegatten werden sollten. Er hat aber ebenso wie 
der Regierungsentwurf von einem entsprechen-
den Vorschlag abgesehen, weil eine solche Rege-
lung leicht zu einer erheblichen Benachteiligung 
der Gläubiger führen könnte (z. B. wenn der Mann 
mit Mitteln des von ihm verwalteten Gesamtguts 
wertvollen Frauenschmuck anschafft). Auch war 
hierfür der Gesichtspunkt maßgebend, daß nicht 
ohne zwingendes Bedürfnis Änderungen des gel-

tenden Rechts vorgenommen werden sollten, zu-
mal aus 'den Rechtsgebieten, in denen die allge-
meine Gütergemeinschaft häufiger vereinbart wor-
den ist, Schwierigkeiten nicht bekanntgeworden 
sind. 

§ 1419 der Vorlage enthält die Folgerungen aus 
dem Grundsatz, daß die Ehegatten hinsichtlich des 
Gesamtguts eine Gemeinschaft zur gesamten Hand 
bilden; er entspricht dem § 1442 BGB. 

In § 1420 übernimmt die Vorlage den Vorschlag 
des § 1458 des Regierungsentwurfs: Die Einkünfte, 
die in das Gesamtgut fallen, sind vor den Ein-
künften, die in das Vorbehaltsgut fallen, der Stamm 
des Gesamtguts ist vor dem Stamm des Vorbehalts-
oder des Sonderguts für den Unterhalt der Familie 
zu verwenden. Der Ausschuß schlägt aber vor, diese 
Bestimmungen in die allgemeinen Vorschriften zu 
übernehmen, weil sie ohne Rücksicht darauf gelten, 
wer das Gesamtgut der Gütergemeinschaft ver-
waltet. § 1458 BGB wird gegenstandslos, da die 
Unterscheidung zwischen ehelichem Aufwand und 
gegenseitiger Unterhaltsverpflichtung aufgegeben 
werden soll. 

§ 1421 der Vorlage enthält die wichtige Bestim-
mung über die Verwaltung des Gesamtguts, die 
bereits oben behandelt wurde. 

2. Verwaltung des Gesamtguts durch den Mann 
oder die Frau 

Das Bürgerliche Gesetzbuch kennt nur eine Ver-
waltung des Gesamtguts durch den Mann und trifft 
die entsprechenden Bestimmungen in den §§ 1443 ff. 
Der Regierungsentwurf will diese Vorschriften 
grundsätzlich unverändert weitergelten lassen und 
sieht nur für einige wenige Bestimmungen Ände-
rungen vor, die zum Teil noch dadurch bedingt 
sind, daß das Bürgerliche Gesetzbuch auf Regelun-
gen verwiesen hat, die für den Güterstand der 
Verwaltung und Nutznießung oder der Errungen-
schaftsgemeinschaft, also für Güterstände getroffen 
sind, die der Entwurf nicht mehr vorsieht. Dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung will er dadurch 
Rechnung tragen, daß die auf die Verwaltung des 
Mannes zugeschnittenen Vorschriften sinngemäß 
gelten sollen, wenn die Frau das Gesamtgut ver-
waltet; die Rollen werden also nur vertauscht 
(vgl. § 1442 b des Regierungsentwurfs). Der Aus-
schuß hat sich für eine Neufassung sämtlicher Vor-
schriften entschieden und spricht in diesen neuen 
Vorschriften nicht mehr von Mann oder Frau, 
sondern von dem Ehegatten, der das Gesamtgut 
verwaltet oder dem Ehegatten, der das Gesamtgut 
nicht verwaltet. Der Ausschuß war sich hierbei 
darüber klar, daß hierdurch die Vorschriften 
sprachlich schwerfälliger wurden. Die gefundene 
Lösung erschien ihm aber tragbarer als die, eine 
Bestimmung aufzunehmen, in der generell gesagt 
würde, daß im Falle der Alleinverwaltung durch 
die Frau an Stelle des Mannes die Frau trete oder 
daß dann, wenn statt des Mannes die Frau ver-
waltet, alle Bestimmungen so gelesen werden 
müßten, als ob statt „Mann" „Frau" stehe. Dem 
Gedanken der Gleichberechtigung wird durch die 
Lösung der Vorlage auch insoweit Rechnung ge-
tragen, als die psychologischen Wirkungen auf den 
Leser berücksichtigt sind. In den folgenden Aus-
führungen wird auf Änderungen, die lediglich statt 
vom Mann von dem Ehegatten, der das Gesamtgut 
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verwaltet, und statt von der Frau von dem Ehe-
gatten, der das Gesamtgut nicht verwaltet, spre-
chen, nicht besonders hingewiesen. 

§ 1422 der Vorlage wiederholt ohne sachliche 
Änderungen den § 1443 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 BGB; 
sprachlich wird die Vorschrift des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs modernisiert. 

Die §§ 1423 bis 1426 wiederholen inhaltlich die 
§§ 1444 bis 1447 BGB; im übrigen gilt das zu § 1423 
der Vorlage Gesagte. 
§ 1427 der Vorlage übernimmt den § 1448 des 

Regierungsentwurfs. Die vorgeschlagene Regelung 
entspricht auch der des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(vgl. § 1448); die Verweisungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs konnten jedoch nicht übernommen 
werden. Die Neufassung enthält — ebenso wie der 
Regierungsentwurf — in einem Punkte eine sach-
liche Abweichung von der Regelung des § 1448 
BGB: Hat der Mann einen Vertrag ohne die erfor-
derliche Zustimmung der Frau geschlossen und ist 
der Vertragspartner deshalb zum Widerruf berech-
tigt, so kann dieser nach § 1448 BGB sowohl dem 
Mann wie der Frau gegenüber erklärt werden; dies 
ergibt sich aus der Bezugnahme auf § 1397 BGB 
(vgl. § 1397 Abs. 1 Satz 2 BGB). Der Ausschuß hält 
ebenso wie der Regierungsentwurf diese Regelung 
für unzweckmäßig; der Widerruf soll nur dem 
Ehegatten gegenüber erklärt werden können, der 
den Vertrag geschlossen hat. 

Die §§ 1428 bis 1430 der Vorlage entsprechen 
sachlich den §§ 1449 bis 1451 BGB; sie sind sprach-
lich verbessert worden. 

§ 1431 der Vorlage entspricht inhaltlich dem 
§ 1452 BGB; § 1452 BGB mußte neu gefaßt werden, 
da er auf eine Vorschrift verweist, die für den 
Güterstand der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes galt, und diese Verweisung nicht über-
nommen werden konnte. 

Die §§ 1432 bis 1434 entsprechen inhaltlich den 
§§ 1453 bis 1455 BGB; sprachlich sind sie ver-
bessert worden. Der Ausschuß ist der Auffassung, 
daß zu den Rechtsgeschäften, die jeder Ehegatte 
ohne die Zustimmung des anderen Ehegatten vor-
nehmen kann (also auch der nicht verwaltende 
Ehegatte ohne die Zustimmung des verwaltenden 
Ehegatten), auch der Verzicht auf den Ausgleich 
des Zugewinns gehört, soweit einem Ehegatten aus 
einem früheren gesetzlichen Güterstand ein ent-
sprechender Anspruch zusteht. § 1453 BGB ist des-
halb in § 1432 der Vorlage entsprechend ergänzt 
worden. 
§ 1435 der Vorlage regelt die Verantwortlichkeit 

des Ehegatten, der das Gesamtgut verwaltet, dem 
anderen Ehegatten gegenüber. Im Grundsatz hat 
der Ausschuß den Vorschlag des Regierungsent-
wurfs (§ 1456) übernommen. Nach § 1456 BGB ist 
der Mann der Frau für die Verwaltung des Ge-
samtguts nicht verantwortlich, für eine Verminde-
rung des Gesamtguts hat er nur dann Ersatz zu 
leisten, wenn er die Verminderung in der Absicht, 
die Frau zu benachteiligen, oder durch ein Rechts-
geschäft herbeigeführt hat, das er ohne die erfor-
derliche Zustimmung der Frau vorgenommen hat. 
Der Ausschuß hat sich der Auffassung des Regie-
rungsentwurfs angeschlossen, daß es den heutigen 
Verhältnissen nicht mehr entspricht, den Ehegatten, 
der das Gesamtgut verwaltet, in so weitem Um-
fange von der Verantwortlichkeit zu entbinden. Er 
hat es deshalb gebilligt, daß künftig die Ersatz-
pflicht des verwaltenden Ehegatten nicht nur  

eintritt, wenn er in böser Absicht gehandelt hat, 
sondern in jedem Fall, in dem der Verlust durch 
ihn verschuldet ist; allerdings braucht der Ehegatte 
nur für die Sorgfalt einzustehen, die er in eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt (vgl. § 1359 
BGB). Der Ausschuß hat es darüber hinaus für 
zweckmäßig gehalten, am Eingang des § 1435 die 
Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung aus-
drücklich festzulegen. Es gehört zu den aus der 
Ehe entspringenden Pflichten eines Ehegatten, den 
anderen Ehegatten laufend über die Verwaltung 
des Gesamtguts zu unterrichten; damit kein Zweifel 
in dieser Richtung aufkommen kann, wird diese 
Pflicht im Gesetzeswortlaut ausdrücklich aus-
gesprochen. Die Erfüllung der Verpflichtung kann 
nur mit der Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens verfolgt, letzten Endes also nicht erzwungen 
werden. Die Normierung dieser Pflicht im Gesetz 
hat also in erster Linie erzieherischen Wert. Wenn 
auch erwartet werden kann, daß in den meisten 
Fällen die Bestimmung ausreichen wird, den ver-
waltenden Ehegatten dazu anzuhalten, den anderen 
Ehegatten in angemessenen Zeitabständen über 
den Stand der Verwaltung zu unterrichten, so muß 
nach einhelliger Meinung des Ausschusses dem 
nicht verwaltenden Ehegatten für den Notfall 
doch ein erzwingbarer Anspruch auf Auskunfts-
erteilung gegeben werden. Eine Inkonsequenz 
gegen die Regelung beim gesetzlichen Güterstand 
liegt hierin nicht; denn beim gesetzlichen Güter-
stand verwaltet jeder Ehegatte sein eigenes Ver-
mögen, bei der Gütergemeinschaft verwaltet der 
eine Ehegatte aber Vermögen, das beiden Ehegatten 
gemeinschaftlich gehört. Der Anspruch auf Aus-
kunftserteilung kann gemäß §§ 260, 261 BGB ver-
wirklicht werden. 

§ 1436 der Vorlage entspricht dem § 1457 BGB. 

Die §§ 1437 bis 1440 der Vorlage regeln die Haf-
tung des Gesamtguts und die persönliche Haftung 
des Ehegatten, der das Gesamtgut verwaltet; sie 
sind ohne sachliche Änderungen den §§ 1459 bis 
1462 BGB entnommen. Vergleicht man die Vor-
schriften der §§ 1439, 1440 der Vorlage mit den 
Bestimmungen der §§ 1461, 1462 BGB, so fällt auf, 
daß in den §§ 1439, 1440 der Vorlage das Sondergut 
erwähnt wird, während dies in den §§ 1461, 1462 
BGB nicht geschieht. Dieser — nur gesetzestech-
nische — Unterschied ergibt sich daraus, daß das 
Bürgerliche Gesetzbuch in § 1439 Satz 2 hinsichtlich 
des Sonderguts ganz allgemein auf das eingebrachte 
Gut bei der Errungenschaftsgemeinschaft verweist, 
diese Verweisung aber nicht bestehenbleiben 
konnte, weil die Vorlage die Errungenschafts-
gemeinschaft nicht mehr regelt. 

Während die §§ 1437 bis 1440 der Vorlage das 
Verhältnis der Ehegatten zu dritten Personen 
regeln, behandeln die §§ 1441 bis 1444 das Ver-
hältnis der Ehegatten zueinander. Dabei entspricht 
§ 1441 der Vorlage dem § 1463 BGB. Nur mußte, 
ebenso wie in den §§ 1439, 1440 der Vorlage, in 
§ 1441 Nr. 2 neben dem Vorbehaltsgut auch das 
Sondergut erwähnt werden. Aus dem gleichen 
Grunde bedarf es auch der besonderen Ausnahme-
vorschrift in § 1442 der Vorlage. Diese Vorschrift 
entspricht sachlich der Regelung, die in den §§ 1439, 
1535, 1537 BGB in Verbindung mit § 1529 Abs. 2 
BGB getroffen ist. Die Vorlage sieht vor, daß die 
Lasten des Sonderguts, die das Gesamtgut zu 
tragen hat, nicht im einzelnen aufgeführt (anders 
im Bürgerlichen Gesetzbuch: vgl. § 1529 Abs. 2 in 
Verbindung mit §§ 1384 bis 1387 BGB), sondern 
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unter den Begriff der Lasten, die aus den Ein-
künften beglichen zu werden pflegen, zusammen-
gefaßt werden. Sondergut kommt bei der Güter-
gemeinschaft selten vor; es besteht deshalb für die 
sehr eingehende Regelung des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs kein Bedürfnis. 

§ 1443 der Vorlage entspricht dem § 1464 BGB, 
den der Regierungsentwurf unverändert lassen 
wollte. Da der Ausschuß sich grundsätzlich dahin 
entschieden hat, die gesamten Bestimmungen der 
Gütergemeinschaft in das neue Gesetz aufzuneh-
men, und nicht mehr vom Mann oder der Frau, 
sondern von dem Ehegatten, der das Gesamtgut 
verwaltet, und von dem anderen Ehegatten zu 
sprechen, mußte § 1464 BGB im Wortlaut geändert 
werden (vgl. hierzu die Ausführungen in der Vor-
bemerkung in diesem Abschnitt vor § 1422). Dem-
gemäß bestimmt § 1443 Abs. 1 der Vorlage, daß im 
Verhältnis der Ehegatten zueinander die Kosten 
eines Rechtsstreits, den die Ehegatten miteinander 
führen, dem Ehegatten zur Last fallen, der sie nach 
allgemeinen Vorschriften, d. h. nach der Entschei-
dung des Prozeßgerichts oder der Vereinbarung 
der Parteien usw., zu tragen hat. § 1443 Abs. 2 ent-
spricht inhaltlich dem § 1464 Abs. 2 BGB, dürfte 
aber in der jetzt vorgeschlagenen Fassung leichter 
verständlich sein. 

§ 1444 der Vorlage (über die Verteilung der 
Lasten einer Ausstattung) ist ohne sachliche Ände-
rung dem § 1465 BGB entnommen. 

§ 1445 der Vorlage, der den Ausgleich zwischen 
Gesamtgut auf der einen und Vorbehaltsgut oder 
Sondergut auf der anderen Seite behandelt, folgt 
dem Vorschlage des Regierungsentwurfs (vgl. 
§ 1466 des Regierungsentwurfs). Der Ausschuß 
billigt damit den Vorschlag, daß (anders als nach 
den §§ 1466, 1439, 1539 BGB) Vorbehalts- und 
Sondergut bei der Ausgleichung mit dem Gesamt-
gut gleichbehandelt werden. Die Verwaltung des 
Sonderguts unterscheidet sich von der Verwaltung 
des Vorbehaltsguts nur dadurch, daß das Sondergut 
für Rechnung des Gesamtguts verwaltet wird; es 
besteht kein innerer Grund, für den Ersatz von 
Verwendungen verschiedene Regelungen zu treffen. 

§ 1446 der Vorlage regelt die Fälligkeit der An-
sprüche; er übernimmt sachlich die Regelung des 
§ 1467 des Regierungsentwurfs, faßt allerdings in 
Absatz 1 die Rechte und Pflichten des verwaltenden 
Ehegatten, in Absatz 2 die Rechte und Pflichten des 
nicht verwaltenden Ehegatten zusammen. 

Die §§ 1447 und 1448 der Vorlage behandeln das 
Recht, die Aufhebung der Gütergemeinschaft zu 
verlangen; sie entsprechen den §§ 1468, 1469 BGB. 
In § 1447 (Aufhebungsklage des nicht verwaltenden 
Ehegatten) folgt der Ausschuß dem Regierungs-
entwurf und der für die Neufassung gegebenen 
Begründung. Er ist jedoch der Meinung, daß in 
§ 1447 Nr. 1 die Aufhebungsklage schon dann 
gegeben sein müsse, wenn durch Unfähigkeit oder 
Mißbrauch die Möglichkeit der Gefährdung bestehe; 
die Gefährdung braucht noch nicht eingetreten zu 
sein. Er hält es weiter für geboten, die Verletzung 
der Pflicht, zum Familienunterhalt beizutragen, als 
besonderen Aufhebungsgrund im Gesetz zu nor-
mieren (vgl. auch § 1468 Nr. 3 BGB), da diesem 
Fall größere praktische Bedeutung zukommt. 

§ 1448 der Vorlage (Aufhebungsklage des ver-
waltenden Ehegatten) übernimmt ohne sachliche 
Änderungen den § 1469 BGB. 

In § 1449 der Vorlage hat sich der Ausschuß der 
Auffassung des Regierungsentwurfs (§ 1470) und 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§ 1470) angeschlos-
sen: Mit der Rechtskraft des Urteils, durch das auf 
Aufhebung der Gütergemeinschaft erkannt wird, 
ist diese aufgehoben; für die Zukunft gilt Güter-
trennung. Der Ausschuß hat eingehend die Gründe 
erwogen, die für und gegen diese Regelung spre-
chen, insbesondere auch geprüft, ob nicht nach 
gerichtlicher Aufhebung der Gütergemeinschaft der 
gesetzliche Güterstand der Zugewinngemeinschaft 
eintreten solle. Es läßt sich nicht verkennen, daß 
die vorgeschlagene Regelung im Einzelfalle zu 
Härten führen kann. Der wirtschaftlich schwächere 
Ehegatte, insbesondere die nicht berufstätige Haus-
frau, muß in Kauf nehmen, daß sie an dem künf-
tigen Zugewinn des Mannes nicht beteiligt ist, 
wenn sie im Wege der Klage die Aufhebung der 
Gütergemeinschaft herbeiführt. Überwiegende 
Gründe sprechen aber für die vorgeschlagene 
Regelung. Einmal wird in sehr vielen Fällen nicht 
damit gerechnet werden können, daß der Ehegatte, 
der das Gesamtgut verwaltet hat und gegen den 
die Aufhebungsklage gerichtet wird, in der Zu-
kunft einen nennenswerten Zugewinn erzielt (vgl. 
die Aufhebungsgründe des § 1447 der Vorlage); 
möglicherweise müßte sogar der Ehegatte, der die 
Aufhebung der Gütergemeinschaft herbeigeführt 
hat, seinen späteren Zugewinn bei der Auflösung 
der Ehe noch teilen. Zum andern besteht nach 
Durchführung der Klage eine erhebliche Span-
nung zwischen den Ehegatten; es muß damit ge-
rechnet werden, daß jeder Ehegatte Mittel und 
Wege suchen wird, sein Vermögen zu verschleiern 
oder beiseite zu schaffen, um den Anspruch des 
anderen Ehegatten auf Ausgleich des Zugewinnes 
illusorisch zu machen. Schließlich wäre auch zu be-
fürchten, daß die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Ehegatten zu einer dauernden Quelle von Streit 
würden; der Klage auf Aufhebung der Güterge-
meinschaft würde in vielen Fällen über kurz oder 
lang eine Klage auf vorzeitigen Ausgleich des Zu-
gewinnes folgen. 

3. Gemeinschaftliche Verwaltung des Gesamtguts 
durch die Ehegatten 

Der Abschnitt über die gemeinschaftliche Ver-
waltung des Gesamtguts durch beide Ehegatten 
ist in den Ausschußsitzungen erarbeitet worden; 
der Regierungsentwurf sah eine gemeinschaftliche 
Verwaltung nicht vor. 

Die §§ 1450 ff. der Vorlage wandeln die Bestim-
mungen der §§ 1422 ff. nur insoweit ab, als dies 
dadurch geboten ist, daß die Verwaltung des Ge-
samtguts nicht einem, sondern beiden Ehegatten 
zusteht. Beide Ehegatten sind, soweit das Gesetz 
keine Ausnahme vorsieht, nur gemeinschaftlich be-
rechtigt, über das Gesamtgut zu verfügen und 
Rechtsstreitigkeiten zu führen, die sich auf das Ge-
samtgut beziehen. Der Besitz an den zum Gesamtgut 
gehörenden Sachen gebührt den Ehegatten gemein-
schaftlich (Absatz 1). Der Grundsatz der gemein-
schaftlichen Verwaltung würde es an sich erfordern, 
daß dritte Personen Willenserklärungen, die sich auf 
das Gesamtgut beziehen, beiden Ehegatten gegen-
über abgeben müßten. Dadurch wäre der Verkehr 
aber über Gebühr erschwert. Die Vorlage sieht des-
halb vor, daß die Abgabe gegenüber einem der 
Ehegatten genügt (Absatz 2). Eine derartige Aus- 
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nahme von dem Grundsatz der Gesamtvertretung 
ist unserem Recht nicht fremd; wir finden z. B. 
die gleiche Ausnahme im § 125 Abs. 2 Satz 3 HGB, 
wonach es genügt, wenn eine der offenen Han-
delsgesellschaft gegenüber abzugebende Willens-
erklärung einem der zur Mitwirkung bei der Ver-
tretung befugten Gesellschafter gegenüber abge-
geben wird. 
Der Pflicht des alleinverwaltenden Ehegatten, 

das Gesamtgut ordnungsmäßig zu verwalten, muß 
bei der gemeinschaftlichen Verwaltung die Pflicht 
jedes Ehegatten entsprechen, an Maßnahmen mit-
zuwirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
des Gesamtguts erforderlich sind (§ 1451 der Vor-
lage). 
Verweigert bei der Einzelverwaltung der Ehe-

gatte, dem die Verwaltung des Gesamtguts nicht 
zusteht, ohne ausreichenden Grund die nach dem 
Gesetz erforderliche Einwilligung zu einem Rechts-
geschäft (vgl. §§ 1423, 1424 der Vorlage), obgleich 
die Vornahme des Rechtsgeschäfts zur ordnungs-
mäßigen Verwaltung des Gesamtguts erforderlich 
ist, so kann der das Gesamtgut verwaltende Ehe-
gatte beim Vormundschaftsgericht beantragen, daß 
dieses die Einwilligung ersetze. Dementsprechend 
muß bei der gemeinschaftlichen Verwaltung des 
Gesamtguts jeder Ehegatte die Möglichkeit haben, 
das Vormundschaftsgericht anzurufen, wenn der 
andere Ehegatte ohne ausreichenden Grund die 
Mitwirkung bei einem Rechtsgeschäft verweigert, 
das zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Ge-
samtguts erforderlich ist; bei der gemeinschaft-
lichen Verwaltung muß diese Regelung auch gel-
ten, wenn ein Ehegatte sich ohne ausreichenden 
Grund weigert, bei der Führung eines Rechts-
streits mitzuwirken, der zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung des Gesamtguts erforderlich ist (§ 1452 
Abs. 1 der Vorlage). 
Verweigert bei der Einzelverwaltung der Ehe-

gatte, der das Gesamtgut allein verwaltet, ohne 
ausreichenden Grund die Zustimmung zu einem 
Rechtsgeschäft, das der andere Ehegatte zur ord-
nungsmäßigen Besorgung seiner persönlichen An-
gelegenheiten vornehmen muß, aber ohne diese 
Zustimmung nicht mit Wirkung für das Gesamt-
gut vornehmen kann, so kann nach § 1430 der 
Vorlage das Vormundschaftsgericht die Zustim-
mung auf Antrag ersetzen. Dementsprechend muß 
bei der gemeinschaftlichen Verwaltung jeder Ehe-
gatte die Möglichkeit haben, die von dem ande-
ren Ehegatten abgelehnte Mitwirkung durch das 
Vormundschaftsgericht ersetzen zu lassen (§ 1452 
Abs. 2 der Vorlage). 
Dem § 1453 der Vorlage entspricht bei der Ein-

zelverwaltung der § 1427. Es besteht aber ein 
wesentlicher Unterschied. § 1427 der Vorlage be-
zieht sich auf alle Rechtsgeschäfte, die der allein 
verwaltende Ehegatte ohne die erforderliche Ein-
willigung des anderen Ehegatten vornimmt, also 
sowohl auf obligatorische wie auch auf dingliche 
Geschäfte. Dagegen spricht § 1453 bei der gemein-
schaftlichen Verwaltung nur von Verfügungen, also 
dinglichen Geschäften. Dieser Unterschied ist in 
der Sache begründet und erklärt sich aus den ver-
schiedenen Haftungsbestimmungen bei der Einzel-
verwaltung und der Gesamtverwaltung. Bei der 
Einzelverwaltung haftet das Gesamtgut (also das 
gesamthänderisch gebundene Vermögen beider 
Ehegatten) für sämtliche Verbindlichkeiten des 
verwaltenden Ehegatten. Zum Schutze des nicht 
verwaltenden Ehegatten ist es deshalb erforder-
lich, daß schon Verpflichtungsgeschäfte, die ihn  

besonders gefährden können (nicht erst die ding-
lichen Erfüllungsgeschäfte), seiner Einwilligung 
bedürfen. Werden obligatorische Geschäfte dieser 
Art von dem verwaltenden Ehegatten ohne die 
erforderliche Einwilligung vorgenommen, so gelten 
die Vorschriften des § 1366 Abs. 1, 3, 4, des § 1367 
und des § 1427 Abs. 2. Bei der Gesamtverwaltung 
haftet das Gesamtgut für rechtsgeschäftliche Ver-
bindlichkeiten, die ein Ehegatte während der 
Gütergemeinschaft eingeht, in der Regel nur dann, 
wenn der andere Ehegatte dem Rechtsgeschäft zu-
stimmt. Die Verpflichtungsfähigkeit der Ehegatten 
brauchte deshalb bei der Gesamtverwaltung nicht 
eingeschränkt zu werden. Hieraus folgt, daß § 1453 
der Vorlage — anders als § 1427 — nur für die 
dinglichen Geschäfte Bestimmungen zu treffen 
braucht. Für dingliche Rechtsgeschäfte entspricht 
§ 1453 völlig der Regelung des § 1427 der Vorlage. 

§ 1454 der Vorlage behandelt die Fälle, in denen 
ein Ehegatte durch Krankheit oder Abwesenheit 
verhindert ist, bei einem Rechtsgeschäft (bei der 
Führung eines Rechtsstreits) mitzuwirken, das sich 
auf das Gesamtgut bezieht. Die vorgeschlagene 
Regelung entspricht der bei der Einzelverwaltung 
getroffenen Bestimmung des § 1429 der Vorlage. 

Bei der Einzelverwaltung kann der nicht ver-
waltende Ehegatte bestimmte Rechtsgeschäfte 
ohne die Mitwirkung des alleinverwaltenden Ehe-
gatten vornehmen. Bei der Gesamtverwaltung muß 
diese Rechtsgeschäfte jeder Ehegatte allein vor

-

nehmen können (§ 1455 Nr. 1, 2, 3, 4, 7, 8). 
§ 1455 Nr. 5, 6 stellt klar, daß jeder Ehegatte ohne 
Mitwirkung des anderen ein sich auf das Gesamt-
gut beziehendes Rechtsgeschäft gegenüber dem 
anderen Ehegatten vornehmen und ein zum Ge-
samtgut gehörendes Recht gegen den anderen Ehe-
gatten gerichtlich geltend machen kann. Jeder 
Ehegatte muß ferner befugt sein, ohne Mitwir-
kung des anderen Ehegatten ein Widerspruchsrecht 
gegenüber einer Zwangsvollstreckung in das Ge-
samtgut gerichtlich geltend zu machen (Nr. 9), mag 
es sich dabei um Erinnerungen des § 766 ZPO, um 
die Vollstreckungsgegenklage des § 767 ZPO oder 
die Widerspruchsklage des § 771 ZPO handeln. Die 
zur Erhaltung des Gesamtguts erforderlichen 
Maßnahmen muß schließlich jeder Ehegatte allein 
treffen können, wenn mit dem Aufschub Gefahr 
verbunden ist (Nr. 10). 
Kurz hingewiesen sei in diesem Zusammenhang 

auf die Abweichung des § 1455 Nr. 3 von der ent-
sprechenden Bestimmung des § 1432 Abs. 2 der 
Vorlage. Nach § 1432 Abs. 2 kann der Ehegatte, 
der das Gesamtgut nicht verwaltet, ein Inventar 
über eine ihm angefallene Erbschaft ohne die Zu-
stimmung des anderen Ehegatten errichten, nach 
§ 1455 Nr. 3 soll aber jeder Ehegatte befugt sein, 
ohne Mitwirkung des anderen Ehegatten ein In-
ventar über eine ihm oder dem anderen Ehegatten 
angefallene Erbschaft zu errichten, sofern nicht die 
dem anderen Ehegatten angefallene Erbschaft zu 
dessen Vorbehalts- oder Sondergut gehört. Bei der 
Einzelverwaltung ergibt sich das Recht des ver-
waltenden Ehegatten, über eine dem anderen Ehe-
gatten angefallene und zum Gesamtgut gehörende 
Erbschaft ein Inventar zu errichten, bereits aus 
seinem Verwaltungsrecht (vgl. auch § 2008 der Vor-
lage); bei Gesamtverwaltung muß der Gesetzgeber 
wegen der Haftungsfolgen jedem Ehegatten das 
Recht geben, auch ein Inventar über die dem ande-
ren Ehegatten angefallene Erbschaft zu errichten, 
soweit die Erbschaft in das Gesamtgut fällt. 
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Betreibt einer der Ehegatten selbständig ein Er-

werbsgeschäft, so gelten hinsichtlich der Folgen, 
die sich an die Einwilligung des anderen Ehegatten 
knüpfen, bei der Gesamtverwaltung die gleichen 
Bestimmungen wie bei der Einzelverwaltung (vgl. 
§§ 1456, 1431 der Vorlage). 
Die Bestimmung des § 1434 über die Heraus-

gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung aus 
dem Gesamtgut kehrt bei der Gesamtverwaltung 
in § 1457 des Entwurfs unverändert wieder. 

§ 1458 der Vorlage befaßt sich mit den Fällen, 
in denen ein Ehegatte unter elterlicher Gewalt 
oder Vormundschaft steht. Nach § 1457 BGB wird 
der Mann, der unter Vormundschaft steht, durch 
den Vormund in den Rechten und Pflichten ver-
treten, die sich aus der Verwaltung des Gesamt-
guts ergeben. § 1436 der Vorlage hat diese Be-
stimmung für den Fall der Einzelverwaltung durch 
einen Ehegatten übernommen. Für den Fall, daß 
der verwaltende Ehegatte unter elterlicher Ge-
walt steht, beläßt es § 1436 der Vorlage bei den 
allgemeinen Vorschriften; das BGB brauchte die-
sen Fall nicht zu berücksichtigen, da ein minder-
jähriger Mann keine Ehe eingehen kann. Der Aus-
schuß hat sich also ebensowenig wie der Regie-
rungsentwurf der Auffassung angeschlossen, daß 
die Verwaltung des Gesamtguts in diesen Fällen 
kraft Gesetzes dem anderen Ehegatten zustehen 
solle (vgl. z. B. Vogel in Soergel; BGB, 8. Aufl. 
Erl. zu § 1457). Der gesetzliche Übergang des Ver-
waltungsrechts auf den anderen Ehegatten könnte 
sich für beide Ehegatten sehr nachteilig auswir-
ken; vielleicht haben die Ehegatten gerade im Hin- 
blick auf die Geschäftsunerfahrenheit des einen 
Ehegatten die Verwaltung des Gesamtguts dem 
anderen übertragen. Bei der gemeinsamen Ver-
waltung des Gesamtguts fällt dieser Grund weg. 
Wenn ein Ehegatte unter elterlicher Gewalt oder 
unter Vormundschaft steht, kann hier der andere 
Ehegatte das Gesamtgut allein verwalten. Es gel-
ten dann die Bestimmungen der §§ 1422 bis 1449 
der Vorlage, also die Vorschriften, die für den 
Fall der Einzelverwaltung vorgesehen sind. 
Die §§ 1459 bis 1462 der Vorlage enthalten die 

Vorschriften über die Haftung bei gemeinschaft-
licher Verwaltung des Gesamtguts durch beide 
Ehegatten. Bei der Gütergemeinschaft muß das 
Gesamtgut grundsätzlich sowohl den Gläubigern 
des Mannes wie den Gläubigern der Frau haften; 
denn in der Regel ist das wesentliche Vermögen 
der Ehegatten Gesamtgut. Diesem Grundsatz folgte 
schon das BGB (vgl. § 1459 Abs. 1 BGB); es sieht 
nur einige Ausnahmen von diesem Grundsatz vor 
(vgl. §§ 1460 bis 1462 BGB). Ebenso verfährt die 
Vorlage für den Fall der Einzelverwaltung des 
Gesamtguts durch den Mann oder die Frau (vgl. 
§§ 1437 ff.). Erst recht muß dieser Grundsatz gelten, 
wenn die Ehegatten das Gesamtgut gemeinschaftlich 
verwalten (§ 1459 Abs. 1 der Vorlage). 
Der Regierungsentwurf — Drucksache 224 

S. 35/36 — hatte sehr eingehend auf die schwer-
wiegenden Folgen hingewiesen, die sich bei einer 
Errungenschafts- oder Gütergemeinschaft hinsicht-
lich der Haftung ergeben, wenn das Gesamtgut von 
beiden Ehegatten gemeinschaftlich verwaltet wird. 
Schwierigkeiten in dieser Beziehung ergeben sich 
insoweit Bezug genommen. 
sowohl bei gesetzlichen wie bei rechtsgeschäftlichen 
Verbindlichkeiten, mögen sie vor oder nach der 
Eheschließung entstanden sein. Auf die ausführ-
lichen Darlegungen des Regierungsentwurfs wird 

Der Ausschuß hat nicht verkannt, daß diese 
Bedenken sehr schwer wiegen. Er hat sich aus die-
sen und anderen Gründen deshalb auch der Auf-
fassung der Bundesregierung angeschlossen, daß 
eine Errungenschaftsgemeinschaft oder Güterge-
meinschaft als gesetzlicher Güterstand nicht vor-
geschlagen werden kann. Dagegen hat er die Be-
denken nicht für durchgreifend erachtet, wenn die 
Gütergemeinschaft und die Verwaltung des Ge-
samtguts durch beide Ehegatten auf der freien 
Vereinbarung der Parteien beruht. 

Von dem Grundsatz, daß das Gesamtgut für die 
Verbindlichkeiten beider Ehegatten haftet, sieht 
der Ausschuß in § 1460 der Vorlage eine Ausnahme 
vor. Danach soll das Gesamtgut für die Verbind-
lichkeiten aus einem Rechtsgeschäft, das ein Ehe-
gatte während der Gütergemeinschaft vornimmt, 
nur dann haften, wenn der andere Ehegatte dem 
Rechtsgeschäft zustimmt oder wenn das Rechtsge-
schäft ohne diese Zustimmung für das Gesamtgut 
wirksam ist. Andernfalls haftet der Ehegatte, der 
das Rechtsgeschäft vorgenommen hat, nur persön-
lich, also mit seinem Vorbehaltsgut und seinem 
Sondergut. Im Rechtsverkehr muß sich also jeder 
vergewissern, in welchem Güterstand die Ehegat-
ten leben und wer bei Gütergemeinschaft das Ge-
samtgut verwaltet. Für Ansprüche des Vertrags-
partners aus unerlaubter Handlung (vgl. insbe-
sondere § 826 BGB) haftet jedoch das Gesamtgut. 

Die weiteren Ausnahmen von dem Grundsatz, 
daß das Gesamtgut für sämtliche Verbindlichkeiten 
beider Ehegatten haftet (§§ 1461, 1462 der Vor-
lage) stimmen mit den für die Einzelverwaltung 
vorgesehenen Vorschriften der §§ 1439, 1440 über-
ein. 

Soweit das Gesamtgut für eine Verbindlichkeit 
haftet, haften während Bestehens der Güterge-
meinschaft für diese Verbindlichkeit die Ehegatten 
auch persönlich (§ 1459 Abs. 2 der Vorlage). Es 
entspricht dies dem Grundsatz, daß der verwal-
tende (mitverwaltende) Ehegatte für Gesamtguts-
verbindlichkeiten mit seinem ganzen Vermögen 
haften muß; erst mit der Beendigung der Güter-
gemeinschaft erlischt die Haftung für solche Ver-
bindlichkeiten, die im Verhältnis der Ehegatten 
zueinander dem anderen Ehegatten zur Last fallen 
(vgl. auch § 1459 Abs. 2 BGB und § 1437 Abs. 2 
der Vorlage). 
Für die Rechtsbeziehungen der Ehegatten im 

Innenverhältnis gelten die gleichen Bestimmungen 
wie bei der Einzelverwaltung (§§ 1463 bis 1468 der 
Vorlage). 

Die Vorschriften über die Aufhebung der Güter-
gemeinschaft auf Klage eines Ehegatten (§§ 1469, 
1470 der Vorlage) entsprechen den bei der Einzel-
verwaltung vorgesehenen Vorschriften der §§ 1447 
bis 1449; die — geringfügigen — Abweichungen sind 
dadurch bedingt, daß im Falle des § 1469 der Vor-
lage auf Aufhebung einer Gütergemeinschaft ge-
klagt wird, deren Gesamtgut die Ehegatten gemein-
schaftlich verwalten. 

4. Auseinandersetzung des Gesamtguts 

Die Vorschriften der §§ 1471 bis 1481 der Vor-
lage, die die Auseinandersetzung des Gesamtguts 
regeln, entsprechen — von einigen sprachlichen 
Änderungen abgesehen — den Vorschlägen des 
Regierungsentwurfs, berücksichtigen aber, daß in 
Zukunft das Gesamtgut der Gütergemeinschaft 
nicht nur von dem Mann oder von der Frau, son- 
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dern auch von den Ehegatten gemeinschaftlich ver-
waltet werden kann. 
Stirbt ein Ehegatte, der in allgemeiner Güter-

gemeinschaft gelebt hat, so gehört nach § 1482 BGB 
der Anteil des Verstorbenen am Gesamtgut nur 
dann zum Nachlaß, wenn gemeinschaftliche Ab-
kämmlinge der Ehegatten nicht vorhanden sind. 
Sind gemeinschaftliche Abkömmlinge vorhanden, 
so setzt der überlebende Ehegatte die Güter-
gemeinschaft mit  den  Abkömmlingen fort; der An-
teil des verstorbenen Ehegatten am Gesamtgut ge-
hört in diesem Falle nicht zum Nachlaß, sondern 
zum Gesamtgut der fortgesetzten Gütergemein-
schaft. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß Ehe-
gatten, die die allgemeine Gütergemeinschaft ver-
einbaren, die Fortführung der Gütergemeinschaft 
nach dem Tode eines Ehegatten meist ausschließen. 
Aus dieser Entwicklung muß der Gesetzgeber die 
Folgerungen ziehen. Deshalb sieht § 1482 Satz 1 
der Vorlage — im Anschluß an die Regierungsvor-
lage — vor, daß künftig der Anteil des verstor-
benen Ehegatten am Gesamtgut grundsätzlich zum 
Nachlaß gehört, ohne Rücksicht darauf, ob gemein-
schaftliche Abkömmlinge vorhanden sind; der ver-
storbene Ehegatte wird nach den allgemeinen Vor-
schriften beerbt (§ 1482 Satz 2 der Vorlage). 

Für den  Fall, daß die Ehegatten die Fortsetzung 
der Gütergemeinschaft nach dem Tode eines von 
ihnen wünschen, trifft § 1483 der Vorlage (vgl. 
unter 5) die erforderlichen Bestimmungen. 

5. Fortgesetzte Gütergemeinschaft 
Wenn auch nicht mehr vorgeschlagen werden 

kann, daß beim Tode eines Ehegatten die Güter-
gemeinschaft zwischen dem überlebenden Ehegat-
ten und den gemeinschaftlichen Abkömmlingen 
kraft Gesetzes fortgeführt wird, so soll den Ehe-
gatten doch die Möglichkeit bleiben, die Fort-
setzung der Gütergemeinschaft durch Ehevertrag 
zu vereinbaren. Deshalb sieht § 1483 Abs. 1 Satz 1 
der Vorlage vor, daß die Ehegatten durch Ehever-
trag vereinbaren können, die Gütergemeinschaft 
nach dem Tode eines von ihnen zwischen dem 
überlebenden Ehegatten und den gemeinschaft-
lichen Abkömmlingen fortzusetzen. Im übrigen 
entsprechen die Vorschriften des § 1483 der Vor-
lage dem geltenden Recht des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs. 

Die übrigen Vorschriften dieses Abschnitts ent-
halten fast ausschließlich gesetzestechnisch begrün-
dete Änderungen gegenüber idem Bürgerlichen Ge-
setzbuch. Einige Verweisungen konnten nicht beibe-
halten werden; es mußte darauf Rücksicht genom-
men werden, daß das Gesamtgut der Gütergemein-
schaft nach den Vorschlägen des Entwurfs vom Mann, 
von der Frau und von den Ehegatten gemein-
schaftlich verwaltet werden kann. Das Recht eines 
anteilsberechtigten Abkömmlings, auf Aufhebung 
der fortgesetzten Gütergemeinschaft zu klagen 
(§ 1495 der Vorlage), wird dem entsprechenden 
Rechte ides nicht verwaltenden Ehegatten (vgl. 
§ 1447 der Vorlage), angepaßt. 

Die Bestimmungen des BGB, daß die Vorschrif-
ten über die fortgesetzte Gütergemeinschaft unab-
dingbar sind, also weder durch letztwillige Ver-
fügung noch durch Vertrag geändert werden kön-
nen, soll weiter gelten (vgl. § 1518 Satz 1 der Vor-
lage). § 1518 Satz 2 der Vorlage stellt klar, daß 
hierdurch das Recht der Ehegatten nicht berührt  

wird, den Vertrag, durch den sie die  Fortsetzung 
der Gütergemeinschaft vereinbart haben, durch 
Ehevertrag aufzuheben. 

6. Güterrechtsregister 

Nach § 1558 BGB haben die Eintragungen in das 
Güterrechtsregister bei diem Amtsgericht zu ge-
schehen, in dessen Bezirk der Mann seinen Wohn-
sitz hat. Der Ausschuß hat geprüft, ob im Hinblick 
auf den Grundsatz der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter oder aus anderen Erwägungen eine Än-
derung dieser Vorschrift geboten ist. Er hat die 
Frage aber verneint. Die Bestimmung darüber, an 
welchem Ort Eintragungen in das Güterrechts

-

register erfolgen müssen, ist eine Ordnungsvor-
schrift, die vor allem im Interesse Dritter erlassen 
wird; sie berührt nicht den Grundsatz der Gleich-
berechtigung von Mann und Frau. § 1558 BGB soll 
deshalb nicht geändert werden. 
Auch die übrigen Vorschriften über das Güter-

rechtsregister können bestehen bleiben. Inhaltlich 
muß nur § 1561 geringfügig geändert werden; es 
muß berücksichtigt werden, daß nach der Vorlage 
das Gesamtgut der Gütergemeinschaft von dem 
Mann, von der Frau oder auch von den Ehegatten 
gemeinschaftlich verwaltet werden kann. Im übri-
gen mußten die Verweisungen in § 1561 BGB weg-
fallen. Schließlich hat der Ausschuß im Anschluß 
an den Regierungsentwurf auch die Gliederung des 
§ 1561 BGB etwas geändert. 

IV. Änderung von Vorschriften außerhalb des 
Vierten Buches des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

§ 2008 BGB mußte geändert werden. Seine Fas-
sung beruht darauf, daß nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch nur der Mann das Gesamtgut der all-
gemeinen Gütergemeinschaft verwalten kann. 
Überträgt man den gedanklichen Inhalt des  § 2008 
BGB auf die vom Ausschuß vorgesehene Regelung, 
so ergibt sich folgendes: Haben die Ehegatten Ein-
zelverwaltung des Gesamtguts durch den Mann 
oder die  Frau vereinbart, so ist, wenn der nicht 
verwaltende Ehegatte Erbe ist, die Bestimmung 
der Inventarfrist nur wirksam, wenn sie auch dem 
verwaltenden Ehegatten gegenüber erfolgt; ist ge-
meinschaftliche Verwaltung der Ehegatten verein-
bart, so darf dementsprechend die Bestimmung der 
Inventarfrist nur wirksam sein, wenn sie beiden 
Ehegatten gegenüber erfolgt. Die Neufassung des 
§ 2008 Abs. 1 Satz 1 trägt 'diesem Erfordernis 
Rechnung. Hieraus ergibt sich ohne weiteres auch 
die Neufassung der übrigen Bestimmungen des 
§ 2008. 

D. Übergangsvorschriften 

I. Übergangsvorschriften 
für den gesetzlichen Güterstand 

Entsprechend dem Regierungsentwurf hat  der 
Ausschuß sich entschlossen, den Eintritt des nun-
mehrigen gesetzlichen Güterstandes der Zugewinn-
gemeinschaft für alle Ehen vorzusehen, in denen 
am 31. März 1953 der bisherige gesetzliche Güter-
stand der Verwaltung und Nutznießung des Man-
nes bestand. Soweit die Ehegatten nichts anderes 
vereinbart haben, gilt vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an der Güterstand der Zugewinngemein- 
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schaft (Nr. 3 Abs. 1). Damit hat der Ausschuß die 
Lösung abgelehnt, daß es bei dem seit dem 
31. März 1953 nach der fast einhelligen Recht-
sprechung und Rechtslehre eingetretenen Güter-
stand der Gütertrennung für die sogenannten Alt-
ehen verbleiben solle. Dem Ausschuß erschien es 
als ein sich aus dem Grundsatz der Gleichberech-
tigung ergebendes Gebot, auch für die schon be-
stehenden Ehen grundsätzlich den neuen gesetz-
lichen Güterstand vorzusehen. Ausgeglichen wird 
allerdings nur der Zugewinn, den die Ehegatten 
seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erzielen, da 
der Güterstand erst von diesem Tage ,an gilt. Im 
Falle der Auflösung der Ehe durch Tod wird aber 
infolge der gewählten erbrechtlichen Lösung 
(§ 1371) Vermögen, gleichgültig, ob es vor oder 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erworben 
ist, berücksichtigt. Gegenstand eingehender Erör-
terungen war  die Frage, ob die Möglichkeit ge-
geben werden solle, den neuen gesetzlichen Güter-
stand auszuschließen. Hierbei war insbesondere die 
Frage streitig, ob dieses Recht nur beiden Ehe-
gatten gemeinsam oder jedem der  beiden Ehegat-
ten für sich allein zugestanden werden solle. Der 
Entwurf hat sich für die letztere Lösung entschie-
den: Er bestimmt in Nr. 3 Abs. 2 der Übergangs-
vorschriften, daß jeder Ehegatte bis zum 30. Juni 
1958 dem Amtsgericht gegenüber erklären könne, 
daß für seine Ehe Gütertrennung gelten solle. 
Hierfür waren für die Mehrheit des Ausschusses 
insbesondere folgende Überlegungen maßgebend: 

1. Ausgehend von dem Grundsatz der Unwandel-
barkeit des Güterstandes glaubte der Ausschuß 
es nicht rechtfertigen zu können, den Ehegatten 
einen neuen Güterstand aufzuzwingen, der beim 
Abschluß der Ehe nicht voraussehbar war. Das 
Vertrauen der Ehegatten in die Beständigkeit 
des  Güterstandes, der beim Abschluß der Ehe 
der gesetzliche gewesen war, sollte geschützt 
werden. Die Unmöglichkeit, den nunmehrigen 
gesetzlichen Güterstand auszuschließen, wäre 
insbesondere dann unzumutbar, wenn die Ehe-
gatten auf Grund ihrer wirtschaftlichen Situa-
tion vernünftigerweise vor der Eheschließung 
einen Ehevertrag mit Ausschluß der Zugewinn-
beteiligung geschlossen hätten. 

2. Der von dem Ausschuß stets anerkannte Grund-
satz der Freiheit der Ehegatten hinsichtlich der 
Regelung ihrer güterrechtlichen Verhältnisse 
müsse dazu führen, daß man den neuen gesetz-
lichen Güterstand den bestehenden Ehen nicht 
gegen den Willen auch nur eines der Ehegatten 
aufzwingen dürfe. Der neue gesetzliche Güter-
stand der Zugewinngemeinschaft greife in so 
starkem Maße in die Rechtsverhältnisse beider 
Ehegatten ein, daß es ihrer Entscheidungsfreiheit 
überlassen bleiben müsse, ob sie diesen neuen ge-
setzlichen Güterstand akzeptieren wollten oder 
nicht. 

3. Die Alternativlösung, das Ausschlagungsrecht 
beiden Ehegatten gemeinsam zu geben, würde 
möglicherweise zu einer Gefährdung der Ehe 
führen, wenn über die Ausübung oder Unterlas-
sung der Ausübung dieses Rechtes Meinungs-
verschiedenheiten zwischen den Ehegatten auf-
treten sollten. 

Schließlich hat der Ausschuß die Tatsache be-
rücksichtigt, daß zwischen der Zeit vom 1. April 
1953 und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Braut-
leutedahingehend belehrt worden waren, daß der 

Abschluß eines Gütertrennungsvertrages nicht er-
forderlich sei, da diese der zur Zeit gültige Güter-
stand sei. Da ein nachträglicher Abschluß eines 
solchen Vertrages nicht in allen Fällen möglich 
ist, mußte auch dieser Lage Rechnung getragen 
werden. 

Im Ausschuß bestand Einmütigkeit darüber, daß 
im Falle eines Ausschlagen des nunmehrigen ge-
setzlichen Güterstandes Gütertrennung eintreten 
solle. Die Erklärungsfrist bis 30. Juni 1958 ist des-
wegen gewährt worden, um im Zeitpunkt des In-
krafttretens (1. Juli 1958) bereits klare Verhält-
nisse, insbesondere mit Rücksicht auf die erbrecht-
liche Lösung, zu haben. Nach Nr. 4 zweiter Halb-
satz der Schlußvorschriften tritt jedoch diese Be-
stimmung (Nr. 3 Abs. 2) bereits am  Tage nach der 

 Verkündung in Kraft. Die Erklärung, daß für die 
Ehe Gütertrennung gelten solle, ist dem Amts-
gericht gegenüber abzugeben, in dessen Bezirk der 
Mann seinen Wohnsitz hat; hat der Mann im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes keinen Wohnsitz, so 
ist das Amtsgericht Schöneberg in Berlin-Schöne-
berg zuständig. Die Erklärung muß gerichtlich 
oder notariell beurkundet werden. Die Möglich-
keit, lediglich eine öffentliche Beglaubigung der 
Echtheit der Unterschrift vorzusehen, hat der Aus-
schuß abgelehnt, um sicherzustellen, daß der Rich-
ter oder der Notar den ausschlagenden Ehegatten 
bei der Beurkundung hinreichend aufklärt. Das 
Amtsgericht hat die Erklärung dem anderen Ehe-
gatten nach den für die Zustellung von Amts 
wegen geltenden Vorschriften der  Zivilprozeßord-
nung bekanntzumachen. Auf den Lauf der Frist 
sind die für die Verjährung geltenden Vorschriften 
der §§ 203, 206 BGB anzuwenden. Die Eintragung 
der Gütertrennung im Güterrechtsregister soll nur 
dann erfolgen, wenn ein Ehegatte dies beantragt; 
es kann also auch der Ehegatte, der den Eintritt des 
gesetzlichen Güterstandes ausgeschlossen hat, dies 
beantragen. Es erschien dem Ausschuß richtig, daß 
die Eintragung nur auf Antrag eines der Ehegatten 
erfolgen könne, da die Eintragung wegen der Ver-
öffentlichung erfahrungsgemäß häufig nicht ge-
wünscht wird. 
Der Regierungsentwurf hatte in Nr. 3 Abs. 3 der 

Übergangsvorschriften vorgesehen, daß die Ehe-
gatten innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes dem Amtsgericht gegenüber soll-
ten erklären können, daß für ihre Ehe der Güter-
stand der Verwaltung und Nutznießung des Man-
nes gelten solle. Der Ausschuß hat diesen Vorschlag 
jedoch nicht aufgenommen, 'da seit dem Inkraft-
treten des Grundsatzes der Gleichberechtigung so 
lange Zeit vergangen ist, daß ein Bedürfnis nicht 
mehr besteht, den Güterstand der Verwaltung und 
Nutznießung in irgendeiner Form beizubehalten. 

Haben die Ehegatten die Ehe zwischen dem 
1. April 1953 und  dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
(1. Juli 1958) geschlossen, so sollen sie nach Nr. 4 
der Übergangsvorschriften ebenfalls das Recht 
haben, den Eintritt des nunmehrigen gesetzlichen 
Güterstandes auszuschließen. Nr. 3 Abs. 2 der 
Übergangsvorschriften gilt entsprechend. Ist die 
Ehe zwischen der Verkündung und dem Inkraft-
treten des Gesetzes geschlossen, so besteht kein 
Bedürfnis mehr, den Ehegatten die Ausschlagungs-
möglichkeit zu geben, denn den Ehegatten ist dann 
der gesetzliche Güterstand in seiner Art und Aus-
gestaltung bekannt. Daher ist nach Nr. 4 zweiter 
Halbsatz in diesem Falle die Ausschlagungsmöglich-
keit der Nr. 3 Abs. 2 ausgeschlossen. 
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(Seidl  [Dorfen]) 
Einer Sonderregelung bedurfte der Fall, daß die 

Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes 
im Güterstand der Gütertrennung des Bürger-
lichen Gesetzbuches leben. Für diesen Fall sieht Nr.5 
Abs. 1 der Übergangsvorschriften vor, daß nunmehr 
die Gütertrennung dieses Gesetzes gelten solle. Auf 
die Vorschriften der Gütertrennung des Bürger-
lichen Gesetzbuches (§§ 1426 ff.) konnte nicht mehr 
verwiesen werden, da dort im Zusammenhang mit 
dem ehelichen Aufwand Regelungen getroffen 
waren, die von diesem Gesetz nicht mehr über-
nommen werden. 

Nr. 5 Abs. 2 regelt die Fälle, in denen kraft ge-
setzlicher Vorschrift Gütertrennung als gesetzlicher 
Güterstand galt und nunmehr nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes der  Güterstand der Gütertrennung 
in den der Zugewinngemeinschaft überführt wird. 
Damit solle erreicht werden, daß die Frau, zu 
deren Schutz diese Bestimmungen in altem Recht 
galten, nunmehr nicht benachteiligt wird, sondern 
auch in den Genuß des neuen gesetzlichen Güter-
standes kommt. Die Ehegatten haben jedoch auch 
in diesem Fall das Recht, den Eintritt des Güter-
standes der Zugewinngemeinschaft auszuschließen. 
Dies ist in Nr. 5 Abs. 2 Satz 2 klargestellt. Hätten 
die Ehegatten im Güterstand der Verwaltung und 
Nutznießung gelebt, würde ihnen bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes dieses Recht ebenfalls zustehen. 

Nach § 1430 BGB konnte die Frau ihr Vermögen 
ganz oder teilweise der Verwaltung des Mannes 
überlassen. Der Mann hatte das Recht, die Ein-
künfte, die er während seiner Verwaltung bezog, 
nach freiem Ermessen zu verwenden. Diese Rege-
lung ist in § 1413 des Entwurfs in einer dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung entsprechenden 
Weise abgeändert worden; insbesondere ist das 
Nutzungsrecht des Ehemannes weggefallen. Es gel-
ten daher hinsichtlich der Rechtsbeziehungen der 
Ehegatten nunmehr die allgemeinen Vorschriften 
über den Auftrag. § 1413 der Vorlage gilt hinsicht-
lich des Widerrufs und der Ausschließung auch für 
eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlos-
sene derartige Vereinbarung. Nr. 2 der Übergangs-
vorschriften stellt dies klar. 

II. Übergangsvorschriften für die Wahlgüterstände 
1. Der Regierungsentwurf sah in Nr. 5 für den 
Fall, daß die Ehegatten in der Zeit zwischen dem 
1. April 1953 und dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes durch Ehevertrag den Güterstand der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes ver-
einbart hatten, vor, daß die Vorschriften maß-
gebend bleiben sollten, die vor dem 1. April 1953 
für diesen Güterstand gegolten hatten. 

Der Ausschuß hat diese Bestimmung gestrichen, 
da kein Fall bekanntgeworden ist, in dem durch 
Ehevertrag in dieser Zeit der frühere gesetzliche 
Güterstand vereinbart worden ist. Der Ausschuß 
hat geglaubt, keine Bestimmung in das Gesetz 
aufnehmen zu sollen, der  praktisch keine Be-
deutung mehr zukomme. Jedoch hat der Aus-
schuß übereinstimmend die Auffassung vertre-
ten, daß gültige Eheverträge, die in der Zeit 
zwischen dem 1. April 1953 und dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes geschlossen worden sind, 
fortgelten sollten, auch wenn sie die Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes vorsehen. 

2. Haben die Ehegatten vor dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes die allgemeine Gütergemeinschaft 

des BGB vereinbart, so leben sie auch nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in Gütergemein-
schaft; anwendbar sind jedoch nach Nr. 6 jetzt 
die Bestimmungen der Vorlage über die Güter-
gemeinschaft. Haben die Ehegatten die Fortset-
zung der Gütergemeinschaft nicht ausgeschlos-
sen, so gilt diese als vereinbart. Diese Regelung 
ist dadurch begründet, daß für die allgemeine 
Gütergemeinschaft des BGB die Fortsetzung der 
Gütergemeinschaft eintrat, wenn sie nicht aus-
drücklich ausgeschlossen war. Ist dieser Aus-
schluß nicht vorgenommen worden, so soll dem 
Willen der Ehegatten entsprechend die Fortset-
zung der Gütergemeinschaft als vereinbart gelten. 

Haben die Ehegatten die allgemeine Güter-
gemeinschaft vor dem 1. April 1953 vereinbart, 
so wird das Gesamtgut weiterhin vom Mann ver-
waltet. Diese Regelung entspricht nach der Auf-
fassung der Gerichte auch dem jetzigen Rechts-
zustand, da die Vertragsfreiheit durch den 
Grundsatz der Gleichberechtigung nicht einge-
schränkt wird. Es bleibt also die mit der Wahl 
der allgemeinen Gütergemeinschaft vereinbarte 
Verwaltung des Gesamtgutes durch den Mann 
aufrechterhalten. Hatten die Ehegatten die Gü-
tergemeinschaft später vereinbart, so bleibt die 
Vereinbarung der Ehegatten über die Verwal-
tung des Gesamtgutes, sei sie ausdrücklich oder 
stillschweigend erfolgt, maßgebend. Die Verein-
barung muß im Einzelfall durch Auslegung er-
mittelt werden. Ist gemeinschaftliche Verwaltung 
vereinbart, so gelten die Bestimmungen dieses 
Gesetzes über die gemeinschaftliche Verwaltung. 

3. Nr. 7 der Übergangsvorschriften regelt den Fall, 
daß die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes im vertraglichen Güterstand der 
Errungenschafts- oder Fahrnisgemeinschaft des 
BGB leben. Es bleiben, soweit die Ehegatten 
nichts anderes vereinbart haben, die Vorschrif-
ten maßgebend, die vor dem 1. April 1953 für 
diese Güterstände gegolten haben. 

Bonn, den 25. April 1957 
Seidl (Dorfen) 
Berichterstatter 

III. Auswirkung der Gleichberechtigung auf ads 
Verhältnis der Ehegatten zueinander 

Berichterstatter: Abgeordneter Wittrock 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 10) 
Nach § 10 BGB teilt die Frau grundsätzlich den 

Wohnsitz des Mannes. Diese Bestimmung benach-
teiligt die Frau. Auch die Frau muß dadurch, daß 
sie sich an einem Orte ständig niederläßt, einen 
eigenen Wohnsitz begründen können (§ 7 Abs. 1 
BGB); ebenso muß die Frau dadurch einen Wohn-
sitz aufheben können, daß sie die Niederlassung 
mit dem Willen aufhebt, sie aufzugeben (§ 7 Abs. 3 
BGB). § 10 BGB muß daher ersatzlos gestrichen 
werden. Die sich aus der ehelichen Lebensgemein-
schaft ergebende Verpflichtung der Frau, grund-
sätzlich mit ihrem Mann zusammenzuleben, wird 
durch die Fähigkeit der Frau, einen Wohnsitz selb-
ständig zu begründen und aufzuheben, ebenso-
wenig berührt, wie die entsprechende Verpflich-
tung des Mannes, der seit je seinen Wohnsitz selb-
ständig begründen und 'aufheben konnte. 
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Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 1354) 

Nach § 1354 Abs. 1 BGB steht dem Mann die 
Entscheidung in allen das gemeinschaftliche ehe-
liche Leben betreffenden Angelegenheiten zu; er 
bestimmt insbesondere Wohnsitz und Wohnort. Die 
Frau braucht nach § 1354 Abs. 2 BGB nur dann 
der Entscheidung des Mannes nicht Folge zu lei-
sten, wenn sich die Entscheidung als Mißbrauch 
seines Rechts darstellt. Da diese Regelung dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung widerspricht, 
hatte der Regierungsentwurf in § 1354 Satz 1 und 2 
vorgesehen, daß die Ehegatten alle Angelegenhei-
ten, die das gemeinschaftliche eheliche Leben be-
treffen, in gegenseitigem Einvernehmen zu regeln 
haben und bei Meinungsverschiedenheiten ver-
suchen müssen, sich zu einigen. Für den Fall, daß 
eine Einigung nicht zustande kommt, sollte nach 
§ 1354 Satz 3 dem Mann die Entscheidung zustehen; 
die Entscheidung sollte jedoch nach § 1354 Satz 4 
für die Frau nicht verbindlich sein, wenn sie dem 
Wohl der Familie widerspricht. Der Regierungs-
entwurf war hierbei von der Auffassung ausgegan-
gen, eine Stelle außerhalb der Ehe könne nicht 
damit betraut werden, Meinungsverschiedenheiten 
der Ehegatten zu entscheiden; andererseits dürften 
zum Schutze der Familie ,die Fragen, über die sich 
die Ehegatten nicht einigen können, nicht unge-
regelt bleiben. Es müsse also die Entscheidung in 
der Familie getroffen werden, das Entscheidungs-
recht daher einem der Ehegatten — und zwar nach 
der abendländischen Tradition dem Mann — über-
tragen werden. Diese Regelung sei mit Artikel 3 
Abs. 2 GG vereinbar, da diese Bestimmung im 
Zusammenhang mit Artikel 6 GG stehe, der Ehe 
und Familie unter den besonderen Schutz des 
Staates stelle. 

Der Ausschuß hat sich diesen Ausführungen nicht 
angeschlossen. Er hat vielmehr beschlossen, § 1354 
BGB ersatzlos zu streichen. Die Mehrheit des Aus-
schusses ist der Auffassung, § 1354 des Regierungs-
entwurfs werde dem Artikel 3 Abs. 2 GG nicht 
gerecht. Auch aus Artikel 6 GG könne nichts an-
deres entnommen werden, denn die durch Ar-
tikel 6 GG geschützte Ehe beruhe auf dem Prinzip 
der Gleichberechtigung. 

Im übrigen sei die vorgeschlagene Regelung zum 
Schutze der Ehe und Familie auch nicht erforder-
lich. Die 'Gestaltung der inneren Ordnung einer 
Ehe könne nicht zu den Aufgaben des Gesetzgebers 
gehören. Deshalb sei es aus rechtspolitischen Grün-
den abzulehnen, durch Gesetz generell das Ent-
scheidungsrecht bei Meinungsverschiedenheiten zu 
regeln. Es sei zwar richtig, daß keiner Stelle außer-
halb der Ehe das Recht gewährt werden könne, 
den Streit der Ehegatten zu entscheiden. Es sei 
aber nicht sinnvoll, einem der Ehegatten die Ent-
scheidungsbefugnis zu übertragen. Es werde die 
Einigung der Ehegatten 'erschweren, wenn von 
vornherein feststehe, daß der Mann, wenn es zu 
keiner Einigung komme, die Entscheidung treffen 
könne. Die in dem Regierungsentwurf vorgesehene 
Regelung diene nur scheinbar dem Familienfrie-
den; die Frau werde, wenn sie sich mit ihrem Mann 
nicht habe einigen können und 'der Mann von sei-
nem Entscheidungsrecht Gebrauch gemacht habe, 
häufig geltend machen, die Entscheidung wider-
spreche dem Wohl der Familie und sei deshalb 
nicht verbindlich für sie. Im übrigen werde die 
Rechtsstellung der Frau in einem etwaigen Rechts-
streit dadurch geschwächt, daß sie nach der im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Regelung bewei-

sen müsse, daß die Entscheidung des Mannes dem 
Wohl der Familie widersprochen habe. 

Eine starke Minderheit des Ausschusses hielt je-
doch am Vorschlag der Bundesregierung fest und 
machte sich die Begründung der Bundesregierung 
zu eigen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Zu § 1355 

Nach § 1355 BGB erhält die Frau den Familien-
namen des Mannes. Der Regierungsentwurf hatte 
vorgeschlagen, es bei dieser Regelung zu belassen, 
der Frau jedoch das Recht zu gewähren, durch — öf-
fentlich beglaubigte — Erklärung gegenüber dem 
Standesbeamten dem Namen des Mannes ihren 
Mädchennamen hinzuzufügen. Der Ausschuß hat 
sich durch Mehrheitsbeschluß diesem Vorschlag 
angeschlossen. Er ist der Auffassung, daß diese 
Regelung nicht gegen den Grundsatz der Gleich-
berechtigung von Mann und Frau verstößt und 
daß § 1355 lediglich eine Ordnungsvorschrift dar-
stellt, die keine Benachteiligung der Frau enthält. 
Die Frau kann die Erklärung gegenüber dem Stan-
desbeamten jederzeit abgeben. — Eine Minderheit 
vertrat die Auffassung, daß nach dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung beiden Eheleuten ein ge-
meinschaftliches Recht zur Wahl des Ehe- und 
Familiennamens gewährt werden müsse. 

Zu § 1356 

Nach § 1356 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs führt die 
Frau den Haushalt in eigener Verantwortung. Mit 
der Bestimmung, die Frau führe den Haushalt, ist 
zum Ausdruck gebracht, daß die Frau zur Führung 
des Haushalts berechtigt und verpflichtet ist. Ob 
und in welchem Umfange sie die Arbeiten im 
Haushalt selbst zu verrichten hat oder sich mit der 
Leitung des Haushalts begnügen kann, richtet sich 
nach den Verhältnissen, in denen die Ehegatten 
leben; es kommt auf den einzelnen Fall an. Durch 
die Bestimmung, die Frau führe den Haushalt in 
eigener Verantwortung, ist klargestellt, daß die 
Frau insoweit nicht an die Zustimmung ihres Man-
nes gebunden ist. § 1356 Abs. 1 Satz 1 des Ent-
wurfs unterscheidet sich also erheblich von § 1356 
Abs. 1 BGB, wonach die Frau den Haushalt nur 
unbeschadet der Entscheidungsbefugnis des Man-
nes (§ 1354 BGB) leiten konnte. Inwieweit der 
Mann verpflichtet ist, seiner Frau im Haushalt zu 
helfen, bestimmt sich nach § 1353 BGB. Auch die 
Frau muß grundsätzlich das Recht haben, erwerbs-
tätig zu sein. Allerdings folgt aus ihrer Verpflich-
tung zur ehelichen Lebensgemeinschaft (§ 1353 
BGB), daß sie ihre Aufgaben als Hausfrau und 
Mutter nicht vernachlässigen darf. § 1356 Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs gewährt daher der Frau das 
Recht erwerbstätig zu sein, soweit dies mit ihren 
Pflichten in Ehe und Familie vereinbar ist. 

Der Ausschuß schloß sich nicht der Erwägung an, 
§ 1356 Abs. 1 sei wegen der Vorschriften der 
§§ 1353 und 1360 entbehrlich. Eine starke Mehrheit 
hielt es für erforderlich, ein klares Leitbild zu 
entwerfen. Dabei bestand Übereinstimmung, daß 
die Vereinbarkeit einer Erwerbstätigkeit mit den 
Pflichten der Frau in Ehe und Familie (§ 1356 
Abs. 1 Satz 2) nur nach objektiven Gesichtspunk-
ten und nicht vom Manne nach subjektiven Über-
legungen festgestellt werden könne. 
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Nach § 1356 Abs. 2 der Vorlage ist jeder Ehe-

gatte verpflichtet, im Beruf oder Geschäft des an-
deren Ehegatten mitzuarbeiten, soweit dies nach 
den Verhältnissen, in denen die Ehegatten leben, 
üblich ist. Damit ist die in § 1356 Abs. 2 BGB 
für die Frau vorgesehene Verpflichtung auf 
beide Ehegatten erstreckt. Die Mitarbeit ist, so-
weit sie das übliche Maß nicht übersteigt, un-
entgeltlich zu leisten. Die Ehegatten können 
jedoch vereinbaren, daß ein Ehegatte für seine 
Mitarbeit ein Entgelt erhält. Die Ehegatten können 
insbesondere Gesellschaftsverträge schließen und 
den Ehegatten, der im Geschäft des anderen mit-
arbeitet, am Geschäftsgewinn beteiligen. § 1356 
Abs. 2 schließt auch nach Auffassung des Aus-
schusses nicht aus, daß das Verhalten der Ehe-
gatten als stillschweigender Abschluß einer Innen-
gesellschaft ausgelegt wird. Unter welchen Um-
ständen eine derartige Auslegung des Gesetzes im 
Rahmen der Zugewinngemeinschaft möglich ist, 
soll der Rechtsprechung überlassen bleiben. 

Zu § 1357 

Nach § 1357 BGB ist die Frau berechtigt, inner-
halb ihres häuslichen Wirkungskreises die Ge-
schäfte des Mannes für ihn zu besorgen und ihn zu 
vertreten; Rechtsgeschäfte, die sie innerhalb dieses 
Wirkungskreises vornimmt, gelten als im Namen 
des Mannes vorgenommen, wenn sich nicht aus den 
Umständen etwas anderes ergibt. Eine entspre-
chende Berechtigung ist dem Mann nicht gewährt. 
§ 1357 BGB gibt also ausschließlich der Frau und 
nicht dem Mann die sogenannte Schlüsselgewalt. 
Der Entwurf der Bundesregierung hatte, um diese 
Vorschrift an den Grundsatz der Gleichberech-
tigung anzupassen, die Schlüsselgewalt beiden Ehe-
gatten gewähren wollen und demgemäß vorgesehen, 
daß jeder Ehegatte mit Wirkung für beide Ehegat-
ten Geschäfte für die laufenden Bedürfnisse des 
Haushalts besorgen könne. Eine Minderheit des Aus-
schusses vertrat die Ansicht, daß es allein dem 
Grundgesetz entspreche, wenn im Rahmen der 
Schlüsselgewalt ein Ehegatte den anderen vertreten 
und somit verpflichten könne. 

Der Ausschuß hat sich durch Mehrheitsbeschluß 
der Auffassung, auch dem Ehemann müsse die 
Schlüsselgewalt zustehen, nicht angeschlossen. Er 
ist hierbei von folgenden Erwägungen ausgegangen: 
Die Frau führe den Haushalt; sie müsse daher auch 
die Mittel haben, um den Haushalt führen zu 
können. Da im allgemeinen nur der Mann erwerbs-
tätig sei, müsse sie die Möglichkeit haben, Ge-
schäfte mit Wirkung für ihren Mann vorzunehmen 
und ihn durch diese Geschäfte zu verpflichten. Der 
Frau müsse also weiterhin die Schlüsselgewalt zu-
stehen. Es bestehe aber kein Grund, dem Mann ein 
derartiges Recht zu gewähren; es fehle beim 
Mann an der Grundlage einer solchen Befugnis, 
nämlich daran, daß er den Haushalt führe, ohne 
erwerbstätig zu sein. Die Verhältnisse lägen also 
bei Mann und Frau verschieden; der Grundsatz 
der Gleichberechtigung verlange daher nicht eine 
gleiche Behandlung der Ehegatten. Demgemäß hat 
der Ausschuß in § 1357 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Halb-
satz 1 der Vorlage die Schlüsselgewalt ausschließ-
lich der Frau übertragen. 

Nach § 1357 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 des Ent-
wurfs soll auch die Frau aus den im Rahmen der 
Schlüsselgewalt abgeschlossenen Geschäften ver-
pflichtet werden, wenn der Mann nicht zahlungs-
fähig ist. Es soll der Mißstand beseitigt werden, 

daß die Frau, die vermögend ist, zum Nachteil der 
Gläubiger Geschäfte abschließen kann, durch die 
sie ausschließlich den vermögenslosen Mann ver-
pflichtet. Diese Regelung entspricht auch der Aus-
gestaltung des Unterhaltsrechts in § 1360 der Vor-
lage. 

Nach § 1357 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 der Vorlage 
kann der Mann die Berechtigung der Frau, Ge-
schäfte mit Wirkung für ihn zu besorgen, be-
schränken oder ausschließen. Hat der Mann die 
Schlüsselgewalt der Frau beschränkt oder ausge-
schlossen, ohne hierzu einen ausreichenden Grund 
zu haben, so wird er damit häufig gegen § 1353 
BGB verstoßen und sich einer Eheverfehlung 
schuldig gemacht haben. Die Beschränkung oder 
Ausschließung ist aber auch in solchem Falle im 
Interesse des Geschäftsverkehrs wirksam; der 
Dritte kann nicht wissen, ob der Mann Maßnahmen 
dieser Art ergreifen durfte. Besteht kein aus-
reichender Grund für die Beschränkung oder Aus-
schließung, so sind diese Maßnahmen jedoch auf 
Antrag der Frau vom Vormundschaftsgericht 
gemäß § 1357 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 der Vorlage 
aufzuheben. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 1358) 
Nach dem Recht des Bürgerlichen Gesetzbuches 

ist die Frau zwar befugt, einen außerhäuslichen 
Beruf auszuüben. Der Mann konnte aber nach 
§ 1358 BGB ein Arbeitsverhältnis der Frau ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn 
er dazu von dem Vormundschaftsgericht ermächtigt 
worden war. § 1358 BGB widerspricht dem Grund-
satz der Gleichberechtigung; er muß deshalb ge-
strichen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Zu § 1360 

Nach § 1360 Abs. 1 BGB hatte grundsätzlich der 
Mann der Frau Unterhalt zu gewähren; nach § 1360 
Abs. 2 BGB brauchte die Frau dem Mann nur für 
den Ausnahmefall Unterhalt zu leisten, daß der 
Mann außerstande war, sich selbst zu unterhalten. 
Diese Bestimmungen wurden ergänzt durch die 
Vorschriften über den ehelichen Aufwand, die in 
den einzelnen Güterständen verschieden aus-
gestaltet waren. Grundsätzlich mußte jedoch der 
Mann den ehelichen Aufwand tragen; die Frau war 
nur verpflichtet, hierzu einen Beitrag zu leisten. 
Da diese Regelung dem Grundsatz der Gleich-
berechtigung widerspricht, hat der Regierungsent-
wurf sie neu geregelt. Die Neuregelung ist in den 
§§ 1360 bis 1361 enthalten. Der Ausschuß hat diese 
Regelung im wesentlichen einstimmig und unver-
ändert übernommen. 

§ 1360 Satz 1 der Vorlage sieht vor, daß die 
Ehegatten einander verpflichtet sind, durch ihre 
Arbeit und mit ihrem Vermögen die Familie an-
gemessen zu unterhalten. Die Unterscheidung zwi-
schen der Unterhaltsverpflichtung im engeren 
Sinne und der bisher in den einzelnen Güter-
ständen geregelten Verbindlichkeit, den ehelichen 
Aufwand zu tragen, wird aufgegeben. Beide Ehe-
gatten sind einander unterhaltspflichtig; beide 
Ehegatten sind einander verpflichtet, für den 
Unterhalt der Kinder zu sorgen. Den Kindern 
erwachsen hieraus keine selbständigen Rechte; die 
Unterhaltsansprüche der Kinder sind ausschließlich 
in den §§ 1601 ff. BGB geregelt. 
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Nach § 1360 Satz 2 Halbsatz 1 erfüllt die Frau 

ihre Verpflichtung, durch Arbeit zum Unterhalt der 
Familie beizutragen, in der Regel durch die Füh-
rung des Haushalts. Der Ausschuß hat die Worte 
„in der Regel" eingefügt; er ist hierbei einem Vor-
schlag des Bundesrates gefolgt, dem sich die 
Bundesregierung angeschlossen hatte. Diese Ergän-
zung dient der Klarstellung. In Ausnahmefällen 
muß auch die Frau erwerbstätig sein; dies ist nach 
§ 1360 Satz 2 Halbsatz 2 der Vorlage der Fall, 
wenn die Arbeitskraft des Mannes und die Ein-
künfte beider Ehegatten zum Unterhalt der Familie 
nicht ausreichen und es den Verhältnissen der 
Ehegatten auch nicht entspricht, daß sie den Stamm 
ihrer Vermögen verwerten. 
Ist der Mann nicht in der Lage, einen Beruf aus-

zuüben, kann er aber den Haushalt führen, so 
erfüllt auch der Mann seine Verpflichtung, durch 
Arbeit zum Unterhalt der Familie beizutragen, 
durch die Führung des Haushalts. Da derartige 
Fälle aber Ausnahmen darstellen, brauchen sie im 
Gesetz nicht hervorgehoben zu werden; ihre Rege-
lung ergibt sich aus der allgemeinen Bestimmung 
des § 1360 Satz 1 des Entwurfs. 

Zu § 1360 a 
§ 1360 a Abs. 1 des Entwurfs bestimmt den Be-

griff des angemessenen Unterhalts. Der Begriff des 
angemessenen Unterhalts faßt ,den Unterhalt im 
engeren Sinne und den ehelichen Aufwand zusam-
men. Es können daher zu seiner Auslegung die 
Grundsätze herangezogen werden, die von der 
Rechtsprechung und vom Schrifttum zum Begriff 
des ehelichen Aufwandes entwickelt worden sind. 

Der angemessene Unterhalt umfaßt einmal alles, 
 was nach den Verhältnissen der Ehegatten erfor-

derlich ist, um die Kosten des Haushaltes zu be-
streiten und die persönlichen Bedürfnisse der  Ehe-
gatten zu befriedigen. Zu den Kosten, die  zur Be-
streitung der persönlichen Bedürfnisse erforderlich 
sind, werden regelmäßig die Beiträge des Ehegat-
ten zu einer religiösen Gemeinschaft, einem kul-
turellen oder politischen Verband oder einem 
wohltätigen Verein gehören. Der Ausschuß hat da-
von abgesehen, die Verpflichtung eines Ehegatten 
zur Leistung derartiger Beiträge für den anderen 
Ehegatten ausdrücklich zu erwähnen, weil er 
glaubt, daß die vorgeschlagene Formulierung zu 
§ 1360 a über das Bestehen einer solchen Verpflich-
tung in der Regel keinen Zweifel erlaubt. 
Der angemessene Unterhalt umfaßt weiter ,alles, 

was erforderlich ist, um den Lebensbedarf der ge-
meinsamen unterhaltsberechtigten Kinder zu be-
friedigen. Eine derartige Verpflichtung bestand 
auch bisher im Verhältnis der Ehegatten zuein-
ander; denn der eheliche Aufwand, den der Mann 
zu tragen und zu dem die Frau beizutragen hatte, 
erfaßte auch den  Unterhalt der Kinder. Zu dem 
Unterhalt, den ein Ehegatte von dem anderen ver-
langen kann, gehört aber nicht, was ein Ehegatte 
benötigt, um seine sonstigen bedürftigen Verwand-
ten zu unterhalten. Kein Ehegatte ist rechtlich ver-
pflichtet, auf dem Umweg über Unterhalts-
ansprüche seines Ehegatten Verwandte seines Ehe-
gatten zu unterhalten. 
Nach § 1360 a Abs. 2 Satz 1 ist der Unterhalt in 

der Weise zu leisten, die durch die eheliche Lebens-
gemeinschaft geboten ist. Diese Vorschrift stimmt 
mit § 1360 Abs. 3 Satz 1 BGB überein; sie wird durch 
den Grundsatz der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter nicht berührt. 

§ 1360 a Abs. 2 Satz 2 verpflichtet den Mann, der 
Frau seinen Beitrag zum gemeinsamen Unterhalt 
der Familie für einen angemessenen Zeitraum im 
voraus zur Verfügung zu stellen. Die Frau kann 
diesen Anspruch im Wege der Klage durchsetzen. 

§ 1360 a Abs. 3 sieht, ebenso wie § 1360 Abs. 3 
Satz 2 BGB, für die Unterhaltspflicht der Ehegatten 
die entsprechende Anwendung der für die Unter-
haltspflicht von Verwandten geltenden Vorschrif-
ten der §§ 1613 bis 1615 BGB vor, in denen der 
Unterhalt für die Vergangenheit, der Verzicht auf 
den Unterhaltsanspruch und das Erlöschen dieses 
Anspruchs geregelt sind. Auch diese Bestimmungen 
werden durch die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau nicht berührt. 

Der Ausschuß hat dem § 1360 a  ides  Regierungs-
entwurfs einen vierten Absatz angefügt, in dem 
die Frage des Prozeßkostenvorschusses geregelt ist. 
Der Regierungsentwurf hatte § 627 ZPO zu einer 
Bestimmung ausgestaltet, die  eine materielle Pro-
zeßkostenvorschußpflicht enthielt; nach § 627 
Abs. 1 Satz 2 ZPO in der Fassung des Regierungs-
entwurfs sollte das Gericht anordnen können, 
daß ein Ehegatte dem anderen einen Prozeß-
kostenvorschuß zu leisten habe, wenn dies der 
Billigkeit entspreche. Der Ausschuß hat diese Be-
stimmung gestrichen und durch § 1360 a Abs. 4 er-
setzt, weil er die in § 627 ZPO vorgesehene Rege-
lung für zu eng hält. Die Prozeßkostenvorschuß-
pflicht darf nach Ansicht des Ausschusses nicht 
auf Ehesachen beschränkt bleiben. Sie soll viel-
mehr, wie § 1360 a Abs. 4 Satz 1 dies jetzt be-
stimmt, für alle Rechtsstreitigkeiten gelten, die 
eine persönliche Angelegenheit eines Ehegatten be

-treffen, also zum Beispiel auch für Abstammungs-
klagen und Entmündigungsverfahren bestehen. Sie 
soll nach § 1360 Abs. 4 Satz 2 weiter auch für die 
Kosten der Verteidigung in einem Strafverfahren 
gelten, daß gegen einen Ehegatten gerichtet ist. 

§ 1360 a Abs. 4 enthält lediglich eine Vorschuß-
pflicht, regelt aber nicht die Frage, ob ein Ehegatte 
kraft Unterhaltsrechts im einzelnen Fall verpflich-
tet sein kann, die Prozeßkosten endgültig zu tragen. 
§ 1360 Abs. 4 schließt eine derartige Verpflichtung 
nicht aus; er läßt die Frage offen. Die Beantwortung 
dieser Frage soll der Rechtsprechung überlassen 
bleiben. 

Zu § 1360 b 
Leistet ein Ehegatte zum Unterhalt der Familie 

einen höheren Beitrag, als ihm obliegt, so ist nach 
§ 1360 b des Entwurfs, der mit der entsprechenden 
Bestimmung des Regierungsentwurfs überein-
stimmt, im Zweifel anzunehmen, daß er nicht be-
absichtigt, von dem ,anderen Ehegatten Ersatz zu 
verlangen. Diese Auslegungsregel, die ihr Vorbild 
in § 1429 BGB hat, entspricht der Lebenserfahrung. 

Zu § 1360 c des Regierungsentwurfs 
Der Regierungsentwurf hatte in § 1360 c vorge-

sehen, daß ein Ehegatte unter Umständen ver-
pflichtet sei, bedürftige Verwandte seines Ehegat-
ten zu unterhalten. Der Bundesrat hatte vorge-
schlagen, diese Bestimmung zu streichen; die Bun-
desregierung hatte sich diesem Vorschlag ange-
schlossen. Der Ausschuß hat erwogen, ob eine der-
artige Bestimmung wiederaufgenommen werden 
solle. Der Ausschuß hat jedoch hiervon abgesehen. 
Er hat hervorgehoben, daß zwar in vielen Fällen 
eine moralische Verpflichtung eines Ehegatten be- 
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stehe, nahe Verwandte seines Ehegatten zu unter-
stützen; er hält aber die Bedenken, die gegen die 
Ausgestaltun der moralischen Verpflichtung in 
eine rechtliche Verbindlichkeit bestehen, für 
schwerwiegend; vor allem könne der Familienfrie-
den in Fällen dieser Art gefährdet werden.. 

Zu § 1361 

Diese Bestimmung der Vorlage regelt die Unter-
haltsverpflichtung der Ehegatten für den Fall, daß 
die Ehegatten getrennt leben. Diese Regelung ist 
erschöpfend. Die §§ 1360 a und 1360 b gelten nur 
insoweit, als dies in § 1361 Abs. 4 Satz 3 des Ent-
wurfs angeordnet ist. 

Leben die Ehegatten getrennt, so kann nach 
§ 1361 Abs. 1 Satz 1 der Vorlage ein Ehegatte von 
dem anderen Unterhalt verlangen, soweit .dies der 
Billigkeit entspricht. Er kann nur seinen eigenen 
Unterhalt verlangen; Unterhalt für die gemein-
samen unterhaltsberechtigten Kinder kann er nicht 
im eigenen Namen, sondern nur als deren gesetz-
licher Vertreter geltend machen (vgl. § 1629 Abs. 2 
Satz 1 Halbsatz 2 der Vorlage). Nach § 1361 Abs. 1 
Satz 2 sind bei der Frage, ob das Unterhaltsverlan-
gen des Ehegatten der Billigkeit entspricht, die 
Gründe, die zur Trennung der Eheleute geführt 
haben, ihre Bedürfnisse und ihre Vermögens- und 
Erwerbsverhältnisse zu berücksichtigen. § 1361 
Abs. 1 gewährt also einen Unterhaltsanspruch, so-
weit dies der Billigkeit entspricht; er lehnt damit 
die Auffassung ab, jeder Ehegatte müsse sich, wenn 
die Ehegatten getrennt lebten, grundsätzlich selbst 
unterhalten. 

§ 1361 Abs. 2 der Vorlage enthält eine Sonder-
regelung für den Fall, daß der Mann die Trennung 
allein oder in erheblich überwiegendem Maße ver-
schuldet hat. In diesem Fall soll die nicht erwerbs-
tätige Frau nur dann darauf verwiesen werden 
dürfen, ihren Unterhalt selbst zu verdienen, wenn 
sie auch bei Fortbestehen der häuslichen Gemein-
schaft zu einer Erwerbstätigkeit verpflichtet wäre 
oder wenn die Inanspruchnahme des Mannes nach 
den besonderen Umständen des Einzelfalles, ins-
besondere mit Rücksicht auf eine frühere Erwerbs-
tätigkeit der Frau oder die kurze Dauer der Ehe 
grob unbillig ist. Diese Bestimmung dient dem 
Schutze der Frau. Hat der Mann  die  Trennung 
allein oder in erheblich überwiegendem Maße ver-
schuldet, so soll die nichterwerbstätige Frau nicht 
ohne weiteres darauf verwiesen werden können, 
sich den Unterhalt selbst zu verdienen. 

Der  Regierungsentwurf hatte in § 1361 Abs. 2 
Satz 1 erster Halbsatz eine Bestimmung vorge-
sehen, wonach einem Ehegatten, der sich durch Ar-
beit oder durch billige Inanspruchnahme seines 
Vermögens unterhalten könne, kein Unterhalts-
anspruch zustehen solle. Der Ausschuß hat diese 
Bestimmung gestrichen. Sie ist nach der Auffas-
sung des Ausschusses überflüssig, weil sich die 
Frage, ob in diesen Fällen ein Anspruch besteht, 
aus § 1361 Abs. 1, Abs. 2 der Vorlage ergebe; sie 
sei auch mißverständlich, weil § 1361 Abs. 2, an 

 dessen Spitze sie gestanden habe, der Frau einen 
Anspruch auch dann gewähre, wenn sie sich durch 
Arbeit selbst ernähren könne. 
Der Ausschuß hat es weiter bei der Frage, ob die 

Inanspruchnahme des  Mannes grob unbillig sei, 
auf eine f r ü her e und nicht, wie der Regierungs-
entwurf, auf eine von der Frau bisher ausge-
übte Erwerbstätigkeit abgestellt, um klarzustellen, 
daß die Frau die Erwerbstätigkeit nicht bis zum 

Zeitpunkt  der  Klage ausgeübt haben oder sogar 
noch zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung 
im Rechtsstreit ausüben müsse; maßgebend sei 
vielmehr die Erwerbstätigkeit, die die Frau früher, 
d. h. vor oder nach der Trennung, ausgeübt habe. 

Schließlich hat der Ausschuß im Gegensatz zum 
Regierungsentwurf das (jugendliche) Alter der 
Frau nicht als Beispiel für einen besonderen Um-
stand aufgeführt, der die Inanspruchnahme des 
Mannes grob unbillig erscheinen lassen könne. Der 
Ausschuß hat  die Aufzählung dieses Beispiels nicht 
für erforderlich gehalten und im übrigen die Mei-
nung vertreten, in vielen Fällen werde, wenn die 
Frau noch jung sei, auch die Ehe nur kurze Zeit ge-
dauert haben; die kurze Dauer der Ehe sei aber  be-
reits als Beispiel dafür aufgeführt, daß die Inan-
spruchnahme des Mannes grob unbillig sein könne. 
Nach § 1361 Abs. 3 des Entwurfs hat keinen Anspruch 
auf Unterhalt, wer gegen den Willen des anderen 
Ehegatten die Herstellung ides  ehelichen Lebens 
verweigert, ohne hierzu berechtigt zu sein. Diese 
Regelung entspricht dem geltenden Recht (§ 1361 
BGB). 

Nach § 1361 Abs. 4 Satz 1 der Vorlage ist der 
Unterhalt, entsprechend dem geltenden Recht, 
durch Zahlung einer Geldrente zu gewähren. Die 
Rente ist nach § 1361 Abs. 4 Satz 2 nicht mehr, 
wie dies in § 1361 Abs. 1 und § 760 Abs. 2 BGB 
vorgesehen ist, vierteljährlich, sondern in Anpas-
sung an die veränderten wirtschaftlichen Verhält-
nisse und die Unterhaltsverpflichtung eines ge-
schiedenen Ehegatten (vgl. § 62 Abs. 1 Satz 2 Ehe-
gesetz 1946) nur noch monatlich im voraus zu ent-
richten. Die in § 1361 Abs. 4 Satz 3 enthaltene Vor-
schrift, wonach der Verpflichtete auch dann den 
vollen Monatsbetrag schuldet, wenn der Berech-
tigte im Laufe des Monats stirbt, entspricht dem 
§ 760 Abs. 3 BGB und dem § 62 Abs. 3 Ehegesetz 
1946. 
Nach § 1361 Abs. 4 Satz 4 sind die Vorschriften 

des § 1360 a Abs. 3, 4 und § 1360 b entsprechend 
anzuwenden; die Änderung gegenüber dem Re-
gierungsentwurf beruht darauf, daß der Regie-
rungsentwurf § 1360 Abs. 4 (Prozeßkostenvorschuß-
pflicht) nicht vorgesehen hatte, in § 1361 Abs. 4 
also auch nicht auf diese Bestimmung verweisen 
konnte. 

Zu § 1361 a 

§ 1361 a der Vorlage behandelt den Anspruch 
der getrennt lebenden Ehegatten auf den ehelichen 
Hausrat. 
§ 1361 a Abs. 1 spricht den Grundsatz aus, 

daß jeder Ehegatte die ihm gehörenden Haushalts-
gegenstände von dem anderen Ehegatten heraus

-

verlangen kann. Er muß sie jedoch nach § 1361 a 
Abs. 1 Satz 2 dem anderen Ehegatten zum Ge-
brauch überlassen, soweit dieser sie zur Führung 
eines abgesonderten Haushalts benötigt und die 
Überlassung der Billigkeit entspricht. Ob die Über-
lassung der Billigkeit entspricht, ist nach Lage des 
Einzelfalles zu beurteilen. 

§ 1361 a Abs. 2 regelt den Fall, daß Haushalts-
gegenstände den Ehegatten gemeinsam gehören; 
sie sollen zwischen den Ehegatten nach den Grund-
sätzen der Billigkeit verteilt werden. 

Nach § 1361 a Abs. 3 Satz 1 entscheidet, wenn 
sich die Ehegatten nicht einigen können, das zu-
ständige Gericht. Nach Artikel 5 der Vorlage ist, wie 
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im Verfahren der Hausratsverteilung nach geschie-
dener Ehe, das Gericht der freiwilligen Gerichts-
barkeit zuständig. Wie in dem Verfahren nach 
geschiedener Ehe kann das Gericht nach § 1361 
Abs. 3 Satz 2 eine angemessene Vergütung für die 
Benutzung der Haushaltsgegenstände festsetzen. 

Der Regierungsentwurf enthielt die Vorschrift, 
daß die Eigentumsverhältnisse unberührt bleiben. 
Der Ausschuß hat diese Bestimmung in § 1361 a 
Abs. 4 durch die Regelung ersetzt, daß die Eigen-
tumsverhältnisse unberührt bleiben, sofern die 
Ehegatten nichts anderes vereinbaren. Neben der 
Bestimmung, daß das Gericht keine Zuweisungen 
zu Eigentum vornehmen kann, enthält die vom 
Ausschuß vorgesehene Vorschrift die Auslegungs-
regel, daß eine von den getrennt lebenden Ehe-
gatten getroffene Einigung über die Verteilung 
des Hausrates die Eigentumsverhältnisse grund-
sätzlich unberührt läßt. Die von dem Ausschuß 
beschlossene Regelung entspricht dem Vorschlag 
des Bundesrates, dem sich die Bundesregierung an-
geschlossen hat. 

Zu § 1362 

§ 1362 der Vorlage regelt die Eigentumsvermu-
tungen. Er stimmt mit dem Vorschlag der Bundes-
regierung überein. 

Nach § 1362 Abs. 1 BGB wird zugunsten der 
Gläubiger des Mannes vermutet, daß die  im Be-
sitz eines Ehegatten oder beider Ehegatten befind-
lichen beweglichen Sachen dem Manne gehören. 
Diese Vermutung kann im Hinblick auf die ver-
änderte Rechtsstellung der Frau nicht aufrechter-
halten und soll deshalb durch die Vorschrift er-
setzt werden, daß zugunsten der Gläubiger des 
Mannes und der Gläubiger der Frau vermutet 
wird, ,die im Besitz eines Ehegatten oder im Mit-
besitz beider Ehegatten befindlichen beweglichen 
Sachen gehörten dem Schuldner. Eine derartige 
Vermutung ist im Interesse des Rechtsverkehrs er-
forderlich. Leben die Ehegatten getrennt, so muß 
sie jedoch entfallen; der Gläubigerschutz würde 
sonst überspannt werden. § 1362 Abs. 1 Satz 2 ent-
hält demgemäß eine entsprechende Ausnahme von 
§ 1362 Abs. 1 Satz 1. 

Nach § 1362 Abs. 2 BGB wird im Verhältnis der 
Ehegatten zueinander und zu den Gläubigern ver-
mutet, daß die für den persönlichen Gebrauch der 
Frau bestimmten Sachen der Frau gehören. § 1362 
Abs. 2 des Entwurfs stellt eine entsprechende Ver-
mutung für beide Ehegatten auf. 

§ 1362 der Vorlage wird für das Zwangsvoll-
streckungsverfahren durch § 739 ZPO in der Fas-
sung der Vorlage ergänzt. 

Zu Artikel 8 Ziff. I Nr. 1 (Übergangsvorschriften) 

Nach Nr. 1 der Übergangsvorschriften sollen sich 
die persönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten 
zueinander, insbesondere die gegenseitige Unter-
haltspflicht, nach den neuen Vorschriften auch 
dann bestimmen, wenn die Ehe vor dem Inkraft-
treten ides  Gesetzes geschlossen worden ist. Den 
gleichen Grundsatz enthält bereits Artikel 199 
EGBGB für die Überleitung der Altehen in das 
neue Recht des Bürgerlichen Gesetzbuchs im Jahre 
1900. 

Bonn, den 25. April 1957 

Wittrock 
Berichterstatter 

IV. Auswirkung der Gleichberechtigung auf das 
Verhältnis der Eltern zu den Kindern 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Dr. Schwarzhaupt 

Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes hat für das 
Verhältnis der Eltern zu den Kindern in doppelter 
Beziehung Bedeutung. Der  Grundsatz der Gleich-
berechtigung betrifft das Verhältnis des Vaters 
und der Mutter zu den Kindern; er betrifft auch 
die Rechte der Töchter und der Söhne gegenüber 
den Eltern im Vergleich miteinander. In beiden 
Richtungen kam der Ausschuß dazu, Änderungen 
des geltenden Rechts vorzuschlagen. Darüber hin-
aus nahm er einige Anpassungen der familien-
rechtlichen Bestimmungen an  heutige Verhältnisse 
vor, die sich nicht unmittelbar aus dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau erge-
ben; so soll z. B. das elterliche Nutznießungsrecht 
,am Kindesvermögen wegfallen und die Zahlung von 
Unterhaltsrente monatlich, nicht wie bisher vier-
teljährlich im voraus, verlangt werden können. 

Im einzelnen sind folgende Vorschläge des Aus-
schusses hervorzuheben: 

1. Haftung für den Unterhalt der Kinder (§ 1606 
Abs. 2, 3 BGB in der Fassung der Vorlage). Bisher 
haftete der Vater vor der Mutter für den Unter-
halt der Kinder. Diese Regelung entspricht dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung in den Fällen 
nicht, in .denen die  Mutter vermögend oder er-
werbstätig ist. Diese Regelung wird auch der Auf-
fassung nicht gerecht, die der Neufassung des 
§ 1360 BGB zugrunde liegt, nach der die nicht er-
werbstätige Ehefrau durch die Führung des Haus-
halts ihre Verpflichtung, zum Unterhalt der Fa-
milie beizutragen, und damit ihre Unterhaltsver-
pflichtung gegenüber den Kindern erfüllt. Des-
halb wird in der Neufassung des § 1606 Abs. 2, 3 
BGB vorgeschlagen, die Haftung beider Eltern 
nebeneinanderzustellen und von ihrem Erwerb 
und ihren Vermögensverhältnissen abhängig zu 
machen. Die Leistung der Mutter und Ehefrau in 
der Führung des Haushalts als Erfüllung ihrer Un-
terhaltspflicht wird durch die Bezugnahme auf 
§ 1360 in der neuen Fassung klargestellt. Zur Ver-
meidung etwaiger Zweifel wird hinzugefügt, daß 
die sinngemäße Anwendung des § 1360 auch dann 
gilt, wenn die Eltern getrennt leben oder wenn 
ihre Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt ist. 

Der Gedanke, daß beide Eltern gesamtschuld-
nerisch für den ganzen Unterhaltsanspruch haften 
sollten, wurde verworfen, weil die Eltern damit 
u. U. über ihre Leistungsfähigkeit hinaus belastet 
würden und Weil oft nach dem Unterhaltsprozeß 
der Kinder ein zweiter Prozeß zwischen den El-
tern geführt werden müßte. 

2. Der Aussteueranspruch der Tochter (§ 1620 
BGB) war umstritten. Einigkeit bestand darin, daß 
die sozialen Verhältnisse, die im Jahre 1900 An-
laß gaben, der Tochter einen Anspruch auf eine 
Aussteuer zu geben, in weiten Kreisen ides  Volkes 
verändert sind. Die Töchter erhalten mehr als 
früher eine Berufsausbildung und verdienen sich 
ihre Aussteuer oder einen Teil derselben selbst. 
Eine gesetzliche Regelung müßte zum Ziel haben, 
Töchter und Söhne in bezug auf das, was die El-
tern für sie an Ausbildungskosten, Ausstattung 
und Aussteuer aufwenden, ,gleichzustellen. Vor-
schläge des Bundesrates und der SPD-Fraktion 
machten den Versuch, Töchtern und Söhnen glei-
cherweise einen Anspruch auf eine Ausstattung 
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zum Zweck der Erlangung einer selbständigen Le-
bensstellung zu geben. Nach eingehender Aus-
sprache wurden diese Vorschläge abgelehnt. Der 
Ausschuß zog die Streichung des Aussteueran-
spruchs der Tochter vor. Er ging dabei davon aus, 
daß der Anspruch der Kinder auf Unterhalt auch 
die Kosten für eine angemessene Ausbildung um-
faßt. Ein Ausstattungsanspruch für beide Kinder 
wurde im Einklang mit den Motiven zum Bürger-
lichen Gesetzbuch als eine zu schwere Belastung 
der Eltern angesehen. Eine derartige Rechtspflicht 
könnte den Kredit insbesondere kinderreicher El-
tern gefährden und Anlaß zu Prozessen zwischen 
Eltern und Kindern bzw. deren Ehegatten geben. 
Die moralische Verpflichtung vermögender Eltern, 
ihren Kindern zur Ergänzung der Ausbildung ein 
Kapital zur Verfügung zu stellen, sei es als Aus-
steuer zur Heirat, sei es zur Begründung eines 
Geschäfts, bleibt bestehen. Sie ist aber bei der 
Verschiedenartigkeit der Lebensverhältnisse nicht 
in eine Rechtsnorm zu fassen, ohne daß sich 
schwere Härten ergeben. Mit dem Rechtsanspruch 
auf eine Aussteuer entfielen auch ,die §§ 1621 bis 
1623. 

3. Elterliche Gewalt 
Die Bestimmungen über die elterliche Gewalt 

waren im Unterausschuß ebenso wie im Rechts-
ausschuß strittig. Man war sich zwar einig dar-
über, daß die elterliche Gewalt im Hinblick auf 
Artikel 3 Abs. 2 GG nicht allein oder überwiegend 
dem Vater zustehen könne. Man stellte deshalb in 
§ 1626 BGB in der Fassung der Vorlage den 
Grundsatz an die Spitze, daß das Kind, solange 
es minderjährig ist, unter der elterlichen Ge-
walt des Vaters und der Mutter steht. Die ge-
meinsame Ausübung der elterlichen Gewalt er-
forderte eine Regelung für den Fall, daß die Eltern 
sich nicht einigen können. Die Mehrheit des Aus-
schusses trat dafür ein, in diesem Fall dem Vater 
das Entscheidungsrecht zu geben, allerdings nicht 
so uneingeschränkt, wie es ihm nach § 1634 BGB 
alter Fassung zustand. Das Mitwirkungsrecht der 
Mutter soll nach § 1628 BGB in der Fassung der 
Vorlage dadurch gesichert werden, daß das Vor-
mundschaftsgericht ihr auf ihren Antrag das Ent-
scheidungsrecht übertragen kann, wenn das Ver-
halten des Vaters in einer Angelegenheit von be-
sonderer Bedeutung dem Wohl des Kindes wider-
spricht oder wenn der Vater beharrlich die Mei-
nung der Mutter übergeht. Als Folgerung aus die-
ser Regelung ergibt sich, daß in der Regel der 
Vater zur Vertretung des Kindes befugt ist; die 
Mutter vertritt das Kind nur, soweit sie die elter-
liche Gewaltallein ausübt oder ihr das Entschei-
dungsrecht übertragen worden ist. Es wäre nicht 
sinnvoll, der  Mutter oder dem Vater die Vertre-
tung oder die Mitvertretung bei Entscheidungen 
zuzumuten, die u. U.  gegen ihren Willen getroffen 
worden sind. Dieser Lösung hat  eine erhebliche 
Minderheit des Ausschusses nicht zugestimmt. Es 
wurde eingewandt, daß sie nicht im Einklang mit 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Frau 
stehe, da der Grundsatz der Gemeinsamkeit der 
Ausübung der elterlichen Gewalt durch zwei gleich-
berechtigte Partner praktisch aufgegeben sei, wenn 
der eine dieser Partner von vornherein wisse, daß 
er, wenn er sich mit dem anderen nicht einige, das 
Entscheidungsrecht habe. Es wurde weiter einge-
wandt, daß diese Regelung nicht der sozialen Wirk-
lichkeit entspreche, da  in der heutigen Familie die 
Erziehung der Kinder und die Entscheidung in 
Sachen der Kinder weitgehend in der Hand der 

Mutter liege. Im Hinblick auf die erhebliche Min-
derheit, die dem Entwurf nicht zustimmte, wurde 
im Ausschuß ein Eventualvorschlag erarbeitet, der 
das Entscheidungsrecht des Vaters streicht und bei-
den Eltern das Recht gibt, unter bestimmten Vor-
aussetzungen die Entscheidung des Vormund-
schaftsgerichts anzurufen. Es wurde der Minder-
heit überlassen, diesen Eventualvorschlag als Än-
derungsantrag einzubringen. 

Sind die Eltern geschieden, so wird in der Regel 
die gemeinsame Ausübung der elterlichen Gewalt 
gelöst. Das Vormundschaftsgericht bestimmt nach 
§ 1671 BGB in der Fassung der Vorlage, ob sie dem 
Vater oder der Mutter übertragen wird. Die 
Entscheidung, die das Vormundschaftsgericht zu 
fällen hat, betrifft die gesamte elterliche Ge-
walt, die Sorge für Person und Vermögen so-
wie die Vertretung des Kindes — nicht, wie 
bisher, allein die Personensorge. Entscheiden-
der Gesichtspunkt ist mehr als im Bürgerlichen 
Gesetzbuch und im Ehegesetz das Wohl des 
Kindes. Soweit dieses gewahrt ist, ist dem gemein-
samen Vorschlag der Eltern zu folgen. Der Schuld-
ausspruch, der nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
in seiner ursprünglichen Fassung entscheidend 
war, tritt in der Neuregelung gegenüber dem Wohl 
des Kindes noch etwas mehr zurück als im Ehe-
gesetz. 

Da die gemeinsame Ausübung der elter-
lichen Gewalt in der Regel ein Zusammenleben 
von Vater und Mutter voraussetzt, war eine Son-
derregelung für den Fall notwendig, daß die El-
tern dauernd getrennt leben. Nach § 1672 BGB 
in der Fassung der Vorlage bestimmt das Vor-
mundschaftsgericht auf Antrag des Vaters 'oder der 
Mutter, welchem von beiden die elterliche Gewalt 
zustehen soll. Dabei sind die gleichen Gesichts-
punkte maßgebend wie im Falle der Scheidung. 
Wenn die Vormundschaftsgerichte bisher mit Mei-
nungsverschiedenheiten der Eltern bei Entschei-
dungen über Angelegenheiten der Kinder befaßt 
waren und seit dem 1. April 1953 über die Ver-
einbarkeit des väterlichen Letztentscheidungsrechts 
mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau zu entscheiden hatten, handelte 
es sich fast immer um getrennt lebende Eheleute. 
Durch die Auflösung der gemeinsamen elterlichen 
Gewalt bei dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
nach der neuen Regelung im § 1672 wird ein gro-
ßer Teil der Fälle, in denen die Gerichte auf Grund 
von Meinungsverschiedenheiten gemäß § 1627 ff. in 
Anspruch genommen werden konnten, erledigt. 

4. Der Ausschuß war der Auffassung, daß das 
Recht der unehelichen Kinder auf Grund des Ar-
tikels 3 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu ändern 
war. Daß die rechtlichen Beziehungen des Vaters 
und der Mutter zu dem unehelichen Kind verschie-
den gestaltet sind, beruht nicht auf einem ver-
schiedenen rechtlichen Rang der Geschlechter. 
Allerdings sprechen rechtliche und soziologische 
Gründe, die auch mittelbar mit der veränderten 
Stellung der Frau in der Gesellschaft zu tun haben, 
für eine Reform des unehelichen Rechts, die einem 
späteren Gesetz vorbehalten bleiben mußte. 

5. Ebenso konnte einer allgemeinen Reform des 
Adoptionsrechts nicht vorgegriffen werden. Nur 
§ 1758 über den Namen des von einer Frau adop-
tierten Kindes hat einen unmittelbaren Zusammen-
hang mit der Rechtsstellung der Frau. Die Neufas-
sung der Bestimmung war im Ausschuß zunächst 
sehr umstritten. Es bestand Einigkeit darüber, daß 
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die bisher gültige Regelung, nach der ein Kind, 
das von einer verheirateten, geschiedenen oder 
verwitweten Frau adoptiert wird, deren Mädchen-
namen erhält, nicht aufrechterhalten bleiben kann. 
Das Interesse der Frau und des Adoptivkindes 
wird im allgemeinen dahin gehen, daß das Kind 
den Namen erhält, den die Frau im Zeitpunkt der 
Adoption führt. Andererseits haben der Ehemann, 
der geschiedene Mann oder die Familie des ver-
storbenen Mannes ein Interesse daran, daß ihr Fa-
milienname nicht durch eine Adoption mißbraucht 
wird. Der Regierungsentwurf hatte versucht, den 
beiderseitigen Interessen dadurch gerecht zu wer-
den, daß er als Grundsatz vorsah, daß das Kind 
den Mädchennamen der Frau erhält, daß das Vor-
mundschaftsgericht aber auf Antrag der Mutter 
und des Kindes bestimmen kann, daß es den Na-
men erhält, den die Frau z. Z. der Adoption führt. 
Dabei sollten wichtige Gründe, die der frühere 
Ehemann oder seine Familie gegen die Übertra-
gung des Namens vorzubringen hatten, berück-
sichtigt werden müssen. Im Ausschuß wurde da-
gegen die Meinung vertreten, man müsse, wenn 
man der Rechtsstellung der Frau gerecht werden 
wolle, den Grundsatz voranstellen, daß das Kind 
den Namen erhält, den die Frau bei der Adoption 
führt. Um andererseits dem Interesse des früheren 
Ehemannes oder seiner Familie gerecht werden 
zu können, soll es von der Vereinbarung im An-
nahmevertrag abhängig sein, welchen Namen das 
Kind erhält. Diese Vereinbarung soll nach dem 
neueinzufügenden § 1758 a BGB der Zustimmung 
des Ehemannes oder des früheren Ehemannes der 
Frau bedürfen, die unter bestimmten Vorausset-
zungen durch das Vormundschaftsgericht ersetzt 
werden kann. Diese Lösung wird in der Regel dazu 
führen, daß Mutter und Kind vereinbaren, daß das 
Kind den Ehenamen der Frau führt, daß also 
Mutter und Kind den gleichen Namen tragen. Es 
müssen wichtige Interessen des Mannes nachge-
wiesen sein, damit der Eintritt dieser Normal-
läsung verhindert werden kann. Da Namensadop-
tionen, die ohne Zweifel ein Mißbrauch des Ehe-
namens der Frau wären, ohnehin ausgeschlossen 
sein sollen, bleiben für die Versagung der Zustim-
mung nur Fälle wie der, daß der Mann die Ehe-
lichkeit eines während der Ehe geborenen Kindes 
mit Erfolg angefochten hat und sich dagegen 
wendet, daß dieses Kind nach Scheidung seiner 
Ehe durch Adoption seinen Namen erhält. 

6. Zur Überleitung in den neuen Rechtszustand 
waren einige Sonderregelungen erforderlich. Wenn 
vor Inkrafttreten des Gesetzes in einem Testament, 
durch das das Kind bedacht ist, bestimmt war, daß 
der Vater von der Verwaltung dieses Erbes aus-
geschlossen sein soll, so wird nach Nr. 9 der Über-
gangsvorschriften diese Ausschlußbestimmung auch 
gegenüber der Mutter, die jetzt an dem Recht zur 
Verwaltung des Vermögens des Kindes teilnimmt, 
gültig. 

Die Neuregelung in bezug auf den Namen des 
adoptierten Kindes soll auch den Adoptivmüttern 
und Adoptivkindern zugute kommen, die den 
Adoptionsvertrag unter dem alten Recht abgeschlos-
sen haben. In diesen Fällen, in denen das Kind 
nach der alten Regelung einen anderen Namen als 
die Adoptivmutter führt, nämlich deren Mädchen-
namen, soll der Vormundschaftsrichter nach Nr. 10 
der Übergangsvorschriften auf Antrag der Adop-
tivmutter bestimmen können, daß das Kind ihren 
Ehenamen führt. Dabei muß die Zustimmung des 

Ehemannes, des früheren Ehemannes oder der Fa-
milie des verstorbenen Ehemannes mit etwa den 
gleichen Maßgaben eingeholt werden wie bei Adop-
tionsverträgen, die nach Inkrafttreten des Geset-
zes abgeschlossen werden. 

7. Die grundsätzlichen Änderungen brachten 
viele Neuregelungen und Umformulierungen von 
Bestimmungen als Konsequenz der getroffenen 
Grundsatzentscheidungen mit sich. Im einzelnen 
sind sie in einem Bericht von MinRat Massfeller und 
OLGRat Dr. Reinicke im Bundesanzeiger Nr. 59 
vom 26. März 1957 dargestellt. Auf diesen Bericht 
wird Bezug genommen. 

Bonn, den 25. April 1957 

Frau Dr. Schwarzhaupt 
Berichterstatterin 

V. Prozessuale Vorschriften 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wahl 

Als das Bürgerliche Gesetzbuch geschaffen wurde, 
wurden nicht nur die alten Verfahrensgesetze der 
Zivilprozeßordnung und der Konkursordnung von 
1879 den Lösungen des neu in Kraft tretenden 
bürgerlichen Rechts angepaßt, sondern als soge-
nanntes Nebengesetz auch das Gesetz über die frei-
willige Gerichtsbarkeit (FGG) erlassen, das für die 
Mitwirkung der Gerichte in denjenigen Angelegen-
heiten, die nicht auf dem Prozeßweg ihre Erledi-
gung finden, die Verfahrensgrundlagen schuf. Es 
liegt auf der Hand, daß das für das bürgerliche 
Recht so einschneidende Gleichberechtigungsgesetz 
auch zahlreiche Änderungen dieser Verfahrensge-
setze erfordert. Sie sind in den Artikeln 2, 3 und 4 
dieses Gesetzes enthalten. Die weiteren Artikel 5, 
6 und 7 bringen notwendige Reformen der Verord-
nung über die Behandlung der Ehewohnung und 
des Hausrates nach der Scheidung, des Rechtspfle-
gergesetzes sowie der Kostenordnung. 

Der Inhalt dieser Reformen ist von verschiede-
nem Gewicht. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Zivilprozeßordnung) 
1. Grundsätzliche Bedeutung dürfte der Ände-

rung der Zuständigkeitsvorschriften zukommen, in-
dem die Beseitigung des rechtlichen Übergewichtes 
des Mannes in Ehe und Familie die Aufrechterhal-
tung der alten Zuständigkeitsvorschriften verbot, 
die für Ehe- und Familienauseinandersetzungen 
den Gerichtsstand des Mannes maßgebend sein lie-
ßen. In der Tat teilt die Frau nicht mehr kraft Ge-
setzes den Wohnsitz des Mannes, da § 10 BGB nach 
der Vorlage gestrichen werden soll. Sie hat also 
einen eigenen Wohnsitz, und es galt, daraus die 
Folgerungen für die Zuständigkeit in Familien-
prozessen zu ziehen. 

Für die Unterhaltsansprüche der Kinder, die 
beide Eltern auf Unterhalt verklagen, bestand bis-
her keine Sondervorschrift; sie konnten den Prozeß 
am Wohnsitz des Vaters anstrengen, der bei beste-
hender Ehe auch der Wohnsitz der Mutter war. 
Nun ist vorgesehen, daß das Kind, um nicht an dem 
Wohnsitz beider Elternteile klagen zu müssen, nach 
seiner Wahl entweder am Wohnsitz des Vaters oder 
der Mutter gegen beide Elternteile klagen kann 
(Artikel 2 Nr. 1). 



2. Deutscher Bundestag — 206. Sitzung. Bonn; Freitag, den 3. Mai 1957 	 11861 
(Dr. Wahl) 
Wichtiger noch ist die neue Zuständigkeitsrege-

lung für den Eheprozeß (Artikel 2 Nr. 2). 

Früher war der Wohnsitz des Mannes allein 
maßgebend. In der jetzt geltenden Fassung kommt 
es auf den gewöhnlichen Aufenthalt des Mannes 
nur an, wenn ein gemeinsamer gewähnlicher Auf-
enthalt beider Ehegatten fehlt. Auch diese Vor-
schrift mußte fallen. Nunmehr soll es auf den ge-
genwärtigen gemeinsamen gewöhnlichen Aufent-
halt beider Ehegatten ankommen (§ 606 ZPO i. d. 
Fassung der Vorlage). Auch der frühere gemein-
same Aufenthalt begründet die Zuständigkeit des 
Gerichts, wenn zur Zeit der Erhebung der Klage 
wenigstens ein Ehegatte im Gerichtsbezirk noch an-
sässig ist. Fehlt es auch an dieser Voraussetzung, 
so muß jeder Ehegatte den Ehepartner an dessen 
Wohnsitz verklagen, und wenn beide klagen, so sind 
die  Klagen bei dem Gericht zu behandeln, bei dem 
die Klage zuerst erhoben warden ist. Sind die Kla-
gen am gleichen Tage rechtshängig geworden, so 
entscheidet nach § 36 ZPO das beiden angerufenen 
Gerichten übergeordnete Gericht. 

§ 606 a ZPO i. d. Fassung der Vorlage bezweckt, 
die Anerkennung im Ausland ergangener Entschei-
dungen in Ehesachen auch dann zu ermöglichen, 
wenn dort noch eine ältere abweichende Zuständig-
keitsordnung angewendet wurde, freilich nur, 

a) wenn es sich um einen Prozeß gegen einen Aus-
länder handelt, 

b) wenn der Beklagte seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt im Ausland hat oder wenn die Ehegat-
ten ihren gewöhnlichen Aufenthalt zuletzt im 
Ausland gehabt haben oder 

c) wenn der Beklagte die Anerkennung der  Ent-
scheidung beantragt. 

Der dritten Möglichkeit liegt die Erwägung zu-
grunde, daß, wenn der Beklagte die Abweichung 
der Zuständigkeitsordnung des Auslandes von dem 
nunmehr eingeführten Zuständigkeitsrecht nicht 
rügt, die fehlende Zuständigkeit kein Hindernis für 
die Anerkennung der ausländischen Entscheidung 
sein soll. 

Die Bestimmung des § 606 b ZPO in der Fassung 
der Vorlage stimmt wörtlich mit § 606 Abs. 3 ZPO 
letzter Fassung überein. Die Bedeutung der Vor-
schrift liegt in der Übernahme des vom Bundesge-
richtshof (NJW 1954, 837) ausgesprochenen Stand-
punktes seitens des Gesetzgebers, daß die Maßgeb-
lichkeit des Heimatrechts des Mannes, für die Ehe-
scheidung mindestens dann mit dem Gleichheits-
grundsatz vereinbar ist, wenn keiner der Ehegatten 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Freilich 
ist damit noch nicht gesagt, daß das Heimatrecht 
des Mannes für die Ehescheidung für alle Zeiten 
maßgebend bleiben wird. Je nachdem, wie das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht die Wirkungen 
der Eheschließung auf die Staatsangehörigkeit der 
Frau reformieren wird, kann sich eine Überarbei-
tung unseres Kollisionsrechts, das in seiner ur-
sprünglichen Konzeption von der einheitlichen 
Staatsangehörigkeit der Eheleute und ihrer Kinder 
ausging, als notwendig erweisen. Einstweilen kann 
aber dieses Problem auf sich beruhen, zumal der 
Bundesgerichtshof im Grundsatz des Artikels 17 
Abs. 1 EGBGB keinen Verstoß gegen die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau erblickt hat. Auch 
die Streichung des Erfordernisses des inländischen 
Wohnsitzes aus der Vorschrift des § 45 FGG sollte 
nach der Meinung des Ausschusses keine Stellung-

nahme zu den Grenzen der inländischen Gerichts

-

barkeit zum Ausdruck bringen, da die internatio-
nalrechtlichen Probleme einstweilen ausgeklam-
mert werden mußten. 

Wie für den streitigen Eheprozeß konnte auch 
für die Mitwirkung des Vormundschaftsgerichtes in 
Ehesachen es nicht bei dem Grundsatz bleiben, daß 
das Vormundschaftsgericht am Wohnsitz des Man-
nes zuständig ist. Die Vorlage stellt deshalb auf 
den gegenwärtigen oder letzten gemeinsamen 
Wohnsitz beider Eheleute ab, wobei auch hier für 
den letzten gemeinsamen Wohnsitz erfordert wird, 
daß z. Z. der Einleitung des Verfahrens wenigstens 
ein Ehegatte in diesem Bezirk ansässig ist. Ist das 
nicht der Fall, dann ist das Gericht am Wohnsitz 
desjenigen Ehegatten zuständig, der durch das Ver-
fahren in seinen Rechten betroffen wird. Ist danach 
ein inländisches Gericht nicht zuständig, so kann 
der Antragsteller das Gericht seines eigenen Wohn-
sitzes angehen (Artikel 4 Nr. 3 und 12). 

2. Entsprechend wurde die wechselseitige Ge-
währung von Antragsrechten in den Fällen gere-
gelt, in denen bisher nur der Mann in Sachen der 
Frau ein Antragsrecht hatte. Jetzt soll auch die 
Frau ein entsprechendes Antragsrecht in Sachen 
des Mannes haben. Während § 646 ZPO bei der 
Entmündigung bisher bestimmte, daß der Entmün-
digungsantrag gegen eine Ehefrau nur dann von 
den Verwandten der Frau gestellt werden dürfe, 
wenn der Ehemann die Ehefrau verlassen hat oder 
wenn er zur Stellung des Antrages dauernd außer-
stande oder sein Aufenthalt unbekannt ist, gilt 
jetzt das Entsprechende auch für die Entmündi-
gung des Mannes: seine Verwandten haben, wenn 
nicht die häusliche Gemeinschaft zwischen den Ehe-
gatten aufgehoben ist, das Antragsrecht nur, wenn 
seine Ehefrau aus den genannten Gründen den An-
trag nicht stellen kann (Artikel 2 Nr. 3). 

Entsprechend der Neuregelung der Eigentums-
vermutung des § 1362 BGB bestimmt nunmehr 
§ 739 ZPO, daß bei der Zwangsvollstreckung der 
Gerichtsvollzieher davon ausgehen kann, daß die 
Sachen, die sich im Besitze entweder eines Ehegat-
ten oder beider Ehegatten befinden, sich im Gewahr-
sam oder Besitz des Vollstreckungsschuldners befin-
den. Die Ausnahmen des Grundsatzes des § 1362 
BGB in der Fassung der Vorlage bei Getrenntleben 
der Ehegatten oder bei den ausschließlich zum per-
sönlichen Gebrauch eines Ehegatten bestimmten Sa-
chen gelten natürlich auch hier (Artikel 2 Nr. 4). 

3. Die Mehrzahl der Änderungen bezieht sich auf 
die Sondervorschriften der Zivilprozeßordnung für 
die Zwangsvollstreckung bei den einzelnen Güter-
ständen (Artikel 2 Nr. 4). 

Dadurch, daß der gesetzliche Güterstand der Ver-
waltung und Nutznießung und als gesetzlich nor-
mierte Wahlgüterstände die Errungenschafts- und 
Fahrnisgemeinschaft künftig wegfallen, sind zu-
nächst zahlreiche Bestimmungen überhaupt über-
flüssig, soweit sie sich auf die wegfallenden Güter-
stände beziehen (vgl. die neugefaßten §§ 740 Abs. 1, 
742, 743, 744, 774, 860 ZPO). Dazu kommt die wei-
tere Komplikation, daß auch bei der allgemeinen 
Gütergemeinschaft die im Ehevertrag vorsehbaren 
Möglichkeiten der Verwaltung des Gesamtgutes 
durch die Frau allein oder durch beide Ehegatten 
zusammen zu berücksichtigen waren. Obwohl in 
den Übergangsbestimmungen (Artikel 8 Ziff. I 
Nr. 7) vorgesehen ist, daß die Güterstände der Er-
rungenschafts- und Fahrnisgemeinschaft, soweit sie 
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vor dem 1. April 1953 vereinbart waren, fortgelten 
und daß insoweit die alten Vorschriften noch anzu-
wenden sind, glaubte der Gesetzgeber zur Strei-
chung aller Spezialvorschriften für diese Güter-
stände berechtigt zu sein, weil es sich um eine 
Frage des intertemporalen Rechts handelt, das häu-
fig bei veränderter Gesetzgebung in Einzelfragen 
auf dasjenige Gesetz Bezug nehmen muß, das im 
ganzen seine Geltung verloren hat. 

Eine zweite Gruppe von Änderungen des 
Zwangsvollstreckungsrechts löst entsprechend den 
neuen Regelungen des bürgerlichen Rechts die 
Gleichheitsfrage so, daß auch in der Zwangsvoll-
streckung bisher zugunsten des Mannes oder zum 
Nachteil der Frau geltende Differenzierungen nun-
mehr durch entsprechende Anwendung der bisheri-
gen Lösung auch auf den anderen Teil in Wegfall 
kommen. 

Früher genügte in einer gütergemeinschaftlichen 
Ehe zur Vollstreckung in das Gesamtgut ein Voll-
streckungstitel gegen die Ehefrau, wenn sie ein 
selbständiges Erwerbsgeschäft betrieb, sofern nicht 
der Ehemann einen Einspruch gegen das selbstän-
dige Erwerbsgeschäft der Ehefrau in das Güter-
rechtsregister eintragen ließ. Nunmehr sollen auch 
aus dem selbständigen Erwerbsgeschäft des Man-
nes herrührende Schulden auf Grund eines Titels 
gegen den Mann in das Gesamtgut vollstreckbar 
sein, sofern nicht die Frau, die das Gesamtgut al-
lein oder mit dem Mann verwaltet, in der gleichen 
formalisierten Weise dem Erwerbsgeschäft ihres 
Ehemannes widersprochen hatte (§ 741 ZPO in der 
Fassung der Vorlage). Die Reform wird dadurch 
verwirklicht, daß an Stelle des Wortes „Ehemann" 
bzw. „Ehefrau" im bisherigen Text die Worte 
„Ehegatte" bzw. „Ehegattin" treten. Diese Methode 
wird in enger Anlehnung an die bürgerlich-recht-
lichen Vorschriften in den Bestimmungen der §§ 
741, 744, 745 Abs. 2, 774 und 999 ZPO in der 
Fassung der Vorlage angewendet. 

Zentrale Bedeutung hat der § 740 Abs. 2 ZPO in 
der Neufassung. Danach ist die Zwangsvollstrek-
kung in das Gesamtgut, das beide Ehegatten ge-
meinschaftlich verwalten, nur zulässig, wenn beide 
Ehegatten zur Leistung verurteilt worden sind. 

Durch die Streichung des bisherigen gesetzlichen 
Güterstandes der Verwaltung und Nutznießung 
entfallen die Vorschriften des § 861 ZPO, durch den 
Wegfall des Nutznießungsrechts der Eltern am Kin-
desvermögen ferner die §§ 862 und 746 ZPO (Arti-
kel 2 Nr. 10 und 5). 

Endlich soll mit Rücksicht auf die persönliche 
Entscheidung des Berechtigten, die auf alle Fälle 
gewahrt bleiben soll, wie z. B. bei dem Rückforde-
rungsanspruch wegen Bedürftigkeit des Schenkers 
oder dem Schmerzensgeldanspruch des Verletzten, 
auch der Zugewinnausgleich der Pfändung nur 
dann unterliegen, wenn er durch Vertrag aner-
kannt oder rechtshängig geworden ist (Artikel 2 
Nr. 8). 

Zu Artikel 3 (Änderungen der Konkursordnung 
und der Vergleichsordnung) 

§ 2 KO in der Fassung der Vorlage zieht die Fol-
gerungen aus der Anpassung der allgemeinen Gü-
tergemeinschaft an den Gleichberechtigungsgrund-
satz. Hieß es bisher, daß das Konkursverfahren 
über das Vermögen des Mannes das Gesamtgut er-
greift, so wird jetzt die Bestimmung auf jeden Ehe-

gatten bezogen, der das Gesamtgut allein verwaltet 
und in Konkurs fällt. Verwalten die Ehegatten das 
Gesamtgut gemeinschaftlich, so wird das Gesamt-
gut durch das Konkursverfahren über das Ver-
mögen eines Ehegatten nicht berührt, doch fin-
det über das Gesamtgut ein selbständiger Konkurs 
statt, dessen Einzelheiten in den neueinzufügenden 
§§ 236 a bis c KO geregelt werden. Es kann nicht 
ohne weiteres bei gemeinsamer Verwaltung das 
Gesamtgut der Konkursmasse des einen oder an-
deren Ehegatten zugeschlagen werden, da die Ver-
waltungsbefugnis auch die Verfügungsbefugnis 
(mit einigen wichtigen Ausnahmen) einschließt 
(Artikel 3 Ziff. I Nr. 1). 

§ 45 KO in der Fassung der Vorlage wendet den 
Gedanken der Beschränkung des Aussonderungs-
rechts der Ehefrau nun auch auf den Tatbestand 
an, daß die Frau in Konkurs fällt und der Ehemann 
aussondern will. Jeweils der aussondernde Ehe-
gatte muß beweisen, daß die während der Ehe er-
worbenen Gegenstände nicht mit Mitteln des Ge-
meinschuldners angeschafft worden sind (Artikel 3 
Ziff. I Nr. 2). 
§ 218 KO in der Fassung der Vorlage handelt von 

dem Antragsrecht auf Eröffnung des Nachlaßkon-
kurses, wenn ein Nachlaß zum Gesamtgut der Gü-
tergemeinschaft gehört. Entsprechend dem alleini-
gen Verwaltungsrecht des Mannes am Gesamtgut 
der Gütergemeinschaft war auch dieses Antrags-
recht besonders gestaltet. Die neue Bestimmung 
verallgemeinert die Regelung durch die Zuerken-
nung des Antragsrechts an jeden Ehegatten, wenn 
der Nachlaß seinem Ehepartner gehört, er selbst 
aber das Gesamtgut verwaltet. 

§ 219 Abs. 2 und § 234 Abs. 2 KO in der Fassung 
der Vorlage enthalten eine entsprechende Regelung 
für einige Sonderfälle (Artikel 3 Ziff. I Nr. 3 und 4). 

Die Regelung des § 234 KO erforderte eine An-
passung des Vergleichsverfahrens zur Abwendung 
des Nachlaßkonkurses. Die bisher als Nr. 8 des 
§ 113 VerglO aufgeführte Bestimmung wird gestri-
chen und dem § 113 VerglO in einer an den neuen 
§ 234 KO angepaßten Form als Absatz 2 angefügt 
(Artikel 3 Ziff. II Nr. 1 und 2). 

Die §§ 114 a und b VerglO in der Fassung der 
Vorlage betreffen das Sondervergleichsverfahren 
über das Gesamtgut in der Gütergemeinschaft, das 
ebenso zulässig ist wie der Sonderkonkurs über das 
Gesamtgut. Nur muß anders als beim Konkurs, den 
jeder Ehegatte beantragen kann, hier als Ausfluß 
der gemeinschaftlichen Verwaltung der Antrag von 
beiden Ehegatten gestellt werden (Artikel 3 Ziff. II 
Nr. 3). 

Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über die An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) 

Die Zuständigkeit des § 43 Abs. 2 FGG war ent-
sprechend zu ergänzen, da nunmehr auch dem 
Vater ein Beistand bestellt werden kann (vgl. 
§ 1685 BGB in der Fassung der Vorlage — Artikel 4 
Nr. 1). 

§ 44 FGG in der Neufassung trägt der Tatsache 
Rechnung, daß § 1665 BGB gestrichen wird und nach 
der für beide Eltern vorgesehenen Bestimmung des 
§ 1693 BGB die entsprechenden vormundschafts-
gerichtlichen Maßnahmen getroffen werden können 
(Artikel 4 Nr. 2). 

Die Neufassung des § 48 FGG berücksichtigt den 
Wegfall des § 1697 BGB. Die Mutter verliert nun- 
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(Dr. Wahl) 
mehr ebensowenig die elterliche Gewalt über ein 
minderjähriges Kind bei Eingehung einer neuen 
Ehe wie bisher der Vater. In diesem Falle braucht 
der Standesbeamte dem Vormundschaftsgericht 
keine Mitteilung zu machen, denn in Zukunft 
braucht dem Kind kein Vormund mehr bestellt zu 
werden (Artikel 4 Nr. 4). 

§ 50 FGG in der Fassung der Vorlage erweitert 
die Mitteilungspflicht des Gerichts gegenüber dem 
Vormundschaftsgericht, da in den neuen Vorschrif-
ten über die elterliche Gewalt (§§ 1679, 1680 BGB) 
dem Vormundschaftsgericht auch Maßnahmen über-
tragen werden, die nicht die Anordnung einer Vor-
mundschaft oder Pflegschaft betreffen (Artikel 4 
Nr. 5). 

§ 51 FGG in der Fassung der Vorlage enthält die 
durch die Änderung des materiellen Rechts not-
wendig gewordenen neuen Bestimmungen über das 
Wirksamwerden der Verfügungen des Vormund-
schaftsgerichts für den Fall, daß Vater oder Mutter 
an der Ausübung der elterlichen Gewalt tatsächlich 
auf längere Zeit verhindert sind (Artikel 4 Nr. 5). 

Durch den Wegfall des Kündigungsrechts des 
Mannes nach § 1358 BGB war § 53 FGG, der unter 
anderem diesen Fall behandelt, entsprechend zu 
beschränken (Artikel 4 Nr. 6). 

Der neu einzufügende § 53 a FGG ist der Regelung 
über die gütliche Einigung bei der Auseinanderset-
zung zwischen Miterben nachgebildet und soll auch 
bei der Festsetzung des Zugewinnausgleichs diese 
bewährte Art der Beilegung von Familienstreitig-
keiten ermöglichen (Artikel 4 Nr. 7). 

Da nach den materiell-rechtlichen Bestimmungen 
einem Elternteil nur noch auf dessen Antrag ein 
Beistand bestellt werden kann (§ 1685 BGB in der 
Fassung der Vorlage), war § 57 Abs. 1 Nr. 5 FGG 
zu streichen, der ein Beschwerderecht dem Ehegat-
ten, den Verwandten und Verschwägerten des Kin-
des einräumte. Jetzt steht das Beschwerderecht nur 
dem antragstellenden Ehegatten zu. In § 57 Abs. 1 
Nr. 8 und § 58 Abs. 2 FGG werden sinngemäß einige 
Verweisungen geändert (Artikel 4 Nr. 8 und 10). 

Nach dem neuen Adoptionsrecht kann eine Ehe-
frau dem Adoptionskind den Namen ihres Ehe-
mannes oder ihres früheren Ehemannes übertra-
gen. Hierzu ist die Zustimmung des Ehemannes er-
forderlich, dessen Namen das Kind erhalten soll. 
Ist der Mann verstorben, so kann das Vormund-
schaftsgericht seine Zustimmung ersetzen. Der neu

-einzufügende § 57a FGG beschränkt das Be-
schwerderecht auf die Eltern .des Verstorbenen 
(Artikel 4 Nr. 9). 

§ 60 Abs. 1 Nr. 1 FGG mußte neu gefaßt werden, 
weil die materiell-rechtlichen Bestimmungen eine 
Berufung zur Beistandspflicht nicht mehr vorsehen 
(vgl. §§ 1694, 1792 Abs. 4, 1776 und 1691 Abs. 1 
BGB in der Fassung der Vorlage — Artikel 4 Nr. 11). 

§ 99 FGG in der Fassung der Vorlage enthält le-
diglich eine redaktionelle Änderung, da es nur noch 
einen gemeinschaftlichen Güterstand gibt (Erset-
zung des unbestimmten durch den bestimmten Ar-
tikel — Artikel 4 Nr. 12). 

Zu Artikel 5 (Änderung der Verordnung über die 
Behandlung der Ehewohnung und des Hausrats 
nach der Scheidung) 

Artikel 5 überträgt dem Richter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die Entscheidung über die Vertei-

lung des Hausrats auch für den Fall des Getrennt-
lebens der Ehegatten. Es ist angemessen, die bis-
herige Kompetenz des Prozeßrichters zugunsten 
des Vormundschaftsrichters abzuschaffen, da nach 
der Scheidung diese dem Vormundschaftsrichter 
bereits zukommt. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Rechtspflegergesetzes) 

Da das Gesetz die Kompetenz des Vormund-
schaftsgerichts für die Entscheidung über den An-
spruch eines Ehegatten auf Herausgabe eines Kin-
des gegenüber dem anderen Ehegatten klargestellt 
hat, war es richtig, diese Entscheidung im Rechts-
pflegergesetz dem Richter vorzubehalten (Artikel 6 
Nr. 1). Die Nr. 7, 8, 9, 10 und 12 des § 12 des Rechts-
pflegergesetzes (Artikel 6 Nr. 2 bis 6) mußten in-
folge der Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
neu gefaßt werden. 

Auch die Grundentscheidung über die elterliche 
Gewalt (§§ 1672, 1678 bis 1680 BGB in der Fassung 
der Vorlage) bleibt dem Vormundschaftsrichter vor-
behalten. Das gleiche gilt für die Stundung der 
Ausgleichsforderung und die Übertragung von Ge-
genständen unter Anrechnung auf die Ausgleichs-
forderung nach den §§ 1382, 1383 BGB in der Fas-
sung des Entwurfs (Artikel 6 Nr. 7 und 8). 

Zu Artikel 7 (Änderung der Kostenordnung) 

Die Reform der Kostenordnung ergänzt die 
Fälle, in denen die volle Gebühr erhoben wird, 
entsprechend der Erweiterung der vormundschafts-
gerichtlichen Zuständigkeit auf weitere ihr nun 
übertragene Verrichtungen. Außerdem trägt sie den 
veränderten Paragraphenbezeichnungen in den 
Verweisen Rechnung.  

Bonn, den 25. April 1957 

Dr. Wahl 
Berichterstatter 

Anlage 8 	 Umdruck 1035 
(Vgl. S. 11768 A) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Weber 
(Koblenz), Frau Rösch, Dr. Schneider (Lollar), Seidl 
(Dorfen), Dr. Wahl, Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) 
und Genossen zur zweiten Beratung des Entwurfs 
des Gleichberechtigungsgesetzes (Drucksachen 3409, 
112, 178, 224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 

Unter Nummer 5 wird § 1354 in der Fassung der 
Regierungsvorlage (Drucksache 224) wiederherge-
stellt. 

Bonn, den 3. Mai 1957 

Dr. Weber (Koblenz) 
Frau Rösch 
Seidl (Dorfen) 
Dr. Wahl 
Frau Dr. h. c. Weber 

(Aachen) 
Bauknecht 
Becker (Pirmasens) 
Berendsen 
Dr. Bergmeyer 
Blank (Dortmund) 

Frau Dr. Bleyler 
(Freiburg) 

Blöcker 
Brese 
Dr. Brönner 
Brookmann (Kiel) 
Brück 
Dr. Bucerius 
Dr. von Buchka 
Caspers 
Dr. Conring 
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Diedrichsen 
Frau Dietz 
Etzenbach 
Even 
Finckh 
Franzen 
Dr. Dresbach 
Frau Dr. Gantenberg 
Gibbert 
Gengler 
Dr. Glasmeyer 
Glüsing 
Goldhagen 
Dr. Graf 
Gumrum 
Haasler 
Hahn 
Harnischfeger 
Heix 
Dr. Graf Henckel 
Hilbert 
Höcherl 
Holla 
Hoogen 
Horn 
Jahn (Stuttgart) 
Josten 
Kemper (Trier) 
Dr. Kihn (Würzburg) 
KLausner 
Knapp 
Kroll 
Kunze (Bethel) 
Leibing 
Lenz (Brühl) 

Lenze (Attendorn) 
Leonhard 
Dr. Löhr 
Lücke 
Lulay 
Maier (Mannheim) 
Mayer (Birkenfeld) 
Mensing 
Muckermann 
Dr. Dr. h. c. Müller 

 (Bonn) 
Müser 
Frau Niggemeyer 
Pelster 
Rösing 
Sabel 
Schlick 
Schmücker 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth 
Schulze-Pellengahr 
Spies (Emmenhausen) 
Stauch 
Stiller 
Stingl 
Stücklen 
Teriete 
Thies 
Frau Vietje 
Dr. Werber 
Wolf (Stuttgart) 
Dr. Wuermeling 
Dr. Schneider (Lollar) 
Dr. Brühl 
von Manteuffel (Neuß) 

Anlage 9 	 Umdruck 1032 
(Vgl. S. 11779 A, 11786 A, 11797 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs  des  Gleichberech-
tigungsgesetzes (Drucksachen 3409, 112, 178, 224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 

1. Unter Nummer 6 erhält § 1357 folgende Fassung: 

§ 1357 

Rechtsgeschäfte, die ein Ehegatte im Rahmen 
der täglichen Bedürfnisse ,der Familie abschließt, 
verpflichten auch den anderen Ehegatten, soweit 
sich nicht aus den Umständen ein anderes ergibt. 

Die Ehegatten können diese Befugnis gegen-
seitig durch Vereinbarung ausschließen. 

Jeder Ehegatte kann dem anderen die Befug-
nis entziehen. Stellt sich diese Entziehung jedoch 
als Mißbrauch dar, so kann sie auf Antrag durch 
das Vormundschaftsgericht aufgehoben werden.  

Dritten gegenüber ist die Aufhebung oder Ent-
ziehung nur nach Maßgabe des § 1412 wirksam. 

Soweit ein Ehegatte die Verbindlichkeit des 
anderen Ehegatten erfüllt, kann er von diesem 
nach Maßgabe seines Vermögens und seiner Er-
werbsfähigkeit Ausgleichung verlangen. § 1360 
gilt sinngemäß. 

2. Unter Nummer 22 erhalten die §§ 1628 und 1629 
folgende Fassung: 

„§ 1628 

Können sich die Eltern in einer Angelegenheit 
von erheblicher Bedeutung nicht einigen, so 

kann jeder Elternteil das Vormundschaftsgericht 
anrufen. 

Das Vormundschaftsgericht kann einen Eltern-
teil ermächtigen, die Angelegenheit so zu regeln, 
wie dieser vorgeschlagen hat; das Gericht darf 
die Anträge beider Eltern nur ablehnen, wenn 
das Wohl des Kindes durch die Vorschläge bei-
der Eltern gefährdet würde. 

Sind weitere Meinungsverschiedenheiten der 
Eltern zu befürchten, so  kann das Vormund-
schaftsgericht auf Antrag den  Vater oder die 
Mutter ermächtigen, eine bestimmte Art von 
Angelegenheiten zu regeln, oder einem Eltern-
teil die Sorge für das Vermögen des Kindes 
übertragen, wenn d ies zum Wohle des Kindes 
erforderlich ist. 

§ 1629 

Die Sorge für die Person und das Vermögen 
umfaßt die Vertretung ,des Kindes. Die Eltern 
vertreten das Kind gemeinschaftlich; ist eine 
Willenserklärung dem Kinde gegenüber abzu-
geben, so genügt die Abgabe gegenüber einem 
Elternteil. 

Ein Elternteil vertritt das Kind allein, soweit 
er die elterliche Gewalt allein ausübt oder eine 
Angelegenheit nach den §§ 1628 allein regeln 
kann. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 1039 
(Vgl. S. 11780 C) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Weber 
(Koblenz) und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs eines Gleichberechtigungsgesetzes (Druck-
sachen 3409, 112, 178, 224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Zu Artikel 1 Nr. 9. 

In § 1371 'wird hinter den ersten Absatz folgender 
Absatz eingefügt: 

Auf dieses zusätzliche Viertel wird angerech-
net, was dem überlebenden von dem verstor-
benen Ehegatten durch Rechtsgeschäft unter 
Lebenden mit der Bestimmung zugewendet 
worden ist, daß es auf den Zugewinnausgleich 
angerechnet werden soll. Im Zweifel ist anzu-
nehmen, daß Zuwendungen angerechnet wer-
den sollen, wenn 'ihr Wert den Wert von Ge-
legenheitsgeschenken übersteigt, die nach den 
Lebensverhältnissen der Ehegatten üblich sind. 

Bonn, den 3. Mai 1957 

Dr. Weber (Koblenz) 	Dr. Brühler 
Dr. Wahl 	 Dr.-Ing. E. h. Schuberth 

Anlage 11 	 Umdruck 1038 
(Vgl. S. 11784 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Wahl 
und Genossen zur zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Gleichberechtigungsgesetzes (Drucksachen 
3409, 112, 178, 224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Zu Artikel 1 Nr. 9. 

Dem § 1371 wird folgender Absatz angefügt: 

Sind erbberechtigte Abkömmlinge des verstor

-

benen Ehegatten, welche nicht aus der  durch 
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den Tod dieses Ehegatten aufgelösten Ehe 
stammen, vorhanden, so ist der überlebende 
Ehegatte verpflichtet, diesen Abkömmlingen, 
wenn und soweit sie dessen bedürfen, die Mit-
tel zu einer angemessenen Ausbildung aus dem 
nach Absatz 1 zusätzlich gewährten Viertel zu 
gewähren. 

Bonn, den 3. Mai  1957 

Dr. Wahl 	 Wittrock 
Dr. Stammberger 	Schröter (Wilmersdorf) 
Dr. Weber (Koblenz) 	Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth Dr. Brühler 
Metzger 

Anlage 12 	 Umdruck 1037 
(Vgl. S. 11785 D, 11786 A, 11797 C) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Frau Dr. 
Schwarzhaupt, Frau Dr. Brökelschen, Gontrum, 
Heye und Genossen zur zweiten Beratung des Ent-
wurfs eines Gleichberechtigungsgesetzes (Druck-
sachen 3409, 112, 178, 224). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 
1. Unter Nummer 4 wird § 11 wie folgt gefaßt: 

§§ 11 

Ein eheliches Kind teilt den  Wohnsitz der 
Eltern; verlegt ein Elternteil seinen Wohnsitz, 
so hat dies keinen Einfluß auf den Wohnsitz des 

 Kindes, wenn die Eltern bisher denselben Wohn-
sitz hatten. Steht die Sorge für die Person des 
Kindes einem Elternteil allein zu, so teilt das 
Kind dessen Wohnsitz. 
Ein uneheliches Kind teilt den Wohnsitz der 

Mutter, ein für ehelich erklärtes Kind den 
Wohnsitz des Vaters, ein an  Kindes Statt ange-
nommenes Kind den Wohnsitz des Annehmen-
den. 
Das Kind behält den Wohnsitz, bis es ihn 

rechtsgültig aufhebt. 

Die Legitimation ,eines volljährigen Kindes 
oder seine Annahme an  Kindes Statt hat keinen 
Einfluß auf seinen Wohnsitz. 

Unter Nummer 22 

a) treten an die Stelle der §§ 1626 bis 1629 die
folgenden §§ 1626 bis 1629 a: 

§ 1626 

Das Kind steht, solange es  minderjährig ist, 
unter der elterlichen Gewalt des Vaters und 
der Mutter. 
Der Vater und  'die  Mutter haben kraft der 

elterlichen Gewalt das Recht und die Pflicht, 
für die Person und das Vermögen des Kindes 
zu sorgen. 

§ 1627 

Die Eltern haben die elterliche Gewalt in 
eigener Verantwortung und in gegenseitigem 
Einvernehmen zum Wohle des Kindes auszu-
üben. Bei Meinungsverschiedenheiten müssen 
sie versuchen, sich zu einigen. 

§ 1628 

Können sich die Eltern in einer Angelegen-
heit von erheblicher Bedeutung nicht einigen, 
so kann jeder Elternteil das Vormundschafts-

gereicht anrufen, wenn das Wohl des  Kindes 
eine Entscheidung erfordert. 

Das Vormundschaftsgericht kann einen 
Elternteil ermächtigen, die Angelegenheit so 
zu regeln, wie dieser vorgeschlagen hat; das 
Gericht darf die Anträge beider Eltern nur 
ablehnen, wenn das Wohl des Kindes durch 
die Vorschläge beider Eltern gefährdet 
würde. 
Sind weitere Meinungsverschiedenheiten 

der Eltern zu befürchten, so kann das Vor-
mundschaftsgericht auf Antrag den Vater 
oder die Mutter ermächtigen, eine bestimmte 
Art von Angelegenheiten zu regeln, oder 
einem Elternteil die Sorge für das Vermögen 
des Kindes übertragen, wenn dies zum 
Wohle des Kindes erforderlich ist. 

§ 1628 a  

Jeder Elternteil kann ohne Mitwirkung des 
anderen Elternteils 

1. ein zum Vermögen des Kindes gehörendes 
Recht gegen einen Dritten gerichtlich gel-
tend machen, wenn der andere Elternteil 
ohne die erforderliche Zustimmung über 
das Recht verfügt hat; 

2. ein Widerspruchsrecht gegenüber einer 
Zwangsvollstreckung in das Vermögen des 
Kindes gerichtlich geltend machen; 

3. ein Inventar über eine dem Kind angefal-
lene Erbschaft errichten; 

4. die Maßnahmen treffen, die notwendig 
sind, um das Vermögen Ides  Kindes zu er-
halten, wenn mit dem Aufschub Gefahr 
verbunden ist. 

§ 1629 

Die Sorge für die Person und das Ver-
mögen umfaßt die Vertretung des Kindes. Die 
Eltern vertreten das Kind gemeinschaftlich; 
ist eine Willenserklärung dem Kinde gegen-
über abzugeben, so genügt die Abgabe gegen-
über einem Elternteil. 

Ein Elternteil vertritt 'das Kind allein, so-
weit er die elterliche Gewalt allein ausübt 
oder eine Angelegenheit nach den §§ 1628, 
1628 a  allein regeln kann. 

§ 1629 a  

Die Eltern können das Kind nicht vertre-
ten,  soweit  bei einem Elternteil die Voraus-
setzungen vorliegen, unter denen ein Vor-
mund nach § 1795 von der Vertretung des 
Kindes ausgeschlossen ist. Steht einem 
Elternteil die Vertretung allein zu, so kann 
er das Kind nicht vertreten, soweit diese Vor-
aussetzungen in  seiner Person vorliegen; er 
kann jedoch die Unterhaltsansprüche des 
Kindes gegen den anderen Elternteil geltend 
machen, wenn die Eltern getrennt leben. Das 
Vormundschaftsgericht kann dem Vater und 
der Mutter nach §§ 1796 die Vertretung ent-
ziehen. 

b) wird § 1643 wie folgt gefaßt: 

§ 1643 

Zu Rechtsgeschäften für das Kind bedürfen 
die Eltern der Genehmiguna des Vormund-
schaftsgerichts in den Fällen, in denen nach 
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§ 1821 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2 und nach 
§ 1822 Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Vormund der 
Genehmigung bedarf. 

Das gleiche gilt  für die Ausschlagung einer 
Erbschaft oder eines Vermächtnisses sowie 
für den Verzicht auf einen Pflichtteil. Tritt 
der Anfall an das Kind erst infolge der Aus-
schlagung des Elternteils ein, der das Kind 
allein oder mit dem anderen Elternteil ge-
meinschaftlich vertritt, so ist die Genehmi-
gung nur erforderlich, wenn der Elternteil, 
der die Erbschaft oder das Vermächtnis aus-
geschlagen hat, neben dem Kinde berufen 
war. 
Die Vorschriften der §§ 1825, 1828 bis 1831 

sind entsprechend manzuwenden. 

c) wird § 1667 wie folgt gefaßt: 
§ 1667 

Wird das Vermögen des Kindes dadurch 
gefährdet, daß der Vater oder die Mutter die 
mit der Vermögensverwaltung verbundenen 
Pflichten verletzt oder in Vermögensverfall 
gerät, so hat dass Vormundschaftsgericht die 
zur Abwendung der Gefahr erforderlichen 
Maßregeln zu treffen. 

Dias  Vormundschaftsgericht kann insbeson-
dere anordnen, daß die Eltern ein Verzeich-
nis des Vermögens einreichen und über die 
Verwaltung Rechnung legen. Die Eltern 
haben das Verzeichnis mit der Versicherung 
der Richtigkeit und Vollständigkeit zu ver-
sehen. Ist das eingereichte Verzeichnis unge-
nügend, so kann das Vormundschaftsgericht 
anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zu-
ständige Behörde oder durch einen zuständi-
gen Behörde oder durch einen zuständigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird. Das 
Vormundschaftsgericht kann auch, wenn 
Wertpapiere, Kostbarkeiten oder Buchforde-
rungen gegen den Bund oder ein Land zu 
dem Vermögen Ides  Kindes gehören, den 
Eltern die gleichen Verpflichtungen auf-
erlegen, ,die nach den §§ 1814 bis 1816, 1818 
einem Vormund obliegen; die Vorschriften 
der §§ 1819, 1820 sind entsprechend anzuwen-
den. 
Die Kosten der angeordneten Maßregeln 

trägt der Elternteil, der die Maßregeln ver-
anlaßt hat. 

3. Unter Nummer 43 wird § 2008 wie folgt gefaßt: 

§ 2008 

Ist ein in Gütergemeinschaft lebender Ehegatte 
Erbe und gehört die  Erbschaft zum Gesamtgut, 
so ist die Bestimmung der Inventarfrist nur 
wirksam, wenn sie auch dem anderen Ehegatten 
gegenüber erfolgt, sofern dieser das Gesamtgut 
allein oder mit seinem Ehegatten gemeinschaft-
lich verwaltet. Solange die Frist diesem gegen- 
über nicht verstrichen ist, endet sie auch nicht 
dem Ehegatten gegenüber, der Erbe ist. Die 
Errichtung des Inventars durch den anderen 
Ehegatten kommt dem Ehegatten, der Erbe ist, 
zustatten. 

Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten auch 
nach der  Beendigung der Gütergemeinschaft. 

Ist ein Kind Erbe und wird sein Vermögen 
von Iden Eltern gemeinschaftlich verwaltet, so ist  

die Bestimmung der Inventarfrist nur wirksam, 
wenn sie beiden Eltern gegenüber erfolgt. 

Zu Artikel 2 

4. Unter Nummer 11 wird § 999 wie folgt gefaßt: 

§ 999 

Gehört ein Nachlaß zum Gesamtgut der Güter-
gemeinschaft, so kann sowohl der Ehegatte, der 
Erbe ist, als auch der Ehegatte, der nicht Erbe 
ist, aber das Gesamtgut allein oder mit seinem 
Ehegatten gemeinschaftlich verwaltet, das Auf-
gebot beantragen, ohne daß die Zustimmung des 
anderen Ehegatten erforderlich 'ist. Die Ehegat-
ten behalten diese Befugnis, wenn die Güter-
gemeinschaft endet. Der von einem Ehegatten 
gestellte Antrag und das von ihm erwirkte Aus-
schlußurteil kommen auch dem anderen Ehegat-
ten Zustatten. 

Ist ein Kind Erbe und wird sein Vermögen 
von den Eltern gemeinschaftlich verwaltet, so 
kann jeder Elternteil das Aufgebot beantragen, 
ohne daß die Zustimmung des anderen Eltern-
teils erforderlich ist.  

Zu Artikel 3 Ziffer I 

5. a) Es wird folgende Nummer 2 a eingefügt: 

2 a. § 103 wird wie folgt gefaßt: 

§ 103 

Das Verfahren kann nur auf Antrag 
eröffnet werden. 

Zu dem Antrag ist der Gemeinschuld-
ner und jeder Konkursgläubiger berech-
tigt. 

Ist ein Kind Gemeinschuldner und wird 
sein Vermögen von den Eltern gemein-
schaftlich verwaltet, so ist jeder Eltern-
teil antragsberechtigt. Wird der Antrag 
nicht von beiden Eltern gestellt, so ist 
er nur zuzulassen, wenn glaubhaft ge-
macht wird, daß das Kind zahlungs-
unfähig ist; das Gericht hat den anderen 
Elternteil, wenn tunlich, zu hören. 

b) Unter Nummer 3 wird § 218 wie folgt gefaßt: 

§ 218 

Gehört ein Nachlaß zum Gesamtgut der 
Gütergemeinschaft, so kann sowohl der Ehe-
gatte, der Erbe ist, als auch der Ehegatte, der 
nicht Erbe ist aber das Gesamtgut allein oder 
mit seinem Ehegatten gemeinschaftlich ver-
waltet, die  Eröffnung des Verfahrens bean-
tragen, ohne daß die Zustimmung des ande-
ren Ehegatten erforderlich ist. Die Ehegatten 
behalten diese Befugnis, wenn die Güter-
gemeinschaft endet. 

Wird der Antrag nicht von beiden Ehegat-
ten gestellt, so ist er zuzulassen, wenn die 
Überschuldung glaubhaft gemacht wird. Das 
Gericht hat den anderen Ehegatten, wenn 
tunlich, zu hören. 

Ist ein Kind Erbe, so gilt § 103 Abs. 3 mit 
der Maßgabe, daß die Überschuldung des 
Nachlasses glaubhaft zu machen ist. 
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Zu Artikel 4 

6. a) Unter Nummer 6 wind § 53 wie folgt gefaßt: 

§ 53 

Eine Verfügung, durch die auf Antrag die 
Ermächtigung oder die Zustimmung eines 
anderen zu einem Rechtsgeschäft ersetzt oder 
einem Elternteil gemäß § 1628 des  Bürger-
lichen Gesetzbuchs eine Ermächtigung erteilt 
oder die Sorge für das Vermögen des Kindes 
übertragen oder durch welche die Beschrän-
kung oder Ausschließung der Schlüsselgewalt 
aufgehoben wird, wird erst mit der Rechts-
kraft wirksam. Das 'gleiche gilt von einer 
Verfügung, durch ,die auf Antrag des Kindes 
die  Zustimmung der Mutter zur Ehelichkeits-
erklärung ihres Kindes ersetzt wind. 

Bei Gefahr im Verzuge kann Idas Gericht 
die sofortige Wirksamkeit  der  Verfügung an-
ordnen. Die Verfügung wird mit der  Be-
kanntmachung  an  den Antragsteller wirksam. 

b) Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

10. § 58 wind wie folgt gefaßt: 

§ 58 

Vertreten Vater und  Mutter das Kind 
gemeinschaftlich oder führen mehrere 
Vormünder oder Pfleger die Vormund-
schaft oder Pflegschaft gemeinschaftlich, 
so kann jeder von ihnen für das Kind 
oder den Mündel das Beschwerderecht 
selbständig ausüben. 

Diese Vorschrift ist in den Fällen  des 
 § 1630 Abs. 2 und des § 1798 des Bürger

-

lichen Gesetzbuchs entsprechend anzu

-

wenden. 

Zu Artikel 6 

7. Unter Nummer 2 wind statt „§ 1629" „§ 1629 a" 
gesetzt. 

Zu Artikel 7 

8. Unter Nummer 1 wird 

a) § 87 Abs. 1 Nr. 5 wie folgt (gefaßt: 
5. für die Entscheidung Ides Vormundschafts-
gerichts bei Meinungsverschiedenheiten der 
Eltern im Falle des § 1628 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs; 

b) in § 88 Abs. 1 Nr. 2 statt „§ 1629 Abs. 2" 
„§ 1629 a Satz 3" gesetzt. 

Bonn, den 3. Mai 1957 

Frau Dr. Schwarzhaupt 
Frau Dr. Brökelschen 
Gontrum 
Heye 
Gräfin Finckenstein 
Frau Geisendörfer 
Frau Dr. Jochmus 
Frau Kaiser (Schwäbisch Gmünd) 
Kühlthau 
Dr. Leiske 
Müller-Hermann 
Frau Praetorius 
Frau Welter (Aachen)  

Anlage 13 	 Umdruck 1031 (neu) 
(Vgl. S. 11786 A, 11797 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Gleichberech-
tigungsgesetzes (Drucksachen 3409, 112, 178, 224). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1. 
Unter Nummer 22 treten an  die  Stelle der §§ 1628 

und 1629 die folgenden §§ 1628, 1628 a und 1629: 

§ 1628 
Können sich die Eltern in einer Angelegenheit 

von erheblicher Bedeutung nicht einigen, so kann 
jeder Elternteil das Vormundschaftsgericht an-
rufen, wenn das Wohl des Kindes eine Entschei-
dung erfordert. 
Das Vormundschaftsgericht kann einen Eltern-

teil ermächtigen, die Angelegenheit so zu regeln 
wie dieser vorgeschlagen hat; das Gericht darf die 
Anträge beider Eltern nur ablehnen, wenn das 
Wohl des Kindes durch die Vorschläge beider 
Eltern gefährdet würde. 
Sind weitere Meinungsverschiedenheiten der 

Eltern zu befürchten, so kann das Vormundschafts-
gericht auf Antrag den Vater oder die Mutter er-
mächtigen, eine bestimmte Art von Angelegen-
heiten zu regeln, oder einem Elternteil die Sorge 
für das Vermögen des Kindes übertragen, wenn 
dies zum Wohle des Kindes erforderlich ist. 

§ 1628 a 

Jeder Elternteil kann ohne Mitwirkung des 
anderen Elternteils 

1. ein zum Vermögen Ides Kindes gehörendes Recht 
gegen einen Dritten gerichtlich geltend machen, 
wenn der andere Elternteil ohne die erforder-
liche Zustimmung über das Recht verfügt hat; 

2. ein Widerspruchsrecht gegenüber einer Zwangs-
vollstreckung in das Vermögen des Kindes ge-
richtlich geltend machen; 

3. ein Inventar über eine dem Kind angefallene 
Erbschaft errichten; 

4. die Maßnahmen treffen, die notwendig sind, um 
das Vermögen des Kindes zu erhalten, wenn mit 
dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 

§ 1629 

Die Eltern vertreten das Kind gemeinschaftlich; 
ist eine Willenserklärung dem Kinde gegenüber ab-
zugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem 
Elternteil. 
Ein Elternteil vertritt das Kind allein, soweit er 

die  elterliche Gewaltallein ausübt oder eine An-
gelegenheit nach den §§ 1628, 1628 a allein regeln 
kann. 

Bonn, den 3. Mai 1957 
Dr. Mende und Fraktion 

Anlage 14 	 Umdruck 1040 
(Vgl. S. 11799 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Gleichberech-
tigungsgesetzes (Drucksachen 3409, 112, 178, 224). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 
1. Unter Nummer 4 erhält § 11 Satz 1 folgenden 
Wortlaut: 
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Ein eheliches Kind teilt den Wohnsitz der 
Eltern; verlegt ein Elternteil seinen Wohn-
sitz, so hat dies keinen Einfluß auf den Wohn-
sitz des Kindes, wenn die Eltern bisher den-
selben Wohnsitz hatten; steht die Sorge für 
die Person des Kindes einem Elternteil allein 
zu, so teilt das Kind dessen Wohnsitz. 

2. Unter Nummer 22 

a) wird nach § 1629 folgender neuer § 1629 a 
eingefügt: 

§ 1629 a 
Die Eltern können das Kind nicht vertre-

ten, soweit bei einem Elternteil die Voraus-
setzungen vorliegen, unter denen ein Vor-
mund nach § 1795 von  der  Vertretung des 
Kindes ausgeschlossen ist. Steht einem 
Elternteil die Vertretung allein zu, so kann 
er das Kind nicht vertreten, soweit diese 
Voraussetzungen in seiner Person vorlie-
gen; er kann jedoch die Unterhaltsan-
sprüche des Kindes gegen den anderen 
Elternteil geltend machen, wenn die Eltern 
getrennt leben. Das Vormundschaftsgericht 
kann dem Vater und der Mutter nach 
§ 1796 die Vertretung entziehen. 

b) erhält § 1643 Abs. 2 Satz 2 folgenden Wort-
laut: 

Tritt der Anfall an das Kind erst infolge 
der Ausschlagu :ng des Elternteils ein, der 
das Kind allein oder mit dem anderen 
Elternteil gemeinschaftlich vertritt, so ist 
die Genehmigung nur erforderlich, wenn 
der Elternteil, der die Erbschaft oder das 
Vermächtnis ausgeschlagen hat, neben dem 
Kinde berufen war. 

c) werden in § 1667 Abs. 2 letzter Satz die 
Worte „dem Elternteil, der das Kind ver-
tritt," ersetzt durch die Worte „den Eltern". 

3. Unter Nummer 43 wird dem § 2008 folgender 
neuer Absatz 3 angefügt: 

Ist ein Kind Erbe und wird sein Vermögen 
von den Eltern gemeinschaftlich verwaltet, so 
ist die Bestimmung der Inventarfrist nur wirk-
sam, wenn sie beiden Eltern gegenüber erfolgt. 

Zu Artikel 2 

4. Unter Nummer 11 wird dem § 999 folgender 
neuer Absatz 2 angefügt: 

Ist ein Kind Erbe und wird sein Vermögen 
von den Eltern gemeinschaftlich verwaltet, so 
kann jeder Elternteil das Aufgebot beantra-
gen, ohne daß die Zustimmung des anderen 
Elternteils erforderlich ist. 

Zu Artikel 3 Ziffer I 

5. Es wird folgende Nummer 2 a eingefügt: 

2 a. § 103 erhält folgenden Absatz 3: 

Ist ein Kind Gemeinschuldner und wird 
sein Vermögen von den Eltern gemein-
schaftlich verwaltet, so ist jeder Elternteil 
antragsberechtigt. Wird  der  Antrag nicht 
von beiden Eltern gestellt, so ist er nur 
zuzulassen, wenn glaubhaft gemacht wird,  

daß das Kind zahlungsunfähig ist; das Ge-
richt hat den anderen Elternteil, wenn 
tunlich, zu hören. 

Zu Artikel 4 

6. Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

10. § 58 wird wie folgt gefaßt: 

§ 58 

Vertreten Vater und Mutter das Kind ge-
meinschaftlich oder führen mehrere Vor-
münder oder Pfleger die Vormundschaft 
oder Pflegschaft gemeinschaftlich, so kann 
jeder von ihnen für das Kind oder den 
Mündel das Beschwerderecht selbständig 
ausüben. 

Diese Vorschrift ist in den Fällen des 
§ 1630 Abs. 2 und des § 1798 dies  Bürger-
lichen Gesetzbuchs entsprechend anzu-
wenden. 

Bonn, den 3. Mai 1957 

Dr. Mende und Fraktion 

Anlage 15 	 Umdruck 1031 
(Vgl. S. 11797 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des  Entwurfs des Gleichberech-
tigungsgesetzes (Drucksachen 3409, 112, 178, 224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel I 
Unter Nummer 22 wird § 1628 gestrichen. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Dr. Mende und Fraktion 

Anlage 16 	 Umdruck 1034 
(Vgl. S. 11800 D) 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Seidl 
(Dorfen), Wittrock, Frau Dr. Dr. h. c. Lüders, 
Dr. Schneider (Lollar), Dr. Gille und Genossen zur 
dritten Beratung  des  Entwurfs des Gleichberech-
tigungsgesetzes (Drucksachen 3409, 112, 178, 224). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundes-
regierung, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
klarstellt, daß die Ansprüche, die einem Ehegatten 
auf Grund der Neuregelung des ehelichen Güter-
rechts bei Auflösung der Ehe durch Tod, Schei-
dung oder aus sonstigen Gründen zustehen, von 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer freigestellt 
sind. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Seidl (Dorfen) 	Bauer (Würzburg) 
Dr. von Buchka 	Frau Nadig 
Haasler 	 Schröter (Wilmersdorf) 
Hoogen 
Frau Dr. Kuchtner 	Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Dr. Wahl 
Frau Dr. h. c. Weber 	Dr. Schneider (Lollar) 
(Aachen) 

Dr. Weber (Koblenz) 	Dr. Gille 
Wittrock 
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Namentliche Abstimmungen 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts (Drucksachen 112, 178, 224, 3409, zu 
3409) 
1. über den Änderungsantrag Umdruck 1035 der Abg. Dr. Weber (Koblenz), 
Frau Rösch, Dr. Schneider (Lollar), Seidl (Dorfen), Dr. Wahl, Frau Dr. h. c. 
Weber (Aachen) u. Gen. (vgl. S. 11783 C), 

2. über die gleichlautenden Änderungsanträge Umdruck 1031 (neu) betr. § 1628 
der Fraktion der FDP, Umdruck 1032, Ziffer 2 betr. § 1628, der Fraktion 
der SPD und Umdruck 1037, Ziffer 2 a betr. § 1628, der Abg. Frau Dr. 
Schwarzhaupt, Frau Dr. Brökelschen, Gontrum, Heye u. Gen. (vgl. S. 11797 C). 

Name  
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Name  
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

CDU/CSU 
Frau Ackermann . . . . enthalten Nein Feldmann . 	 * 
Dr. Adenauer 	. 	. 	. 	. 	. — — Gräfin Finckenstein 	. . Nein * 
Albers 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt Finckh 	  Ja Nein 
Albrecht (Hamburg) 	. . Nein Ja Dr. Franz 	 Ja Nein 
Arndgen 	 Ja Nein Franzen 	 Ja Nein 
Baier (Buchen) 	 Ja Nein Friese 	  Ja Nein 
Barlage 	  Ja Nein Fuchs 	  Ja Nein 
Dr. Bartram 	 — — Funk 	  Ja Nein 
Bauer (Wasserburg) 	. . Ja Nein Dr. Furler 	 beurlaubt beurlaubt 
Bauereisen 	 beurlaubt beurlaubt Frau Ganswindt 	. 	. 	. 	. Ja Nein 
Bauknecht 	 Ja Nein Frau Dr. Gantenberg . . Ja Nein 
Bausch 	  enthalten Nein Gedat 	  Ja Nein 
Becker (Pirmasens) 	. 	 Ja Nein Geiger (München) 	 Ja Nein 
Bender 	  beurlaubt beurlaubt Frau Geisendörfer . 	. 	. Nein Ja 
Berendsen 	 * * Gengler . 	 Ja Nein 
Dr. Bergmeyer 	 Ja Nein Gerns . 	  beurlaubt beurlaubt 
Fürst von Bismarck . . . Ja * D. Dr. Gerstenmaier 	. . * * 
Blank (Dortmund) 	. . Ja Nein Gibbert 	  * * 
Frau Dr. Bleyler Giencke . 	 Ja Nein 

(Freiburg) 	 Ja Nein Dr. Glasmeyer 	 Ja Nein 
Blöcker 	  * * Dr. Gleissner (München) beurlaubt beurlaubt 
Bock 	  beurlaubt beurlaubt Giusing 	  * * 
von Bodelschwingh . . . beurlaubt Nein Gockeln . 	 — — 
Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Nein Ja Dr. Götz 	 Ja Nein 
Brand (Remscheid) . . 	. beurlaubt beurlaubt Goldhagen 	 Ja Nein 
Frau Brauksiepe . 	. 	. 	. enthalten Nein Gontrum 	 Nein Ja 
Dr. von Brentano . 	. 	. 	. — — Günther 	  beurlaubt beurlaubt 
Brese 	  Ja Nein Haasler 	  Nein Nein 
Frau Dr. Brökelschen . . Nein Ja Häussler 	 Ja Nein 
Dr. Brönner 	 Ja Nein Hahn 	  Ja Nein 
Brookmann (Kiel) 	. 	. . Ja Nein Harnischfeger 	 Ja Nein 
Brück 	  Ja Nein Heix 	  Ja Nein 
Dr. Bucerius 	 Ja Nein Dr. Hellwig 	 Ja Nein 
Dr. von Buchka 	. 	. 	. . Ja Nein Dr. Graf Henckel 	. 	. 	. Ja Nein 
Dr. Bürkel 	 Ja Nein Dr. Hesberg 	 Ja * 
Burgemeister 	 Ja Nein Heye 	  Nein Ja 
Caspers 	  Ja Nein Hilbert 	  * * 
Cillien 	  * * Höcherl 	  Ja Nein 
Dr. Conring 	 beurlaubt beurlaubt Dr. Höck 	 Ja Nein 
Dr. Czaja 	 Ja Nein Höfler 	  beurlaubt beurlaubt 
Demmelmeier 	 beurlaubt beurlaubt Holla 	  Ja Nein 
Diedrichsen 	 Ja Nein Hoogen 	  Ja Nein 
Frau Dietz 	 Ja Nein Dr. Horlacher 	 Ja Nein 
Dr. Dittrich 	 Ja Nein Horn 	  Ja Nein 
Dr. Dollinger 	 Ja * Huth 	  Ja Nein 
Donhauser 	 Ja * Illerhaus 	 — Nein 
Dr. Dresbach 	 Ja Nein Dr. Jaeger 	 Ja Nein 
Dr. Eckhardt 	 beurlaubt beurlaubt Jahn (Stuttgart) . 	. 	. 	. Ja Nein 
Eckstein 	 — — Frau Dr. Jochmus 	. . . Nein Ja 
Ehren 	  Ja Nein Josten 	  Ja Nein 
Engelbrecht-Greve . 	. . Ja Nein Kahn 	  * * 
Dr. Dr. h. c. Erhard . 	. 	. — — Kaiser (Bonn) 	 — — 
Etzenbach • * Frau Kaiser 
Even 	  Ja Nein (Schwäbisch-Gmünd) . Nein Ja 
*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Name 
1 Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Karpf 	  Ja Nein Frau Praetorius . 	. 	. 	. Nein Ja 
Kemmer (Bamberg) 	. . Ja Nein Frau Dr. Probst . 	. 	. 	. Ja Nein 
Kemper (Trier) 	. 	. 	. 	. Ja Nein Dr. Dr. h. c. Pünder 	. beurlaubt beurlaubt 
Kiesinger 	 beurlaubt beurlaubt Raestrup 	 beurlaubt beurlaubt 
Dr. Kihn (Würzburg) . . Ja Nein Rasner 	  Ja Nein 
Kirchhoff 	 Ja Nein Frau Dr. Rehling beurlaubt beurlaubt 
Klausner 	 Ja Nein Richarts 	  Ja Nein 
Dr. Kleindinst 	 Ja Nein Frhr. Riederer von Paar Ja Nein 
Dr. Kliesing 	 Ja Nein Dr. Rinke 	 Ja Nein 
Knapp 	  Ja Nein Dr. Röder 	 beurlaubt beurlaubt 
Knobloch 	 Ja Nein Frau Rösch 	 Ja Nein 
Dr. Köhler 	 beurlaubt beurlaubt Rösing 	  Ja Nein 
Koops 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Ja Nein Rümmele 	 Ja Nein 
Dr. Kopf 	 beurlaubt beurlaubt Ruf 	  Ja Nein 
Kortmann 	 beurlaubt beurlaubt Sabaß 	  * Nein 
Kraft  	• Ja Nein Sabel 	  Ja Nein 
Kramel 	. 	. 	. 	. 	• 	• 	• * Nein Samwer 	  Nein Ja 
Krammig 	 beurlaubt beurlaubt Dr. Schaefer (Saarbr.) 	. beurlaubt beurlaubt 
Kroll 	  Ja Nein Schäffer 	  — — 
Frau Dr. Kuchtner . 	. 	. Nein Nein Scharnberg 	 Ja Nein 
Kühlthau 	 Nein Ja Scheppmann 	 beurlaubt beurlaubt 
Kuntscher 	 Ja Nein Schill (Freiburg) Ja * 
Kunze (Bethel) 	 Ja Nein Schlick 	  Ja Nein 
Lang (München) 	. 	. 	. 	. Ja Nein Schmücker 	 Ja Nein 
Leibing 	  Ja Nein Schneider (Hamburg) Ja Nein 
Dr. Leiske 	 Nein Ja Schrader 	  Ja Nein 
Lenz (Brühl) 	 Ja Nein Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Lenze (Attendorn). 	 Ja Nein Dr.-Ing. E. h. Schuberth Ja Nein 
Leonhard 	 Ja Nein Schüttler 	 Ja * 
Lermer 	  Ja Nein Schütz 	  beurlaubt beurlaubt 
Leukert 	  Ja Nein Schulze-Pellengahr . 	. 	. Ja Nein 
Dr. Leverkuehn 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt Schwarz 	  Ja Nein 
Dr. Lindenberg 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt Frau Dr. Schwarzhaupt Nein Ja 
Dr. Lindrath 	 Ja Nein Dr. Seffrin 	 Ja Nein 
Dr. Löhr 	 — S e idl (Dorfen) 	 Ja Nein 
Lotze Ja Nein Dr. Serres 	 beurlaubt beurlaubt 
Dr. h. c. Lübke 	. 	. 	. 	. — — Siebel 	  Ja Nein 
Lücke 	  Ja Nein Dr. Siemer 	 Ja Nein 
Lücker (München) 	 beurlaubt beurlaubt Solke 	  Ja Nein 
Lulay 	  Ja Nein Spies (Brücken) 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt 
Maier (Mannheim) . . 	 Ja Nein Spies (Emmenhausen) Ja Nein 
Majonica 	 Ja Nein Spörl 	  Ja Nein 
Dr. Baron Manteuffel- Stauch 	  Ja Nein 
Szoege 	 Ja Nein Frau Dr. Steinbiß 	. 	. 	. Ja Ja 

Massoth 	 Ja Nein Steinhauer 	 beurlaubt beurlaubt 
Mayer (Birkenfeld) 	. 	. Ja Nein Stiller 	  Ja Nein 
Menke 	  Ja Nein Storch 	  Ja — 
Mensing 	  * * Dr. Storm 	 Ja Nein 
Meyer (Oppertshofenj 	. beurlaubt beurlaubt Dr. Strauß 	 — — 
Meyer-Ronnenberg . . . — — Struve 	 Ja Nein 
Miller 	  * — Stücklen. 	  Ja Nein 
Dr. Moerchel 	 beurlaubt beurlaubt Teriete 	  Ja Nein 
Morgenthaler 	 — — Thies 	  Ja Nein 
Muckermann 	 Ja Nein Unertl . 	  Ja Nein 
Mühlenberg 	 beurlaubt beurlaub Varelmann 	 Ja Nein 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) Ja Nein Frau Vietje 	 Ja Nein 
Müller-Hermann . . 	. . Nein Ja Dr. Vogel 	 Ja Nein 
Müser 	  Ja Nein Voß — — 
Nellen 	  Ja Nein Wacher (Hof) 	 Ja Nein 
Neuburger 	 Ja Nein Wacker (Buchen) . 	. 	. 	. Ja Nein 
Niederalt 	 Ja Nein Dr. Wahl 	 Ja Nein 
Frau Niggemeyer 	. 	. 	. Ja Nein Walz 	  beurlaubt beurlaubt 
Dr. Dr. Oberländer 	. 	. — — Frau Dr. h. c. Weber 
Dr. Oesterle 	 beurlaubt beurlaubt (Aachen) 	 Ja Nein 
Oetzel 	  Ja Nein Dr. Weber (Koblenz) 	. 	. Ja Nein 
Pelster 	  Ja Nein Wehking 	 Ja Nein 
Dr. Pferdmenges . . . . Ja Nein Dr. Wellhausen 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt 
Frau Pitz 	 enthalten Nein Dr. Welskop 	 Ja Nein 
Dr. Pohle (Düsseldorf) . beurlaubt beurlaubt Frau Welter (Aachen) . Nein Ja 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name  
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Name  
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung  
2  

Dr. Werber 	 Ja Nein Höhne 	  Nein Ja  
Wiedeck 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt Hörauf 	  Nein Ja  
Wieninger 	 Ja Nein Frau Dr. Hubert . 	. 	. 	. Nein Ja  
Dr. Willeke 	 Ja * Hufnagel 	 Nein Ja  
Winkelheide 	 Ja Nein Jacobi 	  Nein Ja  
Dr. Winter 	 Ja Nein Jacobs 	  beurlaubt beurlaubt  
Wittmann 	 Ja Nein Jahn (Frankfurt) . 	. 	. 	. Nein *  
Wolf (Stuttgart) . 	. 	. 	. Ja Nein Jaksch 	  Nein Ja  
Dr. Wuermeling 	. 	. 	. 	. Ja Nein Kahn-Ackermann 	. . . Nein *  
Wullenhaupt . 	. 	. 	. 	• 	. beurlaubt beurlaubt Kalbitzer 	 beurlaubt beurlaubt  

Frau Keilhack 	 Nein Ja  
SPD Frau Kettig 	 beurlaubt beurlaubt  

Keuning 	 Nein Ja  
Frau Albertz 	 Nein Ja Kinat 	  Nein Ja  
Frau Albrecht (Mittenw.) Nein Ja Frau Kipp-Kaule 	. . . Nein Ja  
Altmaier 	 beurlaubt beurlaubt Könen (Düsseldorf) 	. . Nein Ja  
Dr. Arndt 	 Nein Ja Koenen (Lippstadt) 	. 	. — — 
Arnholz 	  Nein Ja Frau Korspeter 	. 	. 	. 	. Nein Ja  
Dr. Baade 	 beurlaubt beurlaubt Dr. Kreyssig 	 * *  
Dr. Bärsch 	 * * Kriedemann 	 Nein Ja  
Bals 	  Nein Ja Kühn (Köln) 	 Nein Ja  
Banse 	  Nein Ja Kurlbaum 	 Nein Ja  
Bauer (Würzburg) 	. . . Nein Ja Ladebeck 	 Nein Ja  
Baur (Augsburg) . 	. 	. 	. Nein Ja Lange (Essen) 	 Nein Ja  
Bazille 	  Nein Ja Leitow 	  Nein Ja  
Behrisch 	 Nein Ja Frau Lockmann 	. 	. . . Nein Ja  
Frau Bennemann . . . . Nein Ja Ludwig 	  Nein  Ja  
Bergmann 

. . .....aa.a 	  
Nein Ja Mai (Freiburg)  Maier  ^ ^ 	 erb/  Nein  Ja  

Berlin 	  * * Marx 	  beurlaubt beurlaubt 
Bettgenhäuser 	 Nein Ja Matzner 	  Nein Ja  
Frau Beyer (Frankfurt) Nein Ja Meitmann 	 Nein Ja 
Birkelbach 	 beurlaubt beurlaubt Mellies 	  Nein Ja 
Blachstein 	 Nein Ja Dr. Menzel 	 Nein Ja 
Dr. Bleiß 	 Nein Ja Merten 	  Nein Ja 
) Böhm (Düsseldorf) 	. 	. 	. Nein Ja Metzger 	  Nein Ja 
Bruse 	  Nein Ja Frau Meyer (Dortmund) Nein Ja 
Corterier 	 Nein Ja Meyer (Wanne-Eickel) 	. Nein Ja 
Dannebom 	 Nein * Frau Meyer-Laule 	. 	. . Nein Ja 
Daum 	  Nein Ja Mißmahl 	 Nein Ja 
Dr. Deist 	 beurlaubt beurlaubt Moll 	  Nein Ja 
Dewald 	  Nein Ja Dr. Mommer 	 beurlaubt beurlaubt 
Diekmann 	 beurlaubt beurlaubt Müller (Erbendorf) . 	. 	. Nein Ja 
Diel 	  Nein Ja Müller (Worms) 	. 	. 	. 	. Nein Ja 
Frau Döhring 	 Nein Ja Frau Nadig 	 Nein Ja 
Dopatka 	  Nein Ja Odenthal 	 Nein Ja  
Erler 	  beurlaubt beurlaubt Ohlig 	  * * 
Eschmann 	 Nein Ja Ollenhauer 	  beurlaubt beurlaubt  
Faller 	  Nein Ja Op den Orth 	 — — 
Franke 	  Nein Ja Paul 	  beurlaubt beurlaubt 
Frehsee 	  Nein Ja Peters — Ja 
Freidhof 	  beurlaubt beurlaubt Pöhler 	  Nein Ja 
Frenzel 	  Nein Ja Pohle (Eckernförde) 	. 	. Nein Ja 
Gefeller 	  Nein Ja Dr. Preller 	 Nein Ja  
Geiger (Aalen) 	 Nein Ja Prennel 	  Nein Ja 
Geritzmann 	 Nein J a Priebe 	  Nein Ja 
Gleisner (Unna) 	. 	. 	. Nein Ja Pusch 	  Nein Ja  
Dr. Greve 	 Nein Ja Putzig 	  Nein Ja  
Dr. Gülich 	 beurlaubt beurlaubt Rasch 	  * * 
Hansen (Köln) 	 Nein Ja Dr. Ratzel 	 Nein Ja 
Hansing (Bremen) 	. 	. . Nein Ja Regling 	  Nein Ja  
Hauffe 	  Nein Ja Rehs 	  beurlaubt beurlaubt 
Heide 	  Nein Ja Reitz 	  Nein Ja 
Heiland 	  Nein Ja Reitzner 	  Nein Ja  
Heinrich 	 beurlaubt beurlaubt Frau Renger 	 beurlaubt beurlaubt 
Hellenbrock 	 Nein Ja Richter 	  Nein * 
Frau Herklotz 	 Nein Ja Ritzel 	  * * 
Hermsdorf 	 Nein Ja Frau Rudoll 	 Nein Ja 
Herold 	  Nein Ja Ruhnke 	  Nein Ja  
Höcker 	  Nein Ja Runge 	  Nein Ja 

s) Für Teile der Sitzung beurlaubt.  
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Name 
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Name 
1 Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Frau Schanzenbach . . 	 Nein Ja Hospitanten bei der FDP 
Scheuren 	 Nein Ja Dr. Schneider 
Dr. Schmid (Frankfurt) . Nein * (Saarbrücken) 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt 
Dr. Schmidt (Gellersen) . Nein Ja Schwertner 	 Nein * 
Schmidt (Hamburg) 	. . Nein Ja Wedel 	  Nein * 
Schmitt (Vockenhausen) . Nein Ja 
Dr. Schöne 	 Nein Ja 
Schoettle 	 Nein Ja DP (FVP) 
Schreiner 	 Nein Ja Becker (Hamburg) — 
Seidel (Fürth) 	 Nein Ja Dr. Berg 	 Ja Nein 
Seither 	  beurlaubt beurlaubt Dr. Blank (Oberhausen) . Ja Nein 
Seuffert 	  beurlaubt beurlaubt Dr. h. c. Blücher — — 
Stierle 	  Nein 

Nein 
Ja 
Ja Dr. Brühler 	 Ja Nein 

Sträter 	  
Frau Strobel 	 Nein Ja Eickhoff 	  

Dr. Elbrächter 	 
Nein 
Nein 

Ja 
Ja 

Stümer 	  
Thieme 	  

* 
Nein * Ja Euler 	  

Fassbender 	 
Ja 
Ja 

Nein 
Nein 

Wagner (Deggenau) 	. . Nein Ja Dr. Graf (München) 
Wagner (Ludwigshafen) Nein Ja Gumrum 	 * * 
Wehner 	  * * Hepp 	  Nein Ja 
Wehr 	  Nein Ja Frau Kalinke 	 Nein Ja 
Welke 	  Nein Ja Körner 	  Ja * 
Weltner 	(Rinteln) 	. 	. 	. Nein Ja Lahr 	  Ja Nein 
Dr. Dr. Wenzel 	. 	. 	. 	. Nein Ja von Manteuffel (Neuß) . Ja Nein 
Wienand 	 Nein Ja 

beurlaubt Matthes 	  Nein Ja 
Dr. Will (Saarbrücken) . beurlaubt Dr. von Merkatz . 	. 	. 	. — — Wittrock 	  Nein Ja Müller (Wehdel) 	. 	. 	. 	. *  Zühlke 	  Nein Ja Neumayer 	 Ja Nein 

Platner 	  * Nein 
Dr. Preiß 	 Ja Nein 
Dr. Preusker 	 — — 
Dr. Schäfer (Hamburg) . Nein Ja 

FDP Dr. Schild (Düsseldorf) . * * 

Dr. Atzenroth • • 	• 	• 	• * * Schneider (Bremerhaven) enthalten Ja 

Dr. Becker (Hersfeld) . 	. beurlaubt beurlaubt Dr. Schneider (Lollar) Ja Nein 
Ja 

Dr. Bucher 	 Nein Ja Dr. Schranz 	 Nein 

Dr. Czermak 	 * * Dr.-Ing. Seebohm 	. . 	 
Walter 	  

— 
Nein 

— 
Nein 

Dr. Dehler 	 
Dr.-Ing. Drechsel 	. 	. 	 

Nein 
Nein 

Ja 
Nein Wittenburg 	 Nein Ja 

Eberhard 	 Nein Nein Dr. Zimmermann 	. . . enthalten enthalten 

Frau Friese-Korn 	. . 	 beurlaubt beurlaubt 
Frühwald 	 beurlaubt beurlaubt GB/BHE 
Gaul 	  
Dr. von Golitscheck 	. . 	 

Nein 
Nein 

Ja 
Ja Elsner 	  Nein Nein 

Graaff (Elze) 	 beurlaubt beurlaubt Engell 	  
Feller 	  

* 
Nein 

* 
Ja 

Dr. Hammer 	 
Held 	  

Nein 
Nein 

Nein 
Ja Frau Finselberger 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt 

Dr. Hoffmann 	 Nein Ja Gemein 	  
Dr. Gille 	 

Nein 
Nein 

Ja 
Nein 

Frau Hütter . 	 Nein Ja 
Ja Dr. Kather 	 beurlaubt beurlaubt 

Frau Dr. Ilk 	 Nein Dr. Keller 	 Nein Ja 
Dr. Jentzsch 	 * * Dr. Klötzer 	 Kühn (Bonn) 	 
Lenz (Trossingen) 	. 	. 	 

* 
Nein Ja Kunz (Schwalbach) 	. . Nein Nein 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö- Kutschera 	 * * 
wenstein 	 * * Dr. Mocker 	 

Petersen 	  
* 

Nein 
* 

Nein 
Margulies 	 Nein Ja Dr. Reichstein 	 Nein Nein 
Mauk 	  Nein Ja 

* Seiboth 	  Nein Ja 
Dr. Mende 	 * 

Dr. Sornik 	 Nein Nein 
Dr. Miessner 	 Nein Ja Srock 	  Nein Ja 
Onnen 	  beurlaubt beurlaubt 

Stegner 	  Nein Nein 
Rademacher 	 Nein Ja 

Dr. Strosche 	 Nein Nein 
Scheel 	  Nein Ja 
Schloß 	  Nein Ja 
Schwann 	 beurlaubt beurlaubt Fraktionslos Stahl 	  Nein Ja 
Dr. Stammberger 	. . 	. Nein Ja Brockmann (Rinkerode) Ja Nein 
Dr. Starke 	 beurlaubt beurlaubt Ruland 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Ja Nein 
Weber (Untersontheim) . Nein Ja Schneider (Brotdorf) . 	. Ja Nein 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Zusammenstellung der Abstimmungen 

Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Abgegebene Stimmen 	 362 351 

Davon: 

Ja 172 165 

Nein 	 184 185 

Stimmenthaltung 	. 6 1 

Zusammen wie oben 	. . 362 351 

Berliner Abgeordnete 

Name 
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Name  
Ab

-

stimmung 
1 

Ab

-

stimmung 
2 

Mattick  	. 	. 	. Nein Ja 
CDU/CSU NeLbauer 	 Nein Ja 

Dr. Friedensburg 	 Ja * Neumann 	 
Dr. Schellenberg 	. 	 . 	. 

Nein 
Nein 

Ja 
Ja Grantze 	  Ja 

Ja 
Nein 
Nein Frau Schroeder (Berlin) . beurlaubt beurlaubt Dr. Krone 	 

— — Schröter (Wilmersdorf) . Nein Ja Lemmer 	 
Frau Dr. Maxsein 	. . 	 beurlaubt beurlaubt Frau Wolff (Berlin) 	 Nein Ja 

Stingl * * FDP 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders Nein Ja 

SPD Dr. Reif 	  beurlaubt beurlaubt 
Dr. Will (Berlin) 	. 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt 

Brandt (Berlin) 	. 	. 	. 	 beurlaubt beurlaubt 
Frau Heise 	 Nein Ja FVP 
Klingelhöfer Nein Ja Dr. Heim 	 Ja Nein 
Dr. Königswarter 	 Nein Ja Hübner 	  Ja Nein 

Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten 

Ab

-
stimmung 

1 

Ab

-
stimmung 

2 

Abgegebene Stimmen 	 15 14 

Davon: 

Ja 	  5 10 

Nein 	 10 4  

Stimmenthaltung 	. — — 

Zusammen wie oben 	. . 15 14 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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